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Auszug aus LEOPOLD'S Strafgesetzbuche,
d. d. Pisa, den 30sIen Novenlber 1786.
"Vorläufig suchten 'Yir die Härte. der Gesetze
zu mildern, durch Instructionen, an unsere Ge-
richtchöfe erlassene Befehle und besondere Edicte,
wodureh die Todesstrafe, die Folter, iibermäfsige,
und mit den Verbrechen und Vergehen gegen
fiscalische Gesetze nicht in Verh;iltnifs stehende
Strafen abgeschafft wurden; erwartend, dar:<; Wir
im Stande seyn würden, nach der reiflichsten
Prüfung, und geleitet durch die Erfahrung, wel-
che die neuen Verfiigungen darböten, die ganze
Straflegislation zu verbessern.
Jetzt haben Wir nun, zur groIsen Beruhi-
gung Unsers väterlichen Herzens, erkannt, dafs
die Milderung der Strafen? vereint mit treuer
Sorgfalt? die Verbrechen zu verhüten? das ge-
richtliche Verfahren hald zu beenden und schnell
Strafe folgen zu lassen? Statt die Anzahl der




lleutend verminderte, während man von den grö-
hern kaum mehr reden hört.
In Folge dieser Erfahrungen haben Wir
den Entschlufs gefafst, die Pteform der Strafge-
setzgebung nicht länger zu verschieben: wobei
"ViI' als Grundsatz festsetzen, dars die Todes-
strafe, als völlig nutzlos für den Zweck der
bürgerlichen Gesellschaft bei Bestrafung der Ver-
brechen, völlig abgeschafft bleiben soll.
Gleichfalls verbieten Wir die Anwendung
der Folter und der Vermögens-Confiscation, da
durch diese unschuldige und unglückliche Fami-
lien ins Verderben gestiirzt werden. Ebenmä-
fsig haben Wir allS der Gesetzgebung jene Be-
stimmungen verbannt, durch welche in verderb-
ten Jahrhunderten eine Menge von Handlungen
zu Verbrechen, und seILst zu l\lajest;itsVerbre-
ehen, gesleIlJpclt wurden; wogegen wir Strafen
festsetzten, welche mi t den Handlungen, die
nicht ohne Ahndung bleiben durften, in gerech-
tem Verhältnisse stehen."
VORREDE.
~Bei der Ausarbeitung des vorliegenden
Entwurfes eines Strafgesetzbuches hat-
te ich zwar im Allgerneinen ein JVord-
deutsches Staatsgebiet vor Augen, vor-
züglich jedoch das Herzogthum Braun-
schweig, welches ich unter allen Deut-
schen Ländern am genaueslen kenne,
da ich in diesem, meinenl Vaterlande,
fast ausschliefsend mein Leben hinge-
bracht habe.
Der Culturzustand (lieses I..andes (dpr
des übrigen Norden von Deutschland
ist wohl im Wesentlichen derselbe),
grofsentheils hervorgegangen aus den
Bemühungen einer langen Reihe wahr-
haft landesväterlicher Fürsten 1), ist von
der Beschaffenheit, dars grausame und
1) S. des Geh..lllst.-l\.aths Hiiberlin Aufsatz in dem Braun-
schweig. Magazin, 179:2, St. 6. - Braunschweig war es,
welches auf dem Heichstage stets fiir PrcIs{reihcit stimmte
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die menschliche Natur hinabvvürdigende
Strafen hier sehr unzweckmäfsig er-
scheinen würden 2). Daher fand sich
denn auch des jetzt regierenden Herrn
Herzogs ~on Braunschweig Durch-
laucht bewogen, bereits unter dem
26sten Julius 1827 zu verordnen:
») Die Strafe der öffentlichen Ausstel-
») lung soll allein bei Bestrafung des
)) Meineides Statt finden, und wird so-
)) dann die Natur einer Ausstellung am
)) Schandpfahl annehmen; (
desgleichen:
)) körperliche Züchtigung soll hei er-
2) Nach dem StrafgesetzlJllche für IVesfgallicicll, (Wien,
1i96), § 2S, besteht der sch(J,!erste Kerker darin, » dafs der
Sträfling in einem abgesonderten Kerker, worin er nur so
viel Raum und Licht hat, als nöfhig ist, stets mit schwe-
ren Eisen an ltinden und Flifsen und mit einem eisernen
Hinge 11m den Leib verwahrt, dreimahl iu der Woche mit
warmer, doch keiner fleischspeise , die 'iiLrigen Tage mit
\Vasser und Brod gen;ihrt wird, sein Lager auf hlofse Bret-
ter heschdnkt ist, und ihm mit niemand eiue Zusammen_
kunft gestattet wira. « - Deutschland ist es nicht, wo
Strafen dieser Art nothwenaig erachtet werden könnten'
Strafen, gegen welche der T~d Wohlthat ist. - Schwer~
lieh möchten sie auch zur Veredelung aes Vülkes hel-
tragen!
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))wachsenen Personen gänzlich weg-
)) fallen. « 5)
Nicht der geringste Nachtheil für öf-
fentliche Sicherheit ist aus diesen Ver-
ordnungen hervorgegangen 1); Jeder,
dem Veredlung der ~Ienschen am Her-
zen liegt, erkennet aber darin den Be-
weis der Humanität, welche die Gegen-
wart von einer rohern Vergangenheit
auch in den Gesetzen zu unterscheiden
weifs 5).
3) Nach öffentlichen Nachrichten sollen in der künftigen
Preufsischen Legislation körperliche Züchtigungen eben-
falls wegfallen.
4) Bier w;ire also der Versuch gliicklich gemacht, den
('on Zeiler in rVagllcr's Zeitschrift fiir Östeneichische Rcehts-
gelehrsamkeit ('Vien, 1825, 1. Jahrg. Nro. XI, S.172) wiinscht,
und wobei JYlittermaier (im nellen Archiv des Cr.-Rechts,
X, i, S.153) mit l\echt bemerkt: » Es ist nicht redlich von
Seiten einiger neuen Vertheidiger der körperlichen Ziichti-
gungen , dafs sie immer noch von empfindsamcn Theoreti-
kern, als den Gegnern der Züchtigungen, reden, und ganz
davon schweigen, dars einer der ehrwiirdigsten Praktiker,
dessen erhabene Stellung eine reichhaltige neobachtung ihm
möglich machte,!'. Zeiler, gegen die Züchtigungen sich er-
klärt, und meint, dafs eines Versuchs der Gegenstand doch
werth s~r. «
5) Piit f01·ti, I' sensibili del'on essere 11' impressioni sugli
animi induriti di un popolo a pena usdfo dallo stato sel-
I'aggio. Vi I'uole il fulmine per abbattere un fel'oce teone,
chI' si ril!oZta aZ coZpo deZ ludle. ( Be C c a r i a. )
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Nach dem cIassischen, lnehrfach ge-
krönten Werke desFranzösischen Rechts-
gelehrten Charles Lucas 6), und nach
dem, was Deutsche Gründlichkeit und
Gelehrsamkeit über die Zulässigkeit der
Todesstrafen verhandelt hat, hier et-
was über diesen Gegenstand ausfuhren
zu wollen, scheint überflüssig 7). Wer
mit Aufrichtigkeit Belehrung sucht, wird
in jenen Ausführungen Überzeugung
finden; aber auch denen wird sie nicht
fehlen, welche so organisirt sind, dars
sie solche nur durch ihnen vor Augen
tretende Thatsachen erhalten können.
Nie waren in Toscana weniger Verbre-
chen zu bestrafen, als unter Leopolds
") Du s.fsteme perzal, ct du s.fsteme repressif en general,
de la peine de murt cn particulier. ()uvrage cuurunne a
Geneve et a Paris. Paris 1827. 8. I~XXXVIlI und 407
Seiten. - Destutt de Trac.r in der Französischen Deputir-
ten-Cammer, Sitzung vom 28sten Febr. 1829.
7) Verg!' rom Justizmorde, ein Votum der Kirche. Un-
tersuchung iiber die Zulärsigkeit der Todesstrafe aus dem
christlichen Standpuncte, S. 41 - 57. Die entgegengesetzte
Meinung ist vertheidigt in Rufshirts vortrefflichem, ehen er-
schienenen \Verke: Entwickelung d. Grundsiitze d. Strafr.
TI. d. Quellen des deutschen R. S. 453. .
VOR RED E. XI
milden Gesetzen, der die Todesstrafe
abschaffte 8).
Ich füge also nichts hinzu, als: in
den Gegenden Deutschlands, welche
dieser Entwurf eines Strafgesetzbuches
berücksichtigte, ist die Todesstrafe we-
nigstcns entbehrlich 9). Diefs murs dem
BechtsgfJlehrten hinlänglich seyn, fiir
ihre Abschaffung zu stimmen, dem Ge-
setzgeber, diese zu beschliefsen. Es
schien mir aber der Deutschen Für-
sten, deren Gebiete das Titelblatt nennt,
würdig, die öffentliche Blutrache in ih-
ren Gesetzbüchern zU tilgen, und luit
diesem J~orber des Siegs übcr Vor-
luthcilc ihrc fürstlichcn Häuptcr zu
schnlückcn. Kein Rechtsnachtheil wird
aus dieser 11filde entstehen 10); dicfs
B) Lucas, I. c. S. ;~58.
9) (Jgni atto di autorita di lLOlIlO ad uomo, ehe non derivi
dall' assoluta necessita e tirallniw. Beccaria de delitti e
delle perle § 2.
10) "L'e:r;perience a faii remarfJuer que dans les pai:~ Oll
Les peines sont douces, I'esprit du citoyen en est frappc,
comme il est ailleurs par les erandes. « 11'10 n t es qu i eu, de
l'esprit des lois, Chap. A7I. 'Vie sehr hat die Erfahrung
A.lIes das, welches in diesem Capitel gesagt ist, bestätigt!
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darf ein Richter sagen, der seit vielen
Jahren in der höchsten Instanz, unter
der J\Iitberathung grofser und würdiger
Uechtsgelehrten, das Strafamt ausübte 11).
Ich setzte den bürgerlichen Tod 12) an
die Stelle des physischen; denl Verbre-
eher ein gewifs gröfseres Übel: - ») multi
enim sunt, qui mortem, ut requiem ina-
lorum, contemnunt, et grafJiter expa-
fJescunt ad captifJilatem, « unl mit Se-
neca zu reden; - aber ein Jnenschli-
cheres 13). - Hier ist es möglich, den Tod-
ten in das Leben zurückzurufen, wenn
des Richters Irrthum (und ist er nicht
ein Mensch? - wurde nie ein Unschul-
I.) Ich glaube nicht nöthig zu haben zu yersichern, dars ,~
ich, als nichter, die Gesetze beobachtend, auf den Tod
stimmte, wenn die Gesetze den Tod forderten. Doch mit
"\Viderwillen. Ich selbst farste Todesurtheile ab, und un-
terschrieb sie; aber mit welcher Empfindung! -
10) "Vas gegen diesen geschrieben, ist mir nicht unbe-
kannt. nier steht aber diese Strafe isolirt, als Ersatz der
Strafe des physischen Todes, nicht als Folge einer andern
StrafarL - Über den bürgerlichen Tod als Criminalstrafe,
von KldTlsclzrod. Im Neuen Archive des Cr.-Rechts, B. I,
S. 65.
lö) Die Wdsheit Salo/noTlis, Cap. 1, V. 13. 14. )) Gott
hat nicht I...ust am Verderben der I...ehendigen: sondern er
hat alles geschaffen, dars es im Wesen seyn sollte. (C
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diger aus Irrthum zum Tode verur-
theilt?) dieses nothwendig macht.
Führt wohl ein Zeugenbeweis , ein
Urkundenbeweis, oder selbst das eigene
Bekenntnifs, zu unbedingter Ge"\vifsheit?
- Man denke nur an die Tausende der
Unglücklichen, die nicht nur im peinli- .
ehen Verhöre, sondern auch im gütli-
chen, das Verbrechen der Zauberei ein-
gestanden! - )) Um eine Bürg~~haft zu
erhalten, dafs die richterliche Ubcrzeu-
gung auf allgemein gültigen Gründen
beruhet habe, fordern die neueren Ge-
setzgebungen 14) zur Verurtheiluug auf
harmonisch .zusammentreffende lndi-
eien eine gröfsere StiInmenanzahl; aus
einer ge"visscn Ängstlichkeit, die den
Irrthum der Richter, im Fall der Ent-
deckung desselben, dann nicht mehr
gut machen zu können weifs, gestat-
14) König!. Hannooerische Verordn. d. d. 25sten l\Hirz
1822, § 5 und 6. Fürst!. Schaumburg- Lippisdze Verordn.
d. d. l1ten Sept. 1828, § 5 und 6. Diese Verordn. stimmt
mit der Hannoverischen im "Vcsentlichen überein. Die ge-
meinschaftliche Quelle ist unstreitig das Strafgesetzbuch fiir
Baiern , 11. Theil, vom Procefs in Strafsachen, Cap. VI,
Art. 308 ff.
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ten sie aber (freilich nicht sehr con-
sequent) die. Verurtheilung zltr To-
desstrafe altf Indicien nicht.\\ 15)
Dieses findet sich in allen neuern Ge-
setzbüchern. - Also hier war der Ge-
setzgeber ängstlich, eine Strafe zu er-
kennen, die jede Art der Genugthuung
ausschlofs? - Aber ist denn wohl ein
Zellgenbeweis dem Philosophen ein bes-
serer, als ein Beweis durch IndicienP -
Finden sich nicht in jedem Strafgesetz-
15) Mittel'maier's Deutsches Strafverfahren, I, Seite 279.
Pfe{rfer's pract. Ausführungen aus allen Theilen der Rechts-
wissenschaft, B. 1I, Nro. 15. Der Verf. gieht hier zu, dafs
wenn der künstliche J3eweis vollständig geführt sey, der
Theorie nach auch auf die g'esetzliche Strafe erkannt wer-
den miissc, rechtfertigt dagegen die Praxis, welche hin-
sichtlich tIer Todesstrafe eine Ausnahme macht, da nach so
vielen Beispielen, wo auf eine kaum glaubliche 'Veise die
Unschuld eines auf vullstiindigeTl actellml~{sigen Beweis Ver-
urtheilten späterhin an den Tag gekommen ist, der Hich-
tel' es möglichst vermeiden müsse, auf blofse, wenn gleich
noch so dringende und überzeugende Anzeigen, ohne Ge-
ständnirs des Angeklagten und ohne Zeugenbeweis , iiber
die Begehung' der That, eine Strafe zu erkennen, welche
ihm die Möglichkeit entzöge, dem Vernrtheilten, nach etwa
noch entdeckter Unschuld desselben, wenigstens die der
',age der Sarhe narh ausführbare vViederherstdlung und
Schadloshaltung angedeihen zu lassen. - 'Ver kann aber
leugnen, dars es viele künstliche neweise gieht, die Illehr
üherzeugen, als der so m{{sliche Zeugenbeweis ? -
J
,
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buche Bestimmungen gegen falsche Zeu-
gen? - Also mufs es doch solche ge-
ben. Gab es nicht sogar Menschen, die,
dem Tode sich weihend, falches Zeugnils
gegen sich selbst ablegten]) - So lasset
uns denn auf alle Criminalfälle ausdeh-
nen, was alle Gesetzbücher bei der Ver-
urtheilung auf Indicien bestimmten:
denn nur Indicien sind dem Philoso-
phen Zeugenbeweis und eigenes Be-
kenntnifs. - Auch kömJnt gewifs eine
Zeit, wo man eben so staunen wird,
dafs es möglich war, öffentlich einen
Menschen vom Leben zum Tode zu
bringen, als man jetzt staunt, wie es
möglich gewesen, die Tortur anzuwen-
den, oder einen Menschen tagelang, mit
zerbrochenen Gliedern, auf dem Rade
jammern zu lassen.-Wäre diese glückli-
che Zeit friiher erschienen, wie manches
Verbrechen ,vürde ungeschehen seyn!
))Infortune monarque! ah, si, lorsque
Beccaria plaidait a~ec tant de suc-
ces la cause de l'humanite, Louis XF.
eclaire comme Leopold, par le flam-
beau de son genie, eut ren~erse l'e-
chafaud, all lieu de rette ~oix elo-
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quente et is 0 le e (de Condorcet), mille
autres se seroient elew!es eil ta .fareur,
et une rerolution, qui s'accomplissoit
au nom des droits de I'lwmme, n'auroit
jamais ose rioler le plus sacre de touS.t(
Lucas, I. c. p. 374.
So möge denn dieser Entwurf eines
Strafgesetzbuches sich den Fürsten und
den Bürgern zeigen ohne Schwert, oh-
ne Schandbiihne, ohne Brandmark und
Gei/set.
Möge man mich der Weichlichkeit
zeihen, von der ich mich frei weifs!
Das System der Strafen, welches
ich anwandte, ist das im Allgemeinen
im Norden von Deutschland und na-
mentlich in dem Herzogthume Braun-
schweig jetzt und seit langer Zeit be-
stehende. Keine neue Anstalt wäre zu
schaffen, träte dieser Entwurf ins Le-
ben, wenn ich allenfalls, was Braun-
schweig anbetrifft, ausnehme, dafs das
Strafinstitut des kleinen ](arren seit ei-
niger Zeit hier aufscr Gebrauch gekom-
men ist, und also herzustellen wäre.
Es schien mir nothwendig, dasselbe wie-













zufüllen, welche zwischen der Strafe
des Zuchthauses und ,jer schweren Ket-
tenstrafe des grofsen Karren offenbar
vorhanden ist.
Einen Unterschied zwischen dem
Zuchthause und der Zwangsarbeit 16)
zu machen, konnte ich mich nicht ent-
schIiefsen. Beide Strafen werden im
Herzogthum Braunschweig jetzt für
gleich hart gehalten; die neueren Ge-
setze drohen gewöhnlich mit ») Zucht-
»)haus- 0 der Zwangsarbeit, ( als gleich
schweren Strafen, und der Richter wählt
nach der Individualität des Verbrechers.
Noch z,veckm:ifsiger scheint es mir, dafs
16) Die Zurhtlzaus-Anstalt fiir das ganze Braunscll'weigl'
sehe Land befindet sieh mitten in der Stadt Hraunschweig,
in demselben Geb:iude mit einer Irren-Anstalt. Das Zwangs·
arbeits-Institut zu \'Volfenbiil.lcl, theils in den Gefängnissen
des PhilippshCl'ßCS, theils in einem weitläufigen, noch nicht
vollendeten Gebäude, welches mit diesem in 'Verbindung
steht. Die Einrichtung ist hier äufserst zweckm:ifsig. Die
Karl'cnanstalt ist in dem untern Stockwerle des Philipps.
berges. Für die (-}esundheit s:immtlicher Stdiflinge, die
grö!stentheils im Freien arbeiten, wird auf das Sorgfältig
ste gesorgt
Der Bau eines gottesdienstlichen (~ebäudes fiir die An-
stalten wird beginnen, sobald die Hauplbauten ß:inzlich I'oll.
endet sind.
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die Administrations-Behörde die Wahl
zu treffen habe, selbst bei einem Sträf-
linge Wechsel eintreten lassen könne,
so wie es die Persönlichkeit und Ge-
sundheit desselben erfordern nlöchte.
Wer die Zwangsarbeiter die Festungs-
werke W olfenbüttels abtragen sieht,
wird sich überzeugen, dars ihre Arbeit
keine gesundheitzerstöreude sey, wie
Zuchthausstrafe , ihrer Natur nach, oft
werden murs 17). Wechsel der Strafart
hei einer Person, die auf Jahre verur-
theilt wurde, wäre hier also W ohlthat.
Bei der Ausarbeitung dieses Entwur-
fes hatte ich die Ergebnisse der Baie-
rischen Legislation, vorzüglich das Straf··
gesetzbuch von 1813, das VVerk des
unsterblichen FeIlerbach, die Uher die-
ses und über den Baierischen ]~ntwurf
n)ß 1822 18) in nicht geringer Anzahl





17) Vorzüglich bei deli die Luft der Kerker nrpestendell
\Vollarbeiten. Erzählt uns doch ein Aufsatz in dem ältern
Archive des Criminalrechts, dars in einem süddeutschen
Zuchthause die gesundesten Menschen bei den \Vollarbei-
len bald, mit Geschwiiren bedeckt, dem Tode hinwelkten.
---- Nun versuchte man andere Beschäfftigungen.
. '") Den Baierischen re('idirtCTl Entwurf von 1827 empfing
Ich, nach vielfachem vergehlichen Bemühen, mir solchen
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erschienenen Schriften, ganz besonders
aber den Entwurf eines Strafgesetzbu-
ches für das ](önigreich Hannover, nebst
Bauer's und l11ittermaier's verdienstvol-
len Arheiten stets vor Augen. Die Klar-
heit und der practische Blick, welcher
aus den Schriften dieser heiden Gelehr-
ten (mögen immerhin ihre Ansichten
üher manche Gegenstände verschieden
seyn) hervorleuchten, mufsten zu dem
Studium ihrer Darlegungen vor allen
andern einladen 19).
durch den 11uchhandel zu verschalTen, nebst den Motiven
(München, 1827), nachdem mein Entwurf schon vollendet
und der allgemeine Theil selbst schon zum Drucke abge-
sendet war. Dennoch habe ich jenen Entwurf, das Pro-
duct reillicher Überlegungen und der Erfahrung, nachträg'-
lich an mehreren Stellen benutzt. Die ausgezeichnete Güte
eines hohen Baierischen Staatsbeamten verschaffte mir die-
ses schöne vVerk, nebst den dazu gehörigen Motiven. Ich
erlaube es mir, in dem Anhallge daraus einige Bestimmun-
gen über solche Gegenstände, die besonders oft besprochen
wurden, mitzutheilen. - Den 2ten Theil der kritischen Be-
leuchtung des Strafgesetz-Entwurfes für das Königr. Han-
nover, nebst dem Entwurfe selbst, von S. P. Galls, erhielt
ich erst, nachdem der Druck des vorliegenden "Verks bei-
nah vollendet war; ich habe (liese Arbeit also nicht benu-
tzen können.
(9) Auch Frallkreich beginnt der Deutschen Rechtsgelehr_
ten Verdienste um die Criminal-Gesetzgebung anzuerken ..
nen. «N'oublioTls pas (sagt der (;{obe, S1. vorn 21. Januar
b*
xx \OHHEDE
Auch der Hannoverische Entwurf
entlehnte Vieles ""vörtlirh, ouer fast ,vört-
lieh aus uem Baierischen Gesetzhuche 20)
und denl spätern Entwurfe dieser He-
gicrung, und mit grofsem Hechte: denn
hier galt es, das Beste zu liefern, nicht
stets etwas Neues zu schaffen. So ha-
be ich ehenfalls vielfach wiirtlich be·
nutzt, was fnir· dip Arbeiten der Bair.,
1829, bei Gelegenheit ,Ier Anzeige einige.' legislatorischen
'Vcrke), Ifue chcz nos ,)()/sins hs jur/swllsulles d e J I c / .
delberg cl de ]~lllnhh, parl1li lcslfucls Oll doil i/lrr CTl
prem/e,re liglle ftf.]Jf. Mitfcrmaier cl Feucrbach, ~1Tl1
ecril SUI' celle maUere, ei qu'il sera curiellx de COllnaltre
leurs idCes. «
20) Mit Ehrfurcht mufs man Baierns Kön/g nennen, wenn
von Gesetzgehung die Rede ist. Was ]lfaximilian Joseph
begonnen, hat Llldcvig mit wahrhaft königlicher Besonnen·
heit fortgesetzt. Schon die ersten Maafsegcln seiner R.e
gierung enthiillten die Pläne, welche er zur Hegliickung
.<eines Volkes entworfen 11alle, und jPlzt leuchtet Ba/ern als
ein Stern ersllT Grlifse ,1Cll iihrigell Slaalsgebieten Deulsch
lands ,"or. Von Baierll :lIJS giug die grofse Ueform dcr
C,'iminall'·gislalion. Die Slrahlen dil'sl's Lichtes dringl'll
t.is nact. Schwellen und !\ufslanl1; ulIll vielleicht dauert es
nicht lange, ,Jars das eisiße Kamtschatka W ohlthalen Ma:d-
miHall Jusephs und Ludev/gs empfängt. ])enn diefs ist der
Aufklärung Eigenschaft, dars sie, gleich der Wärme, sich
nicht sperren läfsL Eine herrlichere Eroberung als die des
grofsen Alexander! Er zerstörte Hciche, sie aher bauet auf
.las Reich des Lichts
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rischen Rechtsgelehrten und vorzüglich
der Hannoverische ElltwUr] darboten,
wie ich auch die Ordnung der l1/ate-
rien, die zwar keinesweges gleichgül-
tig ist, nicht aber die Bedeutenheit hat,
"velche die Verhandlungen der Hechts-
gelehrten derselben beizulegen schei-
nen, mit wenigen Ausnahmen aus die-
sem Werke entlehnt habe 21).
Dafs ich auch· die Oesterreichische
und Französische Legislation, die Säch-
sischen Entwürfe, Zachariä's Entwurf,
und zum Theil auch, was über diese
Werke verhandelt ist, nicht unberück-
sichtigt liefs, wird denl I ..iteraturken-
ner nicht entgehen.
Gern will ich daher meine Arbei l
gröfstentheils nur für eine Revision
der Arbeiten meiner Vorgänger, vorzüg-
lich in Baiern und Hannover, gelten
lassen; ja, ich ,vürde Inich sehr geehrt
fühlen, könnte Ulan sie mit Recht als
eine RefJision betrachten.
21) Vergl, was hieriiber S. 84 der Muli,,/, zum rc\'idirlen
·Entwurf des ßaierischen Strafgesetzbuches (1827) gesagt
ist. Anhang, Nro. I.
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Dankbar und unumwunden erkenne
ich also an, was ich den Vorarbeiten
Anderer verdanke, wohei ich jedoch
hoffe, dars man eine bedeutende An-
zahl von J\'Iaterien finden wird, die ich
selbstständig, vorzüglich durch eigene
Erfahrung geleitet, bearbeitet habe, wie
ich denn auch nichts ohne sorgfältige
Prüfung aufnahm. Sagte mir jedoch
diese, ich sey nicht· im Stande, etwas
Besseres zu schaffen, als ich vorfand,
so betrachtete ich dieses als das Resul-
tat gemeinschaftlicher Berathungen, und
nahm es dankbar auf, eine Veränderung
fiir eine Verschlechterung achtend. Oh-
ne jene Vorarbeiten wäre ich wohl
schwerlich im Stande gewesen, das vor-
liegende Werk, ein Resultat des Nach-
denkens und der Erfahrungen Vieler,
zu liefern. - Wie lückenhaft würden
die neuern Deutschen Strafgesetzbücher
und Entwürfe zu diesen sich ausneh-
men, wenn nur Feuerbach das Seine
aus solchen zurückforderte!
Was die Bestimmung der Strafen
anbetrifft, so bin ich in dieser Bezie-
hung meinen Vorgängern wenig oder
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nichts schuldig. Keiner der aufgestell-
ten Strafrechtstheorien ausschliefslich
huldigend, bestinlmte ich die Strafen
nach meinen practischen Ansichten von
der Natur der re/'brechen, den Folgen,
\velche sie nach der Gerechtigkeit für
den Verbrecher haben lnüssen, und nach
dem, was die Sicherheit des Staates
und seiner Bürger lnir zu erfordern
schien 22).
Überall suchte ich die Strafgröfse in
Harmonie mit der Gröfse des Verbre-
chens zu stellen 23), und so dem Straf..
institute den Zweck unterzulegen, iu
"") » Sunt haee quidem magna, qllue TlIlTIC ureviter adtill
guntur; sed omnium, quae in huminum doctorllm disputa-
tione versantur, nihil est prufeäu praestabilius qllam plane
intelligi, nos ad justitiam esse natus, neque upi-
niune, sed natllra cUTlstitlltum esse jus.·( Cicero
de legihus, I, 10.
•::) Ist diese Harmonie nicht vorhanden, so sucht man
verg-ebens den Richter zu zwingen, das Gesetz zu beobach-
ten. Seine menschliche Natur empört sich bei dem Gedan-
ken, das Organ der Ungerechtigkeit zu seyn, und er sucht
und - findet endlich Auswege. Vergl. Tittmann; dafs sich
die Urtheilssprecher in der Nothwendigkeit befinden kön
nen, eine gesetzwidrige Strafe zu bestimmen, um ein gc
rechte.~ Urtheil zu sprechen. Im Neuen Archive rleg Cr.
R.echts, Band I, S. 352.
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Verhindung nlit allen übrigen Staatsein-
richtungen, das Gesetz aufrecht zu er-
halten 24). Keinesweges will ich mir
daher den Ruhm aneignen, dars Jnein
Entwurf unter allen Gesetzhüchern und
Entwürfen die mildesten Strafen dar-
hiete. Gerechte, und also menschliche,
hoffe ich, wird man finden: aher Stren-
ge ist mit der Gerechtigkeit vereinhar,
ja die Gerechtigkeit erfordert diese, wenn
von IIerbrechen die Uede ist. - fast
könnte ich behaupten, mein Enhvurf
enthalte die Praxis des Gerichts, hei
welchem ich mein Amt hekleide: 25) im
24) Verg!' Neues Archiv des Cr.-R., B. IX, S. 712, und
MiUemzaier's Abharidl. iiber den Zustand der Criminalrechts-
wissenschaft in Deutschland, ebendasel1Jst, B. IV, S. 94 ff.:
» Es crgehet an den Strafgesetzg·eher die Forderung, dafs
er die Strafe mit allen ihren Merkmahlen shhernd und ab-
schreckend, ()ergeltend lmd bessernd auffasse, und darauf
sein Gesetz, mit sorgsamer Priifung der Nation, fiir wel-
che es gehiirt, und aller Verhältnisse baue, ohne durch
Hervorheben eines einzigenl\Ierkmahls aus der Strafe sich
selbst, aus Consequenz, zu einer eisernen Härte, oder zur
Anwendung fruchtlo$er Resserungsversuche zu nöthigen.«
25) In den nraunschweigischen J...anden hat die peinliche
Gerichtsordnung Karts V. noch gesetzlichel Kraft, durch
Particular-Gesetze selten gemildert, öfter geschärft Tod
steht auf Hausdiebstahl iibc,. 10 Thaler, Tod auf dem Dieb-
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Allgemeinen wenigstens möchte wohl der
Unterschied nicht sehr bedeutend seyn,
der zwischen dessen Straferkenntnissen,
und den Strafen, welche dieser Entwurf
darlegt, vorhanden ist. Ich glaube, nicht
zu viel zu sagen, wenn ich behaupte,
dars, könnte ich annehlllen, es empfin-
ge dieser Entwurf im Herzogthum
ßraunschweig Gesetzeskraft, dann die
Staatsunterthanen kaum merken wür-
den, dars sich die Criminalgesetzgebung
geändert habe 26). Am wenigsten wür-·
stahl der Pferde. Selbst die Folter ist nicht abgeschafft.
Lilngst hat jedoch der GerichtsgeLrauch ein anderes Straf-
system Legründet.
\ erg!' 1'. ])/"ostc-lJiils!Joj/s Einleitung in das Deutsche
Criminalrecht (Bann, 1826), S. 57.
26) Verg!' Bemerkungen und Beweggriinde zu Tiftmann's
.Entwurfe eines Strafgesetzbuches fiir das Kijnigr. Sachsen,
1. Band, Anhang, S. 3. - "Fiir die Forthildung des Rechts
erwartet die neuere historische Schule Alles von der Ana-
logie der historischen Erkellntnifs lmdeiner gesunden Pra-
xis, welche das schafft, was veränderte neue Verhältnisse
nothwendig machen. Neue umändernde Gesetzgebungen
fordert sie also nicht, und verwirft sie sogar, wenn sie lIen
Faden des in der Gegenwart gültigen Rechts abschneiden.
Wünsehenswerth sind nur solche Gesetzgebungen, welche
das bestehende, geltende Recht zusammenstellen, - also
die bestehenden Gesetze, soweit sie noch anwendbar sind,
nebst den Verbesserungen und Zusätzen, welche die Pra-
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de man den Mangel der Todesstrafe ver-
missen, denn nur zweimahl ist von dem
höchsten Gerichte, so lange solches in
seiner jetzigen Verfassung (seit Januar
1817) besteht, ein Todesurtheil abgege-
ben worden 27). Während der langen
segenreichen Regierung des Herzogs
Karl Pf.-7ilhelm Ferdinand ist aber nie,
so viel lnir erinnerlich, ein solches
xis theils eingeführt, theils als nothwendig erkannt hat _ ..
woran sich für den laufenden Bedarf der Fortbildung Ent-
scheidungen von Controversen und gesetzliche Fixirung des
anerkannten Gerichtsgebrauches anschliefsen mögen. « Bie-
ner, Über die historische Methode und ihre Anwendung
auf das Criminalrecht. N. Archiv für Cr.-R., X, 3, S.476.
Savigny, Beruf unserer Zeit für Gesetzgebung, S.131-133.
27) Das eine Todesurtheil betraf eine höchst verworfene
Frauensperson, welche, eines geringen Gewinnstes wegen,
ihre Stieftochter, nach langjährigen Mifshandlungen des Kin-
des, erwürgt und den Leichnam in einen verlassenen Gru-
benbau geworfen hatte. Bei dieser Handlung hatte sie, für
sich und das Kind, ein Vaterunser gebetet. Gänzlicher
Mangel an moralischer Ausbildung, natürliche Bosheit und
Armuth waren hier wirkende Ursachen gewesen. Das an-
dere Todesurtheil traf einen Wilddieb, welcher den ihn
verfolgenden Forstbedienten erst durchschossen, und dann
ihm mehrere Messerstiche beigebracht hatte, an denen er
bald nachher gestorben. Die Handlung hatte im Affect
Statt gehabt, bestimmte Gesetze aber erforderten das To-
desurtheil.- Beide Fälle ereigneten sich, fast zu gleicher
Zeit, im HArzwaide.
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vollstreckt, wenn es auch erkannt seyn
sollte. Nie litt hierunter die öffentliche
Sic~erheit. - Nur gewisser wäre das
Criminalrecht geworden; das nicht ge-
schriebene Recht wäre in ein geschrie-
benes verwandelt. Nichts ist gefährli-
cher als Sprünge im Rechtszustande.
So glaube ich, dafs jener Vorzug mei-
nes Entwurfs vor manchem andern ein
wesentlicher sey 28).
Ein geschriebenes Recht mufs aber
dem, für welchen es geschrieben, ver-
ständlich seyn; besonders das Strafge-
setz. Nicht nur soll es vergelten und
bessern, es soll auch warnen und ab-
schrecken ßlisera serritus ubi jus aut
()agum, aut incognititm. Daher lllein
Bestreben, nach der Inöglichsten Ein-
fachheit und Deutlichkeit, besonders
bei den Verbrechen, die täglich vorkom-
men, z. B. beim Diebstahle, wo ich mich
ganz vorzüglich der gröfsten Klarheit,
Bestimmtheit und Einfachheit beflissen,
und aller ,Rückweisungen, wie fast über-
2~) Vergl. klittermaier: Über den neusten Zustand der
Criminalgesetzgebung in Deutschland, (1825), S. 18.
"
')
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all, enthalten habe. So viel als mög.-
lieh suchte ich jede Vorschrift für sich
allein verständlich zu machen.
So möge denn dieser Entwurf, den
ich vorzüglich vier Staatsgebieten wid-
me, deren Culturzustand sich fast gleich
zu seyn scheint, und ,velche, wenigstens
in bürgerlichen Streitigkeiten 29)~ durch
ein gemeinschaftliches höchstes Gericht
(zu Wolfenbüttcl) gewissermafscn ver-
eint sind, ein neweis ßleines Bestrebens
seyn~ Inich meinen Mitbürgern nützlich
zu machen, und zugleich ein Beweis der
ehrfurchtsvollen Dankbarkeit, "welche
ich den erhabenen Landesfiirsten jener
Staatsgebiete schuldig zu seyn erachte.
Über die Competenz eines Einzel-
nen zur Abfassung eines Strafgesetzbu-
ches äufsert sich der geistreiche Reh-
berg 50) folgendermaafsen:
»)Ein CriIninalgesetzbuch mufs von
EineIIl Geiste beseelt seyn. Es muIs
daher aus Einem Kopfe kommen.
Mehrere Selbstdenkende stimmen nicht
2~) Bis jetzt erkennet das hiesige Gericht nur für das Her
zogthum ßraunschweig in Strafsachen.
30) Neucs Archiv des Cr. - R., X, 3, S.402.
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leicht in einem solchen Grade über~
ein, dafs sie gemeinschaftlich ein ein-
ziges Itesultat hervorbringcn könnten.
Nachgiebigkeit ist aber höchsttadelns-
werth, sobald sie Grundsätze betrifft,
die sich in divergirendcnLinien durch
das ganze System verbreiten; ein Vel'-
gleich ist unmöglich.(
Nichts ist wahrer als diescr Aus-
spruch. Er schliefst aber keinesweges
aus, dafs der Verfasser des Gesetzbu-
ches das Beste, was er vorfindet, trcu
benutze, und dafs das Ergebnifs der Ar-
lJeit des Einzelnen die letzte Feile von
andern Sachkennern empfange, öffent-
lich der Prüfung eines Jeden ausgestellt.
Werden aber Grundprincipien abgeän-
dert - dann verunglückt das Ganze.
Auf die verschiedenartigsten Bcur~
Lheilungen meiner Arbeit bin ich ge-
fafst. Wäre nur nicht, wie ein geistrei-
cher Schriftsteller irgend"wo sagte, bei
den Jueisten Menschen jedes Drtheil,
das sie fällen, mit ihrer Individualit:it,
von der sie sich nicht einmahl in ge-
sellschaftlichen Verhältnissen los zu ßl(l-
chen wissen, so enge verknüpft, dafs
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Jeder, der dieses Urtheil bestreitet, sie
in ihrem i~.nersten Wesen anzugreifen
scheint. - Aufserst selten ist daher die
Erscheinung, und setzt Männer von der
höchsten Bildung voraus, dafs in Berath-
schlagungen über Gesetzentwürfe eben
das Beste den Sieg davon trage. Jeder
sucht vielmehr von dem, was er für
sein Geisteseigenthum (gewöhnlich auch
hierin irrend) hält, so viel hineinzu-
bringen als irgend möglich. Jeder Sieg
in dieser Hinsicht ist ihm eine Erobe-
rung für die gute Sache. Und WIe
wahr ist Gönner's ~~ufserung:
») Das Ansehn eines sanctionirten Ge-
setzbuchs unterdrückt manche Stim-
me; bei seinem Eintritte in das wirk-
liche Leben erscheint seine gute Seite
in hellem Lichte, eine zweckmäfsige
Bestimmung wiegt die minder gelun-
gene auf, die Unvollkommenheit aller
Menschenwerke entschuldigt die Män-
gel, welchen der Gesetzgeber nach-
helfen kann 51). - Ein solches Glück
31) Durch l ..obeserhebungen desselben kann man sich mäch-
tige Freunde machen, der Tadel würde sehr bedenkliche
Folgen haben können.
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ward keinem Entwurfe eines PrilJat-
mannes zu Theil; denn von allen gün-
stigen Umständen kömmt ihnl keiner
zu Statten: ihn schützt kein äufseres
Ansehen, Wenige bemühen sich, in
den Geist des Ganzen einzudringen,
seine gute Seite tritt inl Leben nicht
hervor, die Rivalität erwacht, Hun-
derte mit Balken irn Auge lärmen
über den Splitter im Auge des Näch-
sten, jede zweifelhafte Bestimmung
wird hervorgehoben, das Gute ver-
schwiegen, man verlangt überall Voll-
kommenheit, und tadelt einen Ent-
wurf, den nlan als Gesetzbuch ver-
ehrte.( -
Ich fügte hin und wieder Anmer-
!fungen hinzu. Sie sind von geringer
Bedeutung, und wären vielleicht passen-
der unterdrückt, besonders die literari-
schen, welche auf irgend eine Vollstän-
digkeit keinen Anspruch machen kön-
nen. Sie entschlüpften bei der letzten
Durchsicht der Handschrift llleiner Fe-
der, und enthalten meistens kleine An-
deutungen, Rechtfertigungen und Hin-
weisungen auf die Quellen.
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Der angehängte Entwurf einer Ver-
ordnung über die Zulässigkeit eines
pol/ständigen Beweises durch lndicien
schien mir zur Ausführung des Art. 9
des Entwurfes des Strafgesetzbuches für
diejenigen Länder, in welchen die pein-
liche Gerichtsordnung Karls V. Gese-
tzeskraft hat, erforderlich. Ich }lenutztc
bei der.:Entwerfung desselben die ange-
führte Osterreichische, Baierische, Han-
noverische und Schaumburg - Lippischc
Gesetzgebung.
W olfenbüttel, am 2len April 1829.
}'. K. V. STROMBECK.
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Keine bürgerliche Gesellschaft kann ohne Ge-
setze bestehen; also am wenigsten der Staat, die
u~lfassendste aller hürgerlichen Gesellschaften I).
Nichts würde aber durch das Vorhandenseyn
der Gesetze erreicht werden, wenn sie nicht he-
folgt würden. Es ist also durchaus erforderlich,
soll anders der Staat Bestand behalten, die Mit-
glieder der Staatsgesellschaft zur Befolgung der
Gesetze zu vermögen. Dieses ist bei dem Ent-
gegenstrehen des Egoismus Z), nur durch Ein-
1) Denn der Staat ist die Gesellschaft mehrerer zu einem
Volke verbundener Familien, bei welchen die Herrschaft des
Hechts, mitte1st eines allgemeinen gesetzlichen Zwangs durch
eine oberste Gewalt, begründet und gesichert wird. (P. Weber.)
2) » Die Erfahrung lehrt, dars die Herrschaft des Recllts
keinesweges von allen Individuen in ihrer Verbindung mit
Andern freiwillig anerkannt und unangefochten gelassen
wird. Vielmehr ist zu bemerken, dars, jemehr sich die l\len-
sehen in ihrem Zusammenleben 1eriihl'en, um so mehr auch
der Egoismus der Einzelnen, als antisociales Princip, der all-
gemeinen Herrschaft des Rechts entgegentrete.« » L' ho m me
n'est pas maupais, mais les !lammes,« sagt treffend
c*
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wirkung auf den Jrillen derselben möglich, \VO-
bei das grofse Problem als Axiom vorausgesetzt
ist, daC., der Wille des Menschen frei sey,
wiewohl Niemanden entgangen seyn wird, dars
der individuelle Organismus mehr oder ,,,eniger
grof..,e Hindernisse der Freiheit des ~Villens ent-
gegenstelle 5).
Auf den Willen der Menschen, in Bezie-
hung auf eine von ihnen zu unterlassende oder
zu verrichtende Handlung, kaIlll aber auf mehrfache
Weise eingewirkt werden. 'VVill also der Staat,
dafs seine Gesetze beobachtet werden sollen, so
mufs er diese verschiedenartigen Einwirkungen
entweder in Verbindung unter einander, oder
einzeln anwenden.
Folgende Einwirkungen auf den Willen sind
es, welche uns die Erfahrung aller Jahrhunderte
als wirksam gezeigt hat.
I. Der Staat setze möglichst seine einzelnen
Mitglieder in die Lage, dars sie nicht nöthig ha-
ben, oder nicht nöthig zu haben glauben kön-
Rousseau, und eben S0 wahr lIfontfligne: »iln'esl
rien si dissociable gue l'hoT/lrne, l'unpar son cice, l'autre
par sa nature. « Weber's Grunds;itl,e der Politik (1827),
S. 20. Es sind also psychologische Einwidmngen nöthig,
unter denen hillig der psychologische Zwan{j' (Strafe) die
letzte seyn mufs.
S) VergI. Groos's Entwurf einer philosophischen Grund-
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nen, em zum Besten des Ganzen gegebenes Ge-
setz zu übertreten. - Er kann dieses durch die
möglichste Verbreitung eines allgemeinen Wohl-
standes, in Beziehung auf eine grofse Menge von
Gesetzen (solche, welche das Eigenthum schü-
tzen) in bedeutendem Grade erreichen +). Man
braucht nur eine Reihe von Jahren in einem Ge
,richte gesessen zu haben, welches Verbrechen zu
bestrafen hat, um sich zu überzeugen, dafs bei
weitem die gröfste Anzahl der Verbrechen aus
dem Wunsche entsteht, die drückende Last der
Armuth zu erleichtern. 'Vie selten kömmt ein
Verbrecher vor, der im Stande wäre, nur die
Untersuchungs- und Vertheidigung'skosten zu be-
zahlen. Und sind die Unglücklichen, die so zum
Verhrechen hingerissen werden, nicht Gcschi)pfe
Gottes ehen der Gattung als die Wohlhabenden,
die so selten Eingriffe in das Eigenthum, durch
Diebstahl oder Ptaub, unternehmen? - Ist es
wohl ein Verdienst, dafs derjenige kein ßrod
stiehlt, dem täglich eine wohfbesetzte Tafel zu
Gebote steht i' - Empörend sind mir daher stets
Ausbrüche der mirte und Itollheit gegen Un-
glückliche gewesen, die ein so dringender An-
4) "Le SeCOlLrS le plus efficace, que les gouiJernans
puissent donner all;r gOlwernes, est toujours l'argent,
qu'ils e"iümt de lellr enle""r." Destutt de Tracf'
Commentaire sur ['esprit ries l()i.~ de 11!ontf'sqlliell, p.472.
(Paris, 1819).
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trieb zur Übertretung der Geselze hinrifs.
Da jammern Kinder nach Erod, auf dem Sie-
chenbette liegt die Gattinn, kein l\'li tt el ist vor-
handen, das allen \'Vinden offene Zimmer zu
erwärmen, Betten und Kleidung fehlen, jeder
Verdienst, selbst der Strafsenbau, hörte im Win-
ter auf, die Armenanstalten sind unzureichend,
die hettelnden Kinder kommen, halb erfroren,
mit leeren Händen zurück: ist es ein Wunder,
wenn hier die Verzweitlung zu Verbrechen hin-
reifst! Ist es Recht, hier mit den vVorten "Bel-
telgesindel, Taugenichts u. s. w. (' um sich zu
werfen!' - Vor Allem sind wir Unglücklichen
der Art JJfitleiden schuldig; der Staat aher nrod,
Kleidung und Obdach, so viel er, nach seinen
freilich beschr:inkten Kräften, vermag. Hier fin-
det also die höchste Gewalt im Staate das erste,
edelste und sicherste Mittel, Übertretungen zu
verhüten. Wieviel aber die höchste Gewalt ver-
mag, zeigte die unsterbliche FürstinIl Pauline
zur Lippe, die es nicht verschmähte, selbst die
Aufsicht über ihre Versorgungsanstalten zu füh-
ren.
11. Doch es ist dieses Mittel nicht hinrei-
chend. - Auf eine zweite, freilich weit minder
wirksame Weise (wenn die erste Aufgabe nicht
erflillt wird) kann auf den Willen des Men-
schen eingewirkt werden: Durch Erz/ehung der
Jugend zum Guten. Dem driickendsten Mangel
widersteht die genossene Erziehung nicht im-
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mer, um sich von Eingriffen in das Eigenthum
abhalten zu lassen, doch oft. Eine grofse Men-
ge von Verbrechen, nämlich alle diejenigen, wel-
che ihre Ursache in der ursprünglichen Rohheit
finden, werden aber durch Erziehung, besonders
durch religiöse Erziehung, in bedeutendem Grade
vermindert 5). Daher die grofse Verpflichtung
des Staats, so viel Sorgfalt als möglich, auf die
Erziehung der Jugend zu verwenden. Hier ist
keine Summe, wenn sie zum Zwecke führt, zu
gro[s. Sie verzinset sich tausendfach. Auch
Erwachsene können noch einigermaafsen nachge-
bildet werden: aber schwer. Auch dieses ist
also nicht zu vernachläfsigen. Es geschieht durch
guten kirchlichen Unterricht G), und durch das
Bestreben, vorzüglich der Staatsbeamten, in gu-
ten Beispielen vorzulel.lchten. \Vcnig wird der
Unterricht eines Heligionslehrers helfen, der sich
dem Trunke und dem 1\lüssiggange ergiebt, und
wenig die Ermahnung eines Richters, der sich
5) Aufserordcnllich wohlthätig wirkt in diesel' Beziehung
deI' seit 18:.'5 zu Bedin unter könig!. Genehmigung heste-
hende Verein zur Erziehung sittlich verwahrloscter Kinder.
- Möchten sich doch in Europa viele ähnliche Vereine bi/··
c1en, und die Verbrechen würdcn sichtbar abnehmen!
Ö) Ehen so sehr schaden verkehrte religiöse Begriffe. Im
Jahre 1828 ermordete ZU I.)'on ein Vatel' seine geliebte Toch·
ter, um sie glücklich zu macllt'll. Die Gesch worenen spra·
ehen ihn ~ als lJerrückt" frei, doch wahrscheinlich mit Un··
recht. - Auch in protestantischen Ländern kommen Fälle
der Arl jehl häufiger ;ds sonst Yor,
XL VERHÜTUNG DEU VERBRECHEN
bestechen BIst. Grols ist aber das Beispiel öf:'
fentlicher Moral, die auch in den Gesetzen 7)
und öffentlichen Anstalten zu erkennen ist. Wer
kann den niedern Ständen den Glauben verar-
gen, dars ihr Wohl den höhern wenig am Her-
zen liege, wenn er den Zustand mancher Unter-
suchungsgef.-ingnisse in Deutschland in Betracht
zieht. In Löchern, zu welchen nur ein schwa-
ches Tageslicht dringt, gesperrt für jeden Zu-
tritt der freien Luft, feucht und stinkend, liegen
die Untersuchungsgefangenen, oft Monate lang,
ohne verhört zu werden! Die Tortur schafte
man ab: aber ist es nicht die ;irgste Tortur, in
solchen Gef;ingnissen schmachten zu müssen,
gänzlich von der Laune eines Inquirentcu ab-
hängend? -
Doch dieses Mittel des Unterrichts und öf-
fentlichen guten Beispiels ist nicht erschöpfend,
auch selbst dann nicht, wenn Wohlstand mög-
lichst verbreitet seyn sollte. Aber die Natur bot
uns noch mehrere Mittel zur Erreichung des
Zweckes dar.
III. Vieles bewirkt man bei dem 1\lenschell
dadurch, dafs man' seine Handlungen mit Vor-
theilen in Verbindung setzt, die fiir ihn aus
7) Die Academie franfaise hat unter iht'en für das Jahr
1829 und HßO ausgesehtlm Preisen einen VOll 10,000 Fran-
ken für den bestimmt, welcher die beste Abhandlung über
dcnEinflufs der Gesetze auf die Sitten liefet,t,
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solchen erwachsen können. Auch dieses Mittel
(freilich, der Natur der Sache nach, ein einge-
schränktes) versäume die oberste Gewalt im Staate
nicht. Sie belohne, wo sie kann: aber nur dann
theile sie Belohnungen aus, wenn sie verdient
waren. Auf vielfache Art sind Belohnungen
würdig und wirksam zu ertheilen. Ein durch
langj~ihrige Treue ehrwürdiger Dienstbote finde
ein ruhiges Alter in einer öffentlichen Anstalt,
die, bei zweckmäfsigen Ersparungen in manchen
Zweigen der Staatsverwaltung und des Luxus,
gewifs so gut wie andere minder nützliche
Institute, herzustellen seyn wird. - Eine Fa-
milie, welche in der· Dürftigkeit durch viele
Jahre Rechtschaffenheit bewahrte, werde von öf-
fentlichen Abgaben befreit; dem Ernährer und
Erzieher einer "\tVaise, werde im eigenen Hause
feierlich Dank von der Ohrigkeit abgestattet;
den durch Rechtschaffenheit ausgezeichneten Grei-
sen werde ein Ehrensitz in der Kirche angewie-
sen, so wie ihn Griechenland im Theater dar-
bot, - und ,~ie manche Belohnung ~ihnlicher
Art, die zum Theil schon das Alterthum kann-
1e, läfst sich nich tausdenken, wenn man nur
will, wenn lebendiger Eifer für das öffentliche
Beste anregt!
IV. Aber, wir dürfen es uns nicht verheh·
len: aueh diefs ist nicht hinlänglich. Es giebt
Menschen, die weder durch "Vohlhabenheit,
noch durch Erziehung, noch durch Belohnung
XLIJ "Ellllih'UNG DER VERBRECHE~
zur Beobachtung der Gesetze vermocht werden
können, auch, leider! ist der Staat, seiner be-
schränkten Mittel wegen, selbst bei den zweck-
mäfsigsten Ersparungen und der gewissenhafte-
sten Verwaltung, nicht im Stande, jene Einwir-
kungen in genügendem Maarse anzuwenden.
V. Man mache es also so schwer als
möglich, die Gesetze zu übertreten, und so leicht
als möglich, sie zu beobachten.
Dieses, oft vernachHifsigte Mittel ist in vie-
len Fällen ;iufserst wirksam. Durch eine tüch-
tige Polizei lassen sich Verbrechen gegen das
Eigenthum :iufserst vermindern. Manche Arten
der Verbrechen werden durch zwcckm:i[sige Ein-
richtungen fast ganz unmöglich gemacht. Man
denke nur an die Verhinderung' der Brandschä-
den durch eine gehörige Aufsicht bei den Ver-
sicherungen.
Welche Umstände gehören dazu, Münzen
von der Vollkommenheit der jetzigen königlich-
Preufsischen nachzumachen, da hingegen einen
schlechten Stempel jeder Pfilscher nachzustechen
im Stande ist. Wäre der jetzige Strmpel des
herzoglich - Braunschweigischen Stempelpapiers
früher angewandt, nie würde ein Justizbeamter
auf den Gedanken gekommen seyn, falsches Stem-
pelpapier zu verfertigen, welches so leicht war,
als nur einige schlechte Typen dazu gehörten
jene Fälschung verüben zu können.
Wie mancher Cassenbediente wäre seiner
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Familie erhalten worden, wäre die Controle volL
kommener gewesen und seme Casse ordnungs-
mäfsig nachgesehen! Da man aber Jahre hinge-
hen liefs diese Verpflichtung zu erfüllen, so
wurde er sicher - und fiel ins Verbrechen. Mit
Recht bittet der schwache Mensch: »Führe uns
nicht in Versuchung. « - Des Staates Verpflich-
tung ist es, dieses Gebet zu erfiillen, lind mit-
hin auch keine Gesetze zu gehen, welche die
Nalurdes Menschen gegen sich haben. vVie
viele Verhrechen entstanden alls dem Cölibat der
eatholischcn Geistlichkeil! 8)
VI.VVcnn jedoch durch alle diese Vor-
8) Folgendes Schriben aus Paris enthalten öffentliche
Blätter:
"Zu scandalösen Processen gahen nicht Operntänzerinnen,
nicht Buhlerinnen, nicht Roue's den häufigsten Anlafs, sondern
i\läulIer, die den heiligsten Beruf auf Erden ha lteu, Priester,
catholische Pfarrer. Jfingaret ist ins Ausland geflüchtet, und
bis jetzt hat der Bruder seines unglücklichen Schlachtopfers
vergebens das Gesetl um Rache angefleht. Molitor und Con-
trafatto befinden sich auf den Galeren. - Vor nicht gar
langer Zeit wurde Jousseaume, ein Pfarrer aus dem Bezirke
von Fontainehleau, wegen Verfühl"Ung von Minderjährigen
veI"urtheil1. « - "Ven erfüllte uicht mit Schauder die von F~uer­
bach mitgetheilte Criminalgeschichte: Tartüffe als Mörder?
(Berliu, 1828, abgedruckt aus Hitzig's Annalen der Criminal-
Rechtspflege.) Hier ermordete ein catholischer Priester, N a-
mens Riembauer, der lange im Geruche der Heiligkeit stand,
seine Beschläferinnen, welche er sich förmlich antraute. -
Ist ein Beispiel vorhanden, dars ein prot~stantischerPfarrer
ein solches Verbrechen begangen hätte? - Nicht, dars diese
besser wären. als die catholischen: aber die rerSllchung
lehlte.
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kehrungen Verhrechen nicht gänzlich zu beseiti-
gen sind, so bleibt nichts übrig, als die Über-
tretung der Gesetze, mit darauf folgenden Übeln
(Strafen) m Verbindung zu setzen; und hier
hätten wir denn den so oft besprochenen psy-
chologischen Zwang. Ein Zwang, der als Un-
terstützungsmitteI auch selbst guten Menschen
höchst wohIthätig werden, und in die§er Bezie-
hung em Erziehungsmittel genannt werden
kann 9).
9) » Der gewöhnliche Mensch der Erfahrung, seIhst der so-
genannte {Jutr. Mensch, ist gemeiniglich nur von negativer
Güte. - Was er ist, das ist er durch seinen Instinct, durch
die natürliche Gutmüthigkeit seiner Neigungen, welche ihn,
unschul,digen Gemüths, friedlich rechtlich den grofsen Weg
fortleitet. -Aber irgend eine hervorstechende Neigung werde
an einem Gegenstande, den Zeit und Umstände darbieten,
zur Leidenschaft entzündet, irgend eine Liehlingsmeinung,
irgend eine einseitige Hichtung des Gemüths treffe auf einen
hesondern Zweck des Begehrens und hefte sich an ihn mit
innigem höchsten Verlangen: - pliitzlich, ullvermutllet nnd
unvorhereitet, ist dann das innere Gleichgewicht zcITiittet,
und Alles stürzt, aus seinen Fugen getrieben, deI" Stützen
heraubt, dahin, wohin die Übermacht es d,"ückl. - So tritt
oft unerwartet selbst deI" llessel"e in die ]leihe da Verbre-
cheI". - Es ist nicht allein der gute VVilIe der J\Jol'alphilo-
sophen, welcher vor solchem Falle schiitzt. Der Stern der
Vernunft leuchtet nur, so lange ihn nicht der Sturm der I,ei-
denschaften mi t ,seinen ,"Volken deckt. Sohald schon der
Kampf begonnen hat, entscheidet allein die Stärke den Sieg.
Nur wer dem Streite selbst zu begegnen, ihm zuvorzukom-
men weifs, ist seiner Stärke gewifs.« - (C'. Feuerbach, im
1sten Bande der actenmäfsigen Darstellung merkwürdiger
Verbrechen). In Lagen dieser Art ist es, wo der pSydL()!()- I
I
I
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Soll der Staat also bestehen, so mufs er
auch strafen dürfen: hier die natürliche Be-
gründung des Rechts der Strafandrohung. VVür-
de diese Drohung aher nicht vollzogen, so w~ire
sie leer und unnütz; sie murs also, wurde das
Strafgesetz übertreten, vollzogen werden.
Die Strafandrohung angemessen zu machen
der zu bestrafenden Handlung ist des Gesetzver-
fassers grofse Aufgahe. Sie ist äufscrst sclnvcr
und in der höchsten Vollkommenheit nicht zn
erreichen. Doch ist es vergönnt, sich der Auf-
lösung des gro[sen Problems zu nahen. Das
innere Geflihl des Menschen scheint die beste
Führerinn bei diesem Geschäfte zu seyn. Die-
ses classificirt die Handlungen oder Unterlassun-
gen nach dem Grade ihrer "Verwerflichkeit und
also Strafbarkeit 10). Yerrath des Vaterlandes ist
mehr als Verrath des Freundes; der Yerrath dic~
(fische Zwang höchst wohlthätig einwirkt. Er ist ein neues
Gewicht in der vVagschaale des Reebtes. - Schwaeber
lVlenseb, sey niebt 1.U stolz darauf, wenn du nicht dem Ge-
setze verfielst. Wie Manebes ist es, was dich hestimmt, kein
Verhrecher zU werden! Mangel an Versuchung, Mangel an
Leidenschaft, und - Aussicht aufdas so wohlthätice Strllf-
CeS(!tz. Also Segen auch diesem wohlthätigen psychologi-
schen Zwange!
Vergi. Köppen's Politik, S.75. Weher's Politik, S.33.
10) Der Begriff des Rechts und dessen letzter Grund kann
nicht aus der Erfahrung, noch aus irgend einem positi,en
Rechte genommen werden.- Was als Recht üherhaupt gelten
soll, murs aus der allgemeinen Menschennatur selbst her-
vorgehen. Vergl. Wcber's Politik, S.9.
.' a. 'XIXt 'tIX XIX'C0QvDJ!LIXTIX,
Rechthandeln finden
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ses mehr als Verrath des Fremden. Tädtung des
Vaters mehr als Täutung des in der Schande
geborenen Kindes; Tödtung des Kindes mehr
als Abtreibung der Leibesfrucht; Todtschlag
mehr als Verletzung; Raub mehr als Diebstahl;
nrandstiftung in einer Stadt mehr als Am;ün-
dung einer einzelnen Hütte; eine dem Staate sehr
schädliche Handlung mehr als eine solche, die
dem Einzeln einen geringen Schaden bringt, also
z. B. Falschmünzerei mehr als Wiederausge-
bung einer empfangenen falschen Münze. Nur
als Paradoxon konnten die Stoiker den Satz auf-
stellen:
rIOn t(jIX 'tu tX!LIXQ't'17!LIX'CIX
im Sündigen und im
keine Grade Statt;
jeder wird in seinem Innern fühlen, dafs es ein
unermesslicher Unterschied sey, mit ungestem-
pelten Karten gespielt, oder sein Vaterland ver-
rathen zu haben, obwohl er in heiden Fällen
dem Staate schadete und das Sit.tengesetz helei-
digte. Also nach der Scala der Gerechtigkeit
müssen die Strafen angedrohet werden, wenn
sie nicht empören und so schaden sollen. Ge-
wifs ist. es aher, dars die Unllloralität einer
Handlung allein nicht zu einer Strafdrohung be-
rechtigen kann: die zu bedrohende Handlung
muts auch eine Rechtsverletzung enthalten. -
Hier schaue ich das Lächeln des Zweifels und
höre ich die Frage: Welches Recht verletzt der
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Goltesliisterer, der Sodomit? - Er wirkt. ver-
derblich durch sein lleispiel, und verleugnet die
~Vürde der Menschheit zum Schaden der Mensch-
heit - Freilich ist hier die Grt~nze sdl\ver zn
bestimmen: "er dem lIülfsbediirfligen ein Al-
mosen versagt, murs z. n. straflos bleiben, so UJl-
moralisch er, unter Umständen, handeln mag·.
Der Sächsiche Entwurf VOll 1824, das ausge-
zeichnete 'Verk des verehrungswerlhen Stübel,
bestraft z. ß. die Mifshandlung der Thiere. Ist
dieses angemessen? - Ich zweifle, obwohl ich
den Thierquäler verabscheue. So unmoralisch
die Handlung ist, wer möchte es billigen, dars
der Koch bestraft würde, der sein Schlachtthier
nicht auf die kürzeste Art t.ödtete; oder wer bil-
ligt es, wenn Griechische Richter dem Knahen
das Leben absprachen, der der Taube nicht den
Schutz verlieh, welchen sie in seinem Schoorse
vor einem Adler in Anspruch nahm. Nur aber
die Grenze der Strafgerechtigkeit ist schwer zu
erkennen, ihr Gebiet, im Ganzen, liegt deutlich
vor. Jeder vernünftige Mensch wird einseheu,
dars es ungerecht' sey, wegen einer Salzdcfraudr
mit. der Galere zu bestrafen, des zweiten Dieh··
stahls wegen die Hand abzuhauen, eines dritten
wegen das Leben zu nehmen.
Um so angemessener wird aber die Strafe
seyn, jemehr sie den Character der Züchtigung
annimmt. Strafen, durch welche Besserung be-
wirkt werden kann, sind allen übrigen vorzuzie-
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hen. Zu verwerfen solche, welche die Besse-
rung hindern. Verbannt also seyen StrafsIein,
Schandpfahl und Brandmark! - Wer am Stl'af-
steine stand, wird gleichgültiger für den Schand~
pfahl, und wer an diesem den Blicken des Publi-
CUIns preisgegeben, dem ist das Brandmahl nur
ein Schmerz. Zum Feind des Menschengeschlechts
ist er aber gestempelt.
Möge ich in diesem Entwurfe gerechte Stra-
fcn vorgeschlagen, und dem Richter dengehöri-.
gen Spielraum gelassen haben, um auch für den
vorliegenden Fall, nach der Individualität des
Verbrechens , eine gerechte Strafe bestimmen zu
können! Es würde mich sehr freuen, obwohl
der unschädliche Entwurf eines Privatmannes
vorliegt.
Könnte ich aber glauben, dafs auch diese
Worte beitrügen, in dem Verbrecher, auch wenn
ihm, der sich nicht warnen liefs, gerechte Strafe
trifft, den Unglücklichen zu erkennen, dann
würde ich mich sehr gliicklich fühlen, und nicht
vergeblich dieses "\tYerk abgefafst zu haben erach-
ten U). '
11) » Das ganze Stnfwesen sieht gegenwärlig in Deutschland
und in vielen andern Ländern mehr einer Krankheit des ge-
meinen Wesens ähnlich als einem Heilmittel. Haufenweise
werden die Sträflinge zusammen eingesperrt, und theilen
einander ihre sündhaften Gesinnungen und Gewohnheiten
mit." Rehbere, a. a. O. - In Landstädten, wie in Residen-
DunCH Dm STUAFGESETZGEßUNG. XLIX
zen werden TJieater auf Actien geLauet, in America aher
nur gicht es Actien-Gesellschaften zur Verbesserung der Ge-
fängnisse. -- 'Vie maneher IT ntersuchungsgefangene, und
unter diesen wie mancher Unschuldige, mag in Deutschlands
weilern Umfange aus Mangel an Licht, Luft und Reinlich-
keil dem Tode entgegen quälen; wie Mancher mag in dem
AugenLlicke, da ich dieses schreibe, in der Verzweiflung den
Tod zur Heltung rufen! - Er ist ei n 17erbreche,., Cl' gehört
zum Gesindel, er ist nicht werlh, dafs man sich seinetwe-
gen SOI'ge macht!! - VVie viele Minister der Jusliz und des
[nnern mag es in Europa geben, welche regelmafsig selbst
den Zustand der Gefängnisse nlll' der Residenz untersuchen?
Aber keinen Oherstallmeister gieht es auf dem weiten Erd-
kreise, der seine Hasse nicht in ihren Slällen persönlicher
Aufmerksamkeit würdig hielte. - Natürlich! Diese sind
edele Vollhlut-Gäule, die Gefangenen - nlli' unglücldiche
Menschen.
'. ~rROMlIF:CK'S Entw. c CL-t.. B.
ALI... GEMEINER THEIL
v. STIIOMIIECK'S Entw. e. Cr.-C.-B.
ERSTEH. TITEL.
VOll d/11ll Gegenstande des Gesetzhu-
chl's, dl'H nach demselhen zu heurlhei-
lenden Personen und den Bedingungen
jeder Bestrafung.
ART. 1-
Der Gegenstand des vorliegenden Gesetzbuches
ist die llestimmung der Strafen für unerlauhte
Handlungen und Unterlassungen.
ART. 2.
Die ill solchem mit Strafen bedrohten Hand-
lungen lind UnterlaSSUIlt;eIl werden, ohne Be-
rücksichtigung des Grades ihrer Strafharkeit, un-
I Cl' dem ]\I;lm cn "f/erhrechen" 1) ))egriffen, und
die Ahndung derseihen heir:.,t eine "peinliche
Bestrllful1.t.r" 2)
1) Verg!' Ncues Archiv des Cr.-R., B. Il, S.183, und B. VI,
S. 186. - J) ie satyrische Schrift: "Birmanisches Gesrl.. -
buch, übersetzt von Zaunschliffer« OS22) , Art. 2: "Die
strafbaren Handlungen theilen sich nach der nel1esten Crirni-
nal-Philosophie in mehrere Gattungen. Mit VOl'hehall wei-
terer Entdeckungen setzen wir deren IJier folgende fest.
Verbrechen, Vergehen, Versehen, V erlrelungen, Verirrun-
gen, Verbiegungen, Versetzungen und Verstofse."
2) V erg!. MiUcrmeier, das deutsche Strafvcrfahren, in der




Eine Handlung oder 0 nterlassung, welche
11l diesem Gesetzhuche nicht (entweder ausdrück-
lich oder ihrem unverkennbaren Sinne nach), mit
Strafe bedroht wird, ist kein Gegenstand eI-
ner peinlichen Bestrafung 5).
ART. 4.
Besondere Verordnungen bestimmen die
Strafen für solche Vergehungen, welche nicht
zu den Verbrechen gehören, wie z. B. in Disci-
plinar-, Wrogen-, Steuer- und Polizei-Sachen.
ART. 5.
Es werden nach den Bestimmungen dieses
Gesetzbuches gerichtet:
1. alle Unterthanen des Herzogs (Fllrsten), in
sofern sie nicht besondern Gesetzen unter-
worfen sind, ihre Verbrechen mögen began-
bücher (1827), Abth. I, S.6 ff., voniiglich die S. 10 und 11
augefiihrten Verordnungen.
Nacb der IIerzogI. Hraltnsdtwf'l'r;ischcn Verordn. vom
15ten Januar 1814, § 2, werden> als Polizeivergehen dieje-
.nigen helrachtel, welche keine hiihere Strafe nach sich zie-
n hen als 14 Tage GeGngnifs oder 10 !lthlr. GeldLufse. « Die
Art und "VVeife, wie in diesen Polizeisachen der Untersu-
chungsprozess angewendet und erkannt wird, ist in der Re-
gierungsverfügung vom ::\ten Februar 1814, §§ 28 bis 32 vor-
geschrieben, welche gesetzliche Bestimmungen dm'ch die
Verordn., die Einrichtung des Justizwesens betreffend,
vom 26sten März 1823 § 2, N° 3, lVlodificationen erhalten
haben.
S) S. Treilhard, Expose des Motifs du Code penal,
mID Art. 4. - Nulla poena sine lc{;e.
l. H S T F 1\ T I T I, L. 5
gen seyn im [ulande oder im Auslande, an
InHindern oder an Fremden, am hiesigen
Staate, am dentschen Bunde, an einem ein-
zelnen Staatc desselben, oder selbst an ei-
nem allfserdelltschen Staate 4<);
2) alle Fremde, wenn sie im lnlande VerIH'e-
ehen hegingen, oder wenIl ihre vcrbreche-
rischen Handlungen, obwohl im Auslande
hegangen, Bezug auf die Sicherheit des
Herzogs (Fürsten) oder des Staates haben,
und die Verhrecher sich innerhalb der Gren-
zen desselben hetreten lassen oder dessen
Gerichten ausgeliefert werden.
ART. 6.
Auch an den Unterthanen eines feindlichen
Staates, in sofern sie nicht im Felde als Feinde
gegenüherstehen, können Verbrechen begangen
werden.
AlU. 7-
Verbreclien, welche ei n Fremder im A us--
lande an einem hiesi3en lJnterlhan heging, sind
der Ahndllng durch die hiesigen Gerichte 11111'
dann unterworfen, wenn der Fremde im Inlande
4) Vergl. Feuerbach's LehJ-buch .Ies pein!. Hechts 9te Au/l.
Seite 40, Note a.
»Der LJnterthan, welcher einen fremden Staat oder Vn
tertban yerletzt, handelt wider den völkelTechtlichen Frieden,
und gefahrdet dadurch seinen Staat, der ehen darum ein ei-
genes Interesse hat, solche Beleidigungen als Verbrechen
wider sich selost 7.11 betrachten und zu strafen.«
6Besitzthnm hat; in welchem Falle die hiesigen
Gerichte, in Beziehung auf Strafe und Entsch~i­
digung, Maafsregeln gegen solches Besitzthum
ergreifen können.
ART. 8.
Nur der vernünftige Mensch ist Gegenstand
.ler Bestrafung: also weder des Verstandes Be-·
raubte, noch Kinder, das Andenken eines Tod-
ten oder Leichname.
Nähere Bestimmungen über diesen Gegen-
stand werden folgen.
ART.9.
Nur völlig bewiesene Verbrechen können
bestraft werden.
Es fallen mithin die sogenannten ausserol'-
dentlichen Strafen weg 5).
5) Pessimum namque ct periculosum est quemquam de
suspicione judicare. Capit. retJ..Franc. L. P7I. cap. 25!J.
Die König!. Hannoversche Verordnung, übel' die Ab-
schaffung der Folter und ZuI;issigkeit des Anzeigenbeweises
V'lm 25sten März 1822 ent.hiilt sn weise Vorschriften, dars
man ihr als » geschriebener Vernunft" allenthalben wird
Gesetzeskraft einriiumcn müssen. -Ein Beweis durch All-
ze;ccll ist also keines·weges ausg['schlossen. Freilich wird
hier, um mit jenem Gesetze I.U reden, der Sachkenntniss, lir-
fahl'1lng, Urtheilskraft, Unbefangenheit des Hichters das Mei-
ste iiherlassen wer<len müssen. Ehen so weise ist hier jedoch
die Vorschrift (da Irrthum immer möglich hleiht), weI!n der
läugnende Angeschuldigte für überführt ;mgenommen wird,
nicht f"Uf Todesstrafe zu erkennen. - Nach dem in diesem
Entwurfe vorliegenden Strafsysteme dürfte es kaum nöthig
seyn, Ausnahmen in jenem Falle eintreten ZU lassen.
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ART. tO.
Die VorschrifteIl dieses Gesetzbuches sind
nicht auf diejenigell Verbrechen anzuwenden, die
vor dem Tage, au welchem das Gesetzbuch in
Kraft tritt, veriibt worden.
Wenn jedoch die Vorschriften desselben /Ur
den Angeschuldigten vorlheilhafter sind als die
frühern Gesetze, so ist nach solchem, auch was
die vor jenem Tage verülJtcn Verbrechen a1lLe-
tI-ifft, die Strafe zu bestimmen.
Z~VVEITEH TITEL
Von d e Jl S t r a fa I' t {' 11.
ABT. 11.
Nur folgelllie selbslst;illdige Slrafen I.linllell
erkannt Wl'nlen:
1. die Strafe des groJsen Karren:
2. die Strafe des kleinen Karren;
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9. der gerichtliche Verweis.
10. Geldstrafe.
Die ersten fUnf Strafen heifsen schwerere,
die fiinf letztern leichtere peinliche Strafen, und
die Verbrechen, welche mit den erstern belegt
werden, schwerere, die, so mit den letztern
belegt werden, leichtere Verbrechen.
ART. 12.
Bei jugendlichen Verbrechern ist auch, nach
den Bestimmungen des Gesetzbuches, körperli-
che Züchtt'gung 6) anzuwenden.
ART. 13.
Die Confiscation findet nur bei einzelnen
Gegenständen, die entweder zu dem Verbrechen
6) Bei unerwachsenen Personen nimmt die körperliche Züch-
tigung einen ganz andern Character an, als bei Erwachsenen.
Aber auch bei jenen ist, nach ihren individuellen Verhält-
nissen, vor der Erkennung dieser Strafe sehr zu überlegen,
welchc Folgen sie für das kiinftige Leben des jungcn Men-
schen haben kann. - Einen Erwachsenen zu priigeln, hat
etwas die menschliche Natur Ilerahwürdigendes. ]) Cl' V CI'-
fasser dieses Entwurfs ist stolz darauf, dafs er es war, wel-
eher in den ständischcn Conferenzen es durchsetzte, dafs dir
Grifsel, bis dahin auf gut Brittisch im BraunsehweigischcIl
Militair-Code][ angewendet, in dcn mit den I,andstiinden he-
rathenen Kriegsaril'Heln vom 29sten Oclob. 1821 untel' die
Militair-Sh'afen nicht aufgenommen wurde. Nicht die ge-
ringste nachtheilige 'Vi,'kung ist dadurch herbeigeführt wor-
den, vielmehr zeichnet sich das Braunschweigische Militair
durch eine treffliche Disciplin aus.
Verg!' Mittermai(:r über die Fortschriue der Cl'iminal-
gesetzgehung in Deutschland. Neues Archiv cll's CI', - R. ,
Band VI. S. 19.
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als Mittel angewendet, oder em Ergebniss des-
seILen sind, Statt.
ART. 14.
Der Verlust eines Gewerbes wird alsdann
als Zusatz zn der gewölllllichen Stral(~ erk,lI111t,
wenn Jemand schon zweimahl sein Gewerbe zur
Begehung eines Verbrechens gcmifsbraucht haI.
Besondere Besü"mmzl7lgen bei den einzelnen
Strafen.
ART. 15.
nie Strafe des gro..fsen Karren besteht in
öffentlicher Arbeit in schweren Ketten.
Sie kann nicht unter fünf Jahre erkannt
werden, ihre Dauer kann sich aLe I' auf die ganze
Zeit des Lehens erstrecken.
AlU. 16.
Erstreckt sie sich auf die ganze Dauer des
Lehens, dann führt sie den bürgerlichen Tod
mit sich, nnd el1lpningl diesen Namen.
Es wird demnach der Yerurlheilte, von der
Zeit der Hechtskraft des Erkellntnisses an, für
bürgerlich todt geachtet.
Sein Vermögen fiiIIt an seine Erben, wel-
che jedoch aus dem seIhen , so weit solches hin-
reicht, die Staatskasse für den Unterhalt des
Verurtheilten zu entschädigen verpflichtet sind 7).
7) Der Herr Bürgermeister Binder zu Niirnberg schlägt in
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Er ist keines Besitzes und keiner Erwer-
bung fahig. Er kanu nicht vor Gericht auftre-
ten und kein Zeuge seyn. Er kann keine Ehe
schliefsen ; seine Ehe löset sich auf Er ver-
liert alle Rechte über seine Kinder. Er ist
ehrlos.
Der Staat schlitzet ihn jedoch vor Beleidi-
gungen, und in dieser Beziehung kann er Klage
bei dem Vorgesetzten der Strafanstalt führen,
welcher ihn vertritt. Er geniefst die Tröstun-
gen der Religion, und der Staat sorgt dafür,
dars er gottesdienstlichen Handlungen beiwoh-
nen kann.
ART. 17.
Der auf eine hestimmte Zeit zu der Strafe
des gro[sen Karren Verurtheilte behält sein Ei-
genthum und die Fähigkeit der Erwerbung neuer
Rechte; doch ist er während seiner Strafieit
unfähig zu jeder Verfügung über das Seine, so-
wohl auf den Todesfall als unter den Lebenden.
Er erhält, wenn Cl' Vermögen besitzt, für die
Uauer der Strafe einen Vormund, welcher sein
:Jeiuen IJelllcrkllngen ,Zu deTll .ß'nLf..4'lllje eiJl~s ISlrajgcscl.z-
buches für das Köni/!r. ßaiern von 1822, S. 2:'>, vor, zu
verordnen:
» dafs zwar das Vel'mögen des Verurtheilten an seine
Erben falle, dafs aber der Slaal schuldig sey, ihm den
nöthigen Unterhall zU reichen."
leh sollte glauben, dafs, so wie der /hlikel von mir gefasst
iSI, er den Grundsätzen de~ Rechts enlspreche.
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Vermögen verwaltet und seine Rechte über seine
Kinder ausübt.
Seine Ehe wird getrennt, wenn diefs sein
Ehegenosse verlangt. So lange seine StraCzeit
dauert, ist el' ehrlos, kann nicht vor Gericht
auftreten und kein Zeuge seyn. Doch können
die Gerichte von ihm unheschworene Nachwei-
sungen verlangen.
Nach Abbüfsung seiner Strafe tritt er, mit
den späterhin bemerkten Ausnahmen, m sem<'
bürgerlichen Rechte zurück.
Der Staat sorgt für ihn und beschützt ihn,
WIe im vorigen Artikel bestimmt ist.
ART. 18.
Die Strafe des kleinen Karren besteht in
öffentlicher Arbeit, bei welcher der StrMling
mit einer leichten Kelte von einem FuCse zum
andern gefesselt ist.
Sie kann nicht unter fünf Jahre zuerkannt
werden, und ihre Dauer kann sich nicht über
zehn Jahre ers trecken.
Diese Strafe führt keine Ehrlosigkeit mit
sich, übrigens aber ha t sie alle die Folgen, wel-
che in dem vorhergehenden Artikel ausgedrückl
sind.
AUT. 19
Beide Karrenstrafen machen für bestiindiIJ
unf:ihig zu dem Genusse der Gilden- und Zunft.
rechte; doch können die Entlassenen unziinftig
ihr Gewerbe fortsetzen,
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ART. 20.
Über die Art und Weise der Verwahrung,
der Bekleidung und Beköstigung der Karrenge-
fangenen , desgleichen hinsichtlich der von ihnen
zu leistenden schweren Arbeiten, bestehen be-
sondere Vorschriften.
ART. 21-
Weibspersonen, gebrechliche und schwäch-
liche Menschen, Leute über sechzig Jahre,
welche nach ihren Verbrechen die Karrenstrafe
treffen wiirde, sollen mit solcher verschont und
in dem Zuchthause oder in der Zwangsarbeits-
anstalt, während der Dauer der Strafzeit, ange-
messen bescIüiftigt werden.
Sie tragen jedoch beständig eine leichte
Kette an den Fii[sen, und sind allen bürgerli-
chen Folgen desjenigen Grades- der Karrenstra-
fen unterworfen, die ihnen hätten zuerkannt
werden müssen, wenn sie rüstige Männer wä-
ren.
AUT. 22.
Die Verwaltungsbehördc bestimmt dariiber,
nach dem Gutachten eincs verpflichteten Arztes,
ob ein Karrengefangencr, wegen Alter oder
Schw:ichlichkeit, auf dic im vorigen Artikel be-
merkte Weise im Zucht- oder im Zwangsar-
beitshause , für heständig oder auf eine gewisse
Zeit, untergebracht werden soll.
AuT. 23,
Die Strafe des Zuchthauses und die der
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Zwangsarbeit sind, hinsichtlich der Härte, für
gleich zu achten.
Die Gefangenen des Zuchthauses werden
innerhalb dieses Gebäudes, ohne Fesseln, mit
angemessenen Arbeiten beschäftigt. Die Gefan-
genen der Zwangsarbeits-Anstalt, gleichfalls ohne
Fesseln, sowohl innerhalb des Geb;iudes, als im
:Freien, unter angemessener Bewachung.
ART. 24.
Das Gericht bestimmt niemahls , welche von
diesen beidpn Strafen angewendet werden soll,
sondern erkennt im Allgemeinen auf Zuchthaus-
oder Zwangsarbeits-Strafe.
Der Verwaltungsbehörde bleibt es überlas-
sen, zu bestimmen, in welchem dieser beiden
Institute der Verurtheilte, nach Maafsgabe des
Geschlechtes und der körperlichen Beschaffen-
heit, mit Arbeit beschäftigt werden soll.
ART. 25.
Das Zuchthaus ist vorziiglich für Frauens-
personen und schw;ichliche 1\tinner bestimmt,
Sie werden in diesem Institute mit Arheiten,
die ihrem Geschlechte oder ihren Kräften ange-
messen sind, beschäftigt.
Dl'e Zwangsarbeits-Anstalt eignet sich mehr
fiir rüstige :Nninner, da in solcher schwerere,
und gewöhnlich im Freien zu verrichtende Ar-
beiten angewiesen werden können.
Beide Institute sind als eine in zwei Ab-
theilungen geschiedene Anstalt anzusehen. Vor-
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züglichster Zweck in solcher ist; zu bessern, und
den Sträfling, wenn es seine Persönlichkeit ir-
gend erlaubt, fahig zu machen, durch Erlermmg'
eines Handwerkes, einer Kunst oder irgend ei-
ner Arbeitsart, nach der Entlassung seinen Le-
bensunterhalt zu verdienen. Ein aufserordentli-
eber Fleifs wird bezahlt, und die so erworbene
Summe dem Sträfling, bei seiner Entlassung,
mitgegeben.
Durch ein vorzüglich arbeitsames, stilles
und moralisches Betr:lgen erwirbt er die Hoff-
nung, in sofern seine Strafe über ein Jahr
dauert, dafs diese, nachdem sie jene Zeit über-
schritten, um den dritten Theil des Restes ver-
kürzt werde. Er empfängt bei seiner Entlas-
sung ein Zeugniss JO'über sein Betragen, und war
dieses gut, so sorgt die Direction der Anstalt,
in sofern er ein hiesiger Unterthan ist, nach
Möglichkeit dafiir, dars er nach seiner Entlas-
sung Arbeit erhalte. Sie empfiehlt ihn, wenn
seine Verhältnisse von der Art sind, dars es
ihm nützlich seyn kann, in dieser Beziehung
der polizeilichen nehörde seines "VVohnorts zu
besonderer Aufsicht. Ist Cl' ein Fremder, so
wird er zwar in sein Vaterland zurückgesandt,
aber er wird durch ein vortheilhaftes Zeugnirs
seiner Obrigkeit empfohlen.
Um die moralische Besserung der Str~iflinge
zu erreichen, wird ihnen Unterricht in der Re-
ligion ertheilt, und sie werden zu einem regeJ-
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mälsigen Besuche des Gottesdienstes III der An-
stalt angehalten; wie denn auch, sowohl des Mor-
gens als des Abends, täglich, jedesmahl eine Vier-
telstunde, Betstunde in der Anstalt gehalten wird.
Die Arbeit der StrMlinge ist zwar eine
schwere, aber keine überm:iJsige; ihre Uehand-
lung ist ernst und strenge, und die Ordnung,
zu welcher sie angehalten ,verden , die pünkt-
lichste, aber die Behandlung ist liebreich, um
auch so auf ihre moralische Besserung einzu-
wirken.
Ihre Kost besteht täglich in warmen Spei-
sen,· und ist durch die Ordnungen der Anstal-
ten festgesetzt.
Nur durch Widersetzlichkeit ziehen siell die
Sträflinge körperliche Züchtigungen zu, und zu
diesen kann nur die Direction der Anstalt, nach
vorhergegangener vergeblicher "VarJlllng, dem
Aufseher des Instituts, in Beziehung auf jeden
Einzelnen, auf hestimmte Zeit, Anweisung 1'1",
theilen.
So sind heide vereinte Institute im ('igent-
lichen Sinne Besserungsanstalten.
ART. 26.
Die Strafe kann durch den llichtpr 10 hpi-
den Anstalten gesch:irft werden:
1. durch Beschränkung der Kost auf \Vassel"
und Brod, jedoch nur auf drei Tagp i 11 <1.,,-
Woche, und unter Beriicksichtigung der
Persönlichkeit des Sträflings:
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2. durch einsame Einsperrung desseIhen an
gewissen Tagen;
3. durch Verbindung beider Schärfungsarten.
Diese Schärfungen können jedoch nicht till-
ger als drei Monate im Jahre angewandt
werden.
ART. 27.
Die Sträflinge in beiden Instituten behalten
aUe ihre Privatrechte, mit der :Fähigkeit unter
den Lebenden und auf den Todesfall zu verfügen.
ART. 28.
Zum Zuchthause oder zur Zwangsarbeit kann
Niemand unter drei Monate und iiber zehn
Jahre verurtheilt werden.
ART. 29.
Jeder Adelige, der zur Karre, zum Zucht-
hause oder zur Zwansgarbeit verurtheilt wird,
verliert fiir beständig den Adel j so wie über-
haupt diese Strafen den Verlust aller "Vürden,
Staats- und Ehrenämter, der für verwaltete
Staatsämter bewilligten Pensionen oder Wartc-
gelder , der landständischen Hechte und der Eh-
renzeichen fUr besHindig nach sich zieheIl 8).
Diese J<-'olge der Vcrurtheilung wird in df'T11
Erkenntnisse ausgesprochf'u
8) VergI. K. "Viil'temhergisches Edict üher die Strafgattull-
gen und Strafanstalten vom 17ten JuI. 1824, Art. 3.3 bis :~8.
N elles Archiv des er. -R., B. VIII, S. 55.
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ART. 30.
G-ilden- und Zllnftrechte





Die YernrtheiluJlg' zu einer mehr als drei-
jährigen Zuchthaus- oder Zwangsarbeitsstrafe lIe-
rechtigt den unschuldigen Ehegatten, auf Schei-
dung zu dringen; doch darf CI' dieses Gesuch
nicht vor dem Ahlauf eines Jahres nach dem Straf:'
erkenntnisse vortragen, wenn aus der Ehe Kin-
der vorhanden sind.
ART. 32.
Die LandesC'erweisung 9) besteht in dem
Gehote, niemahls innerhalb der Grenzen des
hiesigen landes sich betreten zu lasseIl.
Diese Strafe ist in der Reg('] nur gegen
AusLinder zn erkennen. So oft solche zur Kar-
ren- oder Zuchlilansslrafc \"Crnrtheill worden,
ist 111 delll lJrlheile anszusprechnl, dar." sie,
llac!t iihersland('[l(~r Strafe, des Landes nrwie-
sen werden.
Den Einheimischen frifft, n;lrh dem Ermcs-
9) Nirgend ist ein gröfserer lind llnzweckm~ifsigerer Ge-
brauch VOll der Landesverweisung' gemacht, als in dem Nir-
dt!rländischcn Entwln:fr eines Strafiresrtzbuch"s ,'on 182i.
(Projd du Code penal du Ro.yaume drs Pafs-bas. 11ru-
.r:elles, 182i.) Verg!' lJ[ittermafer's llemerlUlngen dariihCI',
im Neuen Archiv des Cr.-Hechts, H. X. 1. S. Hol.
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sen der Richter, diese Strafe nur in solchen F:il-
len, wo, nach der Natur seinrs Verhrechens,
seine Anwesenhei 1 im Lande öffentliches Ärger-
nili> erregen wiirde.
ART. 33.
Die Dienstentsetzung führt den VerIust al-
ler mit dem hisherigen Staatsdienste verbunde-
nen Rechte mit sich.
ART. 34.
Die Gejängnifsstrafe ist von doppelter Be..,
schaffenheit.
a. Die Festungsstrafe.
Diese wird in einem Gefängnisse, 11l wel-
chem der Gefangene vom Umgange ausgeschlos-
sen und auf das Sicherste verwahrt ist, vollzo-
gen.
Er darf jedoch einmahl im Monate seme
Freunde und Verwandte empfangen, und kann
zu seiner Gesundheit, unter Aufsicht, ins Freie
geführt werden.
Drr Festllngsgefangene kann sich seIhst be-
köstigen oder von den Seinen heköstigen lassen.
Ist dieses nieht der Fall, so empfängt CI'
Kost, so wie sie im Zuchthause üblich ist.
Die Art und "\tVeise seiner Beschäftigung
wird ihm iiberlassen. Der Ertrag derselben ge-
hört ihm; doch ist er gehalten, davon zuvör~
derst seinen Unterhalt zu beschaffen.
Er kann Brief.. wechseln, doch nur durch
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die Behörde, welcher die Aufsicht üLer ihn au-
"edraut ist.
ART. 35.
Auf diese Slrafe 10) wird von den Gericit-
len, in Erw:igllIlg- hesonderer (Jmsninde, welche
in den Standes-, AlIIls- oder Familiell-Verh:iIt-
nissen des Verhrechers liegen, (>rkannt ll).
Sie ist sIels nur ErsatzmiUel der KaIT('lI-
oder Zuchthausstrafe , und führt in der Hegel
diejenigen bürgerlichen Folgen mit sich, welche
diese Strafen begleiten, an deren Stelle SIe
tritt.
Es ist also erforderlich, dafs das Strafer-
kenntnifs stets die verwirkte Karren- oder Zucht-
hausstrafe aus~preche, mit dem Zusatz; dafs
solche in Festungsarrest verwandelt werde.
10) Ver~1. AUTI1f'rk'If}gf'f1 7.U drm Slrafgeselt,huc],c für das
I';iiuig'·. Baie ..n ('Iiinchen, IHI:\), I. Band, S. 101. (Ja-
.\·I,·til's ansfiihrl. l'riirun~ des Entwurf, 711 (';IIl'm St. C.-B.
fii,' 1L.;ern (IH'2:.'); Kopl'enhagen 11'\:.'.\, S. ~l'l. (;i;n}/('}"s 1\10-
live 7.U dem Entwurfe u. s. w.; i\liinchcn lH'}5, S. Ii;;.
11) Les !lammes sont laus {;r;aux dans I,: {;o"oernl'T!11'111
rep"blil'llill; ils s01l1 er;lll1.e dans I,' rro""f'l'lleTl/f'nl despo-
li,!"e: dnl1s Ir premier ("esl pal't'eq"f' ils sonl I ()" t, clans
!I.' sec(}nd c'esl parc'equ' ils ne sonl ri,'n." Jllo}} I e S 'fu i e 11.
- Die griifste Ungleichheit in eier Strafe entsleht aus einer
völlig gleichen Austheilullf) derseIhen. Selhsl die hlultriefell-
elen Krief)sartikel des "origen Jahrhunderts verurlhpiltell "i ..
piuen Officier zum (JassI'Jllllu/cn. Ihre Verfasser fiihltell,
der Stanel würde herabgewürdigt, wollte man eine solche
Gleichheit, welche elie gröfste 11ngleichheit gewesen wäre,
eintreten lassen.
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ART. 36.
In Erwägung besonderer Umstände können
denen, welche zum Festnngsarreste Statt des
Zuchthauses verurtheiit sind, die Standesrechte
im Urtheile vorbehalten werden; niemahls aber
denen, welche Karrenstrafe getroffen haben
wiirde.
ART. 37.
Der Festungsarrest ist von gleicher Dauer
mit der verwirkten Zuchthausstrafe ; er beträgt
das Doppelte der auf eine Zeit beschränkten
Strafe des grofsen Karren, und wird um die
Hälfte erhöhet, wenn er Statt des kleinen Kar-
ren verordnet wird. Tritt er in die Stelle des
grofsen Karren, so wird dem Bestraften der
friiher erwähnte Besuch der Seinen nur einmahl
llll Jahre gestattet.
ART. 38.
Den Zuspruch eines Geistlichen ihrer Re-
ligion k;;nllen dip Festungsgefangellen von Zeir
zu Zeit ,·erlangen.
ART. 39.
Triu ihre S, rall' in die Stelle des Zucht-
hauses, so ist sie auf eine ähnliche 'Veise, als
diese, der Verminderung f,ihig.
ART. 40.
b. Die gewöhnliche GefängniJsstrafe findet
auf länger als zwei Jahre nicht Statt.
Sie wird in den verschiedenen hiirgerlichen
Gefängnissen des Landes vollzogen.
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\Velln der Gefangene sielt selbsl I'l'h:ill, so
cmpf:ingt Cl' ein ahgesondf'rtl~s Ge/';ingnils, und
kann sich auf eine ihm hdiebige anst:indige
Weise besch:iÜigen. \Yird 1"1' jedoch aus ijl~
[entlichen Mitteln erhalt(~II, so IlIl!rS 1'1' sich der.
jenigen, fiir ihn passende'lI Arhpir IIl1lerzip!tPTl,
welche ihm aufgegeben wird, lind CI' bnlt so
dann kein abgesondertes G cLi IIgl1 j I:s verlaugelL
ART. 41.
Diese einfache Gefangnifsstrafc cutzieht kein
Liirgerliches Hecht, und führt keineIl weitem
Schimpf mit sich, als den, welchrr aus du he-
straften Handlung an sich erwächst.
ART. ·~2.
Die Dienstentlassung besteht in der einfa.
chen Auflösung der Lishrrigen Diellsherh:iltllisse
Sie hat den Verlust aller Einklinne, welche mit
dl11l Dieuste ,erkllüpft \\ are'lI, I.ur Folgc. Sie
;/,jelll jedoch lIicht I[CII \ ('I'llIsl des ])iensuilels
und der damit verlllllldellcn Ehrenrechte Bach
sich.
AIIT. 43.
Die Suspension vom Amte hat, so lange
sIe dauert, den VPflust drs Gehaltes und der
Diensteinkiinfte zur Folge.
Sie kann nicht unter emem 1\1onalr und
nicht iiber drei Monate erkannt werden.
ART. 44.
Ob w:ihrend der Untersuchuug eiu ;)Ili:~I1t
lieher Beamter- vom Dienste slIsprndirl Sl')11 soll,
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hängt von der lleurtheilung der ltichter und ei-
nem Erkenntnisse ah. Wird die Dienstsuspen-
sion erkannt, so fiihrt sie die vortiufige Zu-
rückhehaltung der Hälfte des Gehaltes mit sich.
ART. 45.
Den gerichtlichen Verweis empfängt der
Verurtheilte vor versammeltem Gerichte in Person,
rn Gegenwart des Beleidigten oder Betheiligten.
ART. 46.
Eine Geldstrafe darf den Betrag von fünf-
hundert Iteichsthaler nicht überschreiten.
Keine andere Strafe darf in Geldstrafe ver-
wandelt werden.
Ist der Vernrtheilte nicht vermögend, dip
Geldstrafe zu erlegen, so wird diese in Gefiing-
nifsstrafe verwandelt, und dann für jeden Tha-
leI' ein Tilg Gefängnifsstrafe gerechnet, doch so,
dafs diese nie das Maars von sech~ Monaten
üherschreiten uarf.
Diese Verwandlung der Geldstrafe in Ge-
fiingnifsstrafefindcl allel. bei Minderj:ihrigen HII-
tel' sechzehn .1 ahren, auf Antrag' uer Ältern lIUU
Vormiinder, und bei deu lIuter Curald stehen-
den Verschwendern Siall.
AnT. 47.
Es kann nie eine andere Strafart über df'/l
Verbrecher verlüingt werden, als diejenige ist,
mit welcher das gegenwärtige GesetzlJUch das
hegangene Verbrecheu ~lhndet. Doch kann dif'
Zuchthausstrafe durch die gesetzliche Scldrfung,
Z W E I T E 11 Tl TEl" 23
nach dem Ermessen der H.ichter. verkiirzt wer-
den.
AJtT. 48.
Eine Auso·leichllllo· zwischell delll VcrhJ'e-b b
cher und dem Besch:idigLen hebt die verwirkte
Strafe nicht aue
ART. 49.
Die Strafe des Verhrcehel's bewirkt keine
Verminderung der Hechte desjenigen, welcher
durch das Verbrechen beleidigt oder hesch:idigt
worden, in Beziehung auf die Genllgtlu.umg
von dem Verbrecher oder die Entschädigung
aus seinem Vermögen.
Die Genugthuuug, zu welcher die Abbitte
und Ehrenerklärung gehört, erkennt das Cri-
minalgericht; die Entsch:idigung dann, weuu
ihr Betrag bei der Abgehullg des Strafcrkennt-
uisses bereits \'ülIig ausgemittelt ist.
ABT. 50.
Die Entsch:idiguug des Verlelr.Len ans dem
Vermögen d(·s Verbrechers geht sowohl den Geld-
stra!"en als den l·'orderllngell des Fiscus, hin-
sichtlich dei" Gerichtsgebiihren und der Atzungs-
kosten , HJJ·.
ART. 5I.
Die voIIzogeneu Strafen des grofsen und
kleinen Karren, des Zuchthauses und der Zwangs-
arbeit, in sofern dip Dauf'/' dcr letztertl sich
jibel" zwei Jahre erstreckL, werden \'on dCIlJ in
erster Instanz t'l'kennendeJ1 G{'l'ichLe durch die
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hiesigen öffentlichen Anzeigen bekannt gemacht.
Bei der Festungsstrafe hat dieses nur dann
Statt, ,venn sie in die Stelle einer Karrenstrafe
tri tt.
Bei andern, als den genannten Strafen, kann
die öffentliche Bekanntmachung von dem erken-
nenden Gerichte als Schärfung hinzugefügt wer-
den.
Auch ist es den Gerich ten erlaubt, diese
Maa[sregel während eines Monats aufzuschieben,
um dem verurthcilten Verbrecher, oder seinen
Verwandten, Gelegenheit zu geben, um Erlas-
sung der öffentlichen Bekanntmachung' höchsten
Orts nachsuchen zu können.
DIUTTE R TITEL.
Vom böslichen Vorsatze 1).
ART. 52.
Der biisliche Vorsatz ist der EntschluC,; zu
einer Rechtsverletzllug, mit dem ßewtlstseyn der
Gesetzwidrigkeit der Handluug oder der Unter
lassung.
1) Vergl. r. Weber, iiLer die verschiedenen Aden de~
Dolus. Neues AI'chi" des C.-H., B. VII, S.550.
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ART. 53.
Der bösliche Vorsatz ist auch alsdann vor-
handen,
1. wenn der Thäter der Meinung war, die
mit Strafe bedrohte Handlung oder Unter-
lassung sey nach dem Gewissen oder der
Religion erlaubt oder geboten;
2. wenn er in Unwissenheit oder Irrthum
über Art und Grö[se der Strafe war; Z).
3. wenn der Bewegungsgrund oder der Zweck
seiner Handlung oder Unterlassung von kei-
ner böslichen Beschaffenheit WareIl.
ART. 54.
Der bösliche Vorsatz wird nicht vermuthet.
Es ist derselbe, ohne dafs es dafür eines be-
sondern Beweises bedarf, aus der Beschaffenheit
der gesetzwidrigen Handlung an und für sich,
aus dem ll~iheren oder entfernteren Zusammen-
hange derselben mit dem daraus entsprungenen
Erfolge, in sofern ein solch~r mit zu dem Ver-
brechen geh()rt, und aus den der Handlung vor-
ausgehenden, gleichzeitigen und nachfolgenden
lJmst:inden zu beurtheilen 3).
Z) Verg!' Ro/~~ltirt: In welchen Fällen kann sich ein Ver-
brecher mit der Unkenntnifs ries Rechts entschuldigen. Neucs
Archiv des C.-H., Bd. IX. S.491.
3) Verg!. Entwurf cines StrafgesC17.buches fiir das Grofs-
herzogthum Sachsen-.'Vejmd<l·-Eisenach, Satz 18. -: .Mitter-
maie,. bemerkt im N euen Archiv des Cr.-R., B. VI. S. 388.
»In einem andern, dem V<'rf. bekannt gewordenen, in
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VIERTER TITEL.
Von der FahrläJsigkeit, den Verbrechen,
welche aus solcher entstehen und ihrer
Bestrafung.
ART. 55.
Jedem liegt die Verpflichtung ob, sol-
che Handlungen nicht zu thun, und sich sol-
cher Unterlassungen nicht schuldig zu machen,
deren gef:ihrlichc Folgen er zu erkennen ver-
mag. Er ist also verbunden, mit solcher Be-
dachtsamkeit zu verfahren, daCs er nicht Andere,
selbst ohne Absicht, an ihren Hechten verletze,
oder die Gesetze übertrete.
Wer, dieser Verbindlichkeit zuwider, etwas
that oder unterlieCs, woraus, ohne seine Ah-
einem deutschen Lande vorgelegten Entwurfe steht folgende
treffliche Bestimmung:
Bei einer wider eine Person erwiesenen gesetzwidrig'eu
That wird nur dann für erwiesen angenommen, dafs die-
selbe aus rechtswidrigem Vorsatze gel.andelt hahe, wenn
entweder letzteres von ihr rechtsgiiltig eingestanden ist, oder
auch der Zusammenhang allel' wohlerwogenen Vmstände,
verglichen mit «er Erklärung des Tltäte.'s, nicht gestattet,
die That f'iner blofsen .Fahrläfsigkeit beizumessen. «
Die bekannte grofse Streitigkeit über die praesumtio
dali ist in der llraxis von geringer VVichtigkeit. Jedel' gc
wissenhafte Richter wird eben so viel Sorgfalt anwenden
für als {{egell <len Angeschuldigten 7.U untersuchen, und da
ist es daim eine Hauptsache, dariihCl' ins KJuf' 7,lJ komm"Il,
ob er dolose handelte oder nichl.
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sicht, rille in diesem Gesetzbuche geahndete
Übertretung entstanden ist, der wird wegen ei-
nes Verhrechens aus FahrläJsigkeit verantwort-
lich.
AUT. 56.
Delll richterlichen Ermessen bleibt es über-
lassen, in dem vorliegenden Falle den Grad der
hegangenen Fahrl:ifsigkeit auszumitteln.
Die gröfsere oder geringere Wahrschein-
1ichkeit des Eintretens des gesetzwidrigen Er-
folgs, die grijfsere oder g'eringere Leichtfertig-
keit und Unbesonnenheit des Thäters, die vVich-
tigkeit der Verpflichtung, welche verletzt wurde,
und die persönlichen Verhältnisse des Thäters,
sind von den Richtern besonders zu beriicksich-
tigen.
ART. 57.
Hiernach ist grohe Pahrläfsigkeit vorhan-
den:
1. wenn der Beschädiger, die Gefährlichkeit
seiner Handlung erkannt, und sie dennoch,
aus Leichtsinn oder Gleichgültigkeit, nicht
unterlassen hat;
2. wenn seine Handlung in solchem Grade
gef:ihrlich war, dars er bei einiger Aufmerk-
samkeit hätte einsehen müssen, dars der
rechtswidrige Erfolg leicht daraus eutstehen
konnte;
:l. welln die gefährliche Handlung oder U11-
terlassung an sich schon rechtswidrig war;
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4. wenn der Th~iter, vermöge seiner Kennt-
nisse oder Verhältnisse, vorzüglich im Stan-
de war, die Gefährlichkeit seiner Handlung's-
weise zu erkennen, oder den nachtheiligen
Folgen derselben zuvorzukommen;
5. wenn der Handelnde, au[ser der allgemei-
nen Verbindlichkeit, noch durch besondere
Pflich ten des Standes, Berufes und ähnli-
cher Verhältnisse zu vorzüglicher Sorgfalt
und Überlegung aufgefordert wurde;
6. wenn er bereits wegen :'dllllicher FahrLis-
sigkeit gestraft oder gerichtlich gewarnt wor-
den, oder wenn er eine Privat-\JVarnung
zur Zeit der Handlung erhalten;
7. wenn er ohne dringelIde Veranlassung eine
Handlung unternahm, welche den Besitz
einer Kunst oder Wisscnschaft. voraussetzt,
und er zu der Ausübung dcrselben nicht
berechtigt war;
8. wenn der Handelnde zu einer Zeit, wo
ihm besondere Aufmerksamkcit nothwendig,
sich berauschte, mit vVillen, oder doch aus
Leichtsinn und Mangel an Überlegung, sich
in einen Zustand versetzte, weIcher die ge-
Hihrliche Handlung veranlarste.
ART. 58.
Geringere Fahrläftigkeit ist alsdann anzu
nehmen:
J. wenn die gefährliche Handlung mit deIll
gesetzwidrigen Erfolge nur in pntJ(~rntem
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Zusammenhange stand, so dafs dieser zwar
als möglich erkannt werden konnte, aber
doch als unwahrscheinlich zu' betrachteu
war;
2. wenn die gefährliche Handlung zwar von
der ßeschaffenhei t war, dafs deren g'esetz-
widriger Erfolg leicht zum Voraus zu er-
kennen, der Handelnde jedoch wegen Schwä-
che des Verstalldes , oder wegen eines, die
Aufmerksamkeit und Überlegung störenden
unverschuldeten Gemiithszustandes, oder we-
gen ungiinstiger äu[serer Umstände, die Ge-
fährlichkeit seiner Handlung nicht leicht
einzusehen vermochte, oder ihren sch~idli­
ehen Erfolg nur mit besonderer Anstren-
gung geistiger oder körperlicher KrMte ver-
hindern konnte;
3. wenn der Handelnde durch unverschuldete
drillgel1de Umsüil1de zu einer schnellen Ent-
schliefsung bestimmt wurde.
ART. 59.
Eine strafbare Handlung oder Unterlassung.
welcher Fahrläfiigkeit zum Grunde liegt, so]]
nach folgenden Vorschriften bestraft werden:
1. die grobe Fahrläfsigkeit wird alsdann,
wenn das erfolgte VerbrechelI, könnte es,
als mit Vorsatz begangen, angesehen wer-
den, eine der fünf härteren Strafen nach
sich zöge, mit einmonatlichem bis zu zwei-
iährilJem Gefängnisse, mit Dienstsuspen-
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slün, adel' mit Dienstentlassung bestraft.
Zöge das Verbrechen, mit Vorsatz began-
gen, eine der leichtern fünf Strafen nach
sich, so wird die Fahrläfsigkeit mit Ver-
weis, Geldbufte, Dienstsuspension , oder
mit Gef.ingnifs his zu einem Monate ge-
ahndet.
2. Die geringere Fahrliifsigkeit kann nur mit
Geldbufse oder Verweis bestraft werden.
ART. 60.
Bei der Zumessung obiger Strafen, bei weI-
cher das Ermessen des Richters ganz vorzüglich
wirksam seyn mufs, ist vorziiglich auf die per-
sönliche Beschaffenheit des Verbrechers hinsicht-
lich seiner Geisteskräfte , auf die Umstände, un-
ter welchen er handelte, auf das VerhäItnifs zn
derjenigen Strafe, welche das gleiche vorsetzliche
Verbrechen trifft, auf die Gröfse und Gefähr-
lichkeit der verschuldeten FahrIäfsigkeit, auf di e
Natur und den Betrag des dadurch verursach-
ten Schadens, und darauf, ob und in wie weit
der Verletzte entschädigt worden, Rücksicht zu
nehmen.
ART. 61.
'Venn anzunehmen ist, daf's der Thäter
nur einen minder strafbaren, als den eingetrete-
nen Erfolg seiner Handlung beabsichtigt habe:
so ist ihm die That, so weit sie beabsichtigt
war als höslicher Vorsatz, nach dem Erfolge
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aher als Fahrläfsigkeit anzurechnen, und hirr-
nach die Strafe zuzutheilen.
FÜNFTER TITEL.
Von der Vollendung eines Verbrechens.
ART. 62.
Ein Verbrechen ist fiir vollendet zu halten,
sobald Alles bewirkt worden, was zu dem ge-
setzlichen Begriffe desselben gehört.
ART. 63.
Erfordert der gesetzliche Begriff des Ver-
brechens eine bestimmte Wirkung, so ist das
Verbrechen nicht eher für vollendet zu achten,
bis diese Wirkung eingetreten ist.
ART. 64.
'VVeun die verbrecherische Handlung von
der Beschaffenheit war, dafs sie, nach ihrer Na-
tur, zur Hervorbringung des Erfolgs genügte,
so ist auch anzunehmen, dafs der Erfolg aus
ihr entstanden sey, wenn nicht das Gegentheil




Von denl Versuche eines Verbrechens
und von dessen Bestrafung.
ART. 65.
Ein Versuch zu einem Verbrechen ist vor-
handen, wenn Jemand, in der Absicht ein Ver-
brechen zu begehen, eine solche Thathandlung
vorgenommen, welche als der Anfang der A us-
fiihrung des heabsichtigten Verbrechens angese-
hen werden murs 1).
ART. 66.
Der Versuch eines Verhrechens 2) wird nicht
bestraft, wenn der Thäter vor der Versuchs-Be-
endigung, nicht durch äu[sere Hindernisse abge-
halten, freiwillig von dem Unternehmen zurück-
getreten.
I) Vergl. Ru/shirt: im Neuen Archiv für C.-R., B. IX,
S. 718. Gönner's J\lotive zum Baierschen Entwurfe eines
St.-G. von 1822, S. 74. Binder's Bemerkungen zU diesem
Entwurfe, S.36. M,'ttermaier's Bemerkungen über den Ent-
wurf eines St.-G. fiir das Königreich Hannover, S.14. Hei-
delb. Jahrb. der Literat. 1824, Jul. S.654. llauer's Anmer-
kungen zu diesem Gesetzb., S. 366.
2) Code penal, Art.2. » Taute tentati"e de crime qui aura
ete manzJeste par des aeles exterieures et sui"i d' un
co m m e nc eIn e n t d'execution, si elle n'a ete suspendu
ou n'a manque san effet que par des circonstances for-
luites ou independentes de la volonte de l'auteur, es I co n-
sidere comme le "rime meme."
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Es wird dieses alsdann angenommen, wenn
durch die Untersuchung kein Hindernifs der Yoll-
hringung des Verbrechens ausgemittelt worden.
Lag in der Versuchshandlung jedoch schon
ein eigenthiimliches Verbrechen, so wird dieses
bestraft.
ART. 67.
War das versuchte Verbrechen von solcher
Beschaffenheit, dafs dessen Vollendung mit ei-
ner Karrenstrafe hätte geahndet werden müssen,
und es nach Obigem straflos bleibt: so können
polizeiliche Sicherheitsmaafsregeln gegen den Thä-
leI' von dem Gerichte verordnet werden.
ART. 68.
Wenn alle zur Hervorbringung des Verbre-
chens erforderliche Handlungen geschehen sind,
ohne dafs der beabsichtigte Erfolg entstand: so
ist ein beendigter Versuch vorhanden.
All!. 69.
Der beendigte Versuch wird mit der Hä!jte
derjenigen Strafe belegt, welche das vollendete
Verbrechen nach sich gezogen h~itte.
Kann die Hälfte dieser Strafe in derjenigen
Strafart , mit welcher das vollendete Verbrechen
geahndet wird, nicht vollzogen werden: so be-
stimmt das Gericht, nach seinem Ermessen, die
geringere Strafe in der Art, dars sie, nach der
Persönlichkeit des Verbrechers, für halb so hart,
als die auf das vollendete Verbrechen gesetzte
Strafe zu halten ist.
v. STROMBECK'S Entw. e. Cr.-G.-B.
.1
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ART. 70.
Der nächste Versuch (oder das angefangene
Verbrechen) ist vorhanden, wenn der Thäter
schon diejenige Handlung angefangen hatte, de-
ren Vollendung den gesetzwidrigen Erfolg un-
mittelbar hervorbringen sollte oder konnte.
ART. 71.
Dieser wird, unter obigen Bestimmungen,
mit einem Viertel der Strafe belegt, mit wel-
cher das vollendete Verbrechen geahndet wäre.
ART. 72.
Der entfernte Fersuch (das vorbereitete Ver-
brechen) ist vorhanden, wenn der Thäler Hand-
lungen begangen hat, durch welche die Haupt-
handlung erst vorhereitet werden sollte.
ART. 73.
Der entfernte Versuch wird, nach dem Er-
messen der Richter, in Berücksichtigung der
Schwere des vorbereiteten Verbrechens und der
Persönlichkeit des Thäters, mit einer der fünf
)eichtern Strafen belegt.
ART. 74.
Fafst der Versuch ein anderes vollendetes
Verbrechen in sich, so wird dieses bestraft nnd
elie Strafe für den Versuch hinzugefügt.
ART. 75.
Wandte der Thäter zu dem Versuche sol-
che Mittel an, welche als gänzlich untauglich zu
dem Zwecke zu betrachten sind: so ist zu be-
rücksichtigen, ob andere gesetzwidrige Folgen
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aus ihrer Anwendung entstehen konnten, und
ist sodann hiernach die Strafe zuzumessen,
Waren die Mittel gänzlich unschädlich, so
ist höchstens anf Gef;ingnifssf rafe von einem Mo-
nate zu erkennen .
.I
SIEBENTER TITEL.
Von den Theilnehmern an einem Ver-
brechen und deren Bestrafung 1).
ART. 76.
Als Theilnehmer an einem Verbrechen sind
Urheher, Gehülfen und Begünstiger zu betrach-
ten, Ihre Handlungen werden von dem Gesetze
nach den verschiedenen Graden ihrer Strafbar-
keit geahndet.
ART. 77.
Urheher des Verhrcchens ist derjenige, in
dessen Willen und Handlung die Ursache vor-
handen war, wodurch das Verbrechen als Wir-
kung hervorgebracht wurde.
1) Vergl. Borst, üher die Theilnahrne an elllern Verhre-
ehen. Neues Archiv des C,-R., B. VII, S. 671 ff. Stiibel,
iiher die Theilnahme mehrerer Personen an einem Verbre-
chen. Dresden, 1828. 8.
3*
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AnT. 78.
Es gehören daher zu den Urhehern:
t. derjenige, welcher das beabsichtigte Ver-
brechen durch die eigene Handlung aus-
führte; ,
2. Der Anstifter, d. i. derjenige, welcher vor-
sätzlich bewirkte, dafs das Verbrechen von
Andern begangen wurde.
AnT. 79.
Als Anstifter ist diesemnach zn betrach ten,
wer, in der Absieht, dars das Verbrechen ge-
schehe, durch Gewalt, Drohung, Befehl, Auf-
trag, Rath, Verführung, Erregung oder Benu-
tzung eines Irrthums oder einer I ... eidenschaft, zur
Begehung des Verbrechens die Veranlassung gab.
AnT. 80.
Dem Urheber ist der Hauptgehälfe, hin-
sichtlich der Strafbarkeit, gänzlich gleich zu ach-
ten. Als ein solcher wird derjenige betrachtet,
der böslich durch Hinwegräumung von Hinder-
nissen, ohne welche das von einem Andern be-
schlossene Verbrechen ungeschehen geblieben
wäre, die Veranlassung wurde, dars es Statt
hatte.
AnT. 81.
Die Ehefrau des Verbrechers, die in sei-
ner Gewalt stehenden Kinder, Enkel und min-
derjährigen Pflegebefohlenen , werden, wenn sie
als Miturheber seines Verbrechens befunden wer-
den, nur als Gehäljen bestraft; es sey denn,
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dars die Umstände ergäben, dars es nicht ihre
Abhängigkeit von dem Verbrecher war, welche
SIe bestimmte.
ART. 82.
Wer durch Reden oder Handlungen unab-
sichtlich eines Andern Entschluf's ZUlU Verbre-
chen ~eranlalste, wird nach den VorschrifteIl
über Fahrläfsigkeit bestraft.
ART. 83.
Einem Anstifter ist nicht nur diejenige
That zuzurechnen, worauf dessen vVille be-
stimm t gerichtet war, sondern auch
1. jedes, nicht ausdriicklich von ihm ausge-
nommene Verbrechen, welches der Vollbrin-
ger als nothwendiges Mittel zu der Errei-
chung des Zweckes begangen hat;
2. jedes Verbrechen, welches als unvermeid-
liche Folge aus der Handlung entstanden,
so weit es dem Übertr~wenden zuzurechnen
"wäre, wenll er die verbrecherische Hand-
lung selbst ausgeführt h;;tte.
ART. 84.
V'Venn von dem Vollbringer, StaU des ihm
aufgetragenen Verbrechens , ein anderes ausge-
führt worden, welches weder als l\'1ittel noch
als Folge mit dem iibertragenen in Verbindung
steht: so ist der Anstifter nach den Gesetzen
wider den Versuch des iibertragellen und llich t
des ausgeführten Verbrechens zu bestrafen.
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ART. 85.
War das Verhrechen, welches der Vollbrin-
ger als Mittel zur Ausführung der übertragenen
Hauptthat begangen, von dem Anstifter ausdrück-
lich ausgenommen: so ist diesem blo{s die voll-
führte Hauptthat, und wenn diese unausgeführt
geblieben, allein der nächste Versuch zu dem
übertragenen Verbrechen zuzurechnen.
ART. 86.
Wenn der Anstifter dem Vollbringer zu-
gleich bestimmt die Art der Ausfiihrung vorge-
schrieben, dieser aber die bestimmten Grenzen
überschritten: so ist jener zwar des entstande-
nen Verbrechens, jedoch ohne Rücksicht auf die
nicht beabsichtigten Erschwerungen, für schul-
dig zu erkennen.
ART. 87.
Weun die Mehrheit, oder selbst die Ge-
sammtheit der Mitglieder einer Gemeinde, Zunft
oder Corporation ein Verbrechen begangen hat,
so sollen allein die schuldigen Einzelnen, nicht
die gesellschaftliche Verbindung selbst, als straf-
bar angesehen werden.
Solchemnach ist so wenig eille Verlllögens-
strafe, als der Ersatz des Schadens oder der
Proce(skoslen aus den Gemeine-Giitern zu ent-
nehmen.
ART. 88.
Wenn Zwei oder NIehrere, von denen Je-
der an der VoJlbringung ci ner hestim IllI en straf-
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Vereinigung
df's~leichen
baren That ein Interesse hat, sich zu deren Be-
gehung verabredet haben, desgleichen, wenn Je-
mand einer solchen Verabredung nachher heige
treten, so ist ein Komplott vorhanden.
ART. 89.
Jeder Theilneltmer an einem Komplotte
ist, nach Vollendung des Verbrechens , als Mit
urheber desselben zu betrachten.
ART. 90.
Diejenigen, welche, ohne an der llauptver-
abrt~dung und den Berathschlagungen Theil zu
nehmen, gleichwohl zur Beförderung der Absicht
des Komplotts Beihülfe versprochen oder gelei-
stet haben, sind, wenn sie nicht gesetzlich als
lIauptgehiilfen anzusehen, als Gehiilfen zu be
strafen.
ART. 91.
Die gemeinen Theilnehmer an einem Kom-
plott empfangen die Strafe des ausgeführten
Verbrechens.
vVenu die Strafe von dem Geselze nach
der höchsten und geringsten Stufe bestimmt ist,
so wird den verschiedenen Thcilncbmeru, nach
der Beschaffenheit ihrer Mitwirkung, die Strafe
innerhalb der gesetzlichen Grenzen zugemessen.
ART. 92.
Dagegen sollen die Haupter des KomplolI:;
und zwar
1. diejenigen, welche zuerst dir
veranlafst (d. i. dip Anstifter),
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2. diejenigen, welche den Plan des Verbre-
chens entworfen, oder das Unternehmen zur
Zeit der Vollbringung desselben geleitet ha-
ben (d. i. die Rädelsführer), mit geschärfter
Strafe belegt werden.
ART. 93..
Blieh das Verbrechen unvollendet, so wird
das Komplott nach den Bestimmungen über den
Versuch, wenn solcher unter erschwerenden Um-
ständen unternommen wurde, bestraft.
ART. 94.
Hat ein Theilnehmer des Komplotts hei der
Ausführung des beschlossenen Verbrechens nicht
mit gewirkt: so soll derselbe, weun es der Anstij:
ter des Komplottes ist, dennoch gleich einem
Miturheher hestraft werden; ist es hingegen ein
gemeiner Theilnehmer: so wird er mit der ent-
sprechenden Strafe des Fersucks belegt.
Es ist in heiden Fällen besonders zu beach-
ten, ob der Theilnehmer den Übrigen seinen
EntschluCs, von dem Komplotte ahzugehen, ~or
oder hei der Ausführung bestimmt zu erkennen
gegeben; oder ob er die Genossen in der Er-
wartung seines Beistandes gelassen, oder oh
er sich zur Mitwirkung hereitwillig' gezeigt
hat; nach welcher Verschiedenheit die Strafe Zll-
zutheilen.
ART. 95.
Ein Theilnehmer des Komplotts bleiht dann
von der Straj'e frei, Wl'nn derselbe \'01' der Aus-
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führung der That zeitig das Komplott der Obrig-
keit angezeigt hat.
Auch dadurch, dars der Theilnehmer dem-
jenigen, welchem durch das Komplott Schaden
zugefügt werden sollte, so zeitig von den Um-
ständen benachrichtigte, dars der Schaden nicht
StaU haue, wird fiir diesen anzeigenden Theil-
nehmer Straflosigkeit bewirkt.
ART. 96.
"\tVenn bei der Ausfiihrung em schwereres
Verbrechen, als welches ausdrücklich oder still-
schweigend verabredet war, begangen wurde, so
trifft
1. die gemeinen Theilnehmer die Strafe die-
ses schwereren Verbrechens nur dann, wenn
sie dazu mitgewirkt, oder von demsel-
ben vor der Ausführung Kunde gehabt
haben.
2. Die Häupter des Komplottes werden hin-
gegen, auch olme diese Voraussetzungen,
zugleich wegen des Legangellen schwereren
VerLrechens, und zwar in Ermangelung be-
sonderer Bestillnllungen, 1lI it der Strafe der
Beilullfe zu diesem Verbrechen beleg!.
Haben sie jedoch das schwerere Verbre-
chen nach Vermögell zu verhüten gesucht,
so werden sie nur mit Rücksicht auf das
verahredete Verhrechen hestraft.
ART. 97.
Die Gesetze wider das Komplott sind auch
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auf Banden anzuwenden, worunter solche Kom-
plotte verstanden werden, welche zur Verübung
mehrerer, einzeln noch unhestimmter, Verhrechen
eingegangen sind.
Die Vereinigung zu einer Bande ist als
Erschwerungsgrund bei Zumessung der Strafe zu
betrachten.
ART. 98.
Den einzelnen Theilnehmem einer Bande
sind nicht alle von derselben verübte Verbre-
chen völlig zuzurechnen, sondem jeder einzelne
Genosse derselben ist allein hinsichtlich derjeni-
gen Verbrechen als Miturheber zu betrachten,
welche er selbst mit verahredet, oder zu weI-
chen er vor, bei oder nach der Ausfiihrung auf
irgend eine Art, durch Rath u. s. w. mitgewirkt,
oder zu deren WIitausführung- er durch seine Ge-
genwart, zur Zeit der VoIIziehung, seine Bereit-
schaft erklärt hat.
ART. 99.
Diejenigen Mitglieder einer Bande, welche
an keinem der einzelnen Verbrechen Theil ge-
nommen haben, sollen mit der Slrafe des nieltt
beendigten Versuchs, hinsichtlich der von der
Bande veriihtcJI Verbrechen belegt werden.
ART. WO.
Sie bleiben hinsichtlich der eLen gedachten
Verbrechen straflos:
f. wenn sie der Obrigkeit das Daseyn der
Bande anzeigten:
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2. wenn sie vor Entdeckung der Bande aus
derselben gänzlich ausgetreten sind.
Diese gänzliche Verlassung des verbrecheri-
schen Verhältnisses wird nur dann angenommen,
wenn sie auf eine völlig unverdächtige Weise,
wenigstens einige Monate lang, sich d-urch einen
erlaubten Gewerbszweig enüihrten.
ART. 10i.
'\IVel' die Ausführung des von einem An-
dern schon beschlossenen Verbrechens wissent-
lich und vors~itzlich cefördert, ist Gehülfe 1).
""Val' jedoch der von ihm geleistete I3eistand
so wesentlich zur Vollführung des Verbrechens,
dars ohne denselben dieses nicht hätte zu Stande
gebracht werden können, so wird er, als Haupt-
gehülfe, dem Urheber gleich geachtet.
ART. 102.
Als Gehiilfen des ersten Grades sind die-
jenigen anzusehen:
1. welche dem Urheber iiber Art, Mittel oder
Gelegenheit der Ausführung Belehrung er-
theil t haben, nach welcher das Verbrechen
vollzoo'en worden'
tl '
2. diejenigen, welche demseIhen die ZlIf V011-
ziehung der That dienenden IVliueJ und
I) Vergl. Gönner: Einige Motive wm Baierischen Eul
wurf des Slrafgesehb. (v. 1822), i\liinchen, 1825. S. Ho
44 .\ J. L G E M EIN EILT 11 EIL.
Werkzeuge mit bösem Vorsatze verschafft
haben;
3. diejenigen, welche in dem Zeitpunkte der
Ausführung Beistand leisteten, entweder
durch unmittelbare Theilnahme an der Haupt-
handlllng selbst, oder durch Spähestehen,
Kundschaftgeben oder auf ähnliche Weise;
4. Staatsbeamte und öffentliche Diener, welche
durch ihr Amt zur Entdeckung, Verhinde-
1'ung' Anzeige, Untersuchung oder Bestra-
fung eines Verhrechens verpflichtet sind,
wenn sie den Verhrechern (Jor oder in der
Zeit der Vollhringullg die Unterlassung ih-
rer Amtspflicht versprochen, oder SOllst das
Verbrechen vorsätzlich befördert haben;
5. diejenigen, welche vorsätzlich die in ihrel'
Gewalt oder unter ihrer Aufsicht stehen-
den Personen an der Ausfiihrung des von
ihnen beabsichtigten Verbrechens nicht hin-
derten, sie mögen an den Vortheilen oder
dem Erfolge des Verbrechens Theil genom-
men haben oder nicht.
ART. 103.
Als Gehii1fen des zweiten Grades sind zu
betrachten:
1. die ltathgcber, bei denen die eben ange-
deuteten Erfordernisse nicht voIIst:indig vor-
handen sind;
2. diejenigen, welche dem Urheber solche MiL-
tel und Werkzeuge verschafft haben 1 die
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nur zu vorbereitenden, oder zu Nebenhand-
lungen, oder zu Unternehmungen und Ab-
sichten nach vollbrachter Hauptthat, die-
nen sollten;
3. diejenigen, welche ~or dem Zeitpunkte der
Vollbringung der That irgend eine Hülfe
oder Förderung geleistet haben;
4. Alle, welche vor oder in dem Zeitpunkte
der Vollendung dem Verbrecher die Ver-
heimlichung seiner That, oder Hülfe und
Unterstützung nach geendetem Verbrechen
versprochen.
Würde aus den Umständen erhellen, dars
der Thäter ohne solche Zusage das Verbrechen
nicht verübt haben würde, so sind sie als Gc-
hülfen des ersten Grades anzusehen.
ART. 104.
Jeder Unterthan ist schuldig, Verbrechen,
welche in seiner Gegenwart vorbereitet oder an-
gefangen werden, oder von welchen er in Erfah-
rung gebracht, dars sie geschehen sollen, entwe-
der durch schleunige Anzeige bei der nächsten
Obrigkeit oder durch Warnung der dadurch ge-
fährdeten Person, und im Falle der Unthunlich-
keit des Vorigen, durch Herbeirufen oder Her-
beiholen Anderer, oder durch sonstige in seiner
Macht stehende Mittel, soweit es ohne Gefahr
fUr ihn oder einen Dritten geschehen kann, zn
verhindern.
Wer diese Bürgerpflicht nicht erfüllt hat,
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ist als ell1 Gelu'ilje des dritten Grades anzuse-
hen.
ART. 105.
Die Strafe der Beihülje des ersten Gra-
des kann, in sofern das Gesetz keine besondere
Vorschriften enthält, bis zu zwei Drittheilen der
für das Verbrechen seIhst gesetzlich angedroh-
ten Strafe steigen.
Die Strafe der Beihülfe des zweitm Gra-
des bis zur Hälfte.
Die Strafe der Beihülfe des dritten Gra-
des kann Gefängnirsstrafe nicht iiberschreiten.
ART. 106.
Blutsverwandte in auf-und absteigender
Linie, leibliche Geschwister und Ehegatten sind
gegen einander weder zur obrigkeitlichen An-
zeige, noch zu solchen verhindernden Handlun-
gen, welche die Anzeige zur Folge haben wür-
den, bürgerlich verpflichtet.
ART. 107.
Einem Gehülfen kommt die Einrede, dars
er nach seiner Absicht die Beihiilfe zu einem
geringem Verbrechen leisten wollen, als von dem
Urheber vollzogen worden, nur dann zu Stauen,
wenn es ausgemittelt wurde, dars ihn der Urhe-
ber ausdrücklich zu dem geringem Verbrechen
aufgefordert habe, und wenn von ihm seine Bei-
hülfe auch nur innerhalb der Grenzen dieses ge-
ringern Verbrechens geleistet worden.
In diesem Falle ist seine Strafe nach dem
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Verhältnisse der Strafe desjenigcn Verbrechens
auszumessen, worauf, seiner Absicht nach, die
Beihülfe gerichtet war.
ART. 108.
Ist das Verbrechen, zu welchem die Bei-
hülfe geleistet wurde, nicht vollendet worden,
so ist die Strafe des Gehiilfen in dem Verh;ilt-
nisse zu der vom Hauptthäter verwirkten Strafe
des Versuches auszumessen.
War kein Versuch unternommen, so wird
die Strafe des Gehülfen nur mit Rücksicht auf
die selbst von ihm bewiesene Thätigkeit nach
den gesetzlichen Vorschriften bestimmt.
ART. 109.
Eine blos versprochene aber nicht geleistete
Beihülfe wird nach den Gesetzen wider den Ver-
such beurtheilt.
ART. 110.
,IVer dem Thäter, ehe das Verbrechen voll-
endet worden, eine erst nach dessen Vollendung
zu leistende Unterstützung versprach, dieses Ver-
sprechen aber nicht erfüllte, ist nur dann straflos,
wenn er jenem noch vor der Vollendung der
That die Zurücknahme seiner Zusage bestimmt
erklärte. (
ART. 111.
Sowohl die Urheber als die Gehülfen eines
Verbrechens haften dem Staate Einer für Alle
und Alle für Einenfiir <lie Kosten, wdche das
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Strafverfahren und die Strafvollziehung verur-
sachten.
ART. 112.
Wer nach vollbrachtem Verbrcchen eIllen
ÜbeIthäter durch pflichtwidriges Thun oder Un-
terlassen in Bezug auf das begangene Verbre-
chen beförderlich ist, ohne ihm jedoch vor Voll-
endung der That Unterstiitzung versprochen zu
haben, der macht sich der Begünstigung schuldig.
Hierhin gehört:
1. Wer den Verbrecher wissentlich bei sich
aufnimmt oder verbirgt, der nachforschen-
den Obrigkeit verhehlt, oder denselbcn zur
Flucht oder zum Fortkommen behülflich ist;
2. wer die Entdeckung der That oder des
Thätersdurch Unterdrückung der Werk-
zeuge und der Spuren des Verbrechens oder
der Beweismittel zu verhindern sucht;
3. wer die durch das Verbrechen gewonne-
nen Sachen wissentlich bei sich aufnimmt,
verhirgt, verheimlicht, an sich bringt, zum
Verhandeln, ZersHiren , Unkennbarmachen
oder Unterbringen ühernimmt.
ART. 113.
Es soll für eine Begilnstigung geachtet wer-
den, wenn Jemand von einem Verbrecher, we-
gen welches eine unschuldige Person in Unter-
suchung und zur Haft gebracht, oder gar zu ei-
ner Strafe verurtheilt worden ist, VVissenschaft
hat, und die gerichtliche Anzeige unterläfst.
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ABT. 114.
Die Strafe der Beg;instigung ist, vorhe-
hältlieh der für gewisse F~ilIe gegebenen beson-
dern Vorschriften, mit lUicksicllf auf die Gröfse
des begangenen Verbrechens , in dem l\1aarse 7.U
lJestimm en, dars,
1. wenn die Begünstigung allS Interesse an der
strafbaren Handlung selbst veri.ibt worden,
keine höhere als Zuchthaus- oder Zwangs-
arbeits-Strafe -
2. wenn sit' aus Gewinnsucht Statt gefunden,
höchstens Gefiingnifsstrafe -
3. wenn sie aus Theilnahme an dem Schick-
sale des Verbrechers Statt hatte, höchstens
Geldbufse erkannt werden soll.
Des Ytrbrechers Ehegatte, Verwandte in auf-
und abs! eigender l.inie, Geschwister, Yerschwii-
gerte his zum zweiten Grade, Vonniindcr, l)fle-
geiiltern und Pflegebefohlene , genau verbundene
}-'reunde, bleihen an lei ztt'll Falle von aller
Strafe frei.
ABT. t 15.
Der gewerbsmäjsigen Begünstigung (Heh-
lerei) ist derjenige fiir üherwiesen w halten, der
den Beweis gegen sich hat, dars cl' aus eigen-
nütziger Absicht sich schon wenigstens dreimahl,
zu verschiedenen Zeiten, der Begünstigung schul-
dig gemacht hat.
AUT. 116.
Die Strafe der Hehlerei ist doppelt so
v. STRonIllECK's Entw. e. Cr.-G.-B. 4
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grofs als die der einülchcn Begünstigung.
"Vird die Hehlerei wiederholt, nachdem sie
einmahl hestraft worden, so zieht sie auch den
Verlust des Gewerbes, welches dieselbe erleich-
tert, als z. B. der Gastwirthschaft, des Trödel-
handels u. s. w. nach sich.
ART. 117.
Wer vermöge seines Amtes, Berufes, oder
in Genüifsheit einer gesetzlichen Vorschrift be-
gangene Verbrechen anzuzeigen verpflichtet ist,
und dieses absichtlich unterHirst, der soll als
Begünstiger bestraft "vcrden.
Ist diese Unterlassung schon dreimahl ge-
schehen, so wird er gleich einem Hchler be-
straft, und seiner Dienste entsetzt.
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Von der Begründung der Straflosigkeit.
ART. 118.
Die S Lrafbarkei t wi rd durch eme Gesetz-
widrigkeit des Willens, als Ursache des Verbre-
chens, bedingt. Sie wird mithin ausgeschlos-
sen durch das Vorhandenseyn eines Zustandes
der Person, in welchem für sie die Möglichkeit
aufgehoben war, entweder üherhaupt nach Will-
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kilhr, und also frei zu handeln, oder ihre vVill-
kühl' den Strafgesetzen genüifs zu bestimmen.
Hierhei ist jedoch I10thwendig erforderlich,
dafs dem die unmittelbare Zurechnung aus-
schliefsenden Zustande nicht seIhst ein gesetzwi-
(higer vViI1e, als Vorsatz oder FahrlMsigkeit,
zum Grunde liege.
ART. 119.
Kannte der Thäter den bei ihm von Zeit zu
Zeit eintretenden Zustand der Seelen-Unfreiheit,
und er nahm keine MaafsregeIn gegen mögliche
Schadensstiftung , so macht. Cl' sich der Fahr-
läJsigkeit schuldig.
ART. 120.
Es sind, nach obigen Grunds~itzen, insbe-
sondere von St.rafe frei:
1. Kinder unter zehn Jahren, mit Vorhehalt
dessen, was friiherhin verordnet worden;
2. ltasende, VVahnsinni ge, Verriickte, und
iiberhaupt solche Personen, die eine Hand-
lung in einem Seelenkrankheits-Zustande be-
gangen haben, in welchem sie des Ge-
brauchs ihrer Vernunft. nicht mächtig waren;
3. Solche, die durch Blödsinn ~öllig au[ser
Stande sind, die Folgen ihrer Handlungen
richtig zu beurtheilen, oder deren St.rafbar-
keit einzusehen;
4. Personen, welche durch Altersschw;ichr,






5. Taubstumme, wenn sie nicht durch Unter-
richt auf eine solche Art gebildet worden,
dars mit Sicherheit anzunehmen ist, die
Sträflichkeit ihrer Handlung sey von ihnen
erkannt. Selbst aber in diesem Falle wer-
den sie wie Personen behandelt, welche sich
zwischen dem zehnten und sechzehnten Le-
bensjahre befinden.
6. Personen, welche die str~ifliche Handlung in
irgend einem vorübergehenden unyerschulde-.
ten Zustande g:inzlicher Sinnenverwirrung
oder mangelnder Yernunftthätigkeit beg:m-
gen haben.
ART. 121.
Wenn die Umsüinde darweisen, dars durch
die vorhandene Seelenkrankheit die Zurechnung
zwar nicht ganz ausgeschlossen, aber doch ge~
mildert wird, so ist die gesetzliche Strafe herab-
zusetzen.
ART. 122.
Aus ;ill11lichen Griinden ist eme Handlung
für nicht strafhar zu halten,
7. wenn der Thäter, Il1 llniiberwindlicher
schuldloser Unwissenheit, seine Handlung
für erlaubt. und uns I dflich hielt, wobei vor-
auszusetzen ist, dars sie nicht schon nach
den Naturgesetzen als rechtswidrig er-
scheine;
8. wenn Jemand durch
perliche Gewalt zu
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Handlung auf die Art gezwungen wurde,
dafs die Handlung nicht fiir die seillIge,
sondern fiir die des Zwingenden gehalten
werden murs.
ART. 123.
Es ent.schuldigt ein empfangener Befehl zur
Begehung eines Verbrechens den Thäter nicht.
vVeun jedoch ein Staatsbeamter oder eine
öffentliche lSchöl'dc ihren untergebenen Iteamten,
Dienern oder untergeordneten Behörden eine
solche Handlung hefohlen hat, welche nur als
Mifshrauch, Überschreitung oder Verletzung der
Amtspflichten straffällig ist, so wird allein der
Befehlende verantwortlich.
ART. 124.
Die stillschweigende oder selbst die aus-
drückliche Erlau hnifs des llesch:idigten zu einer
strafharen Handlung macht diese nicht erlaubt;
es sey denn, dars sie allein in einer nicht ge-
mcingeLihrlichen Verletzung solches Eigenthums
bestehe, über welches Cl' ansschliefslieh zu vcr-
[Ligen die Belilgnif." hat.
ART. 125.
Wer ein ihm zustehendes Hecht auf die
gesetzliche vVeise ausiibt, bleibt wegen der
daraus erwachsenden Folgen ohne Verantwor--
Jung.
AItT. 126.
H.echtswidrige GewalUhaten und verbreche-
rische Angriffe auf Personen oder Güter, zu de-
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ren Abwendung die Aufforderung obrigkeitlicher
Hülfe unmöglich, oder diese unzureichend ist,
darf ein Jeder von sich selbst und Andern durch
Priratgewalt abwenden, und die in solcher recht-
mäfsigen Vertheidigung (Nothwehr) geschehene
Vergewaltigung, Besch~idigung' oder T öd tung des
Angreifers bleibt an dem Thäter ohne Strafe,
sofern derselbe die gesetzlichen Grenzeu nicht
überschritten hat.
ART. 127.
In gleicher Weise darf einer Person, wel-
che sich in der Notltwehr befindet, lleistand ge-
leistet werden.
ART. 128.
Die gewaltsame Privatvertheidigung' ist nicht
entschuldigt, wenn Zeit und Gelegenheit zu an-
dern, dem Angegriffenen nicht unbekannten Mit-
teln vorhanden waren, durch welche derselbe
sich dem Angriffe gefahrlos entziehen, das be-
drohte G~t in Sicherheit bringen, oder sonst
die Absicht des Angreifers zu vereiteln ver-
mochte.
AIlT. 129.
Bei der vorhandenen NOlhwendigkeit zu eI-
ller gewaltsamen Privatvertheidigung darf ihre
Ausühung nicht weiter getrieben und kein ge-
fährlicheres Vertheidigungsmittel gebraucht wer-
den, als zur ALwendllng der drohenden Gefahr
durchaus erforderlich ist.
DeCshalb ist
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1. der Gebrauch lebeusgefährlicher Vertheidi-
gungsmittel strafbar, weun der Angreifende
durch ungef>ährliche Gewalt ühermannt oder
abgehalten werden konnte;
2. wer durch blos abhaltende Gegenwehr sich
des Angriffs zu erwehren vermochte, wird
durch die Anwendung einer auf Leib und
Leben gerichteten Gewalt strafhar;
3. desgleichen derjenige, welcher den Gegner
durch m;ifsige Verwundung abhalten konn-
te, und ihn dennoch lebensgefährlich ver-
letzte oder tödtete.
ART. 130.
Überschritt der AngegriHene die Grenzen
der Nothwehr, so ist nach den Umsüinden zu
beurtheilen, ob derselbe in einem durch den
Angriff verursachten Zustande der Zurechnullgs-
Untihigkeit gehandelt habe, oder üb ihm die
Überschreitung zur Fahrtifsigkeit oder zum rechts-
widrigen Vorsatze zuzurechnen sey.
ART. 131.
vVer in der Nothwehr emen Andern ge-
tödtet oder verwundet hat, ist verpflichtet, den
Vorfall der lüichsten Obrigkeit schleunigst an-
zuzeigen, wenn die Obrigkeit nicht schon auf
andere VVeise Nachricht von dem Vorfalle erhal-
ten hat.
Wenn er dieses unterIäfst, oder gar den
Vorfall zu verheimlichen trachtet, so ist er mit
Gefängnifs, und zwar im Falle einer Tödtullg
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begangene
geworden,
his zu sechs lVIonaten, im Falle einer Verwull-
dung aber his zu zwei Monaten zu bestrafen.
ART. 132.
,~-er, um eine gegenw~irtige, dringende,
nicht ;mders abzuwendende Gefahr für das Le-
ben oder ein ;mderes unersetzliches persönliches
Gut von sich oder einem Andern abzuwenden,
eine gesetzwidrige Handlung begangen hat, dem
ist diese in solchem Nothstande verübte That
nicht" zuzurechnen, in sofern solche nur in ei-
nem Eingriffe in das Eigenthumsrccht besteht,
oder von der I1escllaffcnheit ist, dals ihre Fol-
gen ausgeglichen werden kiinnen 1).
Hat sich jedoch der Th;iter durch ein Ver-
brechen in den Zustand der Noth versetzt, oder
denselben absichtlich herheigeführt, um unter
diesem Vorwande eine Rechtsverletzung zu be-
gehen, oder hat er hei Ahwendung der Gefahr
die gehörigen Grenzen höslich überschritten, so
ist er dafiil' verantwortlich.
ART. 133.
vVenn ein Verhrecher, ehe die von ihm
strafIJare Handlung überall bekannt
den von ihm gestifteten Schaden
1) Diese Einschriinkung ist durchaus nothwendig, sonst
würde es erlaubt seyn, um Jemand aus den Händen eines
Mörders zu befreien, diesen auf einen dritten Unschuldigen
hinzuweisen. Verg!. Ocrstedt's Priifung des Baierschen Ent-
warfs von 1822 S. 204 ff.
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gänzlich ausgeglichen hat, so dars in dieser
Hinsicht das Verbrechen als ungeschehen hetrach-
tet werden kann: so soll Cl' mit aller Strafe ver-
schont werden Z).
2) Den Tadel, der diesen Al'lilce] treffen wird, sehe ich
voraus. Auch ist dasjenige, "'vas f;egen denselben eingewen-
det werden, lind diesem wieder enigegf'ngeset7,t werden kann,
so in die Augen leuchtend, dafs es iiLerfliissig seyn würde,
es hier darzulegen. (VorziigJich gut ist dieses aust'efiillft
von Oerstedt in der ausführlichen Prüfung des neuen Ent-
wurfs zu einem Strafgesetzhuche [Lir Baiern , von 1822, S.
160 ff.) Es scheint mir aber die Bestimmung der Artil'els
eben so sehr mit den Gesetzen der J\1oral als der StI'afpoli-
tik in Einklang zU seyn. Ein Domestik stiehlt 1,. B. seinem
Herrn eine Summe Geldes. Ehe noch der Verlust hemerkt
wurde, legt er aus Reue den ganzen YVerth wieder an Ort
und Stelle, vielleicht erkJ:iri er sich selber fiir schuldig: -
wer möchte hier Strafgesetw anwenden? - Ist es m,iglich,
dafs der Thäter, zur strengsten :\/oral zuriidgekehrt, mehr
thun konnte? - 1\lufs er nicht in seinem Gewissen völlig
heruhigt seyn? - Soll er sich seIhst dem nichter iiberlie-
fern? - Diefs verlangten niemahls Gesetze. Oesterreichi-
sches Gesetzbuch i/ber J"erbrechen und schwere Polizei-
pergt:lwngen, pon 1803, § 167:
».Jeder Diebstahl und jede Veruntreuung hört :1Uf ein
» Verbrechen zu seyn, wenn der Thäter eher als die
»Obriglieit sein Perbrechen erflihrt, den ganzen aus
»seiner Tha t entspringenden Schaden wieder gut macht.
» Eben dieses gilt ,lUch "on der Theilnehmung."
Diese Bestimmung scheint mir gefällrlieh. ,"Venigstcns miifs-
te l.inter den im Druck ausgezeichneten '"Vorten »freiwil-
lie « stehen. V erg!' ferner: den Baiersehen ~Entwurf<'on
1822, Art 98. Giinner's.' EinigeJ\Iotive n.s.w., S.81. Oer-
stt:d's Neuer Beitrag zu den Verhandlungen übel' Gegen-
stände der Strafgesetzgebung, S. 135.
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ART. 134.
War aber das Verbrechen schon bekannt,
obwohl auf den Thäter noch kein Verdacht ge-
fallen: so kann jener freiwillige Ersatz nicht IJöl-
lige Straflosigkeit bewirken.
Der Richter ist in diesem Falle ermächtigt,
eine mildere als die gesetzliche Strafe zu erkennen.
AßT. 135
Niemand darf wegen desselhen Verbrechens
mehrmahls bestraft werden.
ART. 136.
Durch den Tod des Verhrechers wird die
von ihm verwirkte Strafe getilgt.
Selbst eine rechtskrM'tig erkannte, annoch
rücksüindige Geldstrafe wird von seinen Erben
nicht eingefordert 3).
Wegen Wiedererstattung, Schadensersatz,
Schmerzengelder, Haft- und Untersuchungskosten
treten die Erhen völlig in die Verpflichtung des
Verbrechers.
ART. 137.
Durch die gesetzliche Yerjiihrung wird die
Strafbarkeit völlig' getilgt.
Ist die VerFihrungszeit his auf zwei Drit-
theile abgelaufen, ohne dars gegen den Verhre-
cher irgend eine gesetzwidrige Handlung zur
3) VergI. Entwurf eines CriminaJge;,etz,b. für <las Königr.
Sachsen, von 182.:j., § 281.
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Sprache gekommen, so ist dieser Umstand als
em Milderungsgrund anzusehen.
ART. 138.
Die zur Verjährung erforderlichen Zeiträu-
me sind:
1. bei Verbrechen, welche durch den bürger-
lichen Tod, oder die zeitliche Strafe des
gro[sen Karren geahndet werden, zwanzig
Jahre;
2. bei solchen, worauf die Strafe des kleinen
Karren steht, funfzehn Jahre;
3. bei denen, die durch Zuchthaus- oder Zwangs-
arbei t geahndet werden, zehn Jahre;
4. bei allen übrigen von amtswegen zu unter-
suchenden Verbrechen, fünf Jahre;
5. bei den nicht von amtswegen zu untersu-
chenden, em Jahr.
ART. 139.
Die Zeit der Verj~ihrung beginnt mit Been-
digung der verbrecherischen Handlung.
Sie wird unterbrochen durch eine jede wi-
der den bekannten Th~iter gerichtete strafrich-
terliche Verfügung.
N ach einer solchen Unterbrechung fangt ihr
Lauf sofort von neuem an +).
4) Der ]\'(eiIlIlIlg des Tholllasius (d.., bigamia,' p"''''-
SCI'." § 4): » ])rlll.?-scriptio (·,.irninUlIl non in eU1Jl finelfl
"sl invenla J ul delictn illlpuflita 1l1nneaflt, Sf'd potius,
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ART. 140.
Gegen eme Verurtheilung findet keine Ver-
jährung Statt.
ART. 141.
Die Verj~ihrung des Verbrechens schliefst
die Verpflichtung zum Schadensersatz nicht allS.
ne prapter faetarum ineertitudinem, e,x: temparis diutur-,
nitate prooenientelTl, innoeentes, in quas suspieio erillli-
nis alieujus eadit, indebita afficiantur poena, aut bene-
fieio defensionis prillt'ntur, quorl iPSftlll post lon{JlllTl teTTl-
paris lapsuTTl, propter interitlall probationlaTl, lTla.x'illlC
difficile redditur« - ist keines weges haltbar. Es würde so-
dann Lei einem freien offenen Bekenntnisse des Verbrechers
gar keine Verjährung Statt finden dürfen. Mag immerhin
jene aus dem Ablaufe der Zeit entstehende Schwierigkeit
der Untersuch ung ein Grund mehr seyn, eine Verj'ihrung
der Verbrechen Statt finden zu lassen; der Hanptgl'und bleibt
stets: die ermangelnde Nothwendigkeit der Ahndung einer
gesetzwidrigen Handlung, welche dem Andenken der Men-
schen gröfstentheils entzogen ist. Aus diesem Grunde ist
die moralische Besserung des Verbrechers nicht erforder-
lich, um die Verjährung eintreten zu lassen. - Ist die Ver-
jährungszeit noch nicht ganz abgelaufen, und der Verbrecher
lebte bis wr Zeit der Bekanntwerdung des Verbrechens un-
sträflich, dann mag ;luf seine wahrscheinliche Besserung,
als ]Jfilderungsgrlwd, Hiicksicht genommen werden.
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Von der Zumessung der Strafe und von
den J\!Iilderungs- und Schärfungsgrün-
den 5).
ART. 142.
Soweit das Gesetz den Grad der Strafc un-
bestimmt gelassen hat, ist der Richter verpflich-
tet, nach den eigenthümlichen, die Strafbarkeit
mehrenden oder minderndcn Umständen des be-
sondern Falles, das Maars der Strafe in an pas-
senden Graden zn bestimmen. Zu diesem Zwecke
soll der Richter auf die Beschaffenheit der zu
hestrafenden Handlung und auf die Gröfse der
Gesetzwidrigkeit des Willens Rücksicht neh-
men.
ART. 143.
Frauenspersonen ist dic Strafe, III der Re-
gel, in niedrigem Graden als den Männern zu-
zumessen 6).
5) » Zum GI ücke gingen die Ansichten und Vorschläge
mancher Juristen, welche gern die Gesetzbücher zu Taxord-
nungen gemacht hätten, in welchen fiir jeden möglichen .Fall
der Verbrecher auch schon die Strafe angegeben finden
könnte, welche er zu erwarten hätte, nicht in die J~egisla­
tion über. « - Mitterrnaicl', Über den neuestcn Zustand der
Criminalgesetzgebung, S. 64. - Nur Männer, wclche nie in
Gerichten gesessen, konnten solche geistlose Taxordnungen
wünschen. Sie wurden als das Vollkommenste hetrach tet!
6) Vergl. Widand's Geist der peinlichen Gesetze, Th. 1.
62 AI, J. G E ME J )l ER T JI E J I,.
ART. 144.
In Beziehung auf die Bescltaffenheit der
Handlung steigt oder sinkt die Strafbarkeit:
1. nach der Verschiedenheit der Gröfse der
entstandenen oder zu befürchtenden Rechts-
verletzung oder Beschädigung;
2. nach der Ausdehnung der Beschädigung
oder Gefahr, je nachdem diese auf meh-
rere oder wenigcre Personen sich erstreckte,
das Verbrechcn den St:lat selbst oder ganze
Gemeinden, eine unbestimmte :l'lengc von
Personen, oder nur Einzelne in Schadcn
oder Gefahr gebracht hat;
3. nach den aus den Verhältnissen der Zeit
und des Ortes, so wie aus der Heiligkcit
des Gegenstandes, entstehenden gröfseren Ge-
fährlichkeit der ThaI.
ART. 145.
Rilcksichtlich der Gesetzwidrigkeit des Wil-
lens steiget die Strafbarkeit:
1. je zahlreichere und wich tigere Bewcgungs-
griinde filr die Beobachtung des Gesetzes
S.366. Spangenbl!rg üher rIas recht/. Velh:iltnifs des weih-
lichen Geschlechtes u.s.w. Neues A"chiv (les Cr.-H., B. Vl,
S. 138 u.283 H. Mitior enim circa (Jas debet esse scntcntia,
quas pro infirrnitatc sexus rninus ausurasessecon-
jidimus. L. 5, § .1, C. ad leg. .lid. majest. (IX. 8.) -- Cap.6.
X. de ltomieidt'o (Dccrelal. p~ 12.): " nOll solum 'l/Lallli.-
tas et qualitas dell't:li, sed aelas, seientia, sex u s al'lue
COllditio delinquentibus ,sunt attendenda.
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vorhanden waren; je vielf.'iItigere und gri:i-
fsere Verpflichtungen von dem Verbrecher
verletzt wurden, und jemehr dieser im
Stande war, diese Beweggründe und Pflich-
ten deutlich zu erkennen;
2. je vielfältiger und gröf'ser die Hindernisse
waren, welche der Ausführung des Verbre-
chens entgegenstanden; je mehr Überlegung,
Dreistigkeit, Lust oder Anstrengung zur
Begehung der That angewendet wurden;
3. je geringer die Veranlassungen fiir den
Thäter waren; je mehr dessen Entschlufs
aus dem eigenen Willen hervorging;
4. je mehr andere Personen von dem Thäter
zur Theilnahme veranla[st wurden;
5. je tiefer er in ein verbrecherisches Leben
versunken;
6. je bösartiger die Begierden ge\vesen, welche
ihn zum Verbrechen reizten;
7. je mehr Bosheit er bei der Ausübung des
Verbrechens zeigte.
ART. 146.
Die Strafbarkeit wird gemildert:
1. wenn der Verbrecher wegen Mangel an Un-
terricht und Erziehung, oder wegen reli-
giösen Irrwahns , die Gefiihrlichkeit und
Strafwürdigkeit seiner Handlung nicht völ-
lig erkannt hat;
2. wenn er durch Überredung, Furcht, Ver_
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ders solcher Personen, denen er Gehorsam
schuldig ist, in sofern hieraus nicht Straf-
losigkeit erwächst, zu dem Verbrechen be-
stimmt worden;
3. wenn ihm drückende Armuth oder Noth zn
dem Verbrechen die Veranlassung gab;
4. wenn eine ungesuchte, unerwartet aufge-
stofsene Gelegenheit seine Begierde gereizt
hat;
5. wenn er in einer zuHillig entstandenen, ihm
nicht zur Schuld f~l11enden grofsen Gemüths-
hewegung handelte;
6. wenn aus dem vorigen Lehenswandel des
Verbrechers, und ans den übrigen Umstän-
den auf einen geringen Grad moralischer
Verderbtheit geschlossen werden kann.
ART. 147.
Defshalb wird auch die Strafe gemildert:
1. wenn der Verbrecher seine Genossen von
Vernrsachung eines gröfsern Schadens ab-
gehalten hat;
2. wenn er die Folgen des Verbrechens zu
verhindern, oder
3. den verursachten Schaden zu vergüten aus
freiem Antriebe sehr tlüitig gewesen;
4. wenn er sich seILst freiwillig dem Gerichte
angegeben;
5. wenn er im Anfange der Untersuchung,
vor der Üherführung, sein Verbrechen um-
ständlich und wahrhaft bekannt hat.
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Wenn der Thäter unbekannte Verbrecher
dem Gerichte anzeigte, oder zu deren Ergreifung
Mittel und Gelegenheit angab, so hat dieses
gleiche VVirkung, insofern es nicht aus Rück-
sichten geschehen ist, die auf die eigene Recht-
fertigung des Verbrechers oder auf Rache Bezug
haben.
ART. 148.
Bei Zumessung der Strafe ist das Gericht,
aufseI' den Fällen, ,vo das Gesetz ausdrücklich
die Verwandlung, Milderung oder Schärfung der
gesetzlichen Strafe vorschreibt oder gestattet,
von dieser gesetzlichen Strafe, weder hinsicht-
lich der Strafart, noch des Strafmaafses, in der
Regel abzuweichen berechtigt.
Das Gericht ist, in der Regel, nur befugt,
unter Erwägung der Umstände,
1. die im Gesetze nach ihrer gröfsten und
niedrigsten Stufe bestimmte Strafe des Ver-
brechens innerhalh dieser Grenzen zuzu-
messen;
2. da, wo das Gesetz unter mehreren Straf-
arten dem Richter die "\IVahI ti[st, auf die
angemessenere zu erkenncn;
3. die gesetzliche Strafe wegen besonders er
schwerender Umstände durch gestattete Zu-
sätze zu schärfen.
ART. 149.
Wenn jedoch wegen der Wichtigkeit zu-
sammentreffender, die Strafbarkeit vermindernder
v. STI\OnllIECK'S Entwurfe. Cr.-G.-B. 5
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Umstände, selbst der geringste Grad der gesetz-
lichen Strafe mit dem Grade der Strafbarkeit
des besondern Falles, nach dem richterlichen
Ermessen. in keinem Verhältnisse stehen würde:
so kann das Gericht, als Ausnahme von obiger
Regel, unter genauer Anführung der au[seror-
dentlichen Umstände, auf eine gelindere als die
niedrigste gesetzliche Strafe erkennen.
Diese Bestimmung findet auch dann Statt,
wenn die Strafart durch das 'Gesetz ohne Be-
schränkung festgesetzt ist.
ART. '150.
Bei der Zumessung der Freiheitsstrafen hat
das Gericht eine hillige IUicksicht auf das Alter
des Verbrechers zu nehmen, so dars, wenn der-
selbe im Alter weit vorgeriickt ist, das Maars
der Strafe (jedoch innerhalh der gesetzlichen
Grenzen) niedriger anzusetzen ist.
ART. 151.
Eben so hat das Gericht bei der Zum es-
sung der Strafen die Folgen in Anschlag zu
bringen, welche die Strafe nach den häuslichen
oder hiirgerlichen Verh:iltnissen des Verbrechers
für diesen hahen wird.
ART. 152
Die gesetzliche Strafe ist von dem Gerichte
III den folgenden bestimmten F:illen nach dem
angegehenen Verhältl1isse herahzusetzen.
ART. 153.
Kinder, welche vor zun'lckgelegtem zehn~
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ten Jahre em Verbrechen begehen, sind in der
Hegel der h;iuslichen Ziichtigung ihrer Vorge-
setzten zu überbssen. Bri besonderer Bosheit
und Gefährlichkrit hat diese Züchtigung unter
Mitwirkung der Ohrigkeit Statt, wif' denn auch
das Kind unter besondere Aufsicht gestellt wer-
den kann.
ART. t 54.
Hat der Verbrecher zwar das zehnte, aber
noch nicht das sechzehnte Lebensjahr zurück-
gelegt, so soll vor Fällung des Strafurtheils,
nach vorausgegangener, diesem Gegenstande be-
sonders gewidmeter Untersnchnng, zn welcher
ein brwährter Schuh:uanll zuzuziehen ist, erst
die Vorfrage erledigt werden: oh das Verbre-
chen mi f hil1Hingl icher {j nf ersch eidu ngskraft ver-
üht worden.
Wenn diese Frage IJerneinend beantwortet
wird, so ist, nach den Ulllstäudcn, auf eine
angemessene körperliche Züchtigung und höch-
stens auf Gefängnils zu erkennen.
VVird hingegen die gedachte Vorfrage be-
jahet: so sollen die unter den gewöhnlichen
Umständen eintretenden StrafeIl des grofsen und
kleinen Karren in eine angemessene Zuchthaus-
oder Zwangsarbeits - Strafe, und diese in Gr-
fängnifs -Strafe verwandelt werden; die Gcfallg-
nifs-Strafe aber soll gemildert, oder zu emer
5*
68 ALLGEMEINER 'I'IIEIL.
miirsigen körperlichen Ziichtigung herahgesetzt
werden.
ART. 156.
Ist der Verbrecher in dem Alter zWf,'schen
sechzehn und achtzehn Jahren, so findet auch
noch insofern Milderung der Strafe Statt, dars
OIe auf die Strafe des grofsen oder kleinen Kar-
ren erkannt werden kann.
ART. 157.
Befindet sich der Verhrecher 111 dem Alter
zwischen achtzehn und ein und zwanzig Jah-
ren, so kann höchstens auf zwanzigj~hrige Strafe
des grofsen Karren erkann t werden.
ART. 158.
Bei der Ausmessung der Strafen jugendli-
cher Verbrecher ist besonders auf die Beschaf-
fenheit der Uebertretung selbst, auf das mehr
oder weniger vorgerückte Alter des Thäters, auf
die etwanige Verführung desselben, auf dessen
Gemiithsheschaffenheit, den Grad seiner Bildung
und die von ihm geäufserten mehr oder wem-
ger gefährlichen Neigungen zu achten.
ART. 159.
Mit vorziiglicher Nachsicht sind an jugend-
lichen Verhrechern die auf Fahrl:ifsigkrit beru-
henden Vergehungen zn hestrafen.
ART. 160.
Die Behandlung solcher Sträflinge III den
Strafanstalten ist vorzüglich dahin zu richten,
dars sie moralisch gebessert werden. und dafs
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ihnen, wenn es erforderlich ist, Gelegenheit ge-
geben werde, t:1Il pilssendes Handwerk zu er-
lernen.
ART. 161-
VVenn sich aus der Untersnchung ergiebt,
da!s auch bei Personen, welche das lugendliehe
Alter bereits überschritten haben, ein Zustand
vorhanden sey, wodurch die Zurechnung zwar
nicht gänzlich ausgeschlossen, /edoch rermindert
wird: so i.st die gesetzliche Strafe auf eine ~ihIJ­
liehe 'Veise als bei jugendlichen Verbrechern
bestimmt worden, herabzusetzen 1).
ART. 162.
Wie Geisteskranke, welche in lichten Zwi-
scllelH~i.umen Verbrechen begaugeu, zu bestrafen
seyen, bleibt, nachdem über ihren Seelenzustand
die genauesten Untersuchungen angestellt wor-
den, dem richterlichen Ermessen, hinsichtlich
des Strafmaafses, iiberlassen. Es kann aber ge-
gen solche Personen nie auf eine höhere Strafe
als auf Zuchthaus erkannt werden, welche Strafe
jedoch, ",enll sie in di.e Stelle der des g-rof'sen
Karrrn tritt, VOll lehensl;inglichrr Dauer seyn
kann.
ART. 163.
flohes Alter bewirkt nur 1Il sofern ('lIII'
1) Verg!' Entwurf eines Strafgesl'l7.buchcs fiir 0 ...' Grnfs~
hrl'zogthum Sachsen - VYcimar- Eisenach , 5a', 97.
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Herabsetzung der Strafe, dafs bei Personen,
welche das siebenzigste Jahr überschritten, die
verwirkte Karrenstrafe in Zuchthausstrafe von
derselben HaUfr verwandelt wird.
ART. 164.
Auf gleiche Weise wird mit solchen Per-




em Verbrecher, ohne sein Verschuldeu, erlitteu
hat, soll zur Folge haben, dals diejenige Zeit,
um welche die Haft zur Ongehiihr vcrtingert
worden, dem Verhrecher an der Strafzeit abge-
rechnet werde, insofern diese nicht VOll lebens-
länglicher Dauer ist.
ART. 166.
Sollte der Verbrecher während der Unter-
suchung ungerechter Weise hart behandelt seyn,
so wird ihm auch diese Erduldung' an der
Strafe abgerechnet.
ART. lßi.
VVenn mehrere, noch nicht bestrafte Ver-
brechen Eines Tlu'iters so zusammentreffen, daLs
darüber von deIll n;i ml iche 11 Gerieh te durch das-
selbe Urtheil zu crkeuuen ist, so entsteht eill
Zusammenflu/s yon Verhrechen.
AnT. 168.
"Venn ein Verbrechen an deIllselbeu Ge-
genstande oder au einer und derselben Person
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mehrmahls begangen ist, so sind die verschie-
denen Handlungen [iir eine einzige That (fort-
gesetztes Verbrechen) anzunehmen, und als eine
solche, die jedoch ,unter erschwerenden Umstän-
den geschehen, zu hestrafen.
ART. 169,
'Venn in ewer und derselben .Handlung
zu gleicher Zeit von einem Verhrecher mehrere
Übelthaten hegangen worden, so soll nur die
Strafe des schwersten Verbrechens, doch in ei-
nem verhältnifsm;ifsig hohen l\baf..~e, zur Au ..
wendung gehracht werden.
ART. 170.
Ist ein und dasselbe Verbrechen an ver-
sclu'edenen Personen oder Gegenständen wie-
derholt worden, oder hat der Thäter in meh-
rern Handlungen Verbrechen verschiedener Art
bega!lgen, so sind die sämmtlichen verwirkten
Strafen, in sofern deren Verbindung möglich ist,
in der Regel vereint zu erkennen.
ART. 171.
Es gilt diese Regel von mehrern zeitlichen
Freiheitsstrafen nur unter den folgenden Be-
stimmungen:
1. Sind die zeitlichen Freiheitsstrafen sämmt-
lieh von gleicher Art, so ist, falls sie ver-
bunden das gesetzlich bestimmte höchste
Maafs dieser Strafart iibersteigen würden,
nur auf die nächstfolgende hbhere Siraf-
72 ALL G E NI EIN E R T 11 EIL.
art, mit Bestimmung einer verhäItnifsmä-
gen Dauer derselben, zu erkennen.
2. Wenn aber zeitliche Freiheitsstrafen ver-
schiedener Art verwirkt sind: so wird auf
die härteste Strafart erkannt, diese jedoch,
der Dauer nach, auf eine der Grö[se der
übrigen verwirkten Strafen entsprechende
Weise erhöhet. Falls aber die hiernach
zu verlängernde Strafzeit die gesetzlich be-
stimmte längste Dauer dieser Strafart iiher-
steigen würde, so ist auf die zun~ichstfol­
gende höhere Strafart zu crkennen.
3. In keinem dicser }Jciden F~'dle darf jedoch
die Verbindung mehrerer zeitlicher Frei-
heitsstrafen, wenn sich darunter die Strafe
des gro[sen Karren nicht befindet, über eine
zehnjährige Strafe des gro[sen Karren hin-
ausgehen.
Wenn mehrmahlige Strafe des gro[sen Kar- 1I
ren, oder Strafe des grofsen und des kleinen
Karren zusammentreffen: so kann die erste his
auf zwanzig Jahre erstreckt werden.
AltT. 172.
Hat der Tldter durch das begangene Haupt-
verbrechen den bürgerlichen Tod verwirkt, so
findet keine wei lere Schärfung Statt.
ART. 173.
Bei der Bestimmung und Zumessung diesel'
Strafen hat der Richter nicht allein auf die Zahl
und GröCse der zusammenfliefsenden Verbrechen,
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sondern auch auf den Hingern oder kürzern Zeit-
raum, zwischen den verschiedenen verbrecheri-
schen Handlungen, so wie auf den während des-
selben vom Th;iter geführten Lebenswandel zu
achten, aufsel'dem aber auf die schon an und
für sich aus der Verhindung der Strafen, ihrer
Natur nach, entstehende Erhöhung Rücksicht
zu nehmen.
ART. 174.
Wer wegen einer gesetzwidrigen Hand-
lung schon gestraft worden, und sich nachher
derselben oder einer gleichartigen Handlung, d. i.
einer solchen, die ähnliche verbrecherische Triebe
voraussetzt, schuldig macht, gegen den soll die-
ser Rückfall bei Zllmessung der Strafe als em
Erschwerungsgrund berücksichtigt werden 1).
ART. 175.
Die Strafe ist desto mehr zu erhöhen, je
öfter der Rückfall widerholt und je kürzer der
Zeitraum zwischen der vorigen Bestrafung und
dem Rückfalle ist. Hatte der RückfilII zehn
Jahr nach der AbbüfsUllg der Strafe für das
tJ:ühere Verbrechen Statt, so bewirkt er keine
Straferhöhung.
Eben so wenig, wenn die frühere Strafe
zwar erkannt, aher noch nicht angetreten war.
1) Üher die neueste Gesetzgehung hinsichtlich des Rück-
falles vergl. Hobac1z: üher den Hückfall, im neuen Archiv
des Criminalr., Band IX. S. 134.
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ART. 176.
Die erste Erhöhung der Strafe des Rück-
f:iJIigen kann nicht ein Drittel der frühem Strafe
übersteigen.
Bei einem zweiten Riickfalle kann, unter
erschwerenden Umsüinden, his zum Doppelten
der ersten Strafe, erkannt werden, und hei fer-
nern RückfiilIen tritt die Verdoppelung der er-
sten Strafe heständig, ohne weitere Erhöhung,
eni.
ART. 177.
Üher die Folgen des Riickf':1lles werden die
Sträflinge bei ihrer Entlassung belehrt. Ist die-
ses vers;iumt oder kann es nicht erwiesen wer-





Das Staatsoberhaupt kann die durch ein
Verhrechen verwirkte Strafe, nachdem sie zuer-
kannt worden ist, erlassen, sie in eine andere
mildere gesetzmä rsige Strafe verwandeln und die
begonnene Vollziehung einstellen.
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ART. 179.
Durch die Begnadigung werden zugleich die
rechtlichen Folgen und vVirkungen .der erlasse-
nen oder gemilderten Strafe, gleich als wenn
die Strafe nicht zuerkanut worden w:ire, aufge-
hoben, in sofern nicht die Begnadigung einen
ausdriicklichen Vorbehalt dieserwegen gemacht
hat.
ART. 180.
Die Strafe, welche an die Stelle der zuer
kannten gesetzt ist, hat alle die rechtlichen Fol-
gen und VVirkungen, welche diese Strafe haben
würde, wenn sie der Richter zuerkannt hätte.
AnT. 181.
Die Gerichtshöfe haben das Recht, den ver-
urtheilten Verbrecher, bei dem Vorhandenseyn
von Entschuldigungs - und 1\Iilderungsgriinden,
welche sie im Strafmaafse zu beriicksichtigen
nicht berechtigt sind, zur Begnadigung zu em-
pfehlen, und his zum Eingauge der höchsten
Entschliefsung die Strafe aufzuschieben.
ART. 182.
Die von der Regierung eines auswärtigen
Staates ertheilte Begnadigung entschuldigt nur
die Vergehungen, welche nach den Gesetzen je-
nes Staates zu bestrafen sind.
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Von Verbrechen gegen das Daseyn und
die äufsere Sicherheit des Staates.
rom Hochverrathe.
ART. 183.
Des Hochverrathes macht sich ein Staatsunter-
than durch eine Handlung schuldig, deren Zweck
ist, das Daseyn oder die Grundverfassung des
Staates zu vernichten 1).
ART. 184.
Es wird der Hochverrath hiernach began-
gen: Z).
1. durch Angriffe gegen die Sicherheit der
geheiligten Person des Staatsoberhauptes,
wodurch dessen Leben, Gesundheit oder
1) Entwurf eines Cr.-Gesetzb. für das Königreich Sachsen
von 1824. §. 290. » Wer eine Handlung verübt, um den
Staat einem andern Staate einzuverleiben, oder zu unter-
werfen, oder eine gewaltsame Veränderung der Staatsver-
fassung , entweder in Ansehung der zur Hegierung berech-
tigten Personen, oder rücksichtlich der höchsten Gewalt
herbeizuführen, ist des Hochverraths schuldig. «
2) Vergl. Miuermeier: Übel' pen neuesten Zustand der
Criminalgeselzg., S. 108.
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Freiheit gefa.hrdet wird, und zwar nicht
allein durch unmittelbaren Angriff~ sondern
auch durch Erregung von Aufruhr, durch
Verschwörung im Innern, oder Verbindun-
gen mit Auswärtigen, welche zu diesem
Zwecke eingegangen sind;
2. durch Angriffe auf die Selbstständigkeit des
Staates:
wenn ein Unterthan, um das Staatsge-
biet einem fi'emden St:late einzuverleiben
oder zu unterwerfen, oder um die hierauf
gerichteten Pläne einer fremden !legierung
ZU begünstigen, ein Komplott angestiftet,
eine Verbindung mit Ausw:irtigen geschlos-
sen, einen Aufruhr erregt, oder auch nur
an solchen Verbindungen Theil genommen
hat;
3. durch Angriffe auf die Verfassung des Her-
zogthums (Fürstenthums): wenn ein Unter-
than, um die bestehende Staatsverfassung
durch gewaltsame Mittel zu ändern, oder
um dcn rechtmäfsigen Regenten von der
Regierung zu verdr:ingen, oder un1 die ver-
fassungsmäfsige Thronfolge zu verändern,
sich in eine Verschwörung oder sonstige
Verbindung eingelassen, Aufruhr gestiftet,
oder, um jenen Zweck zu erreichen, einen
thätigen Angriff auf die öffentliche Gewalt




Der Hochverr:ither wird Il1 der Regel mit
dem hürgerlichen Tode bestraft.
nci mildernden UmsHinden kann jedoch der
Hochverrath auch mit der Strafe des gro[sen
Karren von zehn his zwanzig Jahren geahndet
werden.
Die Nachkommenschaft des Hochverräthers
soll, wenn der bürgerliche Tod erkannt wurde 1),
ihren Namen verändern.
AHT. 186.
Da das Herzogthum (Fürstenthum) einen
integrirenden Theil des deutschen Bundes aus-
macht, so begründen die dargestellten Handlun-
gen, in sofern sie gegen den deutschen Bund




Wer sich feindseliger, wider die än[sere
Sicherheit des Staates gerichteter Unternehmun-
gen schuldig macht, begeht das Verbrechen der
Landesllerrätherei.
1) VergI, Mittermaier: Über den neuesten Zusland der
Criminalgesetzgebung, S. 72.
v. STROMIIECK'S Entw. e. Cr.-G.-B. 6
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ART. 188.
Landesverrätherei ist besonders in folgenden
Fällen vorhanden:
1. wenn ein Unterthan einen auswärtigen
Staat zu einem Kriege gegen das Herzog-
thum (Fürstenthum), oder feindlichen Ein-
fall in dasselbe, ausdrücklich aufgefordert,
oder ihm, in feindseliger Absicht, zu dem
Kriege Veranlassung oder Gelegenheit ge-
geben, insbesondere denselben durch Ver-
rath von Staatsgeheimnissen absichtlich zu
dem Kriege aufgereizet hat;
2. wenn ein Unterthan den Feind in einem
gegen das Herzogthum (Fiirstenthllm) aus-
gebrochenen Kriege mit rechtswidrigem Vor-
satze unterstützte.
Es ist demnach als Landesverräther zu be-
trachten:
a. wer irgend einen Vertheidigungsposten dem
Feinde verrätherisch übergiebt;
b. wer, nach eingetretenem Kriegeszllstande,
zu dem Feinde übergeht und die Waffen
gegen das Vaterland führt;
c. wer dem Feinde als Spion dienet, demsel-
ben Operatiosplane, Risse von Festungen
und Lagern mittheiIt, Magazine verräth,
ihn durch Uebersendung von Mannschaft,
Waffen, Zufuhr oder Munition mit rechts-
widrigem Vorsatze unterstützt, Soldaten zum
Aufstande, ~ur Entweichung, zum Ueber-
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laufcu odcr :Hmlicher Untreue verfiihrt, oder
feindliche Spionc in landesverrätherischer
Absicht aufnimmt und verbirgt.
ART. 189.
Die Landesverrätherei wird, nach dem Ver-
I':iltnisse ihrer Gefährlichkeit und des wirklich
dadurch gestifteten Schadens, mit zeitlicher
Strafe des kleinen oder grolsen KalTen oder mit
dem bürgerlichen Tode hestraft.
ART. 190.
Auch gegen den deutschen Bund wird Ull-
tel' den dargelegten Verhältnissen das Verbrechen
der Landesverr:itherei begangen.
Gemeinschaftliche Bestimmungen in Beziehung
auf Hoch- und Landes(?errath.
ART. 19L
Wer zu einer hoch - oder landesverrätheri.
sehen Handlung müudlich in einer Versammlung
oder vor einer Volksmenge, oder schriftlich
durch Verbreitung gedruckter oder ungedruck-
tel' Aufsätze, oder durch Sammlung von Unter-
schriften, aureine deutliche und bestimmte Weise
aufgefordert hat, der soll, wenn diese Allfforde-
rung das Verbrechen zur Folge hatte, als dessen
Urheber gestraft, sonst aber mit der Strafe des
beendigten Versuches belegt werden.
6"
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ART. J92.
Jeder Unterthan, der von einer hoch - oder
landesverrätherisehen Verschwörung' oder Unter-
nehmung Wissenschaft ('rh~ilt, ist schuldig, die-
selbe der Obrigkeit binnen vier und zwanzig
Stunden nach erlangter Wissenschaft anzuzei-
gen, falls nicht eine augenblickliche Anzeige
durch das Dringende der Gefahr nothwendig ge-
macht wird.
Wer diefs untertifst, wird mit GeHingnifs
bestraft, wenn die Verschwörung' oder der Vlan
ohne Ausfiihrung blieben; hattcn diese aber ei-
nen schädlichen Erfolg, so kann selbst ;luf Zucht-
hausstrafe erkannt werden.
Des Urhebers oder eines Theilnehmers an
der Verschwörung Ehegatte, Verwandte in ge-
rader Linie und Geschwister sind mit der Strafe
der unterlassenen Anzeige zn verschonen.
ART. 193.
Jeder Theilnehmer an einer hoch - oder lan-
desverr;itherischen Verbindung , welcher vor de-
ren wirklichem Ausbruche, und ehc eine öffent-
liche Behörde Nachricht davon empfangen hat,
sich und seine :Mitsehuldigen angiebt, bleibt in
soweit straflos, dafs er nur, wegen dring'ender
Umstände, Landes verwiesen werden kann.
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Von geringern , die Staatssicherheit geflihr-
denden Handlungen.
ART. 194.
"Ver ohne hoch - oder landesvelT~ithrrische
Absicht oder Verbindung' eine die Sicherheit
des Staates gefährdende Handlung begeht, soll
1. mit der Strafe des grofsen oder kleinen
Karren belegt werden in folgenden F~illen:
a. wenn ein Unterthan ein ihm aufgetrage-
nes Staatsgesch~ift mit einem ausw~irtigen
Staate treuloser Weise zum Nachtheil des
Staates geführet hat;
h. wenn Depeschen, Urkuuden oder Geheimuisse
des Staats, die auf dessen Verfassung, Hech-
te oder Ansprüche sich beziehen, v('rratllen
oder ausgeliefert wurden, in sofern der Th;i-
tu wurste, dafs solche Gegcllst:inde geheim
zu halten seyen;
c. wenn Urkunden oder andere Beweismittel
von Hechten oder Ansprüchen des Staats
höslich vernichtet, unterdrückt oder ver-
f;ilscht wurden.
ART. 195.
2. Mit dem Zuchthause, Zwangsarbeit oder
mit Gef:ingnifs soll bestraft werden:
a. ein Untcrthan, welcher für einen wirkli-
chen oder vcrmeinlcu ltechtsauspruch gegen
den Herzog (Fürsten), den Staat, oder ei-
nen 1\IiLuntedhan eine fremde Macht zu
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einer den Staat gefährdenden Einmischung
auffordert;
L. wer die Staatsgrenzen absichtlich verriickt
und ungewifs macht;
c. wer die Häupter fremder Staaten, deren Ge-
snndten oder mit öffentlichem Character be-
kleidete Bevollmächtigte in dieser Eigenschaft
persönlich beleidigt;
d. wer die mit andern Staaten errichteten
Verträge, insbesondere bestehende Neutra-
litätsverhältnisse , absichtlich verletzet;
e. wer U nterthancn zu auswärtigen Kriegs-
diensten oder zur Auswanderung anwirbt.
ART. 196.
Bei der Zume.ssung der in obigen Bestim-
mungen angedroheten Strafen ist vorzüglich dar-
auf Rücksicht zu nehmen, welche besondere Ver-
pflichtungen derjenige, der das Verbrechen be-
ging, hatte; desgleichen darauf, in welchen
Schaden oder in welche Gefahr der Staat durch
die verhrecherische Handlung gehracht wurde.
Unter hesonders l1Iildcl'Ilden Umst:inden kann
auf die nächstfolgende geringere Strafart erkannt
werdell.
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Von Verbrechen wider die Majestät und
die Ehre des Staats.
Von der Majestiitsheleidigung.
ART. 197.
Wer mit vors:itzlicher Verletzung der schul-
digen Ehrfurcht gegen die höchste Würde des
Staatsoberhauptes, dessen geheiligte Person, oh-
ne hochverrätherische Absicht, durch herah-
würdigende Worte oder Handlungen beleidigl,
der ist des Perhrechens der Majestäts - Beleidi-
gung schuldig 1).
AnT. 198.
Wer ohne hochverrätherische Absicht, je-
doch wissentlich und vorsätzlich, des Staats-
oberhauptes geheiligte Person thätlich mirshan-
delt, mit tlüitlicher Mifshandlung persönlich be-
1) Nouveau code criminel pour Te Grand-Duche de
Toscane, (traduil de l'halien), Art. LXII. "Ordonnons
qu'on aholcisse et casse toutes les loix, qui par une extension
crimiuelIe et ahusive out coustilue et mulliplie les crimes
dils de Teze - majestc, comme provenant eu grande parlie
du despolisme c1e I'empire Romain, et qui ne s3uroielll ,~If'e
loll'!r~es clans une soci!!t!! bien n:glee."
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drohet, oder wer gegen das Staatsoberhaupt,
um demselben eine Entschliefsung abzunöthigen,
oder dessen Befehle zu vereiteln,. einen Aufruhr
erregt, der soll mit dem gro[sen Karren bis zu
zwanzig J ahreu bestraft werden.
ART. 199.
1: Wer mündlich, in der (~egenwart des
Staatsoberhauptes oder in einer öffentlichen
Versammlung, oder an einem öffentlichen
Orte in Gegenwart Anderer, oder in öffent-
lich verbreiteten Schriften, oder bildlichen
Darstellungen, das Staatso]Jerhaupt oder des-
sen Regierungshandlungen durch Ver1~ium­
dungen oder Schmähungen herabzuwürdigen
trachtet;
2. wer dergleichen Schriften oder Darstellun-
gen wissentlich in Auftrag eines Andern
verfertigt oder vorsätzlich verbreitet;
3. wer den Namen des Staatsoberhaupts zur
Ausühung einer gesetzwidrigen Handlung,
dessen höchst!' "\Viirde und Ehre verletzend,
mifshraucht:
der soll mit ZlIchthaus- oder Zwangsar-
beitsstrafe belegt werden.
An'!'. 200.
Wer an die geheiligte Person des Staats-
oberhaupts heleidigende Schreiben, entweder
mit oder ohne Namensunterschrift, richten wür-
de, von demselben etwas zu erpressen, oder
denselben zu etwas zu bestimmen, der soll,
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nach dem Grade der Beleidigung, der ange-
wandten Drohung und iiberhal1pt der Geßhr-
lichkeit und Bosheit, mit GeÜingnifs -, Zucht-
haus-, und in den schwersten J;-'ällen selbst mit
Karrenstrafe , helegt werden.
ART. 201.
Sämmtliche ohige Bestimmungen finden auch
hei Beleidigung der höchsten 'Vürde eines Staats-
~erwesers Statt.
ART. 202.
Wer gegen die Gemahlin des Staatsoher-
haupts sich eines der vorbenannten Verhrechen
schuldig macht, wird ebenfalls als Beleidigel'
der Majestät bestraft.
Von der Beleidigung gegen JJlitglieder der
landesjürstliehen Familie.
ART. 203.
"VVer an der Person des Thronfolgers sich
eines der vorLenannten Verbrechen schuldig macht,
wird, nach dem Ermessen der Richter, mit ei-
ner Strafe helegt, welche der Strafe der Maje-
stätsbeleidigung nahe kömmt.
ART. 204.
Gegen diejenigen, welche gegen andere Mit-
glieder des regierenden Hauses wissentlich lInd
vorsätzlich Mmliebe strafbare Handlungen, als
die dargestellten sind, sieh zu SehuIden kom-
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men lassen, sind die gewöhnlichen Strafen, doch
unter angemessener Schärfung, anzuwenden.
ART. 205.
Die Gerichte sind nicht befugt, wegen ei-
nes Verbrechens gegen die Majest~it des Staats-
oberhaupts sofort von Amtswegen die Untersu-
chung zu beginnen, sondern sie sind verpflich-
tet, nach geschehener Verhaftung des Thäters,
den Vorfall der höchsten Regierungsbehörde, un-
ter Geheimhaltung des Vorganges, anzuzeigen und
um Verhaltungsvorschriften nachzusuchen 1).
ART. 206.
Bei Beleidigungen gegen Mitglieder der re-
gierenden Familie sind auch diese zuvörderst
schriftlich zu hefragen; ob sie in die Untersu-
chung willigen.
Von der Herabwürdigung der Staats(Jerfassung.
AllT. 207.
\Yer die la'stehende Staatsverfassung miind-
lidl in eiuel" öffentJieheu Versammlung oder vor
1) L. 1111ica Cod. Si <{uis imperatori maledixcril. (IX. 7). Jll-
t:ob, im Entwurfe eines Criminalgesetzbuches für das Hus-
sische Heich, S. 264·.: "Das Ansehn, die Macht und die
Ehre des Kaisers ruhen auf einem so festen Grunde, sind
so über alle Angriffe eines Narren, oder eines armen 1VJ ifs-
vergnügten ei'haben, dars eine Injurie, in der Abwesenhei I
so hoher Per'sonen ausgesJNochen, gewifs nicht den gering-
sten Einfll1fs weder auf die Ehre, noch auf die Huhe so
erlauchter Persflnell bahen kann."
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einer Volksmenge, oder schriftlich durch Ver-
hreitung gedruckter oder ungedruckter Aufs~itze,
durch Schm:ihungen b()slich herabzuwürdigen
trachtet, soll mit GeßngniCs von einem Monate
bis zu sechs Monaten bestraft, und wenn der
Th:iter ein Staatsbeamter ist, seiner Dienste ent-
lassen oder, den Umst~indell nach, entsetzt wer-
den.
Von Beleidigung der Amtsehre.
ART. 208.
\Ver die Ehrerbietung, welche der Wiirde
eines Staatsbeamten zukiimmt, durch herabwür-
digende VVorte oder Handlungen absichtlich ver-
letzt, der macht sich der Beleidigung der Amts-
ehre schuldig.
ART. 209.
Es ist jedoch nur diejenige Ehrenkr:inkung
eines Staatsbeamten fiir Beleidigung der Amts-
ehre zu halten, welche ihm entweder während
der Al1siihung seines Amtes, oder in Amtsver-
h~ltuissen, oder aus Rache wegen einer obrig-
keitlichen Verfiigung, zugefiigt worden.
AltT. 210.
nie Heleidiguug der Amtsehre wird mif
Gefangnils - oder Zuchthausstrafe bis zu zweI
Jahren geahndet.
Bei Zumessung der Strafe ist auf die
Würde der heleidigten Staatsbehörde , auf die
Grörse der Beleidigung und auch darauf H.ück-
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sicht zu nehmen, ob nicht der beleidigte Beamte
durch gesetz - und ordnungswidriges Betragen
den Beleidiger gereizt habe.
ART. 211,
Wer obrigkeitliche, zur Mfentlichen Be-
kanntmachung angeheftete Verordnungen, Patente
u. s. w. in ehrenkriinkender oder sonstiger bös-
licher Absicht abreifst, beschädigt, beschmutzt
oder verunstaltet, soll mit Gefdngnifs bis zu
zwei Monaten bestraft werden.
ART. 212.
vVer unbefugter oder böslicher "\IVeise obrig-
keitliche Siegel, womit Sachen oder Schriften
verschlossen wurden, erhricht, abreifst oder be-
schädigt, ist mit Gefüngnifsstrafe bis zu zwei
Monaten, oder, unter mildernden Umsüinden,
mit Geldbufse zu hestrafen.
ART. 213.
Die Mitglieder und Beamten der Stände
sind, in Bezug auf ihre :Fullctionen, den Staats-
beamten zuzuz;ihlen, daher obige Verfiigungen
auch in Beziehung auf sie, w;ihrend der Dauer
ihrer Versammlung, zur Amye'Hlung" konlInell I).
1) Verg!. den l"C\i,lirlcu Entwurf des Slr;ifgeSCl7.huchcs flil"
Raiern, von 1827. '\rl. 125.
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Von den Verbrechen wider die Regie-
rung des Staats.
Fon der gewaltsamen Widersetzung gegen die
Obrigkeit.
Ar,T. 214.
vYer sich den Befehlen und Anordnungen
der Obrigkeit gewaltsam widersetzt, in sofern
diese nicht offenbar gegen ihre Befngnifs han-
delt, und auf diese Weise ein unersetzlicher
Schade durch ihre Anordnung entstehen könnte;
wer eine obrigkeitliche Person durch Ge-
walt oder geGhrliche Drohungen zu einer Amts-
handlung zu zwmgen oder davon abzuhalten
sucht;
wer eine solche w;ihrend eIller Amtsver-
richtung thätlich mifshandelt;
wer an derselben, wegen einer Amtshand-
lung, auf thätliche oder gewaltsame vVeise Rache
zu nehmen sucht, der ist, (wenn diese Hand-
lung nicht in Aufruhr ausartet) des "Perbrechens
der gewaltsamen Widersetzlmg gegen die
Obrigkeit schuldig.
ART. 215.
Die Strafe dieses Verbrechens ist Zucht-
hausstrafe his zu fünf Jahren, wenn die obrig-
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keitliche Person thätlich g-cmiCshalldelt oder mit
Waffen bedrohet wurde; Gefängni/sstrafe bis
zu vier Monaten, wenn die Widersetzung zwar
thätlich, aber ohne Mifshandlung der obrigkeit-
lichen Person und ohne Bedrohung mit vVaffen
Statt fand.
Bei der Zumessung dieser Strafen ist auf
die Würde der obrigkeitlichen Penton, auf den
Grad und die Art und Weise der Mifshand-
lung oder Widersetzung und auf ,die Anweu-
dung der Waffen zu sehen.
Würde die gewaltsame Widersetzlll1g ge-
gen die Obrigkeit ein schwereres Verbrechen,
z. TI. körperliche Verletzung, enthalten, so be-
wirkt dieses Straferhöhuug.
ART. 216.
Das Wort Waffen bezeichnet in diesem
Gesetzbuche Gewehre zum Schufs, Stich oder
Hieb, andere Werkzeuge eines thätlichen An-
griffes aber nur in sofern, als der gewaltthätige
Gebrauch derselben nach dem richterlichen Er-
messen lebensgefährlich ist.
ART. 217.
Wer sich der Vollziehung eIller Vcrfiigung
der Obrigkeit in der Person ihrer Unterbedien-
ten oder der dazu abgeordneten Mannschaft mit
Gewalt widersetzt, ist zu bestrafen, als wäre
die Gewalt gegen die obrigkeitliche Person ge-
richtet gewesen. Es sind jedoch hierbei die-
jenigen Rücksichten zu beobachten, welche aus
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der Verschiedenheit der Würde der Ohrigkeit
selbst und ihrer Unterhedienten erwachsen.
ART. 218.
Jede Obrigkeit ist zur Aufrechthaltung ih-
res Ansehens berechtigt, einen 'Viderspänstigen,
vorbehältlieh der verwirkten Strafe, auf der Stelle
zum Gefängnifs, jedoch nicht über zwölf Stun-
den, abführen zu lassen.
Wären ihre Befehle jedoch von der Art
gewesen, dafs sie zu denselben als nicht hefllgt
zu betrachten, und dafs durch dieselben ein un-
ersetzlicher Schade würde haben entstehen kön-
nen: so hleibt sie wegen dieser verfügten Ge-
fängnifsstrafe verantwortlich.
Vom Aufruhr und Auflaufe.
ART. 219.
Wenn sich eine Menschenmenge zusam-
mengerottet hat, um einer Obrigkeit mit Gewalt
zu widerstehen; um eine YerHigung oder die
Zurücknahme einer erlassenen Verfügung von ei-
ner Obrigkeit zu erzwingen; oder um wegen
einer Amtshandlung Rache an derselben zu neh-
men: so ist ein Aufruhr vorhanden.
ART. 220.
Wie grofs die Anzahl der zusammengerot-
teten Menschen seyn müsse, um einen Aufruhr
darzustellen, bleibt, nach den vorliegenden Um-
ständen, dem Ermessen der Richter überlassen.
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ART. 221-
Wenn die Aufrührer wider den Befehl der
erscheinenden Ohrigkeit, deren öffentliche Die-
ner oder des hinzugekommenen Militärs, in ih-
rer Zusammenrottung beharrend, durch Lärmen.
Schimpfen und Drohen hartnäckigen Trotz zu
erkennen gegeben hahen, gleichwohl aber ohne
wirkliche Anwendung militärischen Zwanges
und ehe noch (Jon Seiten der 17erbrecher Ge-
walt an Personen oder Sachen lJerübt worden,
die Ruhe hergestellt ist: so sollen
1. die Rädelifiihrer und Ansttfter mit Zucht-
hausstrafe oder Zwangsarbeit his zu drei
Jahren;
2. die gemeinen bewaffneten Theilnehmer
mit derselben Strafe bis zu sechs Monaten;
die unbewaffneten, welche nur durch Dro-
hungeu und Schimpfworte Theil genommen,
mit Gef~ingnifs bis zu drei Monaten belegt
werden.
ART. 222.
Wenn aber die Hartnäckigkeit und Gröfse
des Aufruhrs die wirkliche Anwendung der Mili-
tär-Gewalt nothwendig gemacht, oder die zu-
sammengerottete Menge Gewaltthaten an Per-
sonen oder Sachen (Jeriibt hat: so sollen
I. die gemeinen Theilneltmer folgender
Maafsen bestraft werden:
1. diejenigen, welche Mord, Todschlag oder
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nrandalliegung begangen, mit dem bürger-
lichen Tode;
2. diejenigen, welche sich des !taubes schul-
dig machten, oder zu den erstgenannten
Verbrechen th;;tlich halfen oder aufforder-
ten, mit der Strafe des grofsen Karren bis
zu zwanzig Jahren:
3. diejenigen, welche obrigkeitliche Beamte,
deren öffentliche Diener oder beorderte Mi-
lit;irpersonen th;itlich mifshande1ten, in 'Voh-
nun gen , Läden und andern Orten Plünde-
rung verübten, zu diesen von Andern be-
gangenen Verbrechen aufforderten oder da-
bei halfen, mit der Strafe des grofsen Kar-
ren bis zn zehn Jahren;
4. diejenigen, welche an öffentlichen Gehäu-
den, oder an VVohnungen und andern lie-
genden Gründen ohrigkeitlicher Personen,
durch Aufbrechen Gewalt ausgeiibt oder
Verwiistungen angerichtet, mit der Strafe
des kleinen Karren his zu sechs Jahren,
oder mit dem Zuchthause;
5. diejenigen, so mit VVaHen an dem Auf-
stande durch Drohungen und Schimpfworte
Theil genommen, mit Zucllthausstrafe his
zu zwei Jahren;
6. diejenigen, welche ohne) Waffen durch Dro-
hungen und Schimpfworte Theil nahmen,
mit Zuchthausstrafe his zu einem .Jahre;
7. diejenigen, welche nur durch ihre Gegen-
v. STROllJBECK'S Entw. e. CI'.-G.-B. 7
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wart den Aufruhr vergröfserten, mit Ge-
fängnifsstrafe bis zu zwei Monaten.
ART. 223.
1I. Die Anstifter und Rädelsführer bei ei-
nem Aufruhre, welcher Mord, Todschlag oder
Brandanlegung verursacht hat, werden mit dem
bürgerlichen Tode bestraft, sie mögen zu sol-
chen Verbrechen ausdrücklich aufgefordert haben
oder nicht; es sey denn, dars sie sich nachdrück-
lich bemühten, diese Verbrechen zu hindern.
}~anden obige Verbrechen nicht Statt: so
ist ihre Strafe um die H~ilfte stärker als die der
gememen Theilnehmer.
ART. 224.
Bei der Zumessung der vorstehend ange-
drohten Freiheitsstrafen ist auf die Veranlassung
des Aufruhrs, ob die Zusammenrouirung' mit
Vorbedacht oder ohne solchen geschehen, und
auf den Grad der Gewaltthätigkeiten, auch ob
solche an Personen oder Sachen Statt hauen, zu
achten.
ART. 225.
Wer zu einem Aufi'uhre mündlich oder
schriftlich, deutlich und bestimmt aufforderte,
wird, wenn hieraus ein Aufruhr entstanden, als
dessen Urheber bestraft.
ART. 226.
Der blorse Auflauf, welcher nicht m Auf-
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ruhr mehr oder weniger ausartete, bleibt der
polizeilichen Ahndung überlassen.
Falls Verbrechen dabei begangen wurden,
so ist der Auflauf als ein Erschwerungsgrund
bei deren Bestrafung zu hetrachten.
Von Meutereien der Handwerker.
ART. 227.
Fabrikanten und Handwerker, welche, um
ihre Beschwerden durchzusetzen, die Einstellung
ihres Gewerbes verabreden, zu einer solchen
Übereinkunft auffordern, oder die Obrigkeit da-
mit bedrohen; Fabrikarbeiter oder Gesellen ver-
schiedener Fahriken oder Meister, welche, we-
gen angeblicher Beschwerden wider diese oder
die Obrigkeit, Einstellung ihrer Arbeit verab-
reden, zu einer solchen Verabredung auffordern,
oder mit derselben drohen, sollen, wenn sie
nicht sofort dem Befehle der Obrigkeit gehor-
chen und von ihrer Meuterei abstehen, mit Ge-
fängnifs his zu drei Monaten bestraft werden.
ART. 228.
Ist aus einer solchen Meuterei ein Aufruhr
entstanden, so sind diejenigen, welche zu der-
selben zuerst aufforderten, in sofern sie diesen
Erfolg voraussehen konnten, oder denselben zu
verhüten nicht thätlich bemühet waren, als des-
sen Urheber zu bestrafen.
7·
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Von der Aufforderung zur f/erletzung bürger-
licher Pflichten.
ART. 229.
Wer Andere zur Verletzung hürgerlicher
Pflichten gegen die Ohrigkeit, gegen Gesetze des
Staates oder gegen Rechte der Mitbürger, es
sey dieses unter dem Vorwande der Religion
oder auf irgend eine andere VYeise, auffordert,
desgleichen wer Grundsätze zu verbreiten sucht,
mit deren Befolgung die bürgerliche Ordnung
uich t bestehen kann, der soll mit Gefängnifs
his zu sechs Monaten, und wenn er ein Staats-
oder Kirchenamt bekleidet, aufserdem mit der
Dienstentlassung oder der Dienstentsetzung be-
straft werden.
Sollte jedoch eine s,olche Aufforderung ei-
nen hesonders genihrlichen Character haben, auch
einige Wirkung schon hervorgehracht seyn, so
kann auf Zwangsarbeit oder Zuchthausstrafe his
zu drei .Jahren erkannt werden.
ART. 230.
])rediger, welche in öffentlichen Vorträgen
durch Schm:ihungcn oder geldssige I3eschuldi-
gungen zwischen den im Staate aufgenomme-
nen kirchlichen Gesellschaften Hcligionshafs zu
wecken suchen, sollen ihres Amtes, nachdem
sie einmahl vergehlieh gewClmt worden, entlas-
sen werden.
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Vom Zweikampfe 1).
ART. 231.
Wenn zwei Personen, unter gegenseItIger
Einwilligung, einen Kampf mit tödlichen Waf.
fen eing-ehen, so machen sie sich des Zwei.
kampfes schuldig.
ART. 232.
Der Zweikampf unter Personen, welche zum
Miliüirstande gehören, soll allein der Ahndung
der Militärhehörden üherlassen seyn. Gehlirte
jedoch einer der Kämpfenden zum Civilstande,
so wird auch gegen die lUilitärperson von den
Civilgerichten verfahren.
ART. 233.
Wurde unter heiden Theileu verabredet,
dars der Zweikampf so lange fortgesetzt werdelI
sollte, his einer der K;impfenden geti5dlet SI~Y,
und es erfolgte wirklich eille Tijdlllllg: so wird
der Thäter nach den Geselzen vom Todtscldage
gerichtet.
'VVenli diese Verahredullg nicht Stall raud,
und es wurde einer der K;impfenden geüjdlel:
1) Vergl. über den Zweikampf, von Mittermaicr, im neltl'u
Archive für das Cr.-Becht, B. III. S. 436 - 452; B. VIII.
S. 445-469, und die daselhst angefiihrle Lilnalur. 'Über
den Zweikampf von R(!!sltirt; da seIhst , B. tIl. S. 4;):\;
v. Jacob's Entwurf eines CI'. Gesetzhuchs fiir das Russisch"
Reich, §. 230 ff.
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so trifft den Thäter ein- bis dreijährige Gefang-
nifsstrafe.
ART. 234.
Wäre jedoch der Thäter durch solche Be-
leidigungen , die, seinen Standesverhältnissen
nach, als höchst nachtheilig für die Ehre be-
trachtet werden, zu der llerausforderung ge-
reizt, oder wäre er von dem Herausfordernden
zu dem Zweikampfe, ohne bedeutende Veran-
1assung von seiner Seite, durch dringende und
ehrenkdinkende Aufforderungen ~eranlaJst: so
sind die llichter, nach Erwägung der Umstände,
ermächtigt, eine geringere Gefangnifsstrafe ('111-
treten zu lassen.
ART. 235.
Wird hingegen durch die Untersuchung
ausgemittelt, dafs der Thäter durch absichtliche
ehrenkränkende Beleidigungen den Zweikampf
herheigduhrt habe: so ist derselbe nach den Ge-
setzen iiber den Todtschlag zu bestrafen.
ART. 236.
}"'amlen nur Verwundungen Statt, so wird,
nach der Allalogic ohigrr Vorschriften, die Ge-
setzgcbuug über die Körperverletzungen ange-
wendet, und die Strafe nach l\'J:aafsgabe der Be-
deutenheit der Verletzung gegen den Thäter be-
stimmt.
ART. 237.
Erfolgten aus dem Zweikampfe keine Ver-
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wundungen, so findet GeÜingnifsstrafe his zu
acht 'Vochen Statt.
ART. 238.
Die in den vorhergehenden Artikeln be-
stimmten Gefängnifsstrafen werden verdoppelt,
wenn der Zweikampf mit Schiefsgewehren Statt
hatte.
ART. 239.
Bei der Zumessung der Strafen ist der Ur-
heber des Streits mit den höheren Graden der
Strafe zu belegen.
Als Urheber wird derjenige angesehen, wel-
cher den Andern durch die Beschaflenheit der
zugefügten Beleidigungen, durch eine leichtsin..
nige oder boshafte Herausforderung, oder auf
andere Weise, zur Eingehung des Duelles nö-
thigte.
ART. 240
1. Wer zu dem Herausfordern durch Zureden
oder gedrohte Verachtung gewirkt hat;
2. wer denjenigen, die deu Zwrikampf weni-
ger gefährlich zu machen suchten, entgegen
redete;
3. wer die Verlängerung des Zweikampfes Le-
wirkte;
4. wer, obwohl Vorgesetzter der Kämpfenden,
um den Zweikampf wufste, und dennoch
alle ihm zu Gebote stehenden Mittel ihn
abzuwenden nicht anwandte:
der wird als Theilnehmer, nach dem
104 B.ESONDEREI\ TUEIL
Grade der Verschuldung, mit Geningnifs-
strafe helegt.
ART. 241.
Die Kamp/helfer (Secundanten ) sind, als
solche, in sofern ihnen nicht andere Schuld zur
Last f:illt, nicht strafbar 1), und ehen so wenig
die hei dem Kampf(~ gegenwärtig gewesenen
Wundärzte.
ART. 242.
Der Versuch eines Zweikampfs hleiht ohne
Strale; diese tritt erst dann ein, wenn solcher,
durch die wirkliche Anwendung der Waffen,
hegonnen hat 2).
Von der Perhinderung der Gefangennehmung
und lJon der Befreiung eines Gefangenen.
ART. 243.
vVer die Obrigkeit an der Gefangenneh-
Tllung ellles VenI;ichtigen oder Angeschuldigten
I) Vcrg!' Mi//"rmai"I', 1111 neuen Archive d"s C.-H., B. ~.
S. 46'). uud '-ol!"I'Of, dasell"l, B. 10. S. 20:1. und S. 2~5;
j':utwurf eiues Cl'imiu;,JgeseI7.h. fiir rias J\iiuigr. S;lchsen VOll
1~'24. ~. 6:.?G; deli neucu En/wuI'f l'lncs S/.-G.-lJ. für dic
Nif.'dcrlandc, Art. 224; Zacluzriä, Entw. eines St.-G.-B.,
Art. 328. Dagegen das Oesterreichische Slrafgesel<huch, Art.
146, die Secundanten ZU schwerem Kerker von 1 - 5 .Jahren
"erurlheilt.
2) Das Baierische Slrafgesdl,buch enthält keine Bestim-
mungen gegen den Zweil{ämpf, dagegen (leI' rc"idil'te Ent-
'Wirf von 18:.?i. S. Anhang, NI'. IV.
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verhindert, oder ihm zu seiner Flucht hehü1ilich
ist, soll, wenn Cl' Hicht als Begiinstiger angese-
hell werden kann, und die Handlung nicht in
ein schwereres Verhrechen iibergegangen ist, mit
Gefangnifs his zu einem Jahre hestraft werdelI.
ART. 244.
'Ver emen Gefangenen aus der Gewalt der
Obrigkeit vors;itzlich befreiet, der soll
1. wenn es auf gewaltsame Art, durch Übe1\-
mannung der Bewachung oder durch Er-
brechung des Gefängnisses geschehen ist,
mit Zuchthaus- oder Zwangsarbeitsstrafe, bis
zu fünf Jahren, bestraft werden.
2. Geschah die Befreiung ohne angewendete
Gewalt, insbesondere durch Überlislung oder
Bestechung derjenigen, welchen die ];ew3-
chung oder Verwahrung iiberiragen ist, oder
durch Einsteigen in das Gef:ingnifs: so ist
auf Gefangenschaft bis zu einem Jahre zu
. erkennen.
Bei Zurnessllng dieser Strafen ist vorziigJich
auf den Grad der angewendeten Gewalt oder
J"ist und auf die Schwere des Verbrechens , we-
gen dessen der Befreite verhaftet war, lliicksicht
zu nehmen.
Geschah die Befreiung von dem Ehegatten,
von Descendenten, Ascendenten oder Geschwistern
des Gefallgenen , so ist dieser Umstand als l\IiJ-
derungsgl'Und anzusehen.
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AltT. 245.
Wer eine wegen Schulden verhaftete !)er-
son befreiet, ist zur Bezahlung der Schulden,
für welche der Entkommene verhaftet war, als
Selbstschuldner , und zwar mitte Ist persönlicher
Haft, anzuhalten.
Diese Verbindlichkeit fällt weg, sobald der
ursprüngliche Schuldner wieder zur Haft kömmt.
ART. 246.
Wenn diejenigen, welchen die Bewachung
oder Verwahrung eines Gef:1ngenen aufgetragen
ist, dessen Entweichung vorsätzlich bewirkten
oder dazu Hülfe leisteten, so werden sie doppelt
so hart bestraft als in vorstehendem Artikel be-
stimmt ist, und ihres Dienstes entsetzt.
"Fahrlässige Handlungen in diesem Bezuge
werden als solche bestraft.
ART. 247.
Ein Gefangener, der sich selbst befreiet,
verwirkt ht'erdurch allein keine Strafe; doch
kiinucn gegen ihn besondere Sicherheitsmaarsre-
gehl genommen werden; wie er denn auch,
wenn er, um zu der Freiheit zu gelangen, Ge-
walt an Personen oder sonstige strafbare Hand-
lungen verübt hat, der Strafe deshalb unterwor-
fen bleiht.
Von der Rückkehr emes Verwiesenen.
AnT. 248.
Derjenige, welcher durch ein Strafurtheil aus
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den hiesigen Landen verwiesen worden, und ohne er-
haltene Erlaubnifs der höchsten Regierungsbehörde
zurückkehrt, soll mit Zuchthausstrafe oder Zwangs-
arbeit bis zu zwei Jahren bestraft, und nach
überstandener Strafe von neuem aus dem Lande
geschafft werden.
Wird derselbe nachher wieder im Lande
ergriffen, so wird er nach den Gesetzen über
den Rückfall bestraft.
Von der Bestechung der Staatsheamten.
ART. 249.
Der Bestechung macht sich derjenige schul-
dig, welcher einem Staatsbeam ten oder öffent-
lichen Diener, oder dessen Angehörigen, um ihn
zu einer in seinen amtlichen vVirkungskreis ge-
hörigen Handlung oder Unterlassung zu bestim-
men, ein Geschenk oder irgend einen demselben
nicht gebührenden Vortheil verspricht oder giebt,
versprechen oder geben läfs t, wenn auch die
Annahme des angebotenen Geschenkes nicht er-
folgt seyn sollte.
ART. 250.
Der Bestechende soll, wenn Cl' den Beam-
ten zu einer pflichtwidrigen Handlung oder Un-
terlassung zu verleiten beabsichtigte, nach Maafs-
gabe des Grades derselben, mit Gcfängnifs von
zwei Monaten bis zu einem Jahre bestraft wer-
den.
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War die Handlung, welche der Bestechende
herbeiführen wollte, nicht pflichtwidrig , so ver-
HIlt derselbe in eine Geldstrafe, welche dem
vierfachen Werthe des Angebotenen oder Ange-
nommenen gleichkömmt.
ART. 251-
Wenn aus der Bestechung, nach der Ab-
sicht des Bestechenden, ein anderes Verhrechen
erwachsen ist, oder wenn die Bestechung den
Versuch eines andern Verbrechens ellth;ilt: so
kommt die Strafe der schwersten Ühertretung
mit Schärfung, den allgemeinen Grunds;itzen
nach, zur Anwendung.
ART. 252.
Das gegebene oder versprochene Geschenk
fällt der Armenkasse desjenigen Orts anheim,
an welchem der Beamte, der bestochen werden
soll te, wohnhaft ist.
ART. 253.
vVrr seine Stimme in der Versammlung·
der S I;inde, oder zu einer st;indischeu oder 1>iir-
gerliehen Wald verkauft, verliert auf hesnindig,
fitr seine Person, die Ausiilmng der Hechte ei-
lies Landstandes oder die vYahlherechtigung·,
zu welcher er die Stimme verkauft hat.
Von der Anmaafsung eines Staatsamtes.
ART. 254.
Wer sich die Ausübung eines ihm nich t
übertragenen öffentlichen Amtes hetriiglieh afl-
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maafst, der soll, falls diese Handlung nicht em
schwereres Verbrechen in sich faist,
1. mit dem Zuchthause oder Zwangsarheit his
zu einem Jahre hestraft werden, wenn die
Aumaafsung in der Absicht geschehen, den
Staat oder Einzelne zu hesch:idigcn, jedoch
kein Schadcn erfolgt ist.
2. Hatte eine Beschädigung wirklich Statt ge-
habt: so wird, nach dem Verh:iltnisse der-
selben, die Straf~ erhöhet.
3. V\lar die Absicht einer Beschädigung nicht
vorhanden: so findet Gefängnifsstrafe his
zu drei Monaten Statt.
Von der AnmaaJsung des Geschlechtsadels oder
()on Ehrenzeichen.
ART. 255.
Wer sich, olme dazu befugt zu seyn, für
einen Edelmann ausgicht und öffentlich sich die
Pr:idicate des Geschlechtsadels anmaaf:"ct, ist an
Gelde von fuufzig bis zu hundert Ptfltlm. Z1I
bestrafen.
Bei einem Rückfalle ist die erkannte Strafe
gesetznüi[sig zu erhöhen und die Bestrafung öf-
fentlich bekannt zu machen.
Eine gleiche Strafe trifft diejenigen, welche
Ordensinsignien oder Ehrenzeichen öffentlich tra-
gen, zu deren Tragung sie nicht befugt sind.
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Von den Verbrechen wider die öffent-
liche Sicherheit im Staate.
Von dem Verbrechen der öffentlichen Gewalt-
thätigkeit.
ART. 256.
Wer die öffentliche Sicherheit gegen Per-
sonen oder Eigenthum, entweder allein oder in
Verbindung mit Mehrern störet·, der macht sich
des Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätig-
keit schuldig.
Es kann dieses Verbrechen auch schon durch
Drohungen verübt werden.
ART. 257.
1. Wenn dergleichen Gewaltthätigkeiten "on
mehrern zu diesem Zwecke Verbundenen
an Personen verübt worden, so fiudet Zucht-
haus - oder Zwangsarbeitsstrafe bis zu sechs
Jahren Statt; es sey denn, dafs ein vor-
züglich h<}sartiger Character der Gewaltthä-
tigkeit eine noch Hingere Dauer jener Strafe,
oder seihst die des kleinen Karren, erfor-
derlich machen würde.
2. V\Turde die Gewaltthätigkeit an einer Per-
son nur von einem Einzelnen verübt: so
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findet Gefängnifs - oder Zuchthausstrafe bis
zu drei Jahren Statt.
3. Wurden keine Gewalttlüitigkeiten an Per-.
sonen, sondern nur an heweglichen oder
unheweglichen Sachen begangen: so ist
in der Regel auf Gefängnifsstrafe zu er-
kennen, doch so, dars die Verbindllng Meh-
rerer zu dem sträflichen Zwecke als Sch:ir-
fungsgrund erschei IIt.
Den Theilnehmern wird die Strafe mit Be-
rücksichtigung ihrer sträflichen Thätigkeit zuge-
messen.
Yon der Religionsstörung 1).
ART. 258.
Das Verbrechen der Religionsstörung be-
geht:
1. wer sich so sehr vergeht, durch Reden
oder Schriften das höchste 'Vesen öffent-
lich zu lästern;
2. wer einen Christen zum Abfalle vom Chri-
stenthllme durch Überredung oder durch
dargebotene VortheiIe zu verleiten sucht;
1) Vcrg!' Oe.\·terreichisches Strafgeutzb., §. 107 H. Die
folgenden Vorschriften schienen mir, wenigstens der Voll-
ständigkeit des Entwurfs wegen, nothwendig. - Oh sie
hier am rechten Platze stehen? - Vielleicht zweckmäfsiger
hildeten sie einen eiGenen Titel. S. Mitlermaier, üher den
neuesten Zustand der Cr.-Geselzg., S. 165.
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3. wer die christliche Religion oder die Ile-
ligion Im Allgemeinen öffentlich herabwür-
digt.
ART. 259.
Es ist dieses Yerbrechen, nach Maafsgahe
des verursachten öffentlichen Ärgernisses, der er-
folgten Verfiihrung und der gemeinen Gefahr,
welche mit dem Unternehmen verbunden gewe-
sen, mit GeÜingnifs von einem Monate bis zu
zwei Jahren zu bestrafen.
Bei einem besonders gefahrlichen Character
des Verbrechens kann auch auf Zuchthausstrafe
bis zu zwei Jahren erkannt werden 1).
1) VergI. Art. I,XI, des Tosean. Stra.fr;esetzb. von dem
Grafsherzog Peler LeopoJd. - v. Jacoa's kritische Bemerkk.
über den Criminal - Codex für das Hussische Heich, als An-
hang zu desselben Verfassers Entwurf eines Criminalgesetz-
buches fiir dieses, (Halle, 1818.) S. 256. - In Kleinschrod's
Entwurf eines peinlichen Gesetzhuches für die kurpfalzbaier-
sehen Staaten (Miinchen, 1802) ist iiher die Gotteslästerung
Folgendes bestimmt:
§. 1399.
Das Verbrechen der Gotteslästerung begreift alle yor-
s;itl.liche Heden oder Handlungen, wodurcb Gott gelästert
oder verspoUet wird.
§. 1400.
Solche Heden oder IlanclIungen werden aber dann nur
als Verhrechen hestraft, wenn ,hdurch ijffentlich, oder doch
vor mehrern 1\1 enschen, Gott 7-um Gegenstande der VeI'at:h-
tung oder Verspottung ist gemacht worden.
§ 1401.
Auch dadurch wird eine Gotteslästerung begangen, dafs
man die Heiligen oder solche Gegenstände, die der Kirche
heilig sind, schmähet oder bespüttet.
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Von der Störung des Gottesdienstes.
ART. 260.
1. Wer gottesdienstliche Verrichtungen wider-
rechtlich durch Zwang oder Gewalt zu ver-
hindern sucht, ist mit GeGngni[" bis zu
drei Monaten zn bel egel!.
2. Wer in eine Kirche oder 1lI einen andern
zu religiösen Versammlungen gesetzlich hr-
stimmten Ort zur Zeit des Gottesdienstes
§. 1402.
Die im vorigen §. genannten Reden oder Handlungen
sind aber nur alsdann als Gotteslästerungen an7.usehen, wenn
die Absicht damit verbunden ist, durch solche Reden oder
Handlungen Gott selbst zu lästern.
§. 1403.
Zu welcher- Religionsparlei sich der GotlesJ:isterer be-
kennt, ist gleichgültig.
§. 1404.
Nur mufs er, nach deu Grunds:il1.en seiner H.eligion,
das vVesen, das er lästerte, als Gott erkannt Laben.
§. 1405.
VVcl' sich einer vors:it7.lichen (;ottesI:isterung schuldig
macht, soll ins Gef;ingnifs gehracht weI'Clen, und desseIl
Dauer, nach der Gr(jfse des Verhrechens lind des geslifte-
ten Aergernisses, von vierrelm Tagen auf ,- ie!' Monate be-
stimmt werden."
- In den Heiligen soll Galt gelä.<lert werden ki;nnen:
(loch nur dan 11 , wenn die Ahsicht damit verhunden war,
Gott seihst zU lästern; es soll gleichgültig seyn, zu welchC1'
H.eligionspartei sich der GottesI:isterer hekennet; nur mufs
er, nach seiner Religion, das 'Vesen, welches er Lislerte,
als Gott erkannt haben. - In welches Lahyrint w:iren die
H.ichter in der Praxis geführt worden! - Man iiherlege dip
Möglichkeit der Fälle. - 'Vip konnte dieses ein Klein-
schrod niederschreiben? -
y. STROMRECK'S Entwurfe. Cr.-G.-B. S
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gewaltthätig eindringt, ist mit Gefangnil's
bis zu sechs Monaten zu beleg·en.
3. Wer einen Iteligionslehrer w~ihrend seiner
Amtsverrichtung thätlich mifshandelt, ist,
wenn diesem hierdurch kein Schade zuge-
fügt wurde, mit Zuchthausstrafe oder Zwangs-
arbeit bis zu zwei .T ahren zu belegen.
4. Wurde durch die Mifshandlung ein solcher
Schade bewirkt: so ist die Strafe verhält-
nifsm~i[sig zu sclüirfen.
ART. 261.
Fand eine Störung gottesdienstlicher Hand-
lungen durch Ehrenkr;inkllng des Geistlichen,
der Gemeinde oder einzelner Mitglieder dersel-
ben Statt: so wird der Thäter mit GeGngni(s
bis zu sechs Monaten bestr<,ft.
Von der Störung des Hausfriedens I).
ART. 262.
Wer widerrech tlich mit Gewalt m die
\'Vohnung eines Andern, oder die zu solcher
1) Das Braunschweigsche Stadtrecht von 15:12 bestraft den
Hausfriedensbruch mi l dem Tode.
Tit. IX. §.l.
l) VVelk man dem anderen mit varsatc sin hus upstörte,
edder einen darinne sliige, edder gewalt darinne dede, unde
also den husfrede brickt, de heft Iho rechte sinen hals ver-
loren.«
Aueh der Fremde in der Stadt genofs gleicher Sicher-
heit.
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gehörigen Gehäude, Hof oder Garten, eindringt,
wird, wenn dieses ohne Waffen geschah, mit
Gefängnifs bis zn emem Jahre, hatte es mit
Waffen Statt, mit Zuchthausstrafe oder Zwangs-
arheit his zu drei Jahren helegt.
ART. 203.
Wenn eme von den in vorstehenden Ar-
tikeln genannten Gewaltthätigkeiten oder Stö-
rungen In em schwereres Verbrechen ausartete,




vVer mit rechtswidrigem Vorsatze ellle Sa·.
ehe, mit Gefahr fiir Eigenthnm und tchcu An-
§. 2. daselbst:
» \'Velk kopman kumpt in de Stadt mit sinem gude, de
schall hebben geliken frede als ein borger , aver sinen rech-
ten tollen schall he geven."
Nicht weniger der l\1iether eines Hauses.
§..1.
"We in einem mededem huse wonet, unde wall ,lariJ1lIl'
schütt, dem medelinge schall de gewalt gehe ted werden,
nnde nich dem dat hus eigen höl'i."
Auch keine Verhaftungen durften gesetzlich im Hause
vorgenommen werden. Leider wurde ,Iieses Gesell. wenig
beohachtet. - Über den in England geltenden Satl.: a man'"
house is his castle s. Mittermaicr's deutsches Strafverfahren,
lste AbthI., S. 241, Note 9.
8*
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derer, III Brand setzt, der macht sich des Ver-
brechens der Brandstiftung schuldig 1).
Es ist dieses Verbrechen in dem Augen-
blicke vollbrach t, in welchem die angezündeten
Sacben Flammen geben. Dafs dadurch schon ein
wirklicher Schade geschehen sey-, gehört nicht
zur Vollendung des Verbrechens.
ART. 265.
Ist der Brand erregt worden an W ohnun-
gen und andern Aufenthaltsorten von Menschen,
oder an solchen Geh:iuden oder Sachen, welche
menschlichen Wohnungen lind Aufenthaltsorten
nahe sind, und diesen das Feuer, unter ge-
wöhnlichen Umständen, mittheileu konnten; es sey
nun solche That in Städten, Flecken, Dörfern,
oder an einsam stehenden, jedoch bewohnten
menschlichen Aufenthaltsorten geschehen: so soll
der Verbrecher, alsdann wenn dabei zugleich
der eine oder andere der lIachhenannten be-
schwerenden Umstände eintritt, mit der Strafe
des grofsen Karren von funfzehn Jahren his zu
der Strafe des hiirgerlichen Todes belegt wer-
den:
1. wenn ein Mensch durch das Feuer um das
teben gekommen, oder lebensgefährlich be-
schädigt worden;
1) Über das Ver·brechen der Brandstiftung von Dr. earl
Ho/acker, Prof. 7.IJ Tiibingen. Im n"uen Mag. des Cr.-R.,
B. V. S. 75.
VIERTER TITEL. t17
2. wenn der Brand so weit um sich gegriffen
hat, dars dadurch ein Schaden von/lin/-
tausend Rthlr. an Gehäuden veranlafst wor-
den;
3. wenn das Feuer zu einer Zeit angelegt
oder ausgebrochen ist, in welcher die Ein-
,,,"ohner gewöhnlich im Schlafe liegen;
4. wenn der Brand an solchen Versammlungs-
orten angelegt wurde, wo eine grof.~e An-
zahl von ~Ienschen der l3eschädigung aus-
gesetzt war;
5. wenn die Brandanlegung w~ihrend einer an-
dern gemeinen Noth, z. B. bei Aufruhr, bei
Wassers --, Kriegs -- oder andern Gefahren,
verübt wurde;
6. wenn sie an Gch:iuden veriibt ward, in
welchen Pulvervorräthe vl'l'wahret werden,
oder an Orten, in deren N:ihe solche V 01'-
r:ithe sich befinden und der Thäter hiervon
vVissenschaft hatte;
7. wenn der Th;iter in einer Gemciue an ver
schiedenen Orten zugleich Feuer anlegte;
8. wenn die Brandanlegung an einem Geb;iude
geschah, in welchem der Staat kostbare
Sammlungen oder Vorräthe aufbewahrt;
9. wenn der Brand in der Absicht gestiftet
wurde, damit unter dessen Begiinstigung
Mord, Raub, Diebstahl oder ein anderes
schweres VerbreclIen von demBrandlegerselhst
oder von Andern begangen werden möge;
118 ß ES 0 N J) E I~ E H T II EIL.
10. wenn sich der Verbrecher schon mehrerer
Brandstiftungen schuldig gemacht hat;
11. wenn er den Brand in Gefolge einer Dro.
hung durch einen Brandbrief, wodurch er
etwas zu erpressen gedachte, anlegte.
ART. 266.
Eine zwar mit Gefahr für die l)erson An-
derer, doch ohne obige erschwerende Umstände
begangene Brandstiftung soll mit der Strafe des
grofsen Karren, JJis zu fuuIzehn Jahren, belegt
werden.
Dei der Zumessung der Strafe ist vorziiglich
auf den Grad der Gefährlichkeit, auf die Grölse
des Schadens und auf den Grad der Bosheit des
Thäters zu achten.
ART. 267.
vVer Waldungen ohne Gefahr für Men-
schen und menschliche ,Yohnungen, oder wer
Bergwerke unter diesen Verhältnissen boshaft in
Ihand steckt, soll mit der Strafe des grofsell
Karren his zu zehn Jahren helegt werden.
'V:iren die ang'eziindcfen vValdungen von
einer Grölse unter hundert vValdmorgen und
isolirt, die Bergwerke aher von geringerer Be-
deutung und ohne Zusammenhang mit andern
Grubengebäuden: so ist auf die Strafe des klei-
nen Karren oder auf Zuchthausstrafe zu erken-
nen.
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ART. 268.
Wer emsam stehende unbewohnte Geb~iude
oder Behältnisse, Fruchtfelder , im Felde abge-
sondert stehende Fruchtvorr~ithe, von deren An-
zündung nach aller Wahrscheinlichkeit keine Ge-
fahr für menschliche "Vohnungen zu besorgen
ist, anzündet, soll, nach dem Verh:iltnisse des
gestifteten Schadens, mit Zuchthausstrafe bis zu
sechs Jahren belegt werden.
ART. 269.
VVer sein Eigenthllm mit Gefahr für J\!en-
sehen oder für fremde Wohnungen, in rechts-
widrigem Vorsatze anzündet, soll, nach der Ver-
schiedenheit der Verhältnisse, gleich jedem an-
dern Brandstifter, bestraft werden.
ART. 270.
Geschah diese Anzündullg ohne Gefahr flir
Menschen und fremdes Eigenthum, in der Ab-
sicht eines Betruges an Brandkassen oder wegen
einer al1(lern Betrügerei: so kilmmt die Strafe
des gesetzlich ausgezeichneten Betrugs zur An-
wendung.
ART. 271.
1. Wer nach gelegtem Brande den Ausbruch
des Feuers aus eigenem Antriebe verhin-
dert, ist von aller Strafe frei.
2. "Ver das eben ausgebrochene Feuer auf
der Stelle löscht, und sonach allen weitern
Schaden, aufser den allenfalls durch diesen
ersten Ausbruch veranlafsten, verhütet haI,
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der soll nur mit Gefängnifs bis zu zweI
Monaten bestraft werden.
3. Ist das Feuer erst nach dem Ausbruche,
und nachdem es bereits mehrern Schaden
veranlafst hat, jedoch vor dessen fernerer
Verbreitung und ohne dafs dabei ein Mensch
getädtet oder scIHver verletzt wurde, von
dem Brandstifter selbst oder durch dessen
Veranstaltung, aus eigenem Antriebe, geläscht
worden: so soll nie auf die Karre, sondern,
nach der Verschiedenheit der F~iIle, nach
Maafsgabe der Thätigkeit des Verhrechers
hei der Läschung und des mehr oder min-
der gestifteten Schadens, auf Zuchthaus-
oder Zwangsarbeit, oder auch nur Gefäng-
nifs, nach dem Ermessen der Richter, er-
kannt werden.
ART. 272.
Obige Gesetzgebung von der Brandstiftung
ist auch auf den }'all anzmvenden, wo der Ver-
IJrecher beabsichtigt h~itte, durch angeziindetes
Schiefspulver Schaden zu stiften.
AltT. 273.
'Ver die pflichtlll:i!sige Vorsicht im Ge-
)JI'auche des Feuers vers;iullIl, wer inshesondere
die zur Verhiitunß' der Feuersgef:1lu- gegebenen
Polizeivorschriften vernachHissigt, und durch sol-
che FahrHifsigkeit Schaden verursacht, soll nach
den allgemeinen Bestimmungen iiber Fahrläfsig-
keit bestraft werden.
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ART. 274.
Derjenige Gehiilje bei einer Brandstiftung,
welcher den Brandstifter so zur Anzeige bringt,
dars er mit dcr gl'setzlichcn Strafe belegt wer-
den kann, ist nicht nur mit aller Strafe zu ver-
schonen, sondern empLin~t auch die gesetzliche
Belohnung für die Anzeige der Brandstifter 1).
Von lJerursachten Ueberschwemmungen.
ART. 275.
'Ver, um eine Überschwemmung zu verur-
sachen, Teiche oder Dämme, mit gemeiner Ge-
fahr fii.r Leben und Eigenthum, böslich durch-
sticht oder sonst besclüidigt, soll nach Analogie
der Bestimmungen über die Brandstiftung ge-
mäfs bestraft werden.
Von gemeingefährlichen Vergiftungen und Ver-
breitungen (,ion Krankheiten.
ART. 276.
'Ver Brunncn oder anderes Trillkwassel',
welches zum öffentlichcn Gebrauche dienet, wer
Efswaaren oder Getr~nke, welche zum Verkaufe
oder zum gemeinen Gebranche b.estimmt sind,
in der Absicht vergiftet, die Verzehrer an ihr~llI
Leben oder an ihrer Gesundheit zu beschädigen,
1) Diese Belohnung hesleht im Herzoglhume Braunschweig
in hundert Heichslhalern.
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soll, wenn kein Schaden dadurch geschehen
ist, mit dem gro[sen Karren bis zu zwanzig
Jahren, wenn aber ein Mensch dadurch Ge-
sundheit oder l .. eben verloren hat, mit dem Liir-
gerlichen Tode bestraft werden. Ehen diese
Strafen trefl'en den boshaften Verbrei tel' von
Menschenkrankheiten.
ABT. 277.
VVer 'Veiden, Wiesen, Fischteiche, Riche
oder Viehfutter vergiftete, um durch die Töd-
tllng von Thieren Schaden zu stiften, ist mit
der Strafe des kleinen Karren, mit dem Zucht-
hause oder mit Zwangsarbeit, nach Maafsgabe
der Gef:ihrlichkeit der Handlung und der Gröfse
des Erfolges, zu belegen.
ABT. 278.
Die in obigen Artikeln namhaft g'emachten
Verbrecher bleiben straflos, wenn der Thäter
selhst verhindert hat, daLs die geschehene Ver-
giftung oder Veranstaltung zur Verbreitung einer
Krankheit irgend eille nachtheilige Folge h<ltte.
Al\T. 279.
Wer allS Bosheit eine Vieh.seuchc veran-
laist hat, soll mit einer nach der Gröfse des
Schadens und der Gefahr zu bestimmenden Strafe
des grofsen oder kleinen Karren belegt werden.
VH~RTER TITEL. 123
Ion der Verletzung (Jorgeschriehener Gesund-
hez'tsanstalten.
ART. 280.
"\'Ver einer obrigkeitlich vorgeschriebenen
Veranstaltung, wodurch die Verbreitung anste-
ckender l\'Ienschen - Krankheiten verhindert wer-
den soll, entgegen handelt, der soll, wenn aus
seiner Handlung ein Schaden entstanden, mit
uem Zuchthause bis zu zwei Jahren oder mit
Gefängnifs, wenn aber kein Schaden daraus er-
wachsen ist, an Gelde, bis zu funfzig Rthlr.,
bestraft werden.
ART. 281.
Betrafen die obrigkeitlichen Gesnndhfitsan-
stahen die zn hindernde Verbreitu ng yon Thier-
krankheiten, so ist die Strafe der Entgegenhan-
delnden, unter den ebengedachten Verh;iltnissen,
Geüingnifsstrafe bis zu sechs Monaten und Geld-
bufse bis zu fünf und zwanzig llthlr.
Von der Herheiji'jhnmg der Tlzelirung der
Lehensmittel.
ART. 282.
"\'Ver Vorräthe von Lebensmitteln oder au-
dem nothwendigen Bediirfilissen vernichtet oder
verdirbt, um dadurch einen Mangel an diesen
Sachen zu bewirken, soll mit dem Zuchthause
nicht unter drei Jahren bestraft werden.
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ART. 283.
Diejenigen, welche das Steigen des Preises
der Lebensmittel durch Verhindung der vorzüg-
lichsten Besitzer derselben oder durch Verhin-
derung der Zufuhr zu bewirken suchen, sollen
mit Gelde bis zu fiinf hundert Rthlr. oder mit
. Gefängnifs bis zu einem Jahre bestraft wer-
den.
FÜNFTEll TITEL.
Von den Verbrechen "Vvider öffentliche
Treue und Glauben.
f/on der Fälschung öffentlicher Urkunden,
Siegel und Stempel.
ART. 284.
'Ver eme Urkunde auf den Namen des
Staatsoberhaupts oder einer öffentlichen Behörde
{";ilschlich ausslellt; wer die Unterschrift eines
SlaatslwanJlen oder das Si('gel einer öffentlichen
Behörde an einer Urkunde nachmacht oder zu
einer falschen Urkunde miCsbraucht; wer den
Inhalt einer öHentlichen Urkunde durch Zusatz,
Auslöschung oder Ver;illdcrung böslich entstellt:
der ist der Fälschung riffentlicher Urkunden
schuldig.
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Der wissentliche rechtswidrige Gehrauch ei-
ner falschen öffentlichen Urkunde wird gleich
der F~ilschung derselben hestraft.
ART. 285.
Die Fälschung öffen tlicher Urkunden wird
mit dem Zuchthause oder Zwangsarbeit geahn-
det, deren Dauer nach der 'Vichtigkei t der U1'-
kunden, nach dem von denselben gemachten Ge-
brauche und mch der GröCse des bezweckten
oder verursachten Schadens zu bestimmen ist.
Bei einem besonders hohen Grade der Ge-
fährlichkeit kann auf die Strafe des grofsen oder
kleinen Karren, erstere bis zu zehn Jahren, er-
kannt werden.
War die Gefahr und der Schade gering,
wie z. B. bei der Verfalsdmng von Iteisep~issen,
Wanderbiichern u. s. w., so ist auf Gefängni[s-
strafe bis zu zwei Monaten, oder auf Geldstrafe
zu erkennen. "\IVenn jedoch dergleichen F;il-
schungen ohne gef;ihrliche Zwecke geschahen,
sind sie der polizeilichen Ahndung zu iiber-
lassen.
ART. 286.
Wer b()slich das Amtssiegel einer öffent-
lichen Behörde fJr sich oder Andere verfertigt
oder verfertigen läfst, ein solches, oder auch ein
ächtes, zn welchem er kein Recht hat, in böser
Absicht in Besitz nimmt, der soll, wenn noch
kein Mifsbranch davon gemacht worden, mit Ge-
fängnifsstrafe his zn sechs Monaten, oder unter
126 ß E S 0 N D EilE n T HEl I •.
mildernden Umständen, mit Geldstrafe bis zu
hundert Rthlr. belegt werden.
ART. 287.
Wer das gesetzliche Stempelpapier nach-
macht, wird folgender Maarsen bestraft:
1. Beträgt die Werthsumme des falschen und
gebrauchten Stempelpapiers über tausend
Rthlr., mit dem grofsen Karren, bis zu acht
Jahren;
2. beträgt sie über mnf hundert bis zu tau-
send Pühlr., mit dem kleinen Karren, his
zu sechs Jahren;
3. beträgt sie über hundert bis zu mnr hun-
dert Rthlr., mit Zuchthaus, bis zu fünfJahren;
4. betr~igt sie hundert Rthlr. oder darunter,
mit Zuchthaus, nicht unter zwei Jahren.
Wäre das Stempelpapier nur in dem Werth-
stempel verfälschend abgeändert und so gebraucht,
so ist, nach obigen VerhäItnissen, auf Zucht-
haus - oder Zwangsarbeit zu erkennen.
Die verf;Hschende Ab;inderung einzelner ge-
l}rauchter Bogen kann, unter mildernden Um-
ständen, mit Gef:ingnifsstrafe, jedoch nicht un-
ter drei JHonaten, bestraft werden 1).
ART. 288.
"VVer gesetzliche Stempel, womit Waaren,
1) Dieser Artikel kann bis jetzt im Fürslenlhum Lippe
keine Anwendung finden, da es in solchem kein geselzliches
Stempelpapier gieht.
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Maafse und Gewichte unter öffentlicher Autori-
ßt bezeichnet werden, in böslicher Absicht nach-
macht oder vernilseht ; wer sich in öffentlichem
Verkehr wissentlich solcher nachgemachter oder
gefälschter Stempel, Maa(se oder Gewjchte be-
dient, soll mit Zuchthaus bis zn einem Jahre
oder Gefängnifs bestraft werden.
Wer dergleichen falsche Stempel zu uner-
laubtem Gebrauche in Besitz nimmt, soll mit
Gefängnifs bestraft werden.
ART. 289.
Goldschmiede und Zinngiefser, welche emen
höhern Stempel auf ihre Fabricate drücken, als
nach der Feinheit des Metalles geschehen darf,
sollen mit Zuchthaus, Zwangsarbeit oder GeLing-
nifs, nach Verh;iltnifs der Grölse des Betruges,
bestraft werden.
Von der Münz~erfälsc1lUng und dem JJf,'inz-
betruge.
AIlT. 290.
Wer die im Staatsgebiete umlaufeuden in-
oder ausI;indischen Münzen vernilseht oder bijs-
lieh nachmacht, ist der Münzllerfälschung schul-
dig.
ART. 291.
1. Der Verfertiger falscher Miim.en wird mit
der Strafe des grofsen Karren bis zu zwölf
Jahren belegt, wenn er Gold - und Silbel'-
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münzen geprägt und über den Betrag von
tausend Fühlr. ausgegeben hat.
2. Gab er nur zu dem Betrage von fiinf lmn-
dert bis tausend Rthlr. aus, mit der Strafe
des grofsen Karren bis zu acht Jahren.
3. Gab er unter diesem Betrage aus, mit der
Strafe des kleinen Karren bis zn sechs Jahren.
ART. 292.
Auf Zuchthaus, und, bei erschwerenden
Umständen, auf die Strafe des kleinen Karren,
bis zu sechs Jahren, ist zu erkennen, wenn der
Thäter entweder die Gold - oder Silbermiinzen
gegossen, oder von den geprägten noch nichts
ausgegeben hat.
ART. 293.
Zuchthaus bis zu vier Jahren findet Statt,
wenn die Nachprägung oder Nachgiefsung nur an
Scheidemünze, d. i. an Stücken unter zwei Gu-
tegroschen, geschehen ist.
ART. 294.
VVären die gegossenen falschen Münzen
von einer solchen Beschaffenheit, dars eine T~iu­
scltung des Publicums durch dieselben nicht.
leicht möglich w~ire: so ist diese Verfertigung,
selbst. wenn einzelne Stücke ausgegeben, nur als
J7ersuclt zu best.rafen 1).
1) Diese Bestimmung scheint mir, nach der Erfahrung,
nothwendig. Mehrmahls ist mil' als Hichter vorgekommen,
dafs Menschen, cntbJiifst von allem Kiinstlcr- Talente, ein
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ART. 295.
Bei der Zumessung obiger Strafen ist be-
sonders auf die etwa vorhandene Verbindung
Mehrerer zur Begehung des Verbrechens , auf
den Umstand, ob der Thäter die Miinzfälschung
gleichsam als Gewerbe trieb, auf den Unter-
schied zwischen inHindischen und fremden Mün-
zen, auf den grö[sern oder kleinem Nennwerth,
die innere Giite und die Menge der verfertigten
und ausgegebenen Münzstücke Rücksicht zu neh-
men.
ART. 296.
Als falscher Münzer ist auch derjenige zu
bestrafen, der auf seine Rechnung falsche Mün-
zen prägen, oder solche, die im Auslande ge-
prägt sind, auf seine Rechnung oder in Com-
mission zur Verbreitung kommen läfst.
ART. 297.
-"Ver den Werth echter Miinzen durch Be-
schneiden oder andere Mittel verringert; wer
unechten oder verrufenen Stücken oder geringem
Münzsorten das Ansehen echter, giiltiger oder
höherer Münzen giebt, und solche StUcke in
Umlauf setzt, der wird mit Zuchthaus his zn
drei Jahren, oder bei geringerer Gefährlichkei I,
Paar halhe Gulden aus Blei in FO"men von Thon nachge-
gossen und auszugeben gesucht hatten; Fabricate, welche
jedes Kind sofort für falsch erkennen konnte. Hier kann
das Verhrechen unmöglich für yollendet gehalten werden.
v. STROMIIECX'S Entw. e. Cr.-G.-B. 9
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mit Gefängnifs nicht unter zwei Monaten be.
straft.
ART. 298.
Wer, ohne falsche Miinzen zu vl'ffertigen,
oder echte Miinzen zu verfälschen oder in ihrem
innern Werthe zu verringern, auch ohne sich
der TheiInahme an diesen Verbrechen schuldig
zu machen, Betrügereien in Beziehung auf Mün-
zen veriibt, der soll nach folgenden Bestimmun-
gen gestraft werden:
1. Zuchthaus, bis zu einem Jahre, oder, un-
ter mildernden UmsHinden, Gefängnifs, fin-
det wider denjenigen StaU, welcher, ohne
Einverständnifs mit dem Münzfälscher, un-
echte oder falsche Miinzen wissentlich ein-
wechselt und wieder ausgiebt, oder verru-
fene Münzen zur Verbreitung einführt.
2. Mit Gefängnifs, his zu drei Monaten, ist
zu bestrafen, wer, ohne Einverständnifs mit
einem Münzfälscher, aber ohne Auftrag der
gehörigen Staatsbehörde, Miinzstempel oder
andere Münzwerkzeuge verfertigt, oder an ei-
nen andern als an die beauftragende Staatsbe-
hörde abliefert; so wie derjenige, bei wel-
chem Münzstempel , Formen oder andere
Münzwerkzeuge gefunden werden, ohne dafs
er die rechtm:ifsige Ursache seines Besitzes
glaubhaft nachweisen kann. HaUe er der-
gleichen Werkzeuge in der Absicht eine
. Münzverfälschung zu verüben angeschafft,
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so soll er, wenn auch "davon noch kein Ge-
brauch von ihm gemacht worden, wegen
Versuchs der MünzverÜilschung bestraft wer-
den.
3. Gejängnifsstrafe, his zu einem Monate,
oder angemessene Geldstrafe findet wider
denjenigen Statt, der falsche Münzen, so
er selbst in Zahlung empfangen, wissent-
lich als echte ausgiebt.
Wäre jedoch die auf diese "Veise aus-
gegebene Summe falscher Münzen so stark,
dars die Strafe für den dadurch verübten
Betrug höher als obige Strafe wäre, so fin-
det diese Anwendung.
ART. 299.
N eben den obgedachten Strafen findet stets
zugleich die Confiscation der Werkzeuge und
Materialien, welche zllr 1\Iünzf:ilschung dienten,
defsgleichen der vorgefundenen falschen, verfälsch-
ten oder verrufenen Miinzen Statt.
Von der Verfälschung der Staatspapiere.
ART. 300.
Wer Schuldverschreibungen, welche auf
eine Staatskasse lauten, nachmacht, oder Staats-
papiere verfälscht, und die gefertigten oder ge-
fälschten ausgiebt, defsgleichen derjenige, wel-
cher Papiergeld nachmacht, verfalscht und aus-
gicbt, es mag dieses Verbrechen an inländischen
oder an fremden Staatspapieren oder an Papier-
9'"
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gelde begangen seynf wird eben so bestraft, als
wenn er sich der Münzfalschung hinsichtlich ei-
ner gleichen Summe hätte zu Schulden kommen
lassei}'
ART. 301.
Die wegen der Theilnahme an der Münz-
falschung festgesetzten Bestimmungen kommen
auch bei der Theilnahme an der Fälschung der
Staatspapiere zur Anwendung.
ART. 302.
Jedel' wissentliche Gebrauch falscher Staats-
papiere , auch derer, die Jemand als echte em-
pfangen, wird, im mildesten Falle, als Betrug
bestraft.
Vom Meineide und falsclten feierlichen Ge-
lühden und Behauptungen 1).
ART. 303.
Wer eine Behauptung wider besser Wissen
und Gewissen mitte1st eines Eides oder an Ei-
desstatt geleisteten feierlichen Handgelübdes, oder
verwiesen auf einen Eid oder feierliches, an Ei-
desstatt abgelegtes HalldgeIiibde, vor einer ge-
richtlicben oder andern öffentlichen J3ehörde be-
kräftigt, der ist des Meineides scbuldig.
1) Mittermaier, iibcr den Meineid nach dem gemeinen
Rechte und den Bestimmungen der neuesten Strafgesetz-
bücher , im neuen Archive des Cr.-R., B. II. S. 85.
F [jNFTER TI TE f., 133
Es ist der Meineid in diesem Falle seIhst
dann vorhanden, wenn die gerichtliche Hand-
lung wegen emes Mangels in der Form nichtig
seyn sollte.
ART. 304.
Der Meineid wird mit Zuchthausstrafe, ZWI-
schen drei und sechs Jahren, bestraft.
ART. 305.
Ist der Zeuge diejenige Person nicht, für
welche er sich in dem Zeugnisse ausgab, und
legte er das falsche Zeugnifs unter dem Nam en
einer dritten Person ab, so ist die gegen ihn
zu erkennende Strafe in den höhern Graden aus-
zumessen.
ART. 306.
VVer sich wegen einer Behauptung wider
hesser V\'-issell und Gewissen zur Leistung eines
Eides oder feierlichen Handgeliihdcs yor ciner
öffentlichen Behörde erhoten, jedoch dcn Eid
oder das Handgeliibde aus dcm Grunde, weil
der Andere eille dieser Versicherungcll als ge-
leistet annahm, nicht geleistet hat, ist mit Zucht-
hausstrafe zwischen einem Jahre und drei Jah-
ren zu bestrafen.
ART. 307.
Trat Jemand vor der Leistung emes Eides,
wozu er sich erboten, nach Statt gehabter VVar-
l1ung vor dem Meineide zuriick, so ist nicht an-
zunehmen, dafs er habe falsch schwören wollen,
und findet also dieserhalb keine Untersuchung Statt.
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ART. 308.
Der VV~ürderungseid in Civilsachen läfst
keine Untersuchung wegen Meineides zu.
ART. 309.
Wer in der Untersuchung eines Verhre-
chens, oder in einem gerichtlichen Rechtstreite 1),
um einen Unschuldigen in Strafe zu bringen,
meineidig geschworen hat, der soll
1. wenn das angeschuldigte Verbrechen den
bürgerlichen Tod nach sich ziehen konnte,
mit zehn bis fnnfzehnjähriger Strafe des
gro[sen K3rren, und wenn der Angeschul-
digte auf den Grund des falschen Zeug-
nisses wirklich zu dieser Strafe verurtheilt
wäre und solche angetreten h;'ilte, mit dem
bürgerlichen Tode bestraft werden.
2. Wenn auf dem angeschuldigten Verbrechen
eine audere als die Strafe des bürgerlichen
Todes steht, so ist das meineidige Zeugnifs
mit dem Zuchthaus, nicht unter fünf Jah-
ren, und his zu zehnjähriger Strafe des
grofsen Karren zu ahnden.
Bei der Zumessung dieser Strafen ist vor-
züglich auf die Gr()fse des ang'eschnldiglcn
Verbrechens, ;mf dieVVirkung des meinei-
digen Zeugnisses und auf die ctwanige Ver-
bindung Mehrerer zu dessen Ablegung zu
achten.





Ist Schaden für den Angeschuldigten aus
dem Meineide entstanden, so ist die Strafe des
Verbrechers stets zum mindesten ehen so hoch
zu bestimmen, als die gegen den Unschnldi-gen
erkannte und zur Ausfiihrung gebrachte Strafe war.
ART. 3t1·
Wurde der Meineid geschworen, um einen
Schuldigen in einc h;irtere Strafe, als Cl' ver-
wirkt bat, zu hringen: so sind obige Bestim-
mungen an alogisch anzuwenden.
ART. 312.
Eben die Strafen, welche den Meineidigen
selbst treffen, sind auch gegen denjenigen zu
erkennen, welch er denselben zu den falschen
Aussagen beauftragt oder gedungen hat.
ART. 313.
Wer in eincr Untersuchungssache gegen
den Angeschuldigten sich einer F~ilschung von
Urkunden oder des Gebrauchs wissentlich falscher
Urkunden schuldig macht, oder iu böslicher Ab-
sicht Urkunden oder andere Beweismittel unter-
drückt, soll bestraft werden, als wenn er gegen
den Angeschuldigten ein falsches Zeugnifs abge-
legt hätte.
ART. 314.
Der Meineidige, welcher aus eigenem An.
triebe, ehe sein Verhrechen bekannt geworden,
und bevor nod. ein Rechtsnachtheil daraus für
einen Andern entstanden ist, den geleisteten
136 ßESOXDEREIl THElJ,.
Eid als falsch anzeigt, wird, Statt der in den
vorigen Artikeln bestimmten Strafen, nur mit
Gefängnifs bis zu zwei 1\lonaten bestraft.
ART. 315.
• W~ire zur Zeit des vViderrufes des falschen
Eides zwar ein Nachtheil für Jemand aus dem-
selben erwachsen, dieser Nachtheil würde aber
durch den \iViderruf gemildert, oder hörte für
die Folge ganz auf: so ist der vViderruf als
ein hedeutender Milderungsgrund bei der Be-
strafung zu heri:icksichtigen und nie eine Kar-
rel1strafe zu erkennen.
Ar\T. 316.
Jeder , der eines :Mei neides wegen vernr-
theilt ist, imgleichen, wer den Meineidigrn zur
Abschwörung des falschen Eides gedungen, be-
auftragt oder verleitet llat, ist zur Ablegung ei-
nes Eides oder rechtsgi:iltigen Zeugnisses zeitlebens
unÜihig, und eben so zu allen Staats - und Eh-
rco:i111te1'11, 'Vürden, Orden und Ehrenauszeich-
I1tmgen.
ART. 317.
'VCl' aus Mangel pflichtmäfsiger Besonnen-
heit und Ucberlegung eine unrichtige Behaup-
tung eidlich vor Gericht erhiirlet hat, soll mit
GeLingllifs bis zu drei Monaten bestraft werden.
Hat er jedoch seine Unbesonnenheit aus ei-
genem Antriebe, ehe solche bekannt geworden
und bevor noch ein Rechtsnachtheil für eIllen
Andern daraus entstanden ist, angezeigt: so ist
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er nur mit ell1em gerichtlichen Verweise zu be-
strafen.
ART. 318.
""Ver die Erfiillung einer Verbindlichkeit
durch einen vor Gericht oder einer andern öf-
fentlichen Behörde abgelegten Eid angelobte, diese
eidliche Zusage aber vorsätzlich gebrochen, defs-
gleichen, wer ullbeeidigt, oder auf einen friiher
geleisteten Eid nicht verwiesen, auch nicht an
Eidesstatt ein solches Zeugnifs vor Gerich tabgelegt




Wer, um einen Unschuldigen in Strafe zu
bringen, bei der Obrigkeit denselben entweder
einer strafbaren Handlung beschuldigt oder wis-
sentlich unwahre Verdachtsgriinde angegehen hat,
welche eine Untersuchung gegen ihn zu veran-
lassen geeignet sind, der soll als falscher An-
geher
1. wenn das angeschuldigte Verbrechen mit
einer der schweren Strafen bedrohet ist, mit
Zuchthaus, zwischen zwei und sechs J ah-
ren;
2. im Fall jenes Verbrechen eine der leich-
tern Strafen nach sich gezogen hätte, mi t
Geningnifs, nicht unter drei Monaten, be-
straft werden.
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Nimmt der Anschuldigende seine Behaup-
tung zurück, ehe noch eine Untersuchung gegen
den Angeschuldigten begonnen hat, so ist er
mit Gefängnifs bis zu einem Monate; begann
aber die Untersuchung schon, bis zu zwei Mo-
naten zu bestrafen.
Yon rerletzung fremder Geheimnisse.
ART. 320.
Wer unbefugter Weise und in der Ab-
sicht, Jemandem zu schaden oder sich oder ei-
nem Dritten einen widerrechtlichen Vortheil zu
verschaffen, eines Andern Briefe, Acten, Han-
delsbücher und andere dergleichen Urkunden,
welche Privatgeheimnisse enthalten können, er-
bricht, abschreibt oder von Andern erbrechen
oder abschreiben läfst, soll, auf die Anzeige des
Betheiligten, mit Gefängnifs bis zu einem Mo-
nate, und wenn das zu seiner Kenntnifs ge-
langte Geheimnifs zum wirklichen Schaden ge-
mifsbraucht ist, mit Gef:ingnifsstrafe, bis zu drei
WIonaten, bestraft werden.
Ar,T. 321.
Diejenigen !)ersollen, welchen vermiige ih-
res Berufs Privatgeheimnisse anvertraut worden,
sind, wenn sie solche Geheimnisse unbefugter
Weise Andern mittheilen, falls dieses in der
Absicht geschah, Jemandem zu schaden, oder
sich Vortheil zu verschaffen, auf Anzeige des
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Betheilig-ten, mit Gefängnifs, his zn zweI Mo-
naten, zu bestrafen.
Gleiche Strafe trifTt Postbeamte, welche,
auch nur aus Neugier, Briefe erbrechen 1).
Es kann in obigen Fällen auch auf Geld-
strafe erkannt werden.
ART. 322.
Ärzte, Wundärzte, Geburtshelfer und We-
hemiitter, welche die Geheimnisse der ihrer
Pflege anvertrauten Personen unhefugter "Yeise
entdecken, und die Apotheker, welche die ein-
kommenden Recepte auf gleiche Weise mifs-
hrauchen, sind, auf Anzeige der Betheiligten,
an Gelde und heim Rückfalle mit Suspension
der Praxis oder deren Untersagung zu bestrafen Z).
Von der Untreue der Vormünder und Cllra-
toren.
ART. 323.
Vormünder und Curatorell, welche ahsicht-
1) VergI. Mitlcrmtticr: Übcr ,las Recht des Criminalrich-
t(~~S, Bricfcrbrcchung als vVahrhcitscrforschungsmittcl an-
zuwenden, im ncnClt Archive des Criminalrechts, Band 11.
S. 452; Derselben: Dcutsches Strafverfahren, lste AbthI., S.
244. - Ist einem Verhaftetcn jedoch der Briefwechsel ver-
hoten, und Jemand versucht es, ihm heimll'ch Briefe 7.uge-
hen zu lassen, so -werden diese gewifs mit Rechteröffl1ct
und zu den Acten genommen; wie cs denn auch Fälle gieht,
in welchen mit Recht der Briefwechsel eines Angeschuldig-
ten untersucht wird. S. ohige AbhandI. B. 11. S. 458.
2) VergI. Oldcnbllrgische.~ Strafgesetzbuch, Art. 414.415.
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lieh ihren Pflegebefohlenen oder der ihnen an-
vertrauten Masse zum Nachtheil handeln, sollen,
wenn sie sich nicht dabei einer Unterschlagung,
eines Betruges oder eines andern schwereren
Verbrechens schuldig machten, nach Maafsgabe
des angestifteten Schadens, mit Gefängnifs oder
mit Zuchthausstrafe bis zu zwei Jahren belegt
und ihrer Stellen entsetzt werden.
Bekleideten sie ein öffentliches Amt oder
gehörten sie zu dem Advocatenstande, so sind
sie von ihren Stellen zugleich zu entsetzen.
Vom l-'erschuldeten Bankerotle I).
ART. 324.
1. -VVenn Jemand bei bevorstehendem oder
ausgebrochenem Concurse sein Vermögen in
der Absicht verheimlicht, oder Waaren,
Sachen oder Geld verbirgt, oder Andern in
Verwahrung gieLt, um seinen Gläubigern
ihre Befriedigung ganz oder zum Theil zu
entziehen;
2. wenn derselbe in solcher Absicht Gelder
unter fremden Namen belegt oder unter
fremden Namen Ank;iufe macht;
') Verg!. Herzog!. BI'aunschweigische Verordnung vom 26.
J\Iärz 1822. - .Erhard'.s Entwurf eines Gesetzb. über Ver-
brechen und Strafen für das Königr. Sachsen, Art. 1776 f.f.
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3. wenn ein Kaufmann, Banquier, oder Fa-
bricant in solcher Absich t seine Biicher
vernichtet, verborgen oder verfälscht hat;
4. wenn Jemand zu solchem Zwecke den Be-
trag seiner Schulden gröfser angiebt, als
er ist, mithin darunter erdichtete Forderun-
gen aufgenommen;
5. wenn Jemand bei Statt findendem Zahlungs-
unvermögen erdichtete Forderungen bezahlt,
Schenkungen macht, oder VVaaren und Ef-
fecten unter dem Werthe verschleudert,
oder Wechsel und Privat-Hypothek- Ver-
schreibungen vordatirt;
6. wenn Jemand durch falsche Angaben und
Papiere sich Credit erschlichen;
7. wenn ein Kaufmann ohne Handelsbücher
zu hinterlassen, oder mit Hinterlassung von
verwirrten Handelsbüchern austritt oder sei-
nen Aufenthalt verbirgt;
8. wenn der zahlungsunfähige Schuldner sich
weigert, die erforderlichen Nachweisungen
über seine jetzigen und frühem Vermiigens-
Umstände zu geben, - so wie in ähnlichen
Fällen des offenbar beabsichtigten Betruges,
ist ein hetriiglicher Bankerott anzuneh-
men.
ART. 325.
Jeder betrügliche Bankerouirer soll, nach
den Umständen und dem Grade der Verschul-
dung, mit Zuchthaus - oder Zwangsarbeitsstrafe
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von sechs Monaten bis zu sechs Jahren bestraft
werden.
Den Kaufmann und den, der solchem gleich
zu achten, trifft zugleich Verlust der Concession
oder der Innungsbefngnisse, den Staatsdiener
aber Dienstentsetzung.
ART. 326.
1. Wer durch übertriebenen, d. i. mit seinem
Einkommen nicht in Verhältnifs stehenden
und dabei des Lebens Nothdurft iiberschrei-
tenden Aufwand sich au[scr Stand gesetzt
hat seine Gläubiger zu befriedigen, ist als
ein muthwilliger Bankerottirer zu betrach-
ten;
2. eben so der zahlungsunf.1hige Kaufmann,
Banquier, Geldweehsler und Fabricant, wel-
cher entweder gar keine Bücher geführt,
oder nicht wenigstens einmahl jährlich Bi-
lanz gezogen hat.
ART. 327.
Der muthwillige Bankerott soll, nach den
Un;ständen und dem Grade der Verschuldung,
mit Gefängnifs von zwei Monaten bis zu zwei
Jahren bestraft, auch bei dem Kaufmanne und
dem, der solchem gleich zu achten, dem Befin-
den nach, auf Verlust der Concession oder In-
nungsbefugnisse, bei Staatsdienern aber auf
Dienstentlassung erkannt werden.
ART. 328.
1. Wer ohne gegenwärtige oder künftige s)-
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chere Zahlungsmittel und ohne davon, dafg
er diese nicht habe, seine Gläubiger be-
nachrichtigt zu haben, Schulden gemacht;
2. wer durch Vernachlässigung seines Nah-
rungshetriebes oder unordentlichen Haushalt
seine ZahlungsunDihigkeit herheigeführt hat;
:l. wer nicht nachzuweisen im Stande ist, dafs
ihm hinsichtlich seiner Zahlungsunfähigkeit
ein dem Manne von gewöhnlicher Vorsicht
heizumessendes Verschuldell nicht zur Last
nilIt: der ist als ein fahrläss/lJer Banke-
roll/ra zu bestrafen.
AUT. 329.
Der fahrl:issige Bankerott soll, nach der Be-
schaffenheit der Umstände, mit GeÜingnifsstrafe
von emern Monate bis zu sechs Monaten bestraft
werden.
ART. 330.
Die durch den betrüglichell, Oluthwilligcn
oder fahrlässigen Bankerott verwirkten Strafl~n
sollen um ein Drittheil ihrer Dauer geschärft,
oder die Gefängnifsstrafe in Zuchthausstrafe ver-
wandelt werden, wenn der SeImldner durch sei-
nen Bankerott einen Verlust an einem Vermögen
verursacht hat, welches kraft einer vertragsm;jfsig
eingegangenen oder obrigkeitlich übertragenen
Verbindlichkeit seiner Verwaltung anvertraut ge-
wesen. In diesem Falle trifft den Staatsbeamten
stets Diententlassun8 oder Entsetzung.
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ART. 331.
Jeder, der des Bankerottes wegen bestraft
ist, wenn gleich auch nur mit Gefängnifs, ist
so lange unfähig, Mitglied der Landschaft oder
eines städtischen Deputirten - CoHegii zu seyn,
als er seinen Gläubigern nicht allen verursachten
Schaden ersetzt hat 1).
ART. 332.
nie Rechtswohlthat der Güter-Ahtretung
verlieren alle diejenigen, welche wegen eines ver-
schuldeten Bankerottes verurtheilt worden.
ART. 333.
Jeder, welcher dem betrüglichen Bankerot-
tirer zur Erreichung seines Zweckes wissentlich
behülflich gewesen, dessen Gut verheimlicht, zur
betrüglichen Fortschaffung vou Effecten uud Gü-
tern Hülfe ßeleistet, oder zu nicht gegründeten
Ansprüchen an denselben sich bekannt hat, ist
mit der Strafe eines Gehülfen des Verbrechens
zu belegen.
ART. 334.
Wer, um sich rechtswidrig mit seiner Gläu-
1) lIamburlJischer Hauptrece/s von 1712, Art. 5: »Hin-
gegen mögen di", Bürg",rschaft nicht frequentiren : .
4. Kundbare, von ihren Creditoren per conCllrsum, oder gar
nicht entledigte Falliten, oder die wegen Unglücksfälle in
Schulden vertieft oder mit ihren Gläubigern accordiret."
Ist die Ehre ein wesentliches Princip in Monarchien, so
müssen wir hier dem Republicaner (dem die Ehre jedoch
nicht weniger werth ist) nachahmen.
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higer Schaden zu bereichern, durch betriigliche
Handlungen sich als zahlungsunüihig darstellt,
ohne solches zu seyn, der soll mit Gefängnifs-
oder mit Zuchthausstrafe bis zu drei Jahren be-
straft und iiberdief's aller Würden, Staats - und
Ehrenämter, der landschaftlichen llechte, und,
unter besonders erschwerenden Umständen, der
Ausübung des Geschäftes oder Gewerbes, wel-
ches zu der Verübung des Betrugs gemirsbraucht
worden, unfähig erklärt werden.
SECHSTER TITEI~,
Von den Verbrechen wider das Leben.
Von der Tödtung überhaupt,
AIlT. 335.
"Ver durch rechtswidrige Handlung oder
Unterlassung den Tod eines Menschen verur-
sacht, ist des Verbrechens der 1ödtung schul-
dig.
Alt'L 336.
Um eine Beschädigung oder Verwundung
im rechtlichen Sinne für tödtlich zu halten, wird
mehr nicht als die Gewifsheit erfordert, dars
v. STROMBECK'S Enlw. e. C".-G.-B, La
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dieselbe den Tod des Vcrlel7,lcIl hervorgebracht
hahe.
Es hat daher auf die ßeurtheilung der Tödt-
lichkeit der Verletzung keinen Einflufs, ob sol-
che in andern F~illen durch Hülfe der Kunst
schon geheilt worden s~y; ob in dem gegenwär-
tigen Falle durch zeitige zweckmäfsige Kunst-
hülfe ihr tödtlicher Erfolg hätte gehindert wer-
den können; ob die Verletzung unmittelbar, oder
nur durch andere, jedoch durch sie selbst in
Wirksamkeit gesetzlp. Zwischenursachen den Tod
bewirkt habe; ob endlich dieselbe allgemein tödt-
lieh sey, oder nur wegen der eigenthümlichen
Leibesbeschaffenheit des Getödteten, oder wegen
der zufälligen Umstände, unter welchen sie ihm
zugefiigt worden, den Tod hervorgebracht habe.
ART. 337.
Muthmafsungen über die mögliche Nicht-
tödtlichkeit der Verletzung kommen dem Ver-
brecher nieht zu StaUen, sondern die erwiesene
Mifshandlung oder Beschädigung ist als die Ur-
sache des ihr nachgefolgten Todes zu betrachten,
wenn die in gehöriger Art geschehene Untersu-
chung des Tllatbestandes keine hestimmte That-
sachen an die Hand giebt, woraus mit Gewifs-
heit. oder W"ahrscheinlichkeit angenommen wer-
den muIs, dafs der Verletzfe an einer andern,
schon früher vorhandenen Ursache gestorben
sey.
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Vo m Mo r d e.
ART. 338.
Wer die von ihm veriibte Tödtnng mit
Vorbedacht beschlossen oder mit Überlegung aus-
geführt hat, is t des Mordes schuldig.
Die Strafe des "Mordes ist der hiirgerliche
Tod.
ART. 339.
VVenn bei einer Vergiftung der Tod zwar
nicht erfolgte, jedoch das Gift in der Absicht
zu tödten gegeben war und dadurch ein solcher
Schaden an der Gesundheit zugefügt wurde, dafs,
nach dem Gutachten der Kunstverständigen, das
Leben des Verletzten wahrscheinlich abgekürzt
seyn wird, so ist ebenfalls auf den bürgerlichen
Tod zu erkennen.
War der Schade nicht von dieser Bedeu-
tung, so findet zehn - bis zwanzigjährige Strafe
des gro[sen Karren Statt.
Vom Todtschlage.
ART. 340.
Wer ohne Vorhedacht, in der Hitze des
Zorns, oder ge tri ehen von einem :lndern ihn
überwältigenden Affect, eine lehensgefährliche
Handlung beschliefst und ausführt, ist, bei er-
folgtem Tode des Beschädigten, des Todschlags
schuldig.
Die Strafe des Todtschlags ist die kleine
Karre bis zu funfzehn Jahren.
10 •
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ART. 341,
Weull der Getödtete selLst durch 1I nerlaubte
Beleidigungen deli TodtschHiger zum Zorne reiz-
te, oder wenn der Tod tschtiger ohne sein Ver-
schulden sich in dem Zustande des Ptausches
(soweit dieser nicht alle Zurechnung aufhebt) be-
funden hat, dann soll auf Zuchthausstrafe von
fünf bis zehn Jahren erkannt werden,
ART. 342.
Ist in einem Raufhandel oder Il1 einer
Schlägerei Jemand ge/öd/ei worden, so ist
1. Jeder Theilnehmer, welcher dem nesch~i··
digten eine tödtliche Verletzung beigebracht
hat, gleich einem Todtschl:iger zu bestrafen.
2. Wenn es jedoch nicht in Hinsicht aller
Theilnehmer zur Gewifsheit gebracht ist, ob
sie tödtliche Verletzungen zug~fügt haben,
so sollen diejenigen, bei denen zwar diese
Gewifsheit fehlt, von denen jedoch der Ge-
tödtete auf irgend eine Art verletzt worden,
nach den Grunds;itzen von der Körperver-
letzung bestraft werden,
3. Finden sich an dem Entleibten theils tödt-
liehe, theils nicht tödtliche Verletzungen,
so sind die Urheher der letztern nach den
Gesetzen wider die Körperverletzung zu be-
strafen.
4. Wenn die von den verschiedenen Theil-
nehmern beigebrachten Verletzungen nicht
einzeln, sondern nur durch ihr Zusammen
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trefTen tödtlich sind: so ist. gegen die Ur-
heber derselben auf die St.rafe der Körper-
verletzung zu erkennen, und die Sirafe, so
weit als möglich, nach dem Grade der Mit-
wirkung eIIJes jeden Theilnehmers, auszu-
messen.
In allen den FMlen, wo hier nach die
Strafe der Körperverlelzung eintritt, isl der er




Eine Mutter, welche ihr ulleheliges lebens-
fähiges Kind w~ihrend oder kurz nach der Ge-
hurt Z) durch eine rechtswidrige lIandluug mleJ·
1) Verg\' Spangenbel'g: Übel' das Verl"'echell des Kindel'-
mordes und der Aussel'l.llng der KindeI', im neuen Arcl,ive
des Criminalrechts, B. 111, S. I; l11ittt!l'fIla/"I"s Beildf\'t 1111'
Lehre vom Verhrechen des Kindel'mordes IInel der Verl"';Ill-
liclJung der Schwangerschaft, ,Iaselbst, B. VII, S. I ff.,
304 H., 493 ff.
Z) Verg\' Melltle's ausf. Handbuch dei' gericht/. J\ledi'l.ilJ,
B. IU, S. 198, 238, 56:.'; Ga1ls, VOll dem Y crhr,'chen des
Kindermol'des (Hannover 11'1:.'4), S . .190. Hier winl ein Kind
nengehoren genannt, so lange es nicht gen;;brt 1Il111 geldei ..
det war, die Mutter noch an den unmiudbaren Folgen ,leI
Enthindung litt, und aufseI' derseIhen , ihren Aellern "de.
dem Schwängerer, Niemand Kenntnifs von des Kindes 1)a
seyn erlangt hatte.
Eine bestimmte Zeit, z. B. 2.J. Stunden, :) TaGe u. s. w.,
mit einigen GesetzgeLungen oder Entwiirfen festwsehen,
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Unterlassung tödtet, oder tödten IMst, ist des
Kindesmordes schuldig 1).
ART. 344.
Der Kindesmord wird mit Zuchthaus von
VIer bis acht Jahren bestraft.
ART. 345.
Die Tödtung eines nicht lebenSfiilligen Kin-
des wird mit Gefangnifs bis zu zwei Jahren ge-
ahndet.
ART. 346.
Die Strafe des Kindesmordes kann bis zu
zehnjährigem Zuchthause erhöhet werden:
1. wenn die Thätcrinn denjenigen ihre Schwan-
gerschaft auf Befragen abgeleugnet hat, wei-
che sie darum zu befi'agen berechtigt waren;
2. wenn die Thäterinn durch eine frühere un-
eheliche Geburt schon ihre Geschlechtsehre
verloren haue, und dieser Umstand in der
Gegend, wo sie sich aufhielt, bekannt war;
3. wenn mehrere Kinder Einer Niederkunft ge-
födtet wurden.
scheint mir l<eineswegcs räthlich. - Hier wird Vieles dem
Ermessen der Richter, in Beziehung auf den physis ehen und
psychischen Zustand der MuHer, iiberlassen bleiben müssen.
1) Über die Nothwendigkeit der Lebensfähigkeit des Kin-
des zum Begriff des Kindermordes, vergI. Mittermaier a.
a. O. S. 3H1 ff.
Die Lebensfähigkeit des Kindes ist nicht einzig aus des-
sen Reife zu heul,theilen.
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ART. 347.
Die Strafe ist zu mindern, wenn den Um-
st~nden nach anzunehmen ist,
1. dafs die Mutter zu der Zeit der That we-
gen der Geburtsschmerzen, oder wegen der
nach der Geburt eingetretenen Schwäche,
ihrer selbst nicht vollkommen mächtig war,
und wenn zugleich keine Anzeige eines vor
der Geburt gefafsten Entschlusses zur Törl-
tung vorhanden ist 1) ;
2. wenn die Th;iterinn zur Zeit der Geburt
sich im Zustande groiser Hülflosigkeit und
der Verzweiflung befand;
3. wenn das Kind durch Nothzucht oder Schän-
dung erzeugt war, und die Thäterinn einen
unbescholtenen keuschen Lebenswandel ge-
führt haUe.
1) » \.'Tenn es wahr ist, dafs, nach der Beobachtung all'-
gezeichneter Aente, selbst Ehefrauen als Erstgebährerinllell
im Zuslan,le des Gebiirens von einer wahren vVulh befallen
werden, welche die gliicldiche Gatlinn zum rasenden Hasse
gegen den geliebten t;atlen und 7.ur Zerstörungssucht gegen
Alles, was sie umgiebt, antreibt; wer soll nicht bei der UII-
ehelich Geschwängerten, die, überrascht von der Stunde
der Niederkunft, keine Pflege hat, und vor deren Geiste alle
Bilder der Mif.handlung, der Verachtung, dei' Armuth, (l,,,'
Schande sich erneuern, die Möglichkeit eines ähnlichen, die
Zurechnung aufhebenden, oder wenigstens sehr heralL;elr.cn-
den Zustandes annehmen?« MiUermaier a. a. 0., S. 22,23
und die daselbst angeführten Aerzte; lünke, inder 7,ei 1-
schrift fiir psychische Aente, 1819, HeIl 2. S, 21'),
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ART. 348.
Ein wiederholter Kindesmord , der erste
mag bereits bestraft seyn oder nicht, wird mit
emer erhöhten Strafe, die his zum hiirgerlichen
Tode gehen kann, bestraft.
Tijdtung einer Mi/sgehurl.
ART. 349.
Wer eine lebendig zur Welt gekommene
Leibesfrucht wegen Mangels menschlicher Gestalt
eigennüichtig tCidtet, wird mit Gefängnifs bis zu
sechs ,Vochen bestraft 1).
Tödtung aus Fahrlässigkeit.
ART. 350.
W'er den Tod eines Menschen durch Fahr-
Hissigkeit verursachte, soll nach den allgemeinen
Bestimmungen über die Fahrlässigkeit bestraft
werden.
ART. 351.
Nach densclben Bestimmungen wird bestraft,
wer wissentlich eine schwangere vor ihrer Ent-
}lindung gestorhene Person, deren Leibesfrucht
mit Rlicksicht auf die Zeit der Schwangerschaft
schon lebcllsnihig seyn konnte, ohne Untcrsu-
chnllg durch einw ijffcntlich angestellten Arzt
oder Geburtshelfer oder mit Umgrhuug dCl' von
') ILiicl'schcr Entwurf von 1827, Art. 214.
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demselben zur H.ettung des Kindes dienlich be-
fundenen Mittel heerdigen I:ifst.
ART. 352.
Gleiche Strafe kömmt gegen diejenigen zur
Anwendung, welche eine Person, von der es
sich ergieht, dafs sie blos scheintodt gewesen,
zu frilh geöffnet oder beerdigt haben, iiffnen
oder beerdigen lassen; dersgleichen gegen dieje-
nigen, ,,,elche das eine oder das andere durch
unrichtige Angabe über die Zeit des Todes einer
solchen Person veranlafst haben.
Erfolgte Rettung, so ist die aufserdem ver-
wirkte Strafe auf die Wilfte herabzusetzen 1).
Geschah die Rettung durch den Thäter selbst,
so ni1lt jede Strafe weg Z).
Lebensgefährliche Handlungen in Hinsicht auf
die Leibesfrucht und Neugeborene 5).
AltT. 353.
Wenu eine Mutter, welche mit elllem 311--
fserehelichen um,citigen oder todlen Kinde nie-
dergekommen ist, :iufsere oder innere Mittel oder
1) S. d. Baierschen Entwurf von 1827, Art. 216.
2) Polil.eiliche Verordnungen gegen ,las 1.U frühe Beerdigen
lind gegen die unmenschliche Behandlung der I.eichname
sind von dringender Nothwendigl<eit. J\I,ichten doch allent-
halhen Leichenhiiuser seyn!
3) S. Spangcnberg: Über das \' erbrechen der Ahtreibung
ocr Leibesfrucht, im neuen Archive d. Ct·.-ßechts, H.IT, S. 1.
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sonstige Handlungen, welche eine zu frühzeitige
Entbindung oder den Tod der Frucht im Mut-
terleibe bewirken können, angewendet hat, so
ist sie mit Zuchthausstrafe, bis zu zwei Jahren,
zu belegen.
ART. 354.
Bei Zumessuug der Strafe ist auf die bei
der Gesetzgebung vom Kindesmorde bemerkte
Verschiedenheit des Beischlafs, worin das Kind
erzeugt worden, auf die höhere Gef<ihrlichkeit
der gebrauchten Mittel und auf die grörsere lleife
der Leibesfrucht, so wie darauf zu achten, ob
das unzeitig zur ""\IVelt gekommene Kind am Le-
ben erhalten ist oder nicht.
ART. 355.
Ist obiges Vt'l'brechen bei emem ehelichen
Kinde angewendet, so trifft die Thäterinn Zucht-
hausstrafe bis zu vier Jahren.
ART. 356.
Dieselbe Strafe trifft denjenigen, welcher
solche Handlungen an einer Schwangern mit de-
ren Bewilligung vorgenommen hat.
Wer das Abtreiben der Leibesfi'ucht gleich-
sam gewerbsm:i1sig treillt, soll mi t zehnjähriger
Strafe des kleinen Karren belegt werden.
ART. 357.
Wenn Jemand ohne die Einwilligung der
Mutter, welche die mit einem unzeitigen oder
todten Kinde niedergekommen, derselben abtrei-
bende Mittel gegeben, oder gegen sie solche
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Handlungen sich hat mit rechtswidrigem Vorsatze
zu Schulden kommen lassen, welche die Abtrei-
bung des Kindes konnten zur Folge haben, so
soll derselbe folgendermaafsen Lestraft werden:
1. mit der Strafe des grofsen Karren, bis zu
zehn Jahren, wenn daraus, ohne die Ab-
sicht des Thäters, der Tod der Mutter er-
folgte;
2. mit der Strafe des kleinen Karren his zu
zehn Jahren, wenn entweder eine todte Ge-
burt erfolgte, oder der 1\Iutter dauernder
Nachtheil an der Gesundheit verursacht wor-
den;
3. in den übrigen Fällen Zuchthaus bis zu
fiinf Jahren.
ART. 358.
vVer seine Tochter, Enkelinn, PflegeLefoh-
lene, oder solche, für ,,,elche er zu sorgen die
gesetdiche Verpflichtung hat, absichtlich in eine
verzweifluugsvolle IJage setzt, oder durch 1\Iifs-
handlungen, Drohungen und harte Schimpfi'edcn
dahin bringt, dafs sie zu dem Verbrechen des
Kindesmordes oder der Abtreibung getrieben
worden, soll als Mitschuldiger bestraft werden.
ART. 359.
Die vorsätzliche Veranstaltung einer lu'1lj-
losen Niederkunft ist folgendermaafsen zu be-
strafen:
l. wenn solche den Tod des Kindes zur Folge
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hatte, mit dem Zuchthause his zu emern
Jahre;
2. wenn sie den Tod des Kindes nicht zur
Folge hatte, mit GeLingnifsstrafe bis zu
vier "Vochen.
ART. 360.
War die Niederkunft zwar eIlle verheim-
lichte, aber nicht hülflose, und sorgte die Mut-
ter oder ein Anderer gehörig für das Kind, so
findet keine Strafe Statt.
Von der Aussetzung der Kinder und f/erlassung
hiilfloser Personen.
ART. 361.
Aeltern, welche ihr Kind an einen Ort
bringen, oder an einem Orte verfassen, wo das
Kind, seinem Alter oder seinen Gesundheitsum-
sninden nach, oder nach der Beschaffenheit des
Orts oder der Zeit, nach dem gewöhnlichen
Laufe der Dinge, aus Mangel an Hülfe umkom-
men murs, sind, WeIll) der Tod des Kindes er-
folgte, mit dem gror:"en Karren bis zu zehn
Jahren, und "cnn der Tod nicht erfolgte, mit
Zuchthausslrafe bis zn acht Jahren zn hestrafen.
AllT. 362.
Hatte dieses Verbrechen der Aussetzung
unter Verlüiltnissen Statt, daLs es nicht wahr-
scheinlich war, dars das Lehen des Kindes ge-
fährdet würde, und der Tod des Kindes erfolgte
dennoch, so hat Zuchthausstrafe his zu zwei
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.rahren, wenn aber das Kind am Leben blieb,
Zuchthausstrafe bis zu sechs Monaten, oder Ge-
f<ingnifsstrafe Statt.
ART. 363
Wird obiges Verbrechen auf die eine oder
andere "VVeise von einer Mutter an einem un-
ehelichen Kinde, zur Rettung ihrer Geschlech ts-
ehre oder aus Hülflosigkeit, begangen: so ist
dieses ein Milderungsgrund.
ART. 364.
Nach der Analogie obiger Gesetzgebung sind
diejenigen zu bestrafen, welchen die Verbindlich-
keit oblag, ein Kind, einen Altersschwachen,
Kranken oder Gebrechlichen zu warten oder zu
pflegen, wenn diese Personen ihren Pflegling in
einen Zustand der Hült10sigkeit versetzen oder
m einem solchen Zustande verlassen.
ART. 365.
Aeltern, welche die Pflicht, ihre Kinder zu
ern~ihren und zu pflegen, auf eine bösliche VVeisc
unterlassen, sind, nach Maal'sgabe ihrer Ver-
schuldung, mit Gef.ingnifsstrafe bis zu zwei Mo-
naten zu belegen.
Gleiche Strafe trifft Kinder, welche diese
Pflicht an hülfsbediirftigen Aeltcrn ,'ersäumen.
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AN H A N G.
Von der Selhsttödtung 1).
ART. 366.
Im Fall sich Jemand selbst tödtet, so ist
anzunehmen, dars solches in einem seelenkran-
ken Zustande geschehen sey, und ist der Leich-
nam an dem gewöhnlichen Begräbnifsorte III
der Stille zu beerdigen.
ART. 367. ,
VVegen des Versuches einer Selbsttödtung
ist ein Religionslehrer zu veranlassen, den Ver-
irrten, wenn dieser nicht an einer Seelenkrank-
heit leidet, über das beabsichtigte Vergehen zu
unterrichten Z).
Es hat überdiefs die Polizeibehörde des Orts
Sorge zu tragen, dars derselbe so lange unter
Aufsicht gesetzt werde, als von ihm die Wie-
derholung der Handlung zu befürchten ist.
1) Vergl. Entwurf eines Criminalgesehhuches {ÜI' das Kö-
nigreich Sachsen von 1824, §. 90S ff. Es schien angemessen,
eine Handlung, welche die öffentliche Meinung zu den Ver-
brechen zählt, nicht unberührt zU lassen. Der erste Artikel
soll nicht lIngewöhnlic.hen Mifsdelltungen entgegnen.
2) Ist die Selbsltödtung einmahl geschehen, so nimmt das
Gesetz an, der Todte ser seclenkrank gewesen, denn das
Gegentheil wird, da Seelenstörungen nicht selten schnell
eintreten, nicht bewiesen werden können. Blieb es aber
heim Versuche, so zweifelt das Gesetz und sucht dem Un-








"Ver, ohne die Absicht zu tödten, jedoch
mit rechtswidrigem Yorsatze, einem Andern durch
g-ewaltsamen Angriff, thätliche l\lifshandlung, Ver-
wundung, Verletzung. oder auf eine andere Weise
Schmerzen verursachi, an seinem Körper oder
an seiner Gesundheit bescl~~di~t-,. ist des Ver-
brechens der Körperwrletzung scl(uldig. ,
ART. 369.
vVer einen Andern hinterlistiger 'Veise an-
fällt oder sonst mit vorbedachtem Entschlusse
demselben eine körperliche l\lifSllandlung zufügt,
soll, wenn der Beleidigte nur mit Schliigen oder
andern Mifshandlungen und Verletzungen verge-
waltigt worden, mit Gef.ingnifsstrafe bis zu sechs
Monaten belegt werden.
ART. 370.
VVenn die hewirkte Verletzung ewe mo-
natliche oder langwierigere Krankheit verur-
sachte, oder den Beschädigten auf einen oder
mehrere Monate zu seinen Verrichtungen oder
Berufsarbeiten untauglich macllte, so soll der
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Thäter, nach Maa!sgabe der Umsüinde, mit Ge-
fängnifs oder mit Zuchthaus oder Zwangsarbeit
bis zu zwei Jahren bestraft werden.
ART. 371.
Wenn der Beschädigte durch eine vorbe-
dachte Gewaltthat zwar nicht völlig oder nicht
auf immer zu seinem Berufe untauglich gewor-
den, jedoch an einem Theile seines Körpers lJer-
stümmelt, lJerunstaltet oder des Gebrauchs ei-
nes seiner Glieder beraubt ward, dann soll
der Thäter mit dem Zuchthause oder Zwangs-
arbeit bis zu fünf Jahren bestraft werden.
ART. 372.
Wenn der Beschädigte zu seinen Berufsarhei-
ten lJöllig unbrauchbar geworden und keine ge-
griindete Wahrscheinlichkeit zu seiner Herstel-
lung vorhanden; defsgleichen, wenn der Verletzte
des Gebrauches der Sprache, des Gesichts, der
Hände oder Fiifse beraubt, oder durch Ver-
stümmelung oder Beschädigung zur Fortpflanzung
untüchtig geworden ist: so soll der Thäter mit
Zuchthaus oder Zwangsarbeit von fünf bis zehn
Jahren, oder, der niislichkeit der Umstände
nach, mit dem kleinen Karrw his zu dieser Zeit
bestraft werden.
Ara. 374
nestehen die Mifshandlungell nur III Schlä-
gen oder geringem Verwundungen, so ist, falls
die Beleidigung kein öffentliches Ärgernifs zur
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Folge gehabt hat, keine Untersuchung von Amts-
wegen anzustellen,
ABT. 375.
Wer ohne die Absicht zu lödten, jedoch
mit dem Vorsatze zu schaden, Jemanden Gift,
(d. i. eine Substanz, llach deren Genurs gewöhn-
lich der Tod oder ein schweres Übel erfolgt)
beigebracht, und hierdurch einen vorübergehen-
den oder bleibenden Schaden an der Gesundheit
des Körpers oder des Geistes bewirkt hat, der
soll mit der Strafe des gro[sen Karren zehn bis
funfzehn Jahre helegt werden.
Wäre das Gift ohne der Gesundheit nach-
theilige Wirkung geblieben, so hat Zuchthaus-
oder Zwangsarbeitsstrafe von acht bis zehn J ah-
ren, oder die Strafe des kleinen Karren von acht
bis zehn .Tahren Statt
AUT, 376.
\IVer, da er wurste, dafs Cl' mit rIller ve-
nerischen Krankheit behaftet war, den Beischlaf
vollzog, soll, wenn solche Handlung nich t durch
böse Absicht in ein grö[seres Verbrechen iiber-
gegangen, auf die Anzeige des angesteckten Theils,
mit Gefängnifs his zu sechs Monaten bestraft wer-
den 1).
ART. 377.
'Wer körperliche Mifshandlungen seinen ÄL
1) S. Oldenburgisches Strafgesetzbuch., Ar'l. 38i.
v. STROMIIEC/c'S Entw. e. Cr.-G.-B. 11
162 BESONDEREn 1'111':11.
tern oder GrofsäJtern, seinem Vormunde oder
seinen Pflege:iltern, seiner I~ehr- odrr Dienst-
herrschaft, oder überhaupt solchen Personen,
welchen er zu besonclrrer Hochachtung verpflich-
tet ist, oder einer Schwangern zufügt, soU mit
dem härtesten Maafse der Strafe belegt werden.
Eben dieses findet Statt, wenn die Mifs-
handlung durch ein Complott, durch nächtliches
Aufpassen oder mit Waffen bewirkt ist.
ART. 378.
War eine der erwähnten Vergewaltigun-
gen oder Verletzungen ohne vorbedachten Ent-
schluls, im Rausche, in einem Strei thandel, oder
sonst in der Hitze des Zornes, veriibt, so
sinkt die festgesetzte Strafe auf die Hälfte, und
unter besonders mildernden Umständen, auf ci n
Viertheil hinab.
A N 11 A N.. G.
Von der Selbstverstümmelung.
AlU. 379.
Das Gesetz verbietet, bei bestimmten Stra-
fen, jede SelbstlJerstümmelung, welche nicht
zur Erhaltung des eigenen Lebens oder der ei-
genen Gesundheit erforderlich ist.
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ART. 380.
Eine Selbst.verstiimrnelung, die jemalld in
der Absicht veriiht, um sich zur ErfijlJung einer
hürgerlichen Pflicht untüchtig zn machen, hat
die Strafe zur Folge, welche denselben treffen
würde, wenn er sich auf eine andere Art dieser
l)flicht vors:itzlich entzogen h;itte Z)
ART. 381.
Jede Selbstverstümmelung, um sich oder
Andern dadurch Vermögens-Vo~theile zu erwer-
hen, oder auch nur aus Genilligkeit fUr Andere,
wird mit Gefängnifs von vierzehn Tagen bis drei
Monaten und der Confiscation der erhaltenen
Vortheile bestraft.
ART. 382.
Geschah die Verstümmelung durch emen
.Andern, mit dem Willf"n des Verstümmelten,
so t.rifft eine gleiche Strafe lleide.
ART. 383.
"VCl' Jemand zur Selbstverstümmelung durch
dargebotene Vortheile angereizt hat, wird zn
GeldstrafeIl von funfzig his zu dreihundert Hfhlr.
verurtheilt 3). ..
2) Es schien mir nicht un7.weckmäfsig, an dieser Stelle
Vorschriften in Beziehung allf die Selbstverstümmelung,
als Anhang, einen Pla17. finden zu lassen, so wie Vorschrif-
ten hinsichtlich des Selbstmordes am Ende des vorhergegan-
genen Titels Platz gefunden hatten.
S) Verg!. Stübel: über die Natur der Handlung, wenn Je-





\JVer eine Person weiblichen Geschlechts
wider ihren ""Villen, durch körperliche Gewalt,
oder durch Drohungen, welche mit dringender,
gegenwärtiger Gefahr Dir Leib oder Leben ver-
bunden sind, zur Gestattung des Beischlafs
zwingt, ist der Nothzucht schuldig.
Es ist dieses Verbrechen für vollendet zu
halten, sobald die Vereinigung der Geschlechts-
theile erfolgt ist.
ART. 385.
Wer ein Frauenzimmer durch Beibringung
betäubender Mittel aufser Stand der Abwehrung
gesetzt hat, und in diesem Zustande den Bei-
schlaf mit ihr vollzog, ist ebenfalls der Noth-
zucht schuldig 4).
ART. 386.
t. Der Nothziichtiger ist mit der Strafe des
kleinen Karren bis zu acht Jahren zu bele-
gen, wenn er das Verbrechen an einer un-
hescholtenen Frauensperson, sie sey Jung-
frau, Frau oder \Viuwe, beging.
Andern, mit dessen Einwilligung iJesch:i,Jigt oeler gala ent-
zieht, in strafrechtlicher Hinsicht. Neu(', Archiv eies Cr.-R.,
ß. IX, S. 364 f.f.
+) Ob die N olhzucht von Amtswegen zu untersuchen sei?
- Vergl. Spanr;enberr;: Über U Iltersucbung bei Verbre-
chen wider veränfserliche Privatrechte, im nenen A.'cbiv du
Cr.-R., ß. IX, S. 256.
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2. Veriibte er das Verbrechen an einer Per-
son, welche ihre Geschlechtsehre verloren
hatte, so findet Zuchthausstrafe von vier bis
sechs Jahren St att.
3. War die Genothzüchtigre eine öffentliche
Hure, oder hatte sie friiher den Beischlaf
mit dem Nothziichtiger schon freiwillig voll-
zogen, so ist Zuchthausstrafe bis zu einem
Jahre anzuwenden.
4. Wurde die Genothzüchtigte an ihrer Ge-
sundheit bleihend verletzt, so wird die Strafe
um ein Viertheil erhöhet.
5. Erfolgte der Tod der Beleidigten, so ist
der Nothzüchtiger mit der Strafe des gro-
fsen Karren zehn bis funfzehn Jahre, ]m
Falle 3. aher mit Zuchthausstrafe acht his
zehn Jahre zu belegen.
Von der Schiindung.
ART. 387.
Wer eine Frauensperson, die sich in einem
die Willensfreiheit aufhebenden Zustande befin-
det, zum fleischlafe miCshraucht, der ist der
Schändung schuldig.
ABT. 388.
1. Die SchänJung wirJ geahndet, wenn das
Verbrechen an einer unhescholtenen I,'rauens-
person, sie sey Jungfrau, Frau oder VViu-
we, begangen wurde, mit drei bis fiiIlfjähri-
ger Zuchthausstl'afe.
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2. 'Venn sie an einer Person begangen \\'111'-
de, \"elche ihre Geschlechtsehre verloren
hatte, mit GefängniCs bis zu einem Jahre.
3. An öffentlichen Huren kann das Verhre-
ehen der Schändung nicht begangen wer-
den.
ART. 389.
Die erwähnten Arten der Schändung köH-
nen nnr auf Anzeige der Betheiligten untersucht
werden.
AllT. 390.
Als Sch:indung wird hetrachtet, der Bei-
schlaf mit einem nicht mannbaren lJllidchen,
selbst wenn er mit ihrem 'Villen yollzogen
worden.
Die Strafen dieses Verbrechens sind, wenll
es von Vormündern, Ptlege:iltern, Schullehrern
oder Geistlichen an den ihnen zur Pflege oder
zum Unterrichte anvertrauten Kindern begangen
wurde, Zuchthausstrafe von fünf bis acht Jah-
ren und die Dienstentsetzung.
Gehörte der Thäter nicht zu diesen Perso-
nen, und die Gesch:indete war von unbescholte_
nem H.ufe, so findet Zl1chthausstrafe von drei
bis fiinf Jahren StaU 5).
5) Nach der von dem Marquis von Lansdowil herrühren-
den Parlamentsaete vom 27. Juni 1828, Art.17, zieht Unzucht
an einem Mädchen unter zehn Jahren die Todesstrafe nach
,ich, seIhst wenn das Kind einwilligte.
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VVäre das Kind schon früher zur vVoHust
verführt gewesen, so findet Gef.ingnifsstrafe An-
wendung 6).
ART. 391-
Durch körperliche Verletzung eIDes geschän-
deten Kindes wird die Strafe verdoppelt.
Erfolgte der Tod desselben, so ist auf Zucht-
hausstrafe nicht unter zehn Jahre, oder auf den
kleinen Karren bis zu zehn Jahren zu erken-
nen 7).
ART. 392.
Die gewaltsame unzüchtige Betastung oder
Entblö[sung einer Frauensperson wird, wenn
darin nich t der strafbare Versuch eines grö[seren
Verbrechens hesteht, mit Gef:ingnifs von vierzehn
Tagen his zu drei ~Ionaten, jedoch nur auf ge-
schehene Anzeige der Betheiligten, geahndeL
Von der Beeinträchtigung der persönlichen
Freiheit.
ART. 393.
Wer J emauden durch körperliche Gew(llt
oder durch Drohungen, ohne Berechtigung, odeJ"
über solche hinaus, zu einer Handlung, Duldung
6) Leider sind Fälle dieser Art schon in CI'iminalproces-
sen V01' deu hiesigen Gerichten vorgekommen, seihst in dei'
Art, dafs das Kind die Verflihrerinn war.
7) Vergl. Entwurf eines Criminal-Gescilhuchs fiir da~ Kö
nigreich Sachsen von 1824, § 51.'1.
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oder· Unterlassung nöthigt, soll, in sofern diese
That nicht ein besonderes bezeichnetes Verbre-
chen ausmacht, oder sich nicht zu einer po-
liceilichen Almdung eignet, mit Gef~iIlgnils oder
Zuchthaus hestrafet werden.
ART. 394.
Bei der Ausmessung der Strafe ist theils
auf die Art und Gröfse, die Zeit und den Ort
des gehrauchten körperlichen Zwanges, oder der
angewandten Drohung, theils auf die ßeschaffen-
heit der dadurch hezweckten lIalllllung, theils
auf die persönlichen Ver!J:i!lnisse des Zwingcn-
den und des Gezwungenen, Plücksicht zu nchmen.
AHT. 395.
Wenn dieses Verbrechen aur ölfenllicher
Strafse oder zur Nachtzeit veriibt ist, oder weHn
der Thäter mit Waffen, welche er zur Hand
hatte, gedrohet hat, oder wenn er auf eine sol-
che Art mit 1\10rd drohete, dars wohl anzuneh-
men steht, die Drohung sey ernstlich gemeint
gewesen, so ist dieses Verbrechen mit fünf- bis
achtjMll'igem Zuchthaus oder Zwangsarbeit, und
selbst, bei sehr gefährlichen Verhältnissen, mit
dem kleinen Karren zn hestrafen.
Aru. 396.
Znchthallsstrafe von drei bis fli.nf Jahren
trifft denjellig·ell, welcher den Andern dadurch
zwang, dais er ihn mit der Ablegung eines fal-
schen Zeugnisses oder mit einer ungeg-ründetell
gerichtlichen Anzeige, oder mit irgend einem
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andern hedeutenden Ühel schriftlich oder münd-
lich drohte.
ART. 397.
Ist eine Ehe von dem Gerichte defshalb für
ungiiItig erklärt worden, weil die Ältern ihr
Kind zu derselben durch th;itlichen Zwang oder
durch fortgesetzte Drohungen gellölhigt hatten,
so soll der Thäter mit ein- bis dreimonatlichem
Gefängnisse bestraft werden.
Auf Vormünder ist dieses nur in Beziehung
auf Pflegebefohlene weiblichen Geschlechtes an-
:.mwenden.
ART. 398.
Wer emen Menschen wider dessen "'Villen
einkerkert 8), oder sonst seiner persönlichen
Freiheit beraubt, der soll, wenn diese Handlun~
nicht zu einem schwereren Verbrechen sich ge-
staltet, folgendermaafsen hestraft werden.
1. Dauerte die nerallbung der :Freiheit nicht
iiber vier und zwanzig Stunden, mit Ge-
fingllil's his zu zwei :Monaten;
I
8) Nichts kann unzweckmäfsiger ersonnen werden, als die
Bestimmung, welche sich in einigen Entwiirfen von Straf-
gesetzhiichern befindet, die widerrechtliche Gej'an{Jenhal-
tun{j nur auf den Antrag des Betheiligten zu untersuchen.
- Es brauchte der Gefangene dann nur so sehr "all se-
cret" (um mit deI' neuen fl'aluözischen Jurisprudenz zu re-
den) geseht 7.U werden, dafs er nichts von sich vernehmen
lassen könnte; und der Verbrecher wäre vor aller Strafe
sicher.
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2. falls sie über acht Tage gedauert, mit Ge-
f;ingnifs bis zu einem Jahre;
3. wenn sie iiher einen Monat dauerte, mit
Zuchthaus bis zu vier Jahren:
4. über ein Jahr: - mit Zuchthaus von vIer
bis zehn Jahren;
5. über drei Jahr: - mit der Strafe des klei-
nen Karren, oder unter erschwerenden Um-
ständen mit dem grofsen Karren bis zu
zwanzig Jahren.
W:ire dcr Gefangene gemifshandelt, h;itte er
cinen hleibenden Nachtheil hinsichtlich seines
Körpers oder seiner Seelcnkdrtc und Vcrstan-
des - Ausbildung erliucn: so kann his zu dem
bürgerlichen Tode erkanut wcrdcll.
An:r. 399.
Wer einen VVahnsinnigen eigenm:ichtig ein-
kerkerte, wird, nach Maafsgabe der Dauer der
Einschliefsung und der Umst:inde, unter welchen
sie geschehen, an Gelde oder mit Gefangnifs be-
straft; vorausgesetzt, dafs diese Handlung sich
zu keinem schwerem Verbrechen gestaltet.
ART. 400.
Wer sich ohne Hecht eines Menschen, WI-
der dessen vVillen, durch Gewalt oder tist be-
mlichtiget, um denselben aufser den Staatsgren-
zen mit sich hinwegzuführen oder von einem An-
dern hinwegführen zu Jassen; desgleichen, wer
eine solche Handlung au einem Menschen vor
dessen zurückgelegtem funfzehnten Jahre mit des.
SIE BEN T E R T I TEL. 171
sen Willen, jedoch ohne Einwilligung semer
Altern oder Vormünder, begangen hat, in sofem
in diesem letzten Falle eine bösliche Absicht
zum Grunde lag, ist des Menschenraubes schul-
dig.
AlU. 401.
Der Schuldige soll, nach der Grö[se der
Rechtswidrigkeit seiner Absicht, mit GefängniJs
oder Zuchthaus belegt werden.
ART. 402.
Schwerere Strafe ist m folgenden FälleIl
verschuldet:
1. Wenn der Geraubte in entfernte Weltge-
genden gebracht und dort seinem Schicksal
überlassen, oder in Sklaverei, Leibeigenschaft
oder ähnliche Verh;iItnisse gesetzt ,,,orden:
- Strafe des grofsen Karren his zu zwanzig
J al11'en;
2. wenn der Raub von Gauklern oder ähnli-
chen Personen an einem Kinde verübt wor-
den: - gleiche Strafe;
3. wenn der Geraubte zum Schiffs- oder Kriegs-
dienst eines ausw;irtigen Staats genöthigt,
oder als Colonist in entfernte vVeltgegcn-
den geführt worden: - Strafe des gro[sen
Karren bis zu funfzehn Jahren;
4. wenn ein Kind entführt worden, um es ei-
ner nicht-christlichen Religion zuzuwenden:




\Venn die geraubte Person alll Ende der
Strafzeit noch nicht zu ihrer Freiheit gekommen,
oder von deren Tode keine Nachricht eingegan-
gen, so soll der Verbrecher, so lange dieses
nicht geschehen, aus der Strafanstalt, worin er
sich befindet, nicht entlassen werden.
ART. 404.
Bei der Zumessung der Strafe ist auf die
Absicht des Th:iters, :mf das Alter des Geraub-
ten, auf die Gri)fse der GeeiltI' oder des Nach-
theils, welcheIl derselbe ausgeseLü wordrll, und




Wer sieh eines Frauenzimmers, in der Ab-
sicht des ehlichen oder ausserehlichen Geschlechts-
genusses, durch Entfemung von ihrem Aufent-
haltsorte rechtswidrig, für sich oder für einen
Andern, bemächtiget, begeht das Verbrechen der
Entfiihrung.
Dieses Verbrechen begeht auch derjenige,
welcher eine solche Person, in vorbestimmter Ab-
sicht, rechtswidrig von ihrem Aufenthaltsorte
zuriickhä I1.
ART. 406.
Die Entführung einer Person unter filllfzehn
Jahren, wiewohl mit ihrer Einwilligung, wird.
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:115 wider Willen der Entführten geschehen, be-
straft.
ART. 407.
Wenn der Entführer, nach vollzogener "1cg-
bringung oder Bemächtigung, seine Absicht noch
nicht erreicht hatte, so ist er, nach Maafsgabe
der Beschaffenheit seiner Handlung, und nach
seinen und der Entfiihrten persönlichen Verhält-
nissen , mit Gefängnifsstrafe zwischen drei Mo-
naten und zwei Jahren zu bestrafen.
Ist aber mit der Entführten der Beischlaf
vol1zogen worden; so findet Zuchthausstrafe bis
zu vier Jahren Statt.
ART. 408.
Wer eine Frauensperson über funfzehn J ah-
ren mit ihrem V\lillen, jedoch ohne Einwilli-
gung ihrer Ältern oder Vormünder, in Absicht
des Geschlechtsgenusses entführt, wird mit ein-
bis dreimonatlichem Gef;ingnisse bestraft.
Geschah diese Entführung an einer Ehefrau,
wider Willen ihres Mannes, so besteht die Strafe
in Gefangnifs von sechs Monaten bis zu eillern
Jahre.
Unter erschwerenden Umständen, die auch
aus den persönlichen Verhältnissen der Bethei-
1igten herzunehmen sind, kann, in diesem Falle,
auch auf Zuchthaus bis zu zweI Jahren erkannt
werden.
ART. 409.
War mit einer Entführung keine sonstige
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von Amtswegen zu hestrafende Überlrt'l Illlg' ver-
bunden, so findet ohne die Anzeige der Bethei-
ligten keine Untersuchung Statt.
A C n T E lt T I TEL.
Von der Verletzung der Farnilienrechtc.
Pon der Unterdriickung und Anmaaj.;',mg ries
Familienstandes.
ART. 410.
Wer den Familienstand eines Menschen
böslich verändert oder unterdrückt, wer nament-
lich zu diesem Ende ein Kind unterschiebt, ver-
wechselt, entfernt oder vorenthält, oder ein Kind,
als von einer bestimmten Mutter geboren, fälsch-
lich ausgiebt, der ist, unter ßeriicksich tigung
der Gef:ihrlichkeit der angewendeten Mittel und
des Zweckes, so wie des verursachten Schadens,
mit Gefängnifs- oder mit Zuchlhausstrafe zu be-
legen.
Sollten die Umstände von beschwerender
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Beschaffenheit seyn, so kann selbst auf die Strafe
des kleinen Karren erkannt werden 1).
ART. 411.
Wer sich böslich die Hechte des Familien-
standes einer fremden Familie beilegt, soll mit
Gefängnifs bis zu zwei Monaten, sollte aber da-
durch Schaden erwachsen seyn, nach Maafsgabe
der Sclüidlichkeit des verühten Betruges, hestraft
werden.
Wer sich lediglich aus Eitelkeit den Na-
men einer fremden Familie beilegt, soll policei-
lieh bestraft werden, und erst bei einem Hück-
falle mit Gefängnifs bis zu einem Monate, mit
Bekanntmachung der Strafe, belegt werden.
Vom Ehebruch.
ART. 412.
Die wissentliche Verletzung der ehelichen
Treue durch Ehebruch wird nach folgenden Be-
stimmungen hestraft:
1. Der Ehehruch von heiderseits verheirathe-
ten Personen wird mit Gefangnifs von drei
Monaten bis zu einem Jahre an heiden Thei-
len bestraft.
1) Diese Bestimmung der Strafe kann als dem Richter eine
viel zU grofse WiIlkühr überlassend erscheinen. Bedenkt
man aher die nnendliche Verschiedenheit der Fälle, so wird
man sich überzeugen, dafs Ungerechtigkeiten durch genauere
Strafhestimmungen herbeigeführt werden könnten.
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2. Der Ehebruch eines Ehemannes mit emelll
ledigen F'rauenzimmer wird an dem ersten
mit Gefängnifs bis zu einem Monale , und
der Ehebruch einer Frau mit einem ledigen
1\Ianne, an Beiden mit Gefängnifs von drei
bis zu sechs 1\1onaten bestraft.
ART. 413.
vVeun der verheirathete Theil von Tisch
und Bett geschieden ist, so sinkt die Strafe auf
die IHlfte obiger Bestimmungen hinah.
ART. 414.
Der Ehebruch wird nur auf den Antrag des
beleidigten Theils, nehen einem Ehescheidungs-
Processe, zur Untersuchung und Slral'c gezogen.
Dieser Antrag {judet nicht f'(:rJIer Stall,
wenn der beleidigte Ehegatte dem andern Theile
ausdrücklich oder stillschweigend verziehen hat.
ART. 415.
vVenn der beleidigte Theil, vor der Abge-
bung eines Strafurtheils, den Ehescheidungs-Pro-
cefs fallen läfst, so findet keine weitere Unter-
suchung und Strafe Statt.
JJfehrfache Ehe.
ART. 416.
1. Ein Ehegatte, welcher Lei noch fortdauern-
der gültiger Ehe eine neue Ehe schliefst,
soll mit ein- his zweijährigem Zuchthause,
und falls er der Person, mit welcher er die
neue Ehe geschlossen hat, seinen Ehestand
ACHTElt TITEL. i7i
verhehlte, mit drei- his fiinfJ:ihrigem Zucht-
hause belegt werden.
Befand er sich in einem auf Fahrlässig-
keit beruhenden Irrthnme, so ist er nach den
Vorschriften iiber die FahrHissigkeit zu be-
strafen.
2. Waren beide Theile schon verheirathet, so
soll jeder von ihnen, wenn er von des an-
dem Ehestande unterrichtet gewesen, mit
zwei- bis dreij;ihriger Zuchthausstrafe be-
legt werden.
3. Eine ledige Person, welche sich mit einer
andern, die noch in fortdauernder gültiger
Ehe lebt, verheirathet, und der dieses Ver-
h;Htnifs bekannt war, soll mit dem Zucht-
hause bis zu einem Jahre bestraft werden.
NEUNTER TITEl".
Von Ehre n krä nk unge n.
ron der rerläumdung.
ART. 417.
Wer Jemanden durch aufsergerichtliche Aus-
streuung oder heimliche Mittheilung mündlich,
schriftlich, oder durch bildliche Darstellung·, Ver-
v. STROMBEC"'S Entwurf e. Cr.-G.-B. 12
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brechen oder anden' IIalHlltlllg-en andichtet, wrl-
ehe diesem den guten Namen oder das zu sei-
nem Berufe nothwendige Yerlrauell des Puhli-
cums entzichen kiinnen, macht sich der Ver-
läumdung schuldig.
ART. 418.
Die Verläumdung wird mit Zuchthaus,
Zwangsarbeit oder Gefängnif.., nicht unter drci
Monaten bestraft, wcnn sic dcn Vorwurf eines
Verbrechens enth:ilt, durch welches eine schwere
Strafe verwirkt seyn würde.
In andcrn F;illcn triU GeLilJgnif:., bis zn
drei .1\lonatcIl odcr Geldstrafe bis zu fünfhundcrt
Thaler cin.
ART. 419.
Bei der Zumessung der Strafc ist au!' die
Grö[se der Beschuldigung, auf die pcrsönlichen
Verhältnisse , auf die Art und den Grad der
Verbreitung, und auf den verursachten Schaden
Rücksicht zu nehmen.
ART. 420.
Die Verläumdung ist nur auf den Antrag
des Beleidigten zur Untersuchung zu ziehen, auch
ist auf desselben Antrag die Strafe des Ver-
läumders öffentlich hekannt zu machen.
ART. 421.
Wer Jemanden in der Hitze des Affects
oder aus Unbesonnenhei t, jedoch weder bei ei-
ner öffentlichen Behörde, noch vor einer ver-
sammelten Menschenmenge, verläumdet hat, diese
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VerJäumdung aber, noch ehe sie ins Publicum
oder zur Untersuchung gekommen ist, freiwillig
und ernstlich widerruft, soll mit Strafe verschont,
und nur auf Verlangen des Beleidigten von dem
zuständigen Civilgerichte angehah.eIl werden, den
Widerruf vor Gericht z.u erkHiten.
Von Injurien.
ART. 422.
Wer die bürgerliche Ehre emes Andern
durch thätliche Beleidigung oder durch ehren-
kränkende Äufserungen, sey es durch Rede, Zei-
chen oder bildliche Darstellung, böslich angreift,
oder, wer Jemanden wegen wirklicher oder an-
gedichteter Fehler vor dem Publicum auf diese
Art verächtlich oder ticherlich macht, ist der
Injurie schuldig.
ART. 423.
Vorgesetzte, und insbesondere Dienstherr-
schaften, werden beleidigt, wenn ihre Unterge-
benen in Beziehung auf das ihnen aufgetragene
Geschäft beleidigt werden.
ART. 424.
Wenn die Injurie weder ein schweres Ver-
brechen enthält, noch als leichte Ehrenkränkung
blofs zur Anstellung einer bürgerlichen Klage,
oder zu einer policcilichen Ahndung , geeignet
ist: so wird sie, auf den Antrag des Beleidig-
ten, mit Gefängnifs, bis zu zwei Monaten, oder
unter Berücksichtigung der persönlichen Verhält-
12 •
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llIsse, mit Geldstrafe his zu dreihulldert Thaler
bestraft.
Treffen hei einer Injurie mehrere Erschwe-
rungsgründe zusammen: so kann die Strafe bis
zu Gefängnifs von einem .T ahre erhöhet werden.
Allgemeine Bestimmungen hei f/erläumdungen
und Injurien.
ART. 425.
Es verändert die Natur der strafharen Hand-
lung nicht, wenn der Beleidigte nicht mit Na-
men genannt, sondern nur durch die Angabe
besonderer Umstände kenntlich gemacht worden.
AlU. 426.
Wer sich der Vertiumdung oder der In-
jurie schuldig macht, ist, neben der verwirkt cn
Strafe, auf des Beleidigten Verlangen, nach den
Umständen zum Widerruf, zur Abbitte, oder
zur Ehrenerklärung anzuhalten.
ART. 427.
Durch die Einrede der Wahrheit wird die
Strafe der Ehrenkränkungen nicht aufgehoben,
wenn der Beleidigel' zu der beleidigenden A.u[se-
rung nach seinem Verhältnisse entweder über-
haupt nicht, oder nicht an dem Orte und zu
der Zeit, oder zu der von ihm gebrauchten Art
des Ausdruckes oder der Bekanntmachung, be-
rechtigt, oder wenn sonst das Ehrenkränkende
in der Form en thalten ist.
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ART. 428.
Literarische Critiken, wenn daraus jede per-
sönliche Anfeindung und Beleidigung entfernt
ist, Bekanntmachung in literarischen BHittern
von entdeckten Plagiaten lind Anmaafsungen der
Autorschaft von fremdeIl literarischen "\IVerken
enthalten keine VerLiumdung oder Injurie, in
sofern ihre VVahrheit bewiesen werden kann.
ART. 429.
Wenn der Beleidigte die Ehrenkriinkung
auf der Stelle erwiederte, so findet gegen bei-
de Theile keine Untersuchung Statt, wenn nicht
das erregte öffentliehe Ärgernifs ein Einschreiten
von Amtswegen nöthig macht.
ART. 430.
Von Amtswegen werden nur solche Ver-
läumdungen und Injurien untersucht, welche mit
Störung der öffentlichen Sicherheit, Ruhe oder
Ordnung verübt worden sind. Die inl diesen
Fiillen Statt findende Bestrafung wird durch die
Verzeihung des Beleidigten nicht ausgeschlossen.
Andere Ehrenkränkungen werden nur auf
Verlangen des Betheiligten untersucht. Hierzu
gehören jedoch, aufseI' der beleidigten Person
selbst, der Ehemann und der verlobte Bräuti-
gam derselben, die Ältern, wegen ihrer minder-
jährigen Kinder, der Yormund, so wie die Er-
ben, wenn sie auch die Erbschaft nicht angetre-
ten hätten, hinsichtlich der Ehrenkränkungen ge-
gen das Andenken ihres Erblassers.
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ART. 431.
"Ver Jemanden durch eine Handlung oder
Äu[serung beleidigt, welche an und flir sich eh-
renrührig ist, der hat die Vermuthung der Ab-
sicht zu beleidigen gegen sich.
ART. 432.
Abschreiber, Buch- und Kupferdrucker, V1'1'-
leger, Zeichner und andere bildende Künstler,
welche eine beleidigende Schrift oder Darstellung
wm Daseyn hringen halfen oder verbreiteten,
sind als Theilnehmer zu bestrafen.
ART. 433.
Die Billigung der Censur schlieC"t die SIrale
nicht aus.
ART. 434.
Kannte der Censor Inhalt und Zweck der
beleidigenden Schrift, so macht er sich durch
seine Billigung eben so strafbar als der V1'1'-
fasser.
ART. 435.
Ist die Billigung von dem Censor erschli-
chen, so ist derselbe der Fahrlässigkeit wegen
strafbar, wenn er aus der Fassung der Schrift
abnehmen konnte, dafs durch dieselbe der Zweck
erreicht werden sollte, Jemand zu beleidigen.
ART. 436.
Kann der Verfasser emer beleidigenden
Schrift nicht ausgemittelt werden, so bewirkt
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dieses h~irtere Strafe des Verlegers oder Druk-
kers I).
ZEHNTEIl TITEL
Von dem Verbrechen der LJllZow.:hl.
Von der Blutschande.
ART. 437.
Ällern oder Gro[s~illern, welche mit ihren
Kindern oder Enkeln den Beischlaf vollziehen,
sollen mit Zuchthausstrafe von zwei bis VIer
Jahren belegt und ihrer ällerlichen Hechte flir
verlustig erklärt werden.
ART. 438.
Ein Sohn, welcher mit semer leiblichen
Mutter den Beischlaf vollzieht, w·ird ebenfalls zu
Zuchthausstrafe von zwei bis vier Jahren VerllI'
theilt.
ART. 439.
Vollbürtige oder halbbürtige Geschwister
sind wegen mit einander getriebener Blutschande
zum Zuchthause bis zu einem Jahre zu verur-
theilen; doch ist der Bruder in der Hegel härter
1) Vergl. Tittmallll'" Entwurf eines St.-G.-B. für Sach
sen, Art. 843 ff.
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als die Schwester w bestrafen. Letztere kaIln
unter Vmst;inden Ilur zu Geningnifsstr:lfe verur-
theilt werden.
ART. 440
Stiefältern, welche mit ihren Stiefkindern
den Beischlaf vollziehen, sind mit Geßngnifs
bis zu ser.hs Monaten zu belegen.
ART. 441.
Eben diese StrClfe erduldet der Stiefsohn,
welcher dieses Verbrechen mit seiner Stiefmutter
begeht.
AnT. 442.
Begründet die ]jlutsdlande wgleich elllen
Ehebruch, so tritt Sc!t;ir[uug der Straf., ein.
ART. 443.
Eine wissentlich eingegangene blutschände-
rische Ehe wird getrennt, und mit Zuchthaus-
strafe bis zu sechs jahren bestraft.
War eine solche Ehe zwischen Stiefältern
und Stiefkindern eingegangen, so findet nur Ge-
fängnifsstrafe bis zu einem Jahre Statt.
Von der Schwächung.
ART. 444.
Wer ein ehrbares Frauenzimmer durch vor-
gespiegelte Trauung, oder durch einen andern
Betrug, in einen solchen Irrthulll versetzt, worin
sie sich zu dem gestatteten Beischlaf rur ver-
pflichtet halten Illu("te, ist mit Zuchthaus oder
Zwangsarbeit his zu zwei Jahren zu bestrafen.
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ART. 445.
Wer ein ehrbares Frauenzimmer durch das
Versprechen der Ehe zum ßeischlafe verleitet,
und dieses Versprechen nicht erfriIlt, wird mit
Gefäng'nifs- oder Zuchthausstrafe his zu sechs
Monaten belegt.
ART. 446.
Die Schwächung wird nur auf den Antrag
der Geschwächten, ihrer Ältern oder Yormünder
bestraft, in sofern nicht wegen Betruges eine
Untersuchung von Amtswegen anzustellen ist.
Von der widernatürlichen Wollust 1).
ART. 447.
Die widernatiirliche Wollust wird, in so-
fern dadurch öffentliches Ärgernifs erregt wor-
den, mit dem Zuchthause bis zu einem Jahre
bestraft.
ART. 448.
Wurde das Verbrechen vermittelst Zwangs
oder durch Verführung von Kindern begangen,
so ist auf Zuchthaus bis zu fünf Jahren zu er-
kennen.
Es kann wegen dieses Verbrechens auch auf
Landesverweisung gegen den einheimischen Th:i-
1) Von den Misscthaten, die Verhrechen wider die ;\'atur
genannt werden, in Servin's "\'Verke über die peinliche Ce
setzgebung, aus (lern Franz. von (;ruflcr. (Niirnbelg, 17,'\6.)
S. 249.
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tel' erkannt werden, wenn ferneres ÄrgeI'nirs
nicht anders abgewandt zu werden vermag.
Verleitung zur Unzucht.
ART. 449.
Vormünder, Pflegeältern, Pteligiolls - und
Schullehrer, Erzieher oder Lehrmeister beiderlei
Geschlechts, welche ihre Pflegekinder, Zöglinge,
Pfarrkinder oder Untergebene zur Unzucht mils-
brauchen, sollen, in sofern sie nicht wegen des
Verbrechens widerna tiirlicher\YollHst od('T der
Sch;indung in h;irtcre Strafe verfalkn, mit Zuchl-
hausstrafe his zu drei Jahren hel('gt werden.
Ist der Tldter ein HeligioJls- oder SChHI-
lehrer, so ist CI' seines Dienstes zu entsetzen.
ART. 450.
Ein Dienstbote, oder ein in ähnlichen Ver-
hältnissen stehender Hausgenosse, welcher eine
minderjährige, dem Hausvater oder der Hausfrau
anverwandte oder ihrer Pflege übergebene Frauens-
person derselben Haushaltung zum Beischlafe
verfUhrt, soll, auf die Anzeige der Betheiligten,
zu Gefangnifs- oder Zuchthausstrafe bis zu ei-
nem Jahre verurtheilt werden.
ART. 451.
Eine in der Familie dienende Weibsper-
son von mehr als zwanzig Jahren, welche den
noch nicht funfzehnjährigen Z) Haussohn oder
2) Genaue Bestimmungen dieser Art sind vielfach getadelt
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Pflegebefohlenen zur Unzucht verfUhrt, soll, auf
Anzeige der Betheiligtel1, mit Zuchthausstrafe bis
zu einem Jahre belegt werden.
Von der Kuppelei.
ART. 452.
Wer Verhrechen der Unzucht ahsichtlich,
des Gewinstes wegen, hefördert, oder gewerb-
mäfsig Gelegenheit zu der einfachen Schw~ichung
veranstaltet, ist wegen Kuppelei nach folgenden
Bestimmungen zu hestrafen:
1. Wer seine Ehegattinn oder Kinder ver-
kuppelt, mit Zuchthaus his zu zwei Jahren;
2. in andern Fällen mit Gefängnils oder Zucht-
haus bis zu einem Jahre.
Bei der Ausmessung sind vorziiglich das Ver-
h~iltnifs des Th;iters zu den verkuppelten Per-
sonen und die Natur der Verbrechen, welche
hefördert wurden, zu berücksichtigen.
ART. 453.
Wer Frauenzimmer anwirbt, um sie In
Bordellen unterzuhringen, wird, wenn dieses zum
ersten Mahl geschehen, mit Zuchthausstrafe his
zu einem Jahre, geschah es aber öfterer, oder W3-
worden, und mit Recht, wo sie sich vermeiden lassen, da
es hier bei der Strafbestimmung auf einen Tag, (bisweilen
sogar auf eine Minute) ankömmt. Bei Vorschriften der hier
vorliegenden Art lassen sie sich nicht vermeiden.
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ren die abgelieferten FralleIlZimmer bisher unver-
führt, so tritt Zuchthausstrafe bis zu drei Jah-
ren em.
ELFTER TITEL.
Vom Diebstahle und der Unterschlagung.
Vom Diehstaltfe 1)
AnT. 454.
Wer wissentlich eme li'elllde bewegliche
Sache ohne Einwilligung des nercchtigtcII, Je-
1) Verg!' das König!. Baierische Gesetz wider den Dieb-
stahl vom 25sten März 1816, desg!. Gönner's Abhand!. übel'
dieses Gesetz, im Neuen Archive für das Cr.-Recht, B. VIII,
S. 1 ff. Da es vorziiglich die Bestimmungen über den Dieh-
stahl im könig!. Baierischen Strafgesetzbuche waren, welche
einer harten Critik unterworfen, auch durch eine neue Ge-
setzgebung hald verändert wurden, so ist es gewifs vorzüg-
lich wünschenswerth, die Bestimmungen des neuesten Baieri-
schen Entwurfs (IH2i) üher diesen Gegenstand kennen w
lernen. Ich theile aus diesem in dem AnluZll(;C NI'. V. Jas
Cllpitel "om Diebstahle mit.
Ich hoffe im vorliegenden Entwurfe Ernst mit Milde in
Einklang gebracht zU hal,ell. Das hiesige Gericht pllegt deu
kleinen einfaclten Diebstahl mit Zuchthaus oder Zwangs-
arbeit bis ZU einem Jahre, den ero/sen einfachen Diebstahl
mit dieser Strafe (nach Maafsgabe des Betrages) bis zu fiinf
Jahren tU belegen.
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doch ohne Gewalt an einer Person, eigenm;ich-
tig in seinen Besitz nimmt, um solche Sache
rechtswidrig als Eigenthum zn haben, der be-
geht einen Diebstahl.
ART. 455.
Der Diebstahl ist vollendet, sobald der Dieb
die Sache von ihrer Stelle hinweg zu sich ge-
nommen, oder sonst 1II seine Gewalt gebracht
hat.
Blorse Berührung der Sache ist zur Vollen-
dung des Diebstahls nicht hinreichend, und das
Unterbringen derselben an einen dritten sichern
Ort nicht nothwendig.
Auf den Hausdiebstahl sieht nach der Br3unsehweigi-
schen Gesetzgebung, so wie sie noch jährlich von den Kan-
•.cln verkündet wird, der Tod, wenn Jas gestohlene Object
melll' als zehn Thaler beträgt, lind der Dieb über aclltzehn
Jahre alt ist: "auch soll die Erstallung des Gestohlenen
ode,. Untergeschlagenen , wenn gleich solche freiw/Ilig,
und ehe der ni,.b darüber betreten worden, entwed,.,· all.'
Reue oder ]'-urch t geschi"ht, dabei zur nefension oder
Milderung der Strafe nicht zu Stallen kommen.« (I) Ver-
ordn. vom 7. Sept. 17S:!. - Es ist jedoch diese Härte ,iel-
leicht niemahls wr AnwendunR gebracht.
Das Oberal'pellations-Gericht vemrtheilte kiirzlich eine
Hausdiebinn, welche unter gef;ihrlichell Umständen funfzig
und einige Thaler gestohlen haUe, zU sechsj;ihrigem Zuehl-
hause (durch ein milderndes Erkenntnifs), doch bm ihr 7.11
StaUen, dafs in ihrer' Parochie die Verordnung nicht von
cler Kanzel verlesen war. "Väre diefs der Fall gewesen, so
hälte sie wohl zu zehnjäLrigcr Zuchthausstrafe verurtheilt.
werden können. - Immee gewifs viel zU hart!
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ART. 456.
Es macht keinen Unterschied, ob der Dieb
die Sache für sich zum Eigenthume behalten,
oder einem Dritten, auch unentgeltlich, überlas-
sen zu wollen beabsieh tigte.
ART. 457.
Ein Erbe, welcher aus einer noch nicht an-
getretenen oder ungetheilten Erbschaft' etwas ent-
wendet, desgleichen Miteigenthiimer oder Gesell-
schaftsgenossen, welche an dcr gemeinschaftlichen
Sache oder Casse cinc Entwcndung veriiben, sind
des Diebstahls schuldig. Bei der Sch:itzung des
Bctragcs ist jedoch nur der dcn iihrig-en ßethei-
ligten zugehörige oder aufallcnde Thcil in An-
schlag zu bringen.
Die Untersuchung wegen eines solchen Dieb-
stahls findet nur auf vorgängige Anklage eines
der Interessenten Statt.
ART. 458.
Die widerrechtliche Wegnahme der eigenen
Sache aus dem Besitze des Nutzniefsers, Pfand-
gläubigers oder sonstigen rechtmäfsigen Inhabers,
ist nicht als Diebstal, sondern, nach Unterschied
der Fälle, als Selbsthülfe oder als Betrug zu be-
urtheilen.
ART. 459.
Hatte jedoch der Entwender die Absicht,
die Handlung zu verschweigen, und dem bishe-
rigen Besitzer wegen des Ersatzes der Sache in
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Bei der
Diebstahls ist
Anspruch zu nehmen, so ist solche Entwendung
einem Diebstahle gleich zu achten.
ART. 460.
Entwendungen, welche unter Ehegatten, ÄI-
tern und Kindern oder unter Geschwistern vor-
fallen, die in gemeinschaftlicher Haushaltung le-
ben, sollen nicht von Amtswegen, sondern nur
dann, wenn das Haupt der Familie darum nach-
sucht, untersucht und bestraft werden 4-).
ART. 461.
Eben so wenig Hausdiebst~ihle an Efswaa-
ren, welche, zum eigenen Genusse, Gesinde und
Hausgenossen an demjenigen, in dessen Lohn
und Brote sie stehen, oder an den übrigen Haus-
genossen verüben. Es steht dem Hausherrn je-
doch frei, den Entwender seines Dienstes sofort
zu entlassen, wenn er den Diebstahl nicht zur
Anzeige bringen will 5). Geschieht dieses, so
wird ein solcher Diebstahl policeilich bestraft.
ART. 462.
Bestimmung des Betrages eines
der wahre Werth, welchen die
4) VergI. Allgem. Landrecht für die Preufs. Staaten, Th.
lI, Tit. 20, § 1133, Oesterreichisches Strafgesetzh., Th. 11,
§ 213, den Baierischcn Entwurf von 1822, Th. I, A,·t..'301, und
Th.lI, Art. 335, Ocrstcdt's ausf. Prüfung desselben, S.404,
Tittmann's Entwurf zu einem Strafgesetzb. für das Kiinig-
reich Sachsen, § 954.
5) Verg!. Preufs. Landrecht, Th. 11, Tit. 20, § 1137 u. 1138
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entwendete Sache zur Zei 1 der Entwendung hatte,
zum Grunde zu legen ().
ART. 463.
Der Betrag des Nachtheils , den die etwa-
nige Entbehrung der Sache dem Besitzer zuge-
zogen hat, ist dabei eben so wenig in Anschlag
zu bringen, als die Kosten, welche der Yerbre-
eher auf die Erhaltung oder Benutzung der Sa-
che verwandte, von dem Preise abzurechnen sind.
ART. 464.
:Für den wahreIl vVerth gilt auch derjenigr,
welcher einer Sache ihrer Schijnheit, KllIlslm:i-
fsigkeit oder Seltenheit wegen, wie hei Kunst-
werken, kostbaren Steillcn 11. s. w., von den Sach-
verständigen beigelegt wird.
ART. 465.
In der Regel kann der Werth der gestohle-
nen Sache dem Thäter bei der Bestrafung nur
in so weit angerechnet werden, als er diesen
Werth gekannt hat.
Es ist jedoch bei Sachen, welche emen be-
sondern vVerth haben, hinreichend, wenn der
Dieb nur die allgemeine Kenntnifs von dem h()-
hern Werthe der Sache besafs.
Bei Sachen von gewöhnlicher Güte ist es
genug, wenn der Thäter überhaupt, dem Äufsern
") Vergl. Tittmann's Entwurf eines Str;,f-Ges.-Buchs für
das Königreil:h Sachsen, Art. 886 ff.
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nach, auf einen gewissen gemeinen Werth der-
selben schli'efsen konnte. Auch ist bei diesen Sa-
chen die Kenntnifs des Werths zu vermuthen.
ART. 466
Es dienet dem Verbrecher nicht zur Ent-
schuldigung, dafs er den Werth des verborge-
nen Inhalts einer gestohlenen Sache nicht ge-
kannt habe, wenn er diesen, nachdem er ihn
kennen lernte, nicht zurücklieferte.
Bis dahin, dafs er den Werth kennen lernte,
ist nur in Betracht zu ziehen, welche Vermu-
thungen er in Beziehung auf den Werth der ge-
stohlenen Gegenstände haben konnte 7).
ART. 467.
Wenn Mehrere als Miturheber einen Dieb-
stahl verübt haben, so wird derselbe, ohne Be.
rücksichtigung der etwaigen Vertheilung des Ge-
stohlenen, einem jeden Miturheber nach dem
vollen Betrage der entwendeten Summe ange-
l'eeImet.
7) Bestimmungen dieser Art sind, sollen Ungerechtigkeiten
ycrmieden werden, durchans erforderlich. - Zwei Dieb"
stehlen z. ß. zwei Ohlatenschachteln. In der einen finden
sich fiir einige Groschen Oblaten, in der anderu ein Solitär
von 1000 Rthlr. vVerth.- Wie ungerecht w;ire es hier (wäh-
rend der Erste policeilich hesh'aft wiirde) dem Zweiten die··
sen Werth anzurechnen, ehe er von solchem Kenntnifs er-
halten hätte! - Der Fall, dafs die unwisselHlel' vVeise ge-
stohlene Kostharkeit zuriickgeliefert werde, wird selten ein-
treten, allein er kann Statt hahen, und hat sich schon er-
eignet.
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Ein Diebstahl, wrlcher durch keilte erschwe-
rende Umsl:inde, so wil' sie dieses Gesetzhuch
nahmhaft machen wird, ausgezeichnet ist, heifst
ei1l einfacher Diebstahl.
Er ist ein kleiner Diebstahl,
Werlh des gestohlenen Guts nicht
zehn lithlr. hinausreich1.
Beträgt der VVerth des Gestohlenen weni-
ger als zwei Rthlr., so hleibt die That, welll)
sie ein erster einfacher Diebstahl isl, der poli-
eeilichen Ahndung iiberl:lssell 8).
Er ist ein groJser Diebstaltl, weJln der
W erth des gestohlenen Guts lIlehr als [ulIjzelm
Rthlr. betr:igt.
ART. 469.
Unter dem Ausdrucke Reichsthaler, sind
vier und zwanzig Gutegroschen Conventiolls-
Münze in diesem Gesetzbuche zu verstehen.
ART. 470.
Ein kleiner Diebstahl, welcher nach Obi-
gem nicht als Policei-Übertretung angesehen wer-
den kann, wird, wenn er fi.lnfRthlr. nicht über-
steigt, mit Geningnifs bis zu einem Monate be-
straft.
Übersteigt er diese Summe, so findet Ge-
8) Vergl. Hel'Zogl. BI':luIIsdl\veig. Verord". d. d. :?fi. M"rz
18:?3, §. 2,
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fangnifsstrafe oder Zuchthaus, nach l\'Iaafsgabe
der Umstände, beide bis zu vier Monaten Statt
ART. 471.
Der grofse einfache Diebstahl wird folgen-
dermaafsen hestraft: 9)
Beläuft sich der Betrag desselben bis zu
funfzig Thaler einschliefslich: mit Zuchthaus
oder Zwangsarbeit von sechs Monaten bis zu ei-
nem Jahre;
bei einem höhern Betrage bis zu hundert
Thaler einschliefslich: mit obiger Strafe von ei-
nem bis zu zwei Jahren;
bei einem Betrage von hundert bis fünf-
hundert Thaler einschliefslieh : mit obiger Strafe
von zwei bis zu vier Jahren;
wenn sich der Werth des Gestohlenen über
fünf hundert Thaler erstreckt: Zuchthaus oder
Zwangsarbeit von vier bis zu sechs .Tahren.
ART. 472.
Folgende Arten der Diebstähle werden als
ausgezeichnete betrachtet, und mit einer höhern
Strafe als der einfache Diebstahl belegt.
1. Diehsüihle an Vieh, von der Weide oder
aus den Ställen, an ßienenstöcken, Acker-
9) Mit, schien es in straf-politischer Hinsicht nicht räthlich,
die Idee des gro.!"·,,n Diebstahls hei dem Volke auszulö-
schen. Der Unterschied zwischen grofsem und kleinem Dieb-
stahle, im gesetzlichen Sinne, war bis jetzt hier zu J..ande
von den Gerichten sehr herücL:sichligt - lind dem Volke ist
dieses ]licht unbekannt.
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geräthe YOII delll Felde, all Ohst- ulld anderll
fruchttragenden JtiullIell, Flöfsholze, ßleich-
sLücken, an 'Vaaren von Frachtwägen, an
Gepiicke der Reisenden, und iiherhaupt an
solchen Gegenst:inden, die gewöhnlich im
Freien hingestellt oder hingelegt zu werden
pflegen;
2. auf Messen und Märkten begangene Dieb-
stähle;
3. Enhvendungen, welche von Handwerkern
und Taglijhnern, denen 111 an , verIlliigc des
ihnen aufgctrageuen Gesch;ifis, frcicn Zn-
tritt gestattet, hei GelegeIlheit desseIhen be-
gangen sind; desgleichen Entwenduugcll,
welche durch Kenutllifs der lIausgelegcn-
heit von Personen ycrülJt worden, die im
Hause aufgenommen sind, (ohne im lüiusli-
ehen Dienste zu seyn) oder ehemahls als
Hausgenossen im Hause aufgenommen waren;
4. aUe bei Gelegenheit einer Feuers - oder
Wassersnoth, in Kriegesgefahren und bei
anderm öffentlichen Unglücke verübte Ent-
wendungen;
5. Diebstähle an Sachen, welche sich in dem
Eigenthume des Staats, der Kirchen, der
milden Stiftungen und Armenanstalten be-
finden;
6. an Gegenständen aus Gräbern;
7. an Sachen, die im Gewahrsame oder unter
<Jem Siegel der Obrigkeit sind;
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8. Entwendung der den Posten anvertrauten
Gelder und Effecten;
9. Diebstähle, die mitte1st Erbrechungen von
Thüren und Beh;iltern innerhalh der Geb;iude
oder durch deren Eröffnung mit Dieterichen
und Nachschlüsseln vorgenommen worden;
10. Diebstähle, welche durch Einschleichen zur
Nachtzeit in ein fremdes bewohntes Haus
vollbracht sind; desgleichen durch Einschlei-
chen bei Tage, 11m nächtliche Diebstähle aus-
zuführen;
11. Diebstähle,. we1che von Hausgenossen an
andern Hausgenossen verübt werden, und
welche nicht zu den eigentlichen Hausdieb-
stählen zu rechnen sind;
12. Diebstähle, wozu sich drei oder mehrere
!)ersonen vereint habelI, welche jedoch keine
Bande bilden.
ART. 473.
Die unter obigen zwölf Nummern aufgeführ-
ten ausgezeichneten Diebstähle sind folgentler-
maafsen zu bestrafen.
Betr;igt ein solcher Diebstahl unter Einem
Thaler, und ist nicht mit UmsÜillden ver-
bunden, die ihn zu einem als besonders gefähr-
lich ausgezeichneten Diebstalde machen, so wird
er policeilich bes I ra f1.
Übersteigt er diese SUI1JIlJe, so wird er, WCIlIl
derselbe auch den Betrag von zwei Thalern nich t
erreicht, nie unter Gefängllifs von Einem Monate,
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wenn er aber diesen VVerth übersteigt, so ge-
ahndet, dars zu der Strafe des einfachen Dieb-
stahls ein Drittel derselben hinzugerechnet wird.
ART. 4i4.
Als ein ausgezeichneter Diehstahl ~on be.
sonders pflichtwidriger Beschaffenheit wird der
Hausdiebstahl geahndet.
Ein solcher ist vorhanden, wenn Hausbe-
diente, welche in eines Andern Kost oder Lohn
stehen, sie mijgen Namen hahen, wip sie wollen,
sie mijgen im Hause die Kost genielsen odel'
Geld dafür nehmen und ;;ich .selLst !JekiisLigen,
den Aufenthalt im Hause ihres Herrn haben,
oder aufseI' demselben hesonders wohnen, wie
auch Ladendiener, Gesellen und Lehrlinge, ihren
Hausherren, Hausfrauen, Lehrherren oder Mei-
stern und deren in dem gemeinschaftlichen Hause
sich aufhaltenden Kindern und Stiefkindern Geld
oder sonst irgend einen Gegenstand entwenden.
Dem Diebstahle völlig gleich wird geachtet 1),
wenn sie die von ihrer Herrsch:lft zur Bezah-
lung oder Bestellung anvertrauten Gelder in ih-
rem Nutzen verwenden; oder auf der Herrschaft
Credit Letriiglicher Weise Waaren ausnehmen;
') Iheser Fehler gegen das System wird dadurch gercchl-
fertigt, dafs es wesentlich erschien, den Dienslbolen u. s. w.
ihre Vel'pflichlung zur Treue an Einer Stelle des Gesetzbu-
ches vorzulegen.
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oder überhaupt irgend einen ihnen von dersel-
ben anvertrauten Gegenstand unterschlagen 2).
ART. 475.
Dieser, so bestimmte Hausdiehstahl wird
mit der doppelten Strafe des einfachen Dieb-
stahls bestraft.
Sollte die Gröfse der gestohlenen oder uno
tergeschlagenen Gegenst;inde bewirken, dars die
Strafe i.iber zehn Jahre Zuchthaus oder Zwangs-
arbeit hinausginge; so soll diese Strafe in die
des kleinen Karren verwandelt werden, so dars
hinsichtlich der Zeit ein Viertel an der Zucht ..
hausstrafe abgerechnet wird.
ART. 476.
Diebsüihle, welche das Gasthofsgesinde an
den einkehrenden Fremden verübt, sind als Haus-
diebsüilde zu hesll'afen.
ART. 47i.
lIinsichtliell (les Holzdiebstahles aus Forsten
") Über den Unterschied zwischen/lausdiebstahlund P,>,.··
ulltreullllg, von ])1'. S. GeTlull, Prof. zU Grätz. Der als Corno
mentator des Oesterreichisehen Strafgcsetdmches riillmlich
bekannte Verf. hat oLig(;Jl Aufsatz in Prlliobeveru's l\Iate-
rialien für Gesetzkunde und Uechtspflege in den Oesterrei-
chischen Staaten (\Yien, HH7), Band BI, S. 205-2J5, ge·
liefert. ])e,' Verf. l.eigl, daIs die Trennung des Illlusdieb·
stahls von der PerulI/reuulIg schwierig sey, weil das Ver ..
hälLnifs zwischen der Diellsth ....rrschaft und dem Gesinde eLen
durch Anvertcauung beweglichei' Güter bedingt isL
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und Wäldern wird auf die, solches Gegenstan-
des wegen vorhandenen Strafgesetze verwiesen 3).
ART. 478.
Eben dieses findet in Beziehung auf den
Wilddiehstalt!, die Jagdfrevel und den Fisch-
diehstahl Statt 4).
ART. 479.
Der Diebstahl einer Leiche, sie sei bereits
begraben oder nicht, wird mit Gefängnifsstrafe
his zu drei Monaten geahndet.
Wurde die I_eiche jedoch lediglich in wis-
senschafLlicher Hinsicht entwendet, so findet nur
Gefängnifsstrafe bis zu vier Wochen Statt 5).
3) Verordnungen über diesen und den folgenden Gegen-
stand sind in allen Ländern vorhanden. Localumstände ent-
scheiden hier; so habe ich für räthlich gehalten, im Ent-
wurfe dieser Diebstähle nicht weiter zu erwähnen. - V ergl.
Herzog!. Braunschweigische Verordnung vom 5ten Mai 1815,
das Forstslrafdirectorium enthaltend, wornacb die Forst-,
Jagd- und Fischerei-Frevel bestraft werden sollen. - Titt-
mann, a. a. O. § 982.
~) In den Anlagen theile ich die Bestimmungen des Baic-
rischen Entwurfs von 1827 über die Verletzungen des Jagd-
und Fischerei-Rechts mit.
5) Auf diese Strafe erkannte das Herzog!. I.andesgericht
zU VV olEenLüttel, als "on jungen vVundärzten der Leichn .. m
eines merkwiirdig - verwachsenen Frauenzimmers entwendet
war. S. die Abhandl. des Dr. .Frühling 7.U Braunschweig:
Über das hein.Iiche Ausgraben eines Leichnams auf dem
Kirchhofe, im Neuen Archiv des Cr.-RecJ.ts, B.lI, S.617.
Freilich ist ein grofsel' Unterschied unter dem Falle VOr-
handen, da der Leichnam gestohlen wurde, um verkauft ZU
werden, und dem, da er wissenschaftlicher Zwecke wegen
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ART. 480.
Ihrer hesondern Gefährlt'chke/t wegen wer-
den als ausgezelchnete Diebstähle betrachtet:
L alle von Diebesbanden verübten Diebstähle;
2. solche, bei denen der Dieb, um sich allen-
falls zu Wehre zur setzen, sich mit Waf-
fen versehen hatte;
3. Diebstähle, welche vermittelst Einsteigens
oder Einbruchs in bewohnte Gebände von
aufsen her verübt werden.
ART. 481. ~
Diese Diebstähle sind mit der :toppelten
Strafe des elnfachen Dlehstahls, so wie vom
Hausdiebstahle verordnet worden, zu bestrafen.
ART. 482.
Bei der Zumessung der Strafen für Dieb-
stähle ist auf den gröfsern oder kleinem vVerth
des gestohlenen Guts, so wie darauf zu sehen,
wie empfindlich dem Bestohlenen, nach seiner
Lage, der Diebstahl gewesen, desgleichen, wie
weit derselbe etwa schadlos gehalten worden.
Auch ist zu berücksichtigen, in wie fern bei
dem Th~iter ein mehr oder minder bestimmter
Vorsatz zu der Begehung eincs Dichstahls von
der Bedeutenheit, wie er wirklich Statt haue,
geiaht war.
entwendet ward: aber auch in diesem Falle sagt un~ seholl
ein nicht trügendes Gefühl, dars Entweihung eines selbst
dem rohen Naturmenschen heiligen Gegenstandes Statt hatte.
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Diehst:i1de, zu welchen der Th:iter gleich-
salll durch Zufall geleitet worden, sind milder
zu betrachteu, als solche, die das Ergelmifs Hiu-
gerer LherJegung, oder gar veranstalteLeI' Vur-
bereitungen waren.
Bei ausgezeichneten DiebsÜihlen kommen je-
doch diese Rücksichten minder in Betracht als
bei den einfachen.
Sind diese zwar nur dann, nach :M.aafsgahe
der allgemeinen Vorschriflen, straflos, wenn sie
in wahrer llungersnuth, uml HilI' in so weit
begangeIf, als das NOlhwelldige zllr Existenz des
Lebens entwendet worden: so wirkt doch eine
hedeutende Nollt des Th;iLers für sich ulld die
SeineIl so viel ein, daIs Diehst:ihle, weIdle in
solcher verübt (besonders wenn der Thäter un-
verschuldet in die N oth gerathen war), milder
beurtheilt, und innerhalb des gesetzlichen Straf-
raumes, mit niedrigem Strafen belegt werden;
wie denn überall die Persönlichkeit des Thäters
und die aus derselben hervorgehende gröfsere
oder geringere Gefährlichkeit bei der Zumessung
der Strafe sehr zu berücksichtigen sind.
ART. 483,
Leistete der Dich aus freiem Antriebe, nach-
dem der Diebstahl hereits dem Bestohlenen hekannt
geworden, ehe jedoch ein Verdacht auf den Ent-
wender gefallen war, voIlsüindigen Schadenser-
satz, so hat diefs die Wirkung, lwi ei nelll ein-
fachen Diebstahle, dais die Strafe nicht i.iber
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zweimonatliches Gefangnifs ausgedehnt wird. Wal'
der Schadensersatz nicht vollsüindig, war auf
den Thäter bereits Verdacht gefallen, oder war
der Diebstahl ein ausgezeichneter: so hat die
Erstattung den Erfolg der Milderung, deren Be-
stimmung dem richterlichen Ermessen überlassen
bleiben murs 1).
ART. 484.
Treffen beim Diebstahle mehrere Auszeich-
nungen zusammen: so ist die Strafe verhältnirs-
mäfsig zu schärfen.
Weun der Dieb mehrere noch uubestrafte
DiebsÜihle begangen hat, so sind solche in ih-
rem Betrage zusammenzurechnen, und also, mit
Berücksichtigung ihrer Beschaffenheit im Einzeln,
zu bestrafen.
ART. 485.
Ist von dem Diebe, nach vorausgegangener
Bestrafung, von Neuem ein Diebstahl begangen,
so sind die Gesetze über Bestrafung des Rück.
falls in Anwendung zu bringen.
1) Verg!' Motive zum revidirten Entwurfe des BaierischcH
Strafg. (1827), S.29, und NI'. II des Anhangs. - Nach dem
Chinesischen Strafgesetzbuche Ta - TS,'Il[j - Leu- Lee (übers.
ins Engl. von Sir George Thomas Staunton und ins Fran-
zösische von M. Renouard de Sainte-Croi,c, Paris, 181:!, JI
Bände), wird die StI"afe dem Verbrecher, welcher sich seIhst
anklagt, ehe er als Thäter bekannt ist, galll. erlassen, unter
dei" Verpflichtung, den Bcleidigtell 7.Il ellischädigen. - 'fici
in der menschlicheIl Natur begründet liegt diese Beslimmul'g,
welche ich im allgelll. Theile bel·ücksichligte.
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ART. 486.
Wenn dem Bestohlenen, aufseI' dem Dieb-
stahle, noch besondere Verrnögens-Nachtheile zu-
gefiigt worden, so sind, falls darin ein Verbre-
chen der Beschädigung liegt, die Vorschriften
vom Zusammenflusse der Verbrechen anzuwen-
den.
Von der Unterschlagung und Vorenthaltung.
ART. 487.
Wer eine Sache für einen Andern im Be-
sitze oder Gewahrsame hat, und sich dieselbe
rechtswidrig zugeeignet, ist der Unterschlagung
schuldig.
ART. 488.
Dieses Verbrechen ist für vollendet zu hal-
ten, sobald der Besitzer die Sache dem zur Zu-
rückforderung Berechtigten wissentlich ahleugnet,
oder dieselbe ganz oder zum Theil veräufsert,
verbraucht, oder sonst eine Handlung, wozu blofs
der Eigenthümer berechtigt seyn kann, damit
vorgenommen hat.
ART. 489.
Bestand jedoch das nntergeschlagene Gut in
Gelde oder andern vertretharen Gegenst:inden,
oder hatte der Tlülter die fremde Sache verpfän-
det, so ist er nur dann des Verbrechens der
Unterschlagung schuldig, wenn er auf die ge-




Wer zuf.'lIIig in den Besitz einer Sache
kömmt und sie unrechtnüifsiger und vorsätzli-
cher Weise an sich hc1üilt, der macht sich der
Varenthaltung schuldig.
ART. 491.
Die Vorenthaltung ist vollendet, wenn der
Thäter entweder den Eigenthiimer der Sache
kennen gelernt, und sie ihm, ungeachtet der da-
zu vorhandenen Gelegenheit, nicht ausgeantwor-
tet, oder die gesetzlichen Vorschriften über ge-
fundene Sachen unbeachtet gelassen hat.
ART. 492.
Die Unterschlagung und Varenthaltung ist
m der Regel nach den vom einfachen Diebstahle
geltenden Grundsätzen zu bestrafen; auch sind
die heim Diehstahle vorgeschriebenen allgemei-
nen Bestimmungen hei Bestrafung der Unter-
schlagungen und Vorenthaltungen anzuwenden.
Es sind daher auch diese Verbrechen und
Diebstähle ihrem gemeinschaftlichen Gesammtbe-
trage nach zu bestrafen.
Hatte der Thäter die Beobachtung seiner
Verpflichtung eidlich angelobt, so ist die Strafe
bei der Unterschlagung ein Drittel zu erhöhen.
ART. 493.
Die Unterschlagungen des Hausgesindes und
ähnlicher Personen werden nach 1\'Iaafsgabe der
bei dem Hausdiebstahle dargelegten Vorschriften
bestraft.
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ART. 494.
Jeder Finder (Jerioren gegangener Sachen 1)
hat die Verbindlichkeit, solche dem ihn bekannt
gewordenen Eigenthiimer oder dem, der sie ver-
loren hat, wieder zuzustellen.
ART. 495.
Im Falle ihm der Eigenthümer oder der
Verlierer nicht bekannt geworden, hat er die
Verpflichtung, hinnen acht Tagen die Policei.
behörde von dem Funde in KenntniL" zu setzen
und derselben das Gefundene auszuliefern.
Bei gefundenen Sachen von nicht mehr als
ungeDihr zehn Thaiern an W crth soll es jedoch
dem Finder erlaubt scyn, solche an sich zu he-
halten, Statt der Anzeige bei der 11oliceibehi.irde,
eine öffentliche Bekanntmachung in den Landes-
Intelligenzblättern selbst zu besorgen, und den
Eigenthümer oder Verlierer dadurch aufzufordern,
sich bei ihm zu melden. Diese Bekanntmachung
murs jedoch gleichfalls binnen acht Tagen bei
der Behörde eingereicht seyn.
ART. 496.
Derjenige Finder, welcher die vorgeschrie-
bene Anzeige oder Bekanntmachung unterläfst,
verfällt. in eine, dem Werthe der gefundenen
Sache gleichkommende, Geldstrafe. Hätte er aber
1) Herzog/. Brallnschw. Verordn. vom 151en April 1825.
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das Gefundene sich wirklich zugeeignet, so wird
er einem Diebe gleich bestraft.
Sind die gefundenen Sachen von einem Post
wagen verloren worden, und der Finder hat die-
ses gewurst, so soll er wegen der unterlassenen
Anzeige oder der Zueignung mit der doppelte/l
Strafe belegt werden.
ART. 497.
Dem Findrr, der die Anzeige oder Bekannl-
machung unterl~[st, trifft, au[seI' den verordnc.
ten Strafen, der Verlust seines Rechts an deli
gefundenen Sachen, und der für den Finder et-
wa ausgelobten Uelohnung.
ART. ,498.
Wer gefundene Sachen wissentlich kauft
oder sonst an sich bringt, wird ehen so als der
Finder selbst angesehen, und wenn er die ihm
darnach obliegenden Verbindlichkeiten unerfüllt
tUst, demselben gleich behandelt lInd bestraft.
ART. 499.
Alles, was in den vorstehenden Bestimmun-
gen in Ansehung der gefundenen S;Jchen Hf
ordnet ist, findet auf gleiche Weise Lei demje-
nigen seine Anwendung, welches von Fremden
in Wirthshäusern oder in ihren sonstigen VV oh-
nungen zuriickgelasscn worden und vorgefun-
den ist.
ART. 500.
Wer einen Schatz findet, es sey dieses im
eigenen oder im fremden Grundstücke, der hat
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davon der Obrigkeit binnen acht Tagen Anzeige
zu machen, und sich an demselben nicht zu ver-
greifen, damit die Obrigkeit, nach Maafsgabe
des Civilrechtes, über das Eigenthum des gefun-
denen Schatzes verfUge.
ART. 501.
Versäumt der Finder diese Verpflichtung,
so verliert er seinen civilrechtlichen Antheil an
dem Schatze, und wird, in sofern er ihn in
fremden Grundstücken gefunden, nach Maafsgabe
obiger Verordnungen über die gefundenen und
untergeschlagenen Sachen bestraft 2).
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Von dem B e t r u gel).
ART. 502.
Wer eIßen Andern, zum Nachtheile der
Rechte desselben, absichtlich täuschet, es geschehe
2) VergJ. Entwurf eines Criminalgesetzh. für das König!'.
Sachsen von 18n, § 699.
1) ßeitl"äge zur richtigern Bestimmung und naturgemäfse-
ren Entwickelung der Theorie üher das Verhrechen des Be-
truges und der Fiilschung in seinen verschiedenen Arten, von
Karl KHen, Prof. zu Leipzig. Im N euen Archive des er.-
Rechts, B. I, S. 124 u. 218.
ZW()FTER TITEL. 209
<lieses durch Erzeugung eines Irrthums oder durch
unerlaubte Vorenthaltung oder Unter<lriickung
der Wahrheit, der macht sich eines Betruges
schuldig.
Auch derjenige ist als BetriJger anzusehen,
welcher sich wissentlich einen fremden Betrug
zu Nutzen macht.
ART. 503.
Vorenthaltungodel' Unterdriickung der Wahr-
heit ist Betrug, wenn eine RechtspfIichtdie v\rahr_
heit zu offenbaren vorhanden war.
Es ist dieses alsdann vorzüglich der Fall:
t. Wenn Jemand, von der Obrigkeit zu ei-
nem Zeugnisse aufgefordert, sein Wissen
verschweigt oder ableugnet;
2. wenn Jemand wissentlich eine aus Irrthum
gezahlte Nichtschuld annimmt;
3. wenn Jemand giiltige Urkunden zum Nach-
theil der Rechte eines Andern unerlaubter
\JVeise verheimlicht, vernichtet oder un-
brauchbar macht.
ART. 504.
Es ist der Betrug als vollendet anzusehen,
sobald die in betrüglicher Absicht vorgenomme-
ne Handlung vollendet ist, in sofern nicht bei
einzelnen Arten des Betruges abweichende Be-
stimmungen gemacht worden. Oh ein Schade
hereits wirklich verursacht sey, kömmt nicht in
Betracht; ob aber zur Beendigung der t~iuschen-
v. STROllIßECK'S Enlw. e Cr.-G.-B. 14
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den Handlung, die \V irklich erfolgte Täuschung
des Andern erforderlich sey, ist nach der Natur
jener Handlung zu beurtheilen.
Ist bei Fälschung einer Urkunde oder an-
dern Sache die dadurch Lezwe,ckte Täuschung
erst noch von einer ,veitern Thätigkeit des Be-
trügers abhängig, so wird der Betrug erst hier-
durch, z. B. durch den von der verfälschten Sa-
che g~machten Gebrauch, vollendet.
• ART. 505.
Ist der' Gegenstand der durch den Betrug
verübten Rechtsverletzung das Vermögen Ande-
rer, so wird der Thäter, wenn nicht Umstände
hinzutreten, die ihn als einen gesetzlich ausge-
zeichneten Betrüger darstellen, nach den Ue-
stimmungen über den einfachen Diebstahl he-
straft.
Der Richter hat, bei der Zumessung der
Strafe den Grad der von dem Betrüger ange-
wendeten List, und vorzüglich den Umstand zu
berücksichtigen, Jll wieferlJ der bezweckte Schade
eingetreten sey.
ART. 506.
Ein Betrug geringerer Beschaffenheit, wel-
cher bei Eingehnng oder Vol/ziehung eines zwei-
seitigen, auf gegenseitigen Vortheil gerichteten
Vertrages begangen worden, und welcher die
Gültigkeit des Vertrages nicht aufhebt, hat, au-
fser den in den bürgerlichen Gesetzen bestimm-
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ten Nachtheilen , nach Beschaffenheit der UllI-
stände, nur policeiliche Ahndung zur Folge.
ART. 507.
Die gesetzliche Bestimmung wegen Bestra-
fung des Betruges findet jedoch vollständige An-
wendung:
1. hei hetrüglichem Verkaufe einer nicht mehr
vorhandenen oder auf gültige Art scholl ver-
äufserten Sache;
2. einer Waare von anderer Gattung und Ma-
terie, als wofür sie ausgegeben worden;
3. eines Gegenstandes, woran der Käufer, we-
gen verheimlichter Rechte eines Dritten, kein
sicheres Eigenthum erlangen ko~nte;
4. bei der Annahme und Zueignung eines Ge-
genstandes von höheflll 'VVerthe, welcher irr-
thümlich Statt eines von gerll1germ "\iVer-
thc überliefert wurde.
ART. 50S.
Bei Verträgen, welche hlofs zum Vortheile
oder Gewinne des einen Theils gereichen, wie
bei Schenkungen, Leihverträgen, Darlehen u. s. w.
wird der Versprechende, welcher den Andern
durch betrügliche Vorenthaltung oder Schmähle-
rung der vertragsmäfsigen Vortheile hintergeht,
blofs nach den bürgerlichen Gesetzen beurtheilt.
ART. 509.
Die Ueberschreitung der gesetzlichen Zins-
bestimmung hat hlofs privatrf'chtliche Folgen,
wenn sie· unversteckt gesch~hen ist.
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ART. 510.
rerkleide/e wlJcherliche Conlracle sollen
;tJs einfache Betrügereien bestraft werden.
Ein wuclurliclter Conlrael heifst ~erklei­
del, wenn das wahre Verhältnifs der Zinsen zuDl
Capitale nicht mit Bestimmtheit und Klarheit
erkannt werden kann.
Der Richter kann jedoch Statt der Freihei ts-
strafe auf angemessene Geldstrafe erkennen.
ART. 511.
Wer den VVucher als Profession betreibt,
ist, nach l\Iaafsgabe seiner Verschuldung und
des gestifteten Schadens, mit Gefängnifsstrafe bis
zn einem Jahre zu belegen.
ART. 512.
Steuerbetrügereien und Verkürzungen des
öffentlichen Einkommens, welche nach Lesondern
gesetzlichen Bestimmungen zu untersuchen und
zu bestrafen sind, machen keinen Gegenstand die-
ses Gesetzbuches aus.
ART. 513.
v\rer giiltige Urkunden zum Naehtheil ei-
nes Dritten rechtswidrig unlerdrückt, oder wer,
um einen Dritten zu hintergehen, in den auf ei-
genem Namen ausgestellten oder mitunterzeich-
neten Urkunden falsche Thatsachen oder Um-
stände wissentlich 311giebt, wird wegen einfachen
Betruges gestraft.
ART. 514.
Nach den Bestimmungen wider den ausge-
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zeichneten Diebstahl werden bestraft:
1. der Betrüger einer zn gemeinnützigen oder
frommen Zwecken errichteten Anstalt;
2. der Betrug der Vormüuder, Cllratoren, Be-
voIlnüichtigten, Verwalter, Privatrecllllungs-
führer, Deposi t~lrien, Gesellschaftsgenossen,
erwählten Kunstverständigen oder Schieds-
richter in dem ihrer brsondern Treue un-
tergebenen Gesch~iftsverh:iltnisse;
3. diejenigen, welche die Religion, eine reli-
giöse Handlung oder durch die Religion ge-
heiligte Sachen als Mittel zur Ausübung ei-
nes Betruges mifshrauchen, oder in eigen-
niitziger Absicht durch den Aberglauben des
Volkes zn ihrem betriiglichen Zwecke zu ge-
langen streben;
4. wer die zur Bezeichnung der Grenzen
der Grundstücke oder des Wasserstandes
bei Mühlen gesetzten J\Terkmahle brtriigeri-
scher Weise unkenntlich macht oder ver-
rückt.
Ist der Gegenstand obiger' ausgezeichneter Bc-
triigereiell von geringer Wichtigkeit , so ist der
Richter ermächtigt, auf GefiingniCsstrafe von ei.
nigen "Vochen zu erkennen.
ART. 515.
Die Betrügereien des Hausgesindes und ähn.
licher llersonen werden nach Maafsgabe der bei
dem Hausdiebstahle dargelegten Vorschriften be-
straft.
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ART. 516.
Ohne H.ücksicht auf die Geringfiigigkeit des
Betrages in dem einzelnen Falle der zur Unter-
suchung gekommenen Betriigerei, sind mit dem
Zuchthause diejenigen zu bestrafen, deren Be-
trug mit der Gefahr für die Gesundheit und das
Leben Anderer verbunden ist, als ll. B. Kaufleu-
te, Krämer, Bäcker, Brauer, welche die bei ih-
nen käuflichen Nahrungsmittel mit der Gesund-
heit sclddlichen Substanzen vernilschen, vorbe-
hältlich der Ahndung eines hierdurch b~gange­
neu schweren Verbrechens.
AUT. 517.
Nach dem Gesetze wider den ausgezeichne-
ten gefährlichen DiebstaM sind zu bestrafen:
1. solche, die sich zur gemeinschaftlichen Ver-
übung mehrerer Betrügereien verbunden ha-
ben;
2. Spieler von Profession, welche zugleich
falsch spielen;
3. solche, welche die Betrügerei mit der Kup-
pelei verbinden;
4. wer, wegen wiederholten Betruges, sich als
Betriiger von Profession zeigt, oder sich ei-
ner solchen Art des Betruges ergiebt, wel-
che eine unbestimmte :Menge mehrmahls zu
wiederholender Betrügereien umfafst, als
z. B. falsche Sammler, CoIIectirer u. s. w.
5. wer Privaturkunden, z. B. Testamente, Con-
tracte, Schuldscheine, Wechsel, Quitungen,
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Handelsbücher und dergleichen falschlich auf
fremden Namen ausstellt oder verfertigt, be-
triiglich nachahmt, in einer dergleichen gül-
tigen Urkunden Letrüglich etwas verändert,
zusetzt, auslöscht, oder von einer also ver-
falschten Urkunde wissentlich Gebrauch
macht.
ART. 518.
Betrügereien unter Ehegatten, Ältern und
Kindern und Geschwistern solleu nach den
Grundsätzen, welche im Titel vom Diebstahle
vorgeschrieben worden, beurtheilt werden.
ART. 519.
Bei dem Zusammenflusse mehrerer einzelner
Betrügereien von höherm oder geringern Betrage
ist die Strafe nach dem .Gesammtbetrage zu be-
stimmen.
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Vom N ach d ]' U c k {'.
ART. 520
Wenn Jemand Bücher, musicalische Com-
positionen, I.andkarten oder topographische Zeich-
nungen, welche der Verfasser oder ein Anderer
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verlegt, ohne Einwilligung des Verfassers und
Verlegers, oder dessen, auf den die Rechte der-
selben übergegangen sind, durch den Druck ver-
vielfäl tigt, um daran ein VerIagsrecht auszuüben,
oder solche Gegenstiinde ins Puhlicum zu brilI-
gen , so begeht er das Verbrechen des Nach-
drucks 1).
ART. 521.
Unter dem widerrechtlichen Nachdrucke sind
auch gedruckte Auszüge ans Verlagsbüchern,
welche letztere entbehrlich macheIl , und Ab-
drücke derselben mit Anmerkungen oder in den
Sammlungen mehrerer anderer Schriften hegrif-
fen.
AnT. 522.
Das Verbl:echen des Nachdrucks kann so
lange an einem Geisteswerke begangen werden,
als nach dem bürgerlichen Rechte das Verlags-
recht an demselben besteht. Jedoch nur gegen
solche Verfasser und Verleger , welche in Staa-
ten Unterthanen oder Bürger sind, in denen das
Verlagsrecht hiesiger Verfasser und Verleger ge-
setzlichen Schutz empfängt.
7) v crs!. 'Z'iltmallll's Entwurf u. s. w., Art. if2:1 H.; Ent-
wurf eines CriJllifla]gcsc[z/'uclJ., filt· das Kiilligrcieh Sach-
sen von 1/;24, § 753 H.; Zadwriä's Entwurf u. s. w., Arl.
448 ff.; Haierisehn· Entwur./ ,on 1827, Art. .')07. S. An-
hang.
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ART. 523.
Die Strafe des Nachdrucks besteht in der
Confiscation der gesammten nachgedruckten Auf-
lage, welche unbrauchbar gemacht werden soll,
und in einer Geldstrafe, welche dem zweihun-
dertfachen vVerthe des Ladenpreises eines Exem-
plars des nachgedruckten vVerkes gleich kömmt.
ART. 524'.
In eben diese Geldstrafe vernillt
1. derjenige, welcher Nachdrucke der im Her-
zogtllUme (Fürstenthume) verlegten Bücher
verkauft oder verkaufen läfst. Die Confisca-
tion erstreckt sich auf sämmtliche im hiesi-
gen Lande befindlichen Exemplare;
2. derjenige, welcher fremde Geisteswerke,
in deren Besitz er sich auf eine erlaubte
oder unerlaubte Art gesetzt hat, ohne Ein-
willigung des Verfassers derselben, oder ei-
nes Andern, der ein vViderspruchsrecht
hat, in Verlag gieht, oder selbst das Ver-
lagsrecht daran ausiibt;
3. wer, als rechtmäfsiger Verleger eines vVerks,
mehrere Exemplare davon drucken Iäfst, als
ihm im Verlagscontracte gestattet worden,
oder wer eine neue Auflage davon ohne
Einwilligung derjenigen, von denen das
Recht zu derselben abhängt, veranstaltet.
ART. 525.
Wer sich als Commissionär, in Beziehung
auf den Verkauf nachgedruckter Werke, gehrau-
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ehen läfst, ist als Theilnehmer an oem Verbre-
chen zu bestrafen.
ART. 526.
Es ist der Verbrecher oder Theilnehmer,
wegen der bereits abgesetzten Exemplare des
Nachdrucks, den rechtmMsigen Verleger und den
Eigenthümer des Werks vollständig zu entschä-
digen verbunden.
ART. 527.
Der Verleger hat gegen denselben einen
Anspruch auf eine Summe, welche so viel be-
trägt, als er gewonnen hahen wiirde, wenn er
die Anzahl der Exemplare verkauft hätte, welche
jener verkauft hat.
ART. 528.
Der Eigenthümer des vVerks ist, wenn an-
genommen werden kann, dafs durch den Nach-
druck eine neue Auflage desselben verhindert wor-
den sey, berechtigt, das ihm auf den Fall einer
neuen Auflage versprochene oder nach dem Er-
messen sachverständiger Personen zu bestim-
mende Honorar von dem Verbrecher zu fordern.
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Von dem Raube und der Erpressung.
Pon dem Raube.
ART. 529.
vVer, um eine Entwendung zu vollbringen,
einer Person Gewalt anthut, entweder durch
th~itliche lYlifshandlunljen, oder durch Drohung
auf Leib und Leben, der ist des Raubes schul-
dig, er habe seine habsüchtige Absicht erreicht
oder nicht
ART. 530.
Wer eine Person vergewaltigt, und in die-
sem Zustande eine Entwendung veriibt hat, wird
mit der Einrede nicht gehört, dars er nicht um
Raubes willen, sondern im Zorne, aus Rache
oder anderer dergleichen Ursache die 1'lifshand-
lung begangen, und erst aus einer spätem, in
ihm entstandenen habsüchtigen Absicht den hülfs-
losen Zustand des Vergewaltigten als Gelegen-
heit zur Entwendung benutzt habe.
ART. 531.
VVer, absichtlich mit Waffen versehen, auf
einen blofsen Diebstahl ausgegangen ist, und,
nachdem er bei der That entdeckt worden, sich
dieser Waffen zur Schreckung oder Mirshand-
lung bedient hat, ist als Räuber zu bestrafen.
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Dasselbe gilt von Jedem, welcher, bei elIleIll
Diebstahle ertappt, um das entwendete Gut in
Sicherheit zu bringen, an eIDe Person thätlich
Hand angelegt hat.
ART. 532.
Wenn aber ein auf der That ertappter
Dieb, welcher vorher mit vYaffen absichtlich
nicht versehen war, sich bIofs zur Sicherung sei-
ner Person vertheidigt, so hat dieses auf die Be-
strafung nur soweit Einflu(s, als die Gesetze wi-
der Körperverletzung oder Tödtung dahei in An-
wendung kommen.
ART. 533.
I. Ein Raub, welcher ohne gewalllh:itiges
Handanlegen, durch hlofse Drohungen, olme den
Gebrauch tödtlicher vYaffen begangen worden,
wird mit der Strafe des kleinen Karren bis zu
sechs Jahren geahndet.
ART. 534.
II. vVenn zwar der Raub durch bIofse
Drohungen, ohne Gebrauch tödtlicher vV-affen,
verübt worden, jedoch der Räuber
1. in eine vVohnung eingebrochen, eingestie-
gen oder zur Nachtzeit eingedrungen ist;
2. wenn derselbe durch Masken u. s. w. sich
unkenntlich zu machen gesucht;
3. wenn der Raub in Verbindung zweier oder
mehrerer begangen worden: so ist his auf
achtjährige Strafe des gro[sen Karren zu er-
kennen.
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ART. 535.
IB. 'Venn der Räuber mit tödtlichen Waf-
fen gedrohet hat, oder wenn der Raub durch ge-
waltthätiges Handanlegen und thätliche Mifs-
handlung einer Person veriibt worden ist: so
ist der R~iuber bis zu zwölfj~ihrigcr Strafe des
grofsen Karren zu verurtheilen.
ART. 536.
IV. 1. Räuber, welche eine Person, um ihr
die Entdeckung verborgener Habseligkeiten aus-
zupressen, gepeinigt haben;
2. solche, welche J cmanden durch Mifshand-
lung in Lebensgefahr setzten, lebensgefährlich
verwundeten oder verstümmelten, oder einen blei-
benden Nachtheil an der Gesundheit zufügten,
sollen mit sechzehn- bis zwal1zigjähriger Strafe
des gro[sen Karren, und, den beschwerenden Um-
ständen nach, mit dem bürgerlichen Tode be-
straft werden.
ART. 537.
Die Anführer und Häupter emer Räuber-
bande werden, nach Maafsgabe der von der
Bande begangenen Verbrechen, mit dem grofsen
Karren oder mit dem bürgerlichen Tode bestraft.
ron Erpressungen.
ART. 538.
'Ver durch thätliche Mifshandlullg, oder
durch Drohung auf Ehre, l.eib oder Leben eine
Person zur Unterschrift, Ausstellung oder Aus-
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lieferung einer Urkunde, welche die Erwerbung
von Rechten oder die Tilgung von Verbind-
lichkeiten zum Inhalte hat, oder zur Auslöschung
eines Schuldpostens , zur Auszahlung oder Nie-
derlegung einer Geldsumme oder zu irgend einer
Handlung, wodurch derselben oder eines Drit-
ten Vermögen beeintr~ichtigt wird, nöthigte, um
sich oder einem Andern einen Vortheil zu ver-
schaffen, der ist der Erpressung schuldig.
ART. 539.
Ist eIne Erpressung
1. mitte1st thäLiger Mirshandlung, oder mit
Bedrohung auf Leih oder Leben (es möge
eine solche durch gegenw~irtige Gewalt, oder
durch Erregung von Furcht vor Ermordung,
mündlich oder schriftlich geschehen seyn),
verübt worden: so soll der Thäter gleich
einem Räuber, nach Verschiedenheit der
Fälle, bestraft werden.
2. Ist aber die Erpressung nur durch Erre-
gung der Furcht vor künftigen minder ge-
fährlichen Mifshandlungen oder Beschädi-
gungen, oder durch Bedrohungen mit De-
nunciation, Yerläumdllng, Klage, Ablegung
oder Verweigerung eines Zeugnisses, oder
durch ähnliche Zudringlichkeiten, geschehen:
so soll der Schuldige, mit Rücksicht auf die
Beschaffenheit der Drohung und die Gröfse
des beabsichtigten oder erprefsten VortheiJs,
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mit Gefangnifs- oder Zuchthausstrafe belegt
werden.
ART. 540.
Wer durch aufgesteckte Brandzeichen oder
durch Drohungen von Mord, Raub oder Brand-
stiftung, über ganze Orte oder Gegenden Erpres-
sungen vornimmt, soll, nach der Gefährlichkeit
der Drohung, mit dem Zuchthause, dem kleinen
oder grofsen Karren, diesen bis auf acht Jahre,
bestraft werden.
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Von der Beschädigung des Eigenthums.
ART. 54!.
Wer fremdes Eigenthum aus Bosheit oder
Muthwillen zerstört oder beschädigt, soll, wenn
die Handlung nicht als ein Verbrechen wider
die öffentliche Sicherheit im Staate zu betrach-
ten und als solche zu bestrafen, falls sich der
angerichtete Schaden über vier Thaler beläuft,
mit einer, nach den Beweggründen der That
und der Gröfse des gestifteten Schadens .zuzu-
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messender, Geld - oder Gcf;ingnifsstrafe belegt
werden.
Unter beschwerenden Umständen und bei
mangelndem Ersatze ist jedoch auch auf Zucht-
hausstrafe oder Zwangsarbeit zu erkennen.
Einfache Beschädigungen von einem Betrage
unter vier Thaler sind policeilich zu ahnden.
ART. 542.
Ist jedoch die Besch;idigung an Kirchen,
den Schlössern und G;irlcn des I .. andcsfürsten,
Geb;iuden des Staates, an iiffenllichen 'Vegen,
deli an solchen gepflanzten B;iurnclI ,Meilellzei-
gcrn, SchJagb:iIIIllCII, 'Varuungstafdn, Straf:"cn-
Ja lcrnen, an deli zum LiischclI er/tmlerl ichen Ge-
r:ithcn, all dCII l\laschillen 1I11d 'orrichtllllgcn
zum Bergbau und Hüttenwcsell, an öffcntlichcn
Denkmählern und Leichcnstcincn vcrübt wordcn:
so soll der Thäter,
1. wenn der angerichtete Schade sich von ei-
nem bis zu zwanzig Thalern erstreckt, mit
eimr Gefangnifsstrafe von vierzehn Tagen
bis zu zwei Monaten;
2. bei dem Betrage über zwanzig Thaler, mit
Gefängnifs, oder, den Umständen nach, mit
dem Zuchthause bis zu einem Jahre bestraft
wt~rden.
Geschah die Beschädigung aus Muthwillen,
so kann der Richter auch auf angemessene Geld-
strafe, bis zu dem Betrage von hundert Thalern,
erkennen.
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Erduldete der Thäter schon früher eine policei-
liehe Strafe für eine ;ilmliche Verg'ehung, so
tritt schon bei einer Besch;idigung von dem Be-
trage von einem Thaler Gefängnifsstrafe ein.
ART. 543.
Bei Beschädigungen des Eigenthums ist,
olme Berücksichtigung der Gröfse des bewirkten
Schadens, auf Gefangnifs über zwei Monate oder,
den Umständen nach, auf Zuchthaus bis zu ei-
nem Jahre zu erkennen, wenn dadurch ein be-
deutender Nachtheil für das gemeine Wesen,
das Leben oder die Gesundheit der Menschen
oder für das Eigenthum herbeigeführt werden
konnte.
ART. 544.
'Yenll mit der angerichteten Beschädigung
zugleich die Absicht verbunden war, den Eigen-
thümer oder Inhaber der beschädigten Sache zu
beleidigen, so ist der Th;iter für diese bösliche
Absicht besonders zu bestrafen.
ART. 545.
Geschah die Beschädigung zur Nachtzeil, so
bewirkt dieses Erhöhung der Strafe um ein Drit-
theil derselben.
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SEC Il I. E 11 NT E It T I TEL.
VOll den hcsondern Verbrechen der
Staatsheamten und öffentlichen Di{·ner.
ART. 546.
Jeder Staatsheamte und i;(fentliche Diener,
welcher eines Yerhrecllens w('g-ell Strafe cmpf;illgl,
ist sodann sei lies (loslells 1'.11 (·lItselu.lI, oder YOIl
solchem zu ellllass('II, wellll das YOII ihm J)('g-;lll
gene Vcrhrecheu VOll d('I'lkscltal'!'ellheit ist, dar;,
er derjenigell Achlllllg lIlId des I.lIlrall('IIS lIicht
mehr geniefsclI kali 11 , welche illlll J)('i d('l' Alls
iibung seines Amtes erforderJicll sind.
ART. 547.
Es macht sich ein Staatsbeamter oder iif-
fentlieher Diener, welcher die in der Natur sei-
nes Amtes liegenden, oder durch Instructionen
ihm vorgeschriehenen Pflichten verletzt, in nach-
stehenden Fällen eines Amts- oder Dienst~erge­
hens schuldig, lind soll nach folgenden Bestim-
mungen bestraft werden.
AlIT. 548
Es sind, hinsichtlich der Bestrafung, den
Staatsbeamten und öffentlichen Dienern gleich zu
achten:
1. solche Beamte, weIche bci den Stadt- und
Landgemeincn und bei den diescn unterge-
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ordneten öffentlichen Anstalten, bei Kirchen,
Stiftungen und~ihnlichen Verwaltungen an-
gestellt, und entweder eidlich, oder durch
HandgelöhniC" an Eides StaU verpflichtet
worden;
2. diejenigen, welche zum Dienste des Publi-
cums fiir hesondere Geschäfte vom Staate
ernannt oder erm;ichtigt, und deshalb förm-
lich in Pflichten genommen sind, wozu vor-
ziiglich Sachwalter, Anwälte, Notare und
M~ickler gehören.
Von dem DfiJsbrauche der Amtsgewalt.
ART. 549.
Wer die ihm vom Staate anvertraute Ge-
walt zur Bedrückung oder Mirshandlung der Un-
lerthanen mifshraucht, soll, nach Maafsgabe des
Beweggrundes, des Grades seines Verbrechens
und des verursachten Schadens, seines Dienstes
entsetzt, von demselben entlassen oder suspi!n-
dirt werden, vorbeh:iltlich der etwa üb enlie!s
verwirkten Strafe. Für geringe Vergehen dieser
Art kann der Thäter auch durch Verweis oder
an Gelde gestraft werden.
ART. 550.
Hichter, Policei - oder andere Obrigkeiten,
welche absichtlich einen Unschuldigen dem Un-
lersuchungsprocesse unterwerfen, sind stets mit
der Dienstentsetzung zu bestrafen, und zugleich,
nach den Umständen, entweder mit der Strafe
1.') *
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der falschf'lI DCtlllllCialion oder der widerrecht-
lichen Gefallgenhaltung zu helegen.
ART. 551.
Staatshramte, weIcht' .TrOland semem or-
dentlichen H.iehter entziehen;
welche eine Verhaftung vornehmen, aufseI'
in den von den Gesetzen vorgeschriebenen Fällen;
welche einen Yerhafteten nicht hinnen vier
und zwanzig Stunden nach der Verhaftung zu
Protocoll verhiiren;
welche die geschehene Vrrhaftullg nicht der
Oherjustizhelliirde hillllell drei Tagen :mzcigen l ),
sind mit Suspension und, deli lJmst:inden nacll,
mit Dienstentlassung oder EntsetZllng zu be-
strafen.
ART. 552
Untersuchungshehörden, welche hei den ih-
nen obliegenden peinlichen Untersuchungen nicht
mit pflichtmäfsiger Thätigkeit verfahren, sind zu-
vörderst mit gerichtlichem Verweis, und wenn
dieser nichts fruchtete, mit Suspension, und zu-
letzt mit Dienstentlassung zu hestrafen.
"Val' der Angeschuldigte verhaftet, und der
Staatsbeamte, dem die Führung der Untersu-
chung oblag, liefs dieselbe drei ganzer :l\Ionate
ruhen: so ist er, wenn er sich in dieser Rezie-
') Soll die bürgerliche Freiheit nicht 'Vor den untern Be-
hörden gefahrdet werden können. so ist eine Verpflichtung
dieser Art dUl'Challs nöthig.
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hung nicht völlig rechtfertigen kann, III eine
Geldstrafe von funfzig bis zwei hundert Thalern
zu nehmen. Dauerte die Unterbrechung der Un-
tersuchung über drei 1\louate, so ist er seines
Dienstes zu entlassen.
ART. 553..
Von den Oberhehördeu ist darauf zu ach-
ten, dars Untersuchungsbeamte diefes Gesetz da-
durch nicht umgehen, dars sie nur von Zeit zu
Zeit unbedeutende Untersuchungshandlllngen vor-
nehmen, ohne den Procefs im vVesentlichen zu
fördern. Lassen sich die Oberbehörden hierin
NachHissigkeiten zu Schulden kommen, so sind
SIe selbst verantwortlich.
AItT. 554.
Wer einen Gefangenen länger III dem Ge-
fängnisse zurückbehält, als es die Gesetze oder
die AnordI)ungen der Oberhehördeu (welche auf
gleiche "VVeise der Staatsgewalt verantwortlich
sind), gestatten, wird, wenn dieses aus Fahr-
lässigkeit geschah, mit einer angemessenen Geld.
strafe, geschah es aber böslich, mit Dienstent-
setzung bestraft.
Überdem ist ei n solcher verbrecherischer
Beamter der widerrechtlich gefangen gehaltenen
Person Genugthuung und vollständige Entschä-
digung schuldig.
ART. 555.
Ein UntersuchUllgsrichter, welcher den An-
geschuldigten mifshandelt, d. i. ihn mit beleidi-
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genden , ungeziemenden \Yorlell anLihrt, ihll
absichtlich in Schrecken selzt, schlagen tif..,I, ihm
widerrechtlich droht, überhaupt eine Art \011
Tortur, durch moralische oder physische Mittel,
gegen ihn ausübt, soll, nach l\Iaafsgabe der GröCse
der Mifshandlung, deren etwanigen 'Yiederho-
lung und der Böslichkeit der Ahsicht, mit Yer-
weis, Dienstsuspension oder Dienstentlassung be-
straft werden, und zur Entsch:idigllng des Be-
leidigten verpflichtet seyn.
AI\T. 5Sli
\Vurde dnrch solclJ(~ l\Iif'shandlullg elJlcllJ
Unschuldigen ein Gest;illlinifs ahgl'l)J'efsl, weldles
eine ]~eslraluJlg zur Folbe haI Ir: so ben·ir!;.' die-
ses die Dienstentsc!zung dl's n'rhrecheriscl~('11 BI'-
amten.
AHT. 557.
Ein Untersuchungsrichter, der ZeugelJ droh-
te, oder sie auf irgend eine Att miIshandelte,
wird auf gleiche vVeise, nach l\Iaafsgahe seiner
Verschuldung und der Folgen derselben, bestraft.
Anr. 558.
Ein Untersuchungsrichter, welcher einen An-
geschuldigten widerrechtlich, d. i. olme N 01 h-
wendigkeit, fesseln, oder dessen Gefallgenhaltung
auf irgend eine Art erschweren tifst, ist mit
Verweis lind Suspension zu bestrafen.
ART. 559.
Ein Untersuchungsrichter, welcher es unter-
läfst, sich monatlich VOll dem Zustande der in
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seiner Untersuchung befindlichen Gefangenen und
ihrer Gefängnisse zu unterrichten, und vorge..
[undene Mängel der Gefängnisse der Oberbehörde
anzuzeIgen, ist mit Verweis oder :In Gelde zu
bestrafen 1).
ART. 560.
Gerichtsdiener, Aufseher, \iV;irtcr lIud "Väch
tel' der Gefangenen, welche diese lllU Ihwillig oder
boshaft mifshandeln, sollen mit Gehingnirs, uud
bei einem Rückfalle, so wie bei gräbern und
wiederholten Mifshandlungen, oder wenn sie Ge.
fangene zur Unzucht mifsbraucheti, mit Dienst-
entsetzung und mit dem Zuchthause bis zu sechs
Monaten bestraft werden.
ART. 56!.
Richter, welche absichtlich über eIDen U ll-
schuldigen Strafe verhängen, oder einen Schul
') Ein J\Iifsbrauch der Amtsgewalt kann auch durch Ver-
säumung der Pflicht, sich nach den Folgen einer Amtsur-
fügnng in noch nicht. beendigten Criminalsachen zU erknndi-
gen, Statt haben. - YVe,' es weifs, in welchen schellfsli-
ehen Liiehern, in mancl,en Gegenden Deutscldands, die Iln-
tersuchungsgef:lIlgenen schmachten, wird es gewifs billigen,
wenn deI' Menschenfreund nach jedem Mittel greift, den
llngliicldiehen Underung lU .erschaffen. In Frankreich und
England bildeten sich zU diesem Zwecke C,esellschaften, an
deren Spit7.c ],önigliche Primen stchcn. Möchte doch in
Dcutschland, diesem Lande, wo alles Gute so gern befördell
wird, hald etwas Aehnlichcs crfolgen, möchten doch die
höchstcn Staatsheamten es nicht unter ihrer VVürJe halten,
von Zeit zu Zeit die YVohnungen der Venweiflung zu be-
suchen!
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digen mit h:irterer Strafe IJclegell, als ihm rechts-
kräftig zuerkannt worden, siJld ihres Dienstes
zu entsetzen und aufserdem mit angemessener
Freiheitsstrafe zu belegeil.
ART. 562.
Handelt ein TIeamter bei der Yollziehung
eines Strafurtheils zum Nachtheil des Staats dem
Erkenntnisse zuwider, so findet, falls sich die
Sache nicht zu einer Disciplinar-Ahndung eig-
net, Geldstrafe, Suspension oder Dienstentlas-
sung Statt.
Am. :163.
Ehefl diese Strafe "ird JJ('j r('c!llswidrig
unterlassenefl Ufllersuc!lllllgell oder reclJlswidri-
gen Entlassungefl aus denselben allgewelllll'l.
AItT. 5ü4.
Richter, welche IJei der Leitung oder Ent-
scheidung eines Rechtsstreitcs wisscntlich und
vors:itzlich Ungerechtigkeiten begehcn, sollcll ih-
res Dicnstes entsetzt und, nach den lJmständell,
zugleich mit einer Freiheitsstrafe belegt werden.
AHT. 565.
Ein Staatsbeamter, welcher hei einer Sache
so betheiligt ist, dars Cl' Richter zu scyn unf;i-
hig w;irq und mit Verschweigung dieses ihm
bekauBten Verh:iltnisscs in der Sache nach sei-
ner amtlichen Eigellschaft handelt, soll, ohne
Unterschied, ob die Ausiibung des Amtes in
streitigem oder nicht streitigem, in civil- oder
strafrechtlichem oder in policeilichcm 'Vege ge-
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schehen, nach lVIaafsgabe der Bedeutenheit des
Gegenstandes und der Verschuldung oder des
verursachten Schadens, mit Ahsetznng, Entlas-
sung, Suspension oder "Verweis bestraa werden 1).
Von der Fiilschung und Treulosigkeit In
Amtssachen.
ART. 566.
1. VVer an seine Vorgesetzten ,vissentlich
f;tlsche Berichte erstattet, entweder durch
Einberichtung unwahrer Thatsachen, oder
durch Verschweigung erheblicher;
2. wer bei Abfassung oder Aufnahme der Ur-
kunden die Verhandlungen durch Auslassen,
Zusätze, Erdichtungen oder Veränderungen
vorsätzlich entstellt;
3. wer unter amtlichem Glauben ul1\vahre That-
sachen wissentlich als wahre hesüi.tigt und
beurkundet;
4. wer Acten, Urkunden oder andere Schrif-
ten, welche ihm seines Amtes wegen an-
vertraut und iibergeben sind, oder die er
selbst in seiner Eigenschaft als Staatsbeam-
tN abgefafst hat, verüilscht, höslicher Weise
vernichtet, auf die Seite schafft oder unter-
drückt, der soll, mit hesonderer Rücksicht
auf den lleweggrund, so wie auf die Ge-
1) VergI. den Baierischen Entwurf von 1827, Art. 330.
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fahrlichkeit der F:ilschung oder Treulosig-
keit, ulld auf den dadurch bezweckten oder
verursachten Schaden, falls nicht dil~ Hand-
lung in ein schwereres Verhrechen über-
gmg, mit Dienstentlassung, Dienslenlsetzung
und, den Umst:inden nach, mit Gef;ingnifs
oder Zuchthaus bestraft werden.
Bei den h(jchsten Graden der Gef<ihrlichkeil
ist selhst auf Karrenstrafe zu erkellnen.
'Val' hingegen GlJahr lInd Schadeu sehr
~erJllge, w filld<:11 Hisciplinar - AhnduJlgcll Stall.
run der BcstcclullIg.
AlU". 5G7.
Ein Slaats!Jeamter, der wcgPJI elJlu zu spi-
nem amtlichen \Virkrlllgskrcise gehiirigen HaIHI-
lung oder Unterlassung ein Gpscheuk odu ir.
gend einen ihm nicht gc!lührenden Vorlheil an-
nimmt, ist der Bestechung schuldig.
ART. 568.
Die Annahme des Geschenkes oder Vortheils
ist schon dann für geschehen zu achten, wenn
sich der Beamte zur Annahme des Versproche-
nen lJereit erkUrt, oder "enn er das, was ihm
ohne seinen 'Villeu zugeschickt, oder was einem
seiner Angehörigen, um ihn zu brstechen, ge-
gehen worden, nachdem er hienon &enntnif.s
prhalten, nicht !;ingstens hinnen drei Tagell zu-
riickgegehen, oder dem Gericht!', oder seinem
Vorgesetzten, davon AlI7.eigr gelllacht hai
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ART. 569.
Ist das Geschenk oder Versprechen vor der
Amtshandlung angenommen, so wird der besto-
chene Beamte
1. wenn er den unerlaubten Vortheil annahm.
um pflichtwidrig eine Amtshandlung zum
Nachtheile des Staats oder eines Dritten zu
thun oder zu unterlassen, mit Dienstent-
setzung bestraft;
2. handelte der Bestochene nicht pflichtwidrig,
so ist auf Suspension oder Geldbufse zu
erkennen.
ART. 570.
Ist das Geschenk nach der Amtshandlung,
ohne früher versprochen zu seyn, angenommen,
so findet Dienstentsetzung Statt, wenn die Hand-
lung pflichtwidrig , Suspension oder Geldstrafe,
wenn dieses nicht der Fall war.
Schärfung der Strafe tritt dann ein, wenn
der Bestochene zur Entrichtung eines Geschen-
kes aufgefordert hat.
Selbst eine solche Aufforderung ohne Er-
folg wird mit einer nach der Analogie obiger
Vorschriften auszumessenden Strafe geahndet.
Fon der AnmaaJsung unerlallbter Vor/heile.
ART. 57 J.
Ein Staatsbeamter, welcher, um für sich ci
nen Vortheil zu erpressen, mit. einem durch
seine Amtsgewalt zu bewirkendeIl Nachtheile
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droht, soll mit Dienstentlassung ouer Dienstent-
setzu.lg JJestraft und, der HesclIalfenheit der Um-
st~iuue nach, iiherJem mit einer angemessenen
Freiheitsstrafe belegt \\"erden.
AIlT. 572.
Staatsbeamte, welche zum eigenen Vorthei-
le an Steuern, Taxen, Stempelgebühren , Spor-
teln oder andern Abgaben oder Leistungen et-
was abfordern, erheben oder sich leisten las-
sen, wozu keine Zahluugs - oder T..eistungsver-
pflichtung vorhanden ist, SOl/Pli das erstcmahl
mit Erlegung d(~s ze!I1I!;\f:hcn Hclr:lgs, J)(·i eillem
Ili.ickfaJle aber mit dcr Hit'nslcnllassung oder
Diensten tse tzung bes rraft \\'('rden.
Atn. 573.
Ein Beamter, der sich durch Geltcndmachung
seiner Amtsgewalt ;;rfentliche, seiner Vcrwaltung
nicht anvertraute Gelder zu seinem Vorlheile zu-
eignet, soll seines Dienstes entsetzt und nach
den Gesetzen wider den ausgezeichneten gefähr-
lichen Diebstahl bestraft werden 1).
ART. 574.
\Yer von öffentlichen Cassen, die nicht sei-
ner Ycrwaltung, jedoch seiner Aufsicht unter-
geben sind, ohne Genehmigung der vorgesetzten
Behörde, ein Darlehn, ohne dars eill Nachtheil
daraus entstand, aufnahm, wird mit der Dienst-
1) Hier liegt, wie in dem bald folgenden Falle, das Cri-
men peculatus, nach Römischen Begriffen, yor. (Al'l. 5i6.)
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entlassung bestraft.
tritt die Strafe des
Entstand ein Nachtheil , so
gemeinen Diebstahls ein.
ART. 575.
Wer bei der Bestimmnng oder der Erhe-
bung öffentlicher Ahgahen, GefäI1e oder sonsti-
ger Einnahmen, die seiner Verwaltung anver-
trauten Einkünfte des Staats, einer Gemeinde
oder Stiftung, vorsätzlich verkürzte, der soll,
wenn es aus Gunst geschah, mit Erlegung des
fünffachen Betrages und Suspension, wenn es
aber aus Eigennutz Statt hatte, mit der Ent-
lassung oder Entsetzung bestraft werden.
ART. 576.
Ein Staatsbeamter oder öffentlicher Diener,
der Gelder oder geldeswerthe Sachen, welche
ihm vermöge seines Amtes zur Verwahrung, Ver-
waltung oder Ablieferung anvertraut sind, sich
höslich zueignet, es seyen die anvertrauten Ge-
genstände Staats- oder Privateigenthum, der soll
nach den Gesetzen üher den ausgezeichneten ge-
fährlichen Diehstahl bestraft werden 1).
ART. 577.
Haue unter den im vorhergehenden Artikel
bestimmten Verhältnissen der Staatsbeamte nicht
1) Hier liegt das Crimen peculatus vor: L. 1. D. ad leg.
Juliam peculatus, dessen Slrafe L. 3. eod. bestimmt. Vergl.
die treffliche Abhandl. von Ro/shirt: Einiges zur Lehre von
dem Crimen de residuis, im N. Archive des Cr.-R. B. X, 3,
S.453.
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die Absicht, dir \"crgriffrnen Gegenst;inde unter-
~.uschlagell um! sich böslich zuzueignen, sondern
verletzte er seine Amtspflicht mit der Ahsicht,
das Fehlende wieder zuzulegen, oder gesrhah
diese VerletzlIng der Pflicht durch eine uner-
laubte Vermischung der öffentlichen Gelder und
Gegenstände mit seinem Pri\"atvermögen, und ist
er nicht im Stande, das Fehlende vollst;indig zu
ersetzen: so wird derselbe nach den Gesetzen
über den gemei"en Dichstahl bestraft I).
AnT. 578.
Ist der Staalshe;lmtr, unter ohigrll \uh;ilt-
uissen, im Standr, das Feldende der Casse "iillig
zu ersetzen: so trifTt ihn AIJselwng und GeCillg-
nifsstrafe his w zwei Jahren
Arn. 579.
Besteht das Verbrechen darin, dafs der ne-
amte, ohne alle Gefahr fUr die Casse um! ohne
einen Betrug zu begehen, öffentliche Gelder auf
Zinsen zu seinem Yortheile austhat oder auf eine
andere VVeise zu seinem Privatvortheile benntz-
te: so ist er mit Dienstentlassung oder, in mil-
dern F;illen, mi t Suspension oder an Gelde zu
hestrafrn Z).
') Hier liegt das C.. imen de "esiduis vor. L. 4. §. J, 4, ad
legern Jul. pecul. Die hier heslimmle Strafe ist jedoch viel
härter, als die nömisdJe, §. 5, eod.
Z) Hier träte, nach H.ömischen Grundsätzen, ebenfalls die
Strafe ex lege de I'esiduis ein.
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ART. 580.
Hat '~Ill Beamter durch irgend eine Fäl-
schung, als z. ß. der Rechnungen, Register, Be-
lege u. s. w., die Unterschlagung oder Vergrei-
fung zu verstecken gesucht, hat er eingegangene
Posten absichtlich nicht berechnet oder Nicht-
Zahlungen in Ausgabe gebracht: so ist er nach
den Gesetzen über den ausgezeichneten gef<ihrli-
chell Diebstahl zu bestrafen.
ART. 581.
ltechnungsbeamte, welche Einnahme-Posten
III ihre Manuale zu spät eintragen, um deren
Betrag einstweilen benutzen zu können, sind,
wenn daraus kein Schaden hervorgegangen, an
Gelde oder mit Suspension oder Entlassung zu
hestrafen.
ART. 582.
Ein Beamter, welcher mit den ihm anver-
trauten Geldern oder sonstigen Gegenst:inden,
oder mit einem Theile derselben, entflieht, isl
mit Steckbriefen zu verfolgen und als ausgezeich-
neter gefährlicher Dieh zu bestrafen.
ART. 583.
Münzbediente, welche absichtlich zum Scha-
den des Staates und des llublicums den Gehalt
der von ihnen oder unter ihrer Aufsicht gepr:ig-
ten Münzen verringern, sind als Falschmünzer
zu bestrafen.
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Von der lerietzlillg der Amtsl--'f'rschwiegenlteit.
ART. 584.
'Ver solche Thatsachen, wrIche ihm le-
diglich durch seine Arntsycrh;i!tnisse bekannt
geworden, und welche ihrer Natur nach als
Amtsgeheimnisse zu betrachten sind, entweder
aus Eigennutz, oder um Jemand dadurch Scha-
den zu verursachen, bekannt macht, oder wer
die ihm anvertrauten IJrkunden lind Acten, in
denen Amtsgcheimnisse befindlich si IId, andern
Personen in Ori[!illal oder Ahscltrif'1 millheill
u ,
der soll, nach ~laaf'sgahe der \ Vielll if!,keil des
verlet7.tcll Geheimnisses, des verllrsachlell oder
zu vermuthendcn Schadens, mit YenHis, Geld-
strafe, Suspension, Dienstentlassung- oder J)ieIlsl-
entsetzung bestraft werden.
Von der Verletzung der Subordination 1).
ART. 585.
vVer den ihm anvertrauten Staatsdienst ei-
genmächtig, und ohne empfangene Entlassung,
aufgieht und verläfst, wird, wenn ihm kein an-
deres Verbrechen zur Last fällt, und er auch
keine Rechnungsablage schuldig ist, mit der
Dienstentsetzung bestraft.
ART. 586.
Hat derseihe den Staat durch die elgen-
1) VergJ. v. Jacob's Entwurf eines Cr.-Gesetzb. für das
Russiscbe Reich, §§. 306, 307, 308.
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m;ichtige Verlassung des Dienstes in Schaden
gesetzt, so ist er nicht nur dieserhalb verant-
wortlieh, sondern es kann auch, nach der Be-
deutenheit des Schadens, auf Gefangnifs - und
selbst auf Zuchthausstrafe bis zu zwei Jahren
erkannt werden 1).
ART. 587.
Der Ungehorsam in Amtsrerhältnissen eI-
nes Beamten gegen seinen Vorgesetzten wird
folgendermaafsen bestraft:
1. Eine gewaltsame Widersetzung wird, au[ser
der dafür verwirkten gesetzlichen Strafe, mit
Dienstentlassung oder Dienstentsetzung ge-
ahndet. .
2. War der Ungehorsam zwar nicht mit ge-
waltsamer Widersetzung verbunden, jedoch
mit einer Beleidigung der Amtsehre des
Vorgesetzren , so findet, au[ser der gesetz-
lichen Strafe für dieses Verbrechen, Dienst-
entlassung Statt.
Fon der Untreue der Sachwalter.
ART. 588.
Sachwalter und Anwälte, welche in pflicht-
widrigem Einverständnisse mit der Gegenpartei
zum Nachtheile ihrer Partei handelten, oder in
1) VergI. Titlmann's Entwurf eines Strafgesetzb. fiir das
Königr. Sachsen, §. 1693.
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derselben Hechtss;tr!le zugleich }Jeiden Theilen
dienten, sollen mit dem Verluste der Advoeatur
uder Procllratnr, Illld, hei erschwerenden Um-
ständen, überdcllJ mit GeGngnifs bestraft wer-
den.
Von unsittlichem Betragen und Nachlässigkeit
im Dienste.
ART. 589.
Beamte, welche aus Unfleifs, Leichtsinn oder
Onachtsamkeit die ihllen ohliegenJcn DieBst pflich-
ten YernachJ;issigen, oder durch sittenloses Be-
tragen sich ihres Anlies unwiirJig }wzeig(~n, sol-
len, nach fruchtlos gl'gell sie Hr/liglell Hiscipli-
n;trstrafen, auf Anzeige der vorgesetzten Behiir-
de, in gerichtliche Unlersuchung gezogen, lind
mit Suspension, DicnslellllasslIng oder En tselZllng,
elen Umständen naeh, bestr:lft wt'nlen.
ENTWUUF
emer Verordnung liber die Zulässigkeit
eInes vollständigen Beweises in Strat~
sachen durch Anzeigen (Indirien 1).
Die peinliche Gerichtsordnung Kal~'ers Karl des
fünften, deren Gesetzeskraft bis jetzt in den hie-
sigen I~anden besteht Z), enthält in dem 22sten
Artikel die ausdrückliche Vorschrift:
,. dafs Niemand auf einigerlei Anzeigung,
Argwohn, Wahrzeichen oder Verdacht end-
lich zu peinlicher Strafe soll verurtheilt wer-
den, sondern allein peinlich mag man
darauf fragen; ((
1) VergI. Gesetzbuch über Verbrechen für Oestreich (1803),
I. ThI. §.258 ff., §. 396 ff.; Strafgesetzbuch für Haiern (1813),
1I. ThI. §. 308 ff.; König!. Hannoverische Verordn., d. d.
25. März 1822; Fürst!' Schaumburg-Lippische Verordn., d. d.
Hten Sept. 1828.
Z) Über die Einführung der C. C. C. in den Herz. Braun-
schweig _ VVolfenbiittelschen Landen, s. die AbhandI. des
Hofgerichts-Assessors du Roi, im Hraunschw. Magazin 1789,
24. Stück.
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defsgleichen:
" soll .T emand endlich zu peinlicher Strafe
"erurtheilt werden, das murs aus eigen Be-
kennen oder Beweisung (wie an audern
Enden in dieser Ordnung kHirlich hefunden
wird) beschehen, und nicht auf rermlJ-
thung oder Allzeigung."
Wenn nun unter der hier erwähnten Be-
weisung, so viel den Thäter des Verhrechens
anbetrifft 1), jenes GesctzlJ1lch allein den Zeu-
genheweis Z) versteht, mit A IIssf'ldlll:~ j('(ks alls
harmonisch 7.us;.mmelltrcn(~IHlell ATl~eig(,lI lu'rzu-
stellenden kiillstlichen Heweises, als welche An-
zeigen nur zur Anwendullg- du !ll·inlicllen
Frage fiihren dilr[(~n: so ist eiulelldllelld, d:ls,
da der Gerichlsbrauch (unter si illselmeigenJer
Zustimmung der höchsten Staatsgewalt) schon
seit vielen Jahren die Anwendung der Folter,
als eines ehen so unmenschlichen als unsichern
Erforschungs -Mittels, nicht mehr gestattet, eine
grofse Menge von Verbrechen ungestraft bleiben
lind die Sicherheit im Staatsgebiete gefährdet
werden würden, ,,,enn die gedachte Bestimmung
der peinlichen Gerichtsordnung des Kaisers Kar!
') Der ohjedive Thatbcstand kann auf jede 'Vcise, selbst
durch künstlichen Beweis dargethan werden. P. G. O. Art.
147; ". Feucrbach's Lehrb. des peillJ. Hechts (9te Auß.),
§. 569.
2) Ilurlcb/lsc7/.r Beiträge lIlr Civil - und CriminaJgesetz-
gehung, Heft 1, S. 4. .
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des fünften wörtlich zur Anwendung kommen
sollte.
Diese Betrachtung ist auch Unsern Gerich-
ten nicht rntgangen, und es ist daher von ihnen
(ebenfalls unter Zustimmung der Regierung) seit
der Zeit, da die Folter nicht mehr angewandt
wurde, vielfältig auf einen hergestellten künst-
lichen Beweis, ohne dars der Angeschuldigte
eingestanden hiitte, eine peinliche Strafe, bis-
weilen unter der Benennung einer auJserordent-
lichen Strafe, erkannt worden.
Wenn jedoch eine auJserordentliche Strafe,
in dem Sinne, da[s der Richter den Beweis selbst
für unlJollständig hiilt, sich mit den Grund
sätzen des Rechts nicht vereinigen lä[st, indem
nur lJöllig bewiesene Verbrechen bestraft wer
den dürfen, jedoch aus harmonisch zusammen-
treffenden Anzeigen sich mit eben der, ja oft
mit einer noch gröfsern Sicherheit ein vollsüin-
diger Beweis herstellen lärst, als dieses bei dem
Beweise durch Zeugen der Fall ist, so haben
'ViI' für nothwendig erachtet, um alle Ungc-
wi[sheit bei ermangelndem eigenen Eingeständ-
nisse des Angeschuldigten zu beseitigen, Folgen-
des, in Beziehung auf die Zulässigkeit eines
lJollständigen Beweises durch Anzeigen, 7.U vrr
ordnen:
ART. 1.
Der Artikel 22. der peinlichen Gerichtsord
nllng und alle in solcher enthaltenen Vorscl11'if-
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ten, auch die speciellen LalHlesgesetze, welche
sich auf die Anwendung der peinlichen Frage
beziehen, werden hierdurch aufgehoben.
Es darf also so wenig auf die Tortur, als
auf die ReaL oder Yerbal-Territion von Unsern
Gerichten erkannt werden.
ART. 2.
Dagegen wird der Beweis durch zusammen-
treffende, geniigende und <':ollstiindig bewie-
sene Anzeigen (Indiciell) fiir slalfnehlllig erktirt.
Es tritt derselbe alsdalln eill, ,nillI der An;;f'-
sdlUldigle das Verhrechen lf'ugncl, \HrSWC;;CII
er in Unlersuc!l1Ing gualhclI iSf, uud 1'1' des-
selben durch ejgl~ne gericlilliclll~ Aussagl'lI, Zeu-
gen, Docllmente, Augensclll·in und (; lliach'ell
von Kunstverst;indigen, yollsl;inJig Hieltl über-
führt werden kann.
ART. 3.
Jeder Umstand, welcher in emem solchen
natürlichen Zusammenhange mit emem Yerbre-
chensteht, dars aus demselben auf dieses oder
auf die Person, welche es begangen, nach den
Gesetzen der Vern11n[t geschlossen werden kann,
hegründet eine l'f~cht1iche Anzeige.
ART. 4.
Zu Anzeigen dieser Art sind vorzüglich fol-
gende, beispielsweise hier aufgeführte zu zählen:
1. wenn gegen eille Person erwiesen worden,
dals sie ein besonderes Interesse gehabt ha-
1
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be, das zur Untersuchung stehende Verhre-
ehen zu begehen;
2. wenn Jemand dem Beleidigten mit dem \'01'-
gefallenen, oder mit einem demselben gleiclJ-
artigen Verbrechen im Ernste gedroht;
3. wenn der Angeschuldigte öffentlich oder
einem Dritten erklärt hat, ein solches Ver-
brechen begehen zu wollen;
4. welln Jemand von dem Beleidigten nichl
lange vor der That bedeutend heleidigt wal',
und an diesem Rache zu nehmen erustlich
gedroht hat;
5. wenn er Handlungen vorg'enommen, welche
als Vorbereitungen und MitLeI zn dem !Je
gangenen Verbrechen anzusehen sind;
6. wenn der Angeschuldigte um die Zeit und
an dem Orte des begangenen Verbrechens
auf eine verdächtige vYeise anwesend war;
entweder, dafs dieses bestimmt bewiesen
werden könnte, oder aus zusammentreffen--
den Fufsstapfen, aus dem Liegenlassen eiller
dem Angeschuldigten gehörenden Sache gc
schlossen werden könnte;
7 _ wenn der Angeschuldigte zur Zeit des be.
gangenen Verbrechens auf' eine verd;ichtigc
Weise von seinem vYohnorte abwesend war,
und .vorzüglich, welin er diese Abwesenheit
lügenhaft gelellgne t hat:
8. wenn bei ihm Werkzeuge und Mittel ge-
248 BEWEIS DUR.CH ANZEIGEN.
funden, wodurch die That gcwifs oder wahr-
scheinlich begangen worden;
9. wenn sich an dem Körper des Verdächti-
gen, an sei nen Kleidern, Werkzeugen oder
Sachen, die er im Gebrauch hatte, Spuren
finden, welche auf das Begehen des Ver-
brechens mit VVahrscheinlickeit schliefsen
lassen, z. B. wenn }Jei einem begangenen
Morde das Messer, die Kleider oder Hände
des Verd~ichtigen mit Blut besudelt gefun-
den;
10. wenn Jemand, ohne sich gehörig üher die
Rechtmäfsigkeit seines Besitzes auszuweisen,
Sachen besitzt, oder besessen hat, welche
entweder Gegenst~inde des Verbrechclls sind,
oder sich zur Zeit der begangenen That bei
dem Beschädigten befunden haben;
11. wenn Jemand, ohne dafs solches aus un-
schuldigen Veranlassuugen erktirt werden
kann, die Spuren eines Verbrechens zu til-
gen suchte;
12. wenn er ohne Ursache den Verdacht des
begangenen Vcrbrechens, ehe er dessen be-
züchtigt wurde, böslich auf Andere zu wäl-
zen bemüht war;
13. wenn er durch BestecInmg oder listige Um-
triebe die Handlung der Obrigkeit in Be-
ziehung auf ein Verbrechen abzuwenden sich
bemiihte;
14. wenn er, nach ruchtbar gewordener That,
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sich auf eine verd~ichtigeWeise von seinem
gewöhnlichen Aufenthaltsorte entfernte.
ART. 5.
Der Verdacht, welcher aus Anzeigen dieser
und ähnlicher Beschaffenheit erwächst, kann l-'er-
stärkt werden durch den bisherigen Lebenswan-
del des Angeschuldigten und durch die von ihm
frilher begangenen gleichartigen Verbrechen; an
sich und allein begründen aber diese Umstände,
und am wenigstens em furchtsames und verle-
genes Betragen bei den Verhören, keine recht-
liche Anzeige.
ART. 6.
Aus obigen Beispielen wird der Richter auf
diejenigen Anzeigen schliefsen können, welche,
nach der Natur und Beschaffenheit der einzelnen
Verbrechen, diese zu begleiten pflegen und auf
solche hindeuten; wie denn auch die peinliche
Gerichtsordnung in den Artikeln 24 his 43 und
13 t Anzeigen dieser Beschaffenheit aufz;ihlt, auf
welche hierdurch ausdrücklich verwiesen wird.
ART. 7.
Die Aussage eines einzelnen völlig glaub-
würdigen Zeugen, oder auch mehrerer, denen es
an völliger Glaubwürdigkeit mangelt, als z. B.
der Beschädigten, der Complicen, desgleichen
das aufsergerichtliche Geständnifs des Angeschul-
digten, gehören ebenfalls zu den Anzeigen.
ART.8.
Eine Anzeige, welche bei dem Straferkennt-
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nisse zu beriicksichtigen ist, muIs (Jollstiindig
bewiesen seyn; es ist aber keinesweges erforder-
lieh, dars dieser Beweis durch Eingeständnifs,
durch zwei vollgültige Zeugen, durch Documen-
te, Augenschein oder Aussagen von Kunstver-
ständigen hergestellt werde, sondern, so wie
künftig durch harmonisch zusammentreffende In-
dicien das Verbrechen seIhst vollsüindig bewie-
sen werden kann, so kann auch auf gleiche
VVeise die Anzeige bewiesen werden. Die Aus-
sagen eines glauhwi:irdigen Zeugen, wenn solche
mit den ausgemittelten Umst:indrn, oder mit
aufsergerichtlichen 13ekenntnissen des Angeschul-
digten vollkommen zusammentreffen, oder der
Umstand, dars dieses hinsichtlich ihres Zusam-
mentreffens unter einander der Fall ist, so dars
nach den Gesetzen der Vernunft an dem V01'-
handenseyn der Anzeige nicht gezweifelt wer-
den kann, hewirkt also ebenfalls den vollstän-
digen Beweis derselben.
ART. 9.
Wenn gleich der Beweis durch Anzeigen
nach unver:inderlichen, auf alle Criminal- Fälle
gleichmäfsig anwendbaren Regeln nicht hestimmt
zn werden vermag, weil es dabei auf die beson.
dem Umstände jedes einzelnen FalIes ankommt,
und der Sachkenntnifs, Erfahrung, Vrtheilskraft,
dem Scharfsirm, der Unbefangenheit und Gewis-
senhaftigkeit der Richter das Meiste iiberlassen
werden murs, wie Wir denn dieselben beson-
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ders zu der gröfsten Vorsicht hierdurch aufge-
fordert haben wollen: so sind i rn Allgemeinen
jedoch folgende Regeln streng zu beohachten.
ART. 10.
Es haben die Gerichte zu erw:igen:
1. die Beschaffenheit der Anzeige, nach dem
Grade ihres Zusammenhanges mit dem Ver-
brechen;
2. das Zusammentreffen und die Art des Zu-
sanmlenhanges verschiedener Anzeigen unter
einander;
3. die Anzeigen der Unschuld, welche dem
Verdächtigen zur Seite stehen;
4. die Stärke des Beweises der Thatsache selbst,
durch welche die Anzeige dargestellt wird·
ART. 11.
Eine Anzeige ist um so heweisender, je ge-
nauer dieselbe mit dem Verhrechen im Zusam-
menhange steht, je gewöhnlicher sie, der Er-
fahrung nach, als Ursache, 'vVirkung oder gleich-
zeitiger Umstand mit demselben verhunden ist,
und je weniger sich solche nach den hcsondern
Umständen anders, als unter Voraussetzung des
Verbrechens genügend crkI:iren läfst.
ART. 12.
So wie der Verdacht durch das harmonische
Zusammentreffen mehrerer Anzeigen sich ver-
stärkt, so wird er hingegen vermindert, wenn
mehrere Thatsachen, welche einzeln Verdachts
gründe sind, sich gegenseitig widersprechen.
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ART. 13.
Eine Anzeige hat, wie hereits erwähnt, nur
volle Wirkung, wenn sie vollkommen erwiesen
ist. Eine unvollständig hewiesene Anzeige be-
wirkt also um so schwächeren Verdacht, je mehr
an der Vollständigkeit des Beweises derselben,
nach den Grundsätzen dieses Gesetzes, mangelt.
ART. 14.
Es entsteht aus Anzeigen überzeugende Ge-
wifsheit, dafs sich die verd;ichtige Person der
That schuldig gemaellt halle:
1. wenn mehrere mit dem vorliegenden Ver-
brechen in hestimmtem ZusamTllenh:lIlgc ste-
hende gleichzeitige, und mit vorausgehenden
und nachfolgenden Anzeigungen I) verhun-
dene Indicien, welche einzeln vollst;indig er-
wiesen sind, in der angezeigten Person zu-
sammentreffen;
2. unter sich selbst dergestalt im Zusammen-
hange stehen, dafs solche Übereinstimmung,
nach dem ordentlichen Laufe der Dinge,
nicht anders, als aus der Begehung des
Verhreehens nach den Gesetzen der Vernunft
erklärt werden kann;
3. auch dieselben mit andern erwiesenen Um-
süinden der That zusammentreffen;
1) Verg!. P. Feuerback's J~ehrh. des peinJ. R. (91e Auf!.),
§. 547 ff.
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4. iiberdiefs der Angeschuldigte keine Anzei-
gen der Unschuld für sich hat;
5. zugleich durchaus keine Umstände vorhan-
den sind, welche die Vermuthnng begrün-
den, dafs die That von einer andern Per-
son begangen worden.
ART. 15.
Aus diesen Yorschriften folgt, dars eine
einzige, wenn gleich noch so nahe, Anzeige
zur Überführung des leugnenden Angeschuldig-
ten niemahls genügt.
ART. 16.
Eine vorzügliche Sorgfalt der Gerichte muIs
es seyn, alle auf die Vertheidigung des Ange-
schuldigten ab zweckenden Gegenanzeigen zu er-
forschen, in Ansehung derer kein strenger Be-
weis erforderlich ist, vielmehr Wahrscheinlich-
keit genügen soll.
ART. 17.
Die Frage, ob der Angeschuldigte, seines
Leugnens nngeachtet, durch die ausgemittelten
Anzeigen für hinreichend überführt zu halten
sey, soll nur durch eine Mehrheit von wenig-
stens zwei Drittheilen der Stimmgebenden Mit-
glieder des Gerichts entschieden werden 1).
1) Ich würde es zweckmäfsig finden, diese Vorschrift jeder
Zeit eintreten zU lassen, da das Geständnifs des Angeschul-
digten nicht vorhanden ist.
254 BEWEIS DVUCH Ai'iZEleEN.
ART. 18.
Wird der leugnende Angeschuldigte für
iiberführt angenommen, so murs auf die gesetz-
liche Strafe, unter Berücksichtigung" der ihm
zu StaUen kommenden Milderungsgründe, er-
kannt werden 1).
1) Bei der Abfassung dieses Artikels ist der Entwurf des
Gesetzbucbes selbst herücksichtigt, nach welchem der phy-
sische Tod nicht erkannt werden kann. Ich hahe in der
rorrede die Gründe dargelegt, weshalb es mir hedenldich
scheint (der Ungewifsheit alles mensf:hlichen Erkennens we-
gen), zum Tode 1.U verurtheilen. Andere Ausnahmen, so
wie sie im §. 6. der K. Hannoverischen Verordnung und im
§. 6. der F. Schaumburg-Lippischen aufgefiibrt sind, 1.11 ma-
cben, scheint mir nicht consequent. Blieben Zweifel hin-
sichtlich der Schuld des Angeschuldiglen über, so mufs er
von dem rerfahren entbunden werden. EI'folgt eine rer-
urtheilung, so mufs die moralische Gewifshei t der Schuld,
die hier zur gesetzlichen wird, vorhanden seyn. - Mich
dünkt, der Ausspruch: "der Angeschuldigte ist vielleicht
unschuldig, deshalb soll er etwas gelinder bestraft werden,
als wenn gar kein Zweifel übrig bliehe ce, läfst sich nicht
rechtfertigen. Nur der Zweifel kann übrig bleiben, der
selbst hei dem eigenen Geständnisse und bei dem Zeugen-
beweise stels übIig bleibt, wie eine vielfache Erfahrung bil-
lig lehren sollte. Dieses Zweifels wegen mufs die Todes-
strafe gänzlich "erbannt werden; andere Zweifel dürfen
nicht übrig hleiben; hleiben sie aber üher! so kann kein
Strafurtheil erfolgen: L. 5. pr. D. de poenis. "Divus Traja-
nus rescripsit: satius esse impuniIum reli'lui facinus nocen-
tis, quam innocentem condemnarc. « Ein Ausspruch, den
jeder Criminalrichier stets vor Augen haben mufs. Der Be-
weis durch Anzeigen gieht aber vielfach eine weit gröfsere
Überzeugung, als der Beweis durch Zeugen. Man stelle
folgende heiden Fälle zusammen. Ein höchstverschuldeter,





Sind die ausgemittelten Anzeigen nicht von
der Stärke, dars der Angeschuldigte der That
für üherführt gehalten werden kann, aher auch
nicht m dem Grade entkräftet, dals er völlig
leI' Mensch versichert seme Mobilien in der Phönix - Gesell-
schaft zehnfach höher, als sie "Verlh hatten. Er äufserle
vielfach: eine solche Gesellschaft zU betrügen sey keine Sün-
de, ja er bekannte beslimmt den Seinen die Absicht, er
wolle sein Haus anzünden, um durch die Versicherungsgel-
der aus seinen Schulden zu kommen. Er erfüllte den Bo-
den des Hauses mit Brennmaterialien, welche früher auf
demselben niemahls lagen, er kaufte Pulver und Schwefel,
er sandte die sämmtlichen Hausgenossen aus dem Hause
weg, er liefs das "VasseI' aus einem grofsen \Vasserbeh~ilter
in der Nähe seines Gebäudes, ohne einen unschuldigen Grund
angeben zU können, ablaufen, das Haus ging in Flammen
auf, als er sich allein in demselben befunden hatte, cl' rief
nicht nach ReUung, vielmehr riihmte er sich gegen Ver-
wandte, die Socielät durch die eigene Brandanlegung be-
trogen zu haben; - aber vor Gericht, als er sah, die Sache
werde ernstlicher genommen, leugnete er hartnäckig, ob-
wohl alle jene Anzeigen vollständig bewiesen waren, auch
schlechterdings kein Grund ausfindig zu machen stand, aus
dem der Brand entstanden seyn könne: - wer kann hier
an dem Thäter zweifeln? - Der zweite Fall. - In einem
Walde ist ein Erschlagener gefunden. Zwei klassische Zeu-
gen sagen eidlich aus, sie haben gesehen, dafs der ""Vald-
arheiter N. N., ein sehr rechtlicher, religiöser Mann, der
mehrere Waisen von seinem Verdienste unterhält, diesen
Mord begangen habe. Sie gehen Umstände an, die mit der
geschehenen That 7.Utreffen. - Der Angeschuldigte leugne!;
kein Grund ist vorhanden, weshalb er das Verbrechen be-
gangen hahen solle. Er bleibt his zum Tode hei der Be-
theurung, er sey unschuldig. - "Va war hier gröfsere Gp-
wifsheit: bei ,dem Beweise durch Indicien, oder hei dl'm
durch zwei klassische Zeugen?
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frei zu sprechen wäre: so ist derselbe von der
Instanz zu entbinden, die Untersuchung bis zu
künftiger Entdeckung neuer Anzeigen einzustel-
len, und der Angeschuldigte, wenn er verhaftet
war, in Freiheit zu setzen 1).
1) Bedenklich scheint es mir, gegen einen solchen einst-
weilen Entbundenen policeiliche Sicherheitsmafsregeln, in
sofern sie die Freiheit beschl'änken, zur Hand zn nehmen.
Unter Umständen - und wer verbürgt die Zukunft? -
könnte jener Grundsatz, als Gesetl ausgesprochen, der per-
sönlichen Freiheit sehr gefährlich werden.
A N H A N G.
Mittheilungeu







den Motiven zu demselben.
(;\Iüllchen, 1827.)
v. STHOl\1IlECK'S Enlw. e. Cr.-G.-B. 17
Bei der lebten Baierischen Ständeversammlung kam die-
,er Entwurf, wegen Mangels an Zeit, nicht zur Berathung,
und es wird daher derselbe wahrscheinlich in der nächsten
Ständeversammlung (1832) wieder vorgelegt werden.
Da dieser Entwurf, welcher nicht in den Buchhandel
gekommen, in Norddeutschland fast gar nicht bekannt ge-
worden, so hoffe ich, dafs die folgenden l\Iittheilungen aus
demselben ;'Ilanchem nicht unwillkommen seyn werclen.
VVie grofs 7.eigt sich I1aierns Monarch, dieser gekrönte
Weise, durch die Sorgfalt, seinem Volke milglichst voll-
kommene Gesetze zu gehen! Und mit welchem treuen Fleifse
entsprechen diesem königlichen Sinne die mit der Gese17,ge-
bung beauftragten Staatshehiirden,
Eine geistreiche Kritik dieses Entwurfes ,on unserm ju-
ristischen Polyhistor Mittermaier findet sich in den. neuen




Üher die Anordnung der Materien
S t r af ge set z b 1I C 11 e.
(Aus den Motiven zum revidirten Entwurfe des Straf--
gesetzbuches.)
I)ie Classification der einzelnen durch das Strafgesetz ver
pi3nten Handlungen, eine wahrhaft systematische und wisseIl-
schaftliche Aneinanderreihuug dieser Handlungen ist ein Ge-
genstand von der höchsten Schwierigkeit; ein Problem,
das - man kann es fast mit Zuversicht behaupten, auf eine
durchaus befriedigende und völlig tadelfreie Art sich kaum
jemal liisen lassen wird. :Man sehe die verschiedenen Ge-
setzbücher und Gesetzentwiirfe, die verschiedenen Systeme
der Criminalisten, in Compendien, Handbiichtrn lind eigends
dariiber geschriebenen Schriften, und man wird sich von der
unendlichen Verschiedenheit der Ansichten leicht iiberzeugen
Nimmt man auch gewisse Klassen an, so "ird man doch
bald entdecken, dar.~ die einzelnen Arten von der einen Seite
etwas an sich tragen, was sich zu dieser, von der andern
Seite etwas, w~s sich zu jener Klasse mehr annähert. Die-
selbe Handlung in der Person des Einen nimmt oft diese
Eigenschaft an, und versetzt sie näher in diese Klasse; in
der Person eines Andern ,erhiilt sich alles ganz anders.
Gleiche Beschaffenheit hat es oft mit den Verhältnissen und
Umständen einer und derselben That. Unter diesen ist sie
mehr zu dieser, unter jenen mehr zu einer andern Gattung
verbrecherischer Handlungen gehörig u. s. w. Oft müfste
man, wollte man eine streng systematische Ordnung einhal-
ten, dieselben oder doch ganz verwandte Materien, theilen
und zerreifsen , den einen Theil in diesen, den andern in ei-
nen andern Theil des Systems werfen. Leicht möchte einem
dabei jener Spruch Quintilians einfallen: Simile sit confuso,
quidquid est in pulverem sectum.
Wer das Alles in den Begriffen und in dem Leben
iiberschaut, ller wird in dem Versuche der systematischen
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Anordnung der :\Iaterie aller strafbaren Handlungen bald den
gordischen Knoten erkennen, der nicht geläs't, der nur
durchhaut werden kann.
Zum guten Gliicke hat es aher für die Gesetzgebung
und fiir den Gesetzgeber nicht darauf anzukommen, strenge
Systeme aufzustellen oder einzuhalten. Sache der Legiölation
ist es, richtig abgemessene Bestimmungen und Anordnungen
über jeden einzelnen Gegenstand zu treffen. Ist dieses ge-
schehen, so kann sie das Systematisiren der Doctrin und den
sich nie vereinigenden Gelehrten iibcrlasscn.
Das Strafgesetzbuch von 1813 hat viel systematlslrl,
und in welche bizarre Stellung sind nicht dadurch manche
Materien gekommen! Der Entwurf von 1822 hat Gleiches
gethan; er 11at die Gebrechen dcs Strafgeset1.!)lIchrs, insbe-
sondere durch die Annaltrne eines Mediums, in Ansehnng
der Subjecte, gegen "elclte verbrecherische lJalllJluugcn be-
gangcn werden, 111imlich des PubliClllns oder gemei-
nen \Vesens zu heilcn versucht. \\dchen Criliken ist
nicht diese Annahme und das darauf ßcbaute, al/ch nicht
vollkommen haltbare System.. tisiren allsgl'selzl gewI'sell ')
Man hälte bei der "evision des Entwnrf!' .... ein J.'iUes,
sich als wissenschaftlich ankiindigendes SYSlclll in AIlIlfllnung
der Materien annehmen und dasselbe \ielleicht staulich aus-
rüsten können. Allein iiuel'Zeugt, dafs es Ilem nellen Sy-
steme ehen so wie dem alten ergehen werde, hat man \'on
Hervorhebung' und zur Schaustellung irgend eines Systems
Umgang genommen, und bei Anordnung und Aneinander-
reihung der ::\laterien folgende Ansichten ergriffen.
:Ein gewisser Plan - will man ihn ein Systcm nennen,
so ist dagegen nichts zu erinnern - mufs allcl'dings auch
bei Aneinanderreihung der :\Iaterien eines Strafgesetzbuches
hefolgt werden. Denn das Strafgesetzbuch bleibt immer ein
Buch. Es darf nichts fehlen, worauf lIIan bei Abfassung
eines Buches mit l\.echt Anspruch machen kann. Dieses be-
steht besonders in einer, wenn al/eh nicht vollkommen wis-
senschaftlich, doch verniinftig und zweckmäfsig geregelten
Ordnung in nehandlullg der Materien. Ohne diese wiirden
die anzuführenden strafbaren Handlungen 11IH1 die darauf an-
zuordnenden Strafen einem Mautlarifc gleichen.
VVelchen Plan, welches System nun auch die Geselz-
B:~bung befolge, dessen mufs sie sich in der ganzen Durch-
fuhrung vollkommen bewufst sepl; nur ist es ihr nicbt 1I0t!1-
wendig, ibr System selbst, ,,,..ie in einem wissenschaftlichen
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vVerke, besonders hervorzuheben und zur Schau auszustel-
len. Sie kann dieses System, welches an sich seJbst gar kein
Gegenstand der LegisJation seyn kann, zu finden oder aus-
zubiJden, der Doctrin und den Rechtsgelehrten überlassen.
Die Legislation ha'1 ihren Plan oder ihr System bestän-
dig im Auge haltend, nur dafiir zu sorgen, dafs alles, was
zum Umfange des Strafrechts gehört, auf die einfachste, deut-
lichste und zllsammenhängendste \JVeise in solcher Art an-
einander gereiht wird, dafs die Stellung jeder einzelnen Ma-
terie auf vernünftig hemessenen Griinden beruht, verwandte
Materien nicht ohne Noth zerstiickeJt und nicht zu sehr aus-
einander gerissen werden, und dafs kein Glied in eine un-
natiirliche, bizarre oder gar abenteuerliche \'erbindung ge
bracht werde.
Sachkenner werden heurtheilen, wie ,,-eit es dem revi-
dirten Entwurfe gelungen se)', mit fortwährender Benutzung
alles dessen, was die ältere, neue und neueste Zeit Griind-
Jiches im Fache der Legislation und der Literatur über die
Anordnnng der Materien des Strafrechtes hervorgebracht
hat, sein Prohlem nach diesen angefiihrten Ansichten auf eine
zweckgemäfse Art zu JÖsen.
Man könnte sich zwar der l\Iiihe iiberheLen, eine Art
von Rechenschaft iiber die Art der Anordnung abzulegen.
Allein im Sinne mitzutheilender Motive liegt es, dieses nicht
ganz zu iibergehen, und mit kurzen \Vorten die nüthigen
Andeutungen anzufiihreil.
Man hat gefunden, dafs ein vorziiglicher Grund verllll-
gliickten Systematisirens darin liege, wenn allznviele Hand-
lungen unter ein e Gattung gezogen und in wenigen Kapi-
teln miteinander vereinigt werden. Lieber mehrere Kapitel
und dadurch Vermeidung' unnatiirlicher und S'ezwllngener
Stellungen! In den Uberschriften der Kapitel so vi e I wie
m ii g Jich ''Ii) keine allgemeinen Hubrizirungen nach (;aUun·"
gen, die viele Arten unter sich begreifen, sondern vielmehr
Rubrizirung nach den einzelncn AI·ten selbst.
Schon durch dieses eillZige Mittel wird es miiglich, g' ij·
fserc Uno-ezwungenheit in die Anordnung der Materien Zll
bringen, t>und ehen dadurch das J\1ifsliche zu vermeiden, was
aus Beobachtung des entgegenstehenden Benehmens hervorgeht
tJ) Ganz wird sit~h IlHlcs5eJl die5e~ doch uicht ye1'1Jleidell la ... ~t:.11.
Nur lnufs erfor(lerliche Behub;amkeit nnc;ewendet werden, wenll llieo
und da eine allgemeine Rubrik aufgestei"1t werden ;011.
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Davon ausgehend hat der Enlwurf zwei Hauptmassen
der strafbaren Handh~ngen angenommen. Verbrechen, Yer-
gehen und schwere Dbertretungen, -
I. welche ohne Itücksicht auf Standesverhältnisse von .Je-
dermann begangen werden können (delicta com-
munia) ;
11. solche, deren Begehung gewisse Standesverhältnisse vor-
aussetzt (delicta propria).
In der letzten Beziehung konnten blofs die eigenen Stan-
desverbrechen etc. der Staatsbeamten und öffentlichen Diener
in Betrachtung gezogen werden. Von den Standesver-
brechen anderer Stände der Biirger, z. n. der Soldaten, der
Geistlichen, der Kaufleute, Frachlfahrer etc. konnte nicht
besonders gehandelt werden.
Denn entweder gcllijren dieselben eigellen eeselzen,
den Kriegsartikeln, den kirchlicllen Geselzen u. dgl. all, oder
sie sind gemeine Yerbrechen, die nur durch die Standesci.
genschaft des ThäterseI'schwert sind, iUIlem er kraft der be-
sondern Verhiiltnisse seines Standes auch besondere C riinde
haben mufsle, von der That sich abhalten zn lassen.
Die gemeinen Verbrechen, Vergehen und LLcrtretun.
gen aber zerfallen in zwei weitere Hauptmassen.
A. Die einen haben ihre Hichtung n 1I I' gegen den Staat
im Ganzen, oder es mufs doch, wenn sie auch zugleich Pri-
vatrechte angreifen, gerade diese Richtung gegetl den Staat
als das IIauptmoment ihrer Strafbarkeit betrachtet werden.
B. Die andern hingegen haben ihre ~ichlllng gegen
Privatrechte, und wenn sie zugleich auf das Offentliche einen
nachtheiligen Einflufs äufsern, durd.l Gemeinschädlichkeit,
Gemeingefährlichkeit, Verletzung der gemeinen Sicherheit
u. dgl., so liegt doch hierin nur ein Grund zur erhöhten
Strafbarkeit.
Dieses sind die allgemeinen Grundlagen, von denen deI'
revidirte Entwurf, ohne dieses S \'stem iiufserJich hervorzu-
heben, allenthalben ausgegangen i~t.
In die speziellen Hubriken und die ALtlJeilung in die
einzelnen Kapitel kann hier,. 11m allzugrofse vVeitschweifig-
keit zu vermeiden, noch nicht eingegangen werden. \Vas
sich zu deren .Rechtfertigung anführen läfst, wird bei jedem




E rl öse h u n g der S t ra fh ar k e i t dur ch t h ä-
ti ge Reue.
Art. 90. Der Versuch wird stra80s, wenn die Vollen-
dung der bezielten That nicht durch Zufall, Unvermögenheit
oder äufsere Hindernisse unterblieben, sondern der Thäter
von dem Unternehmen freiwillig, es sey aus Gewissensre-
gung, Mitleid oder Furcht vor Strafe, abgestanden ist.
Art. 91. Eben dieses kommt zur Anwendung, wenn
derjenige, welcher einen A ndern zu Begehung einer straf-
baren Handlung Befehl oder Auftrag ertheilt, oder dafür ei-
nen I_ohn gegeben oder versprochen hat, den ertheiIten Be-
fehl oder Auftrag früher noch, als die That vollbracht wur-
de, ausdrücklich zurückgenommen hat.
Art. 92. \'Ver bei einer strafbaren That, zu deren Voll-
endung das Gesetz einen bestimmten Erfolg nicht erfordert,
die zur Vollendung hinreichende Handlung vollbracht, diese
aber freiwillig, aus eigenem Antriebe und früher noch, als
der dadurch bezielte Erfolg eingetreten ist, und als er
darüber bei einer Obrigkeit auf irgend eine Art
zur Rede gestellt worden, durch eine andere
H an dl un g ganz wirkung slos ge mac h t, oder sonst
auf unzweideutige \Veise an den Tag gelegt hat, dars er die
strafgesetzwidrige Absicht ganz aufgegeben habe, der soll,
wenn aus seiner Handlung noch kein Scbaden entstanden ist,
nach Artikel 90. beurtheilt werden, vorbehaltlich dessen, was
über den Hochverrath im Artikel 105. verordnet ist.
Art. 93. Bei andern strafbaren Thaten hebt der Ersatz
des verursachten Schadens, welchen der Thäter freiwillig,
aus eigenem Antriebe, und ehe er bei eincr Obrigkeit
auf irgend eine Art zur Rede gestellt worden,
geleistet hat, die Strafbarkeit nur in den vom Gesetzc aus-
drücklich bestimmten Fällen auf.
Art. ?4. Handlungen, worauf Todes-, Ketten - oder
Zuchthausstrafe gesetzt ist, haben im Falle der Straffreiheit
wegen thätiger Reue (Art. 90 - 93) die Stellung unter die
besondere Policeiaufsicht k Taft cl es G es e t ze s tUr Folge
264 A;IlUANG.
11futivc dieser Bestimmungen.
Die Artikel 90 - 94 sind im Ganzen aus dem Entwurfe
von 1822, Artikel 96-100, mit wenigen Änderungen bei·-
behalten worden. Die Gründe, warum dieses, der vielen :Er-
innerungen und Einwendungen ungeachtet, geschehen ist,
sollen im Folgenden angefiihrt werden.
1. ,"Vas die tllätige Reue bei Ver s u c h s h a n d lu n gen
angeht (Art. 90. 91.), so wurde die Straffreiheit des-
wegen zugestanden, weil diese Bestimmung das Beispiel
sowohl europäischer als in anderen "\IVeittheilen erlasse-
ner Gesetzgebungen für sich hat; - (jsterreichisches
Strafgesetzbuch; Code penal; Strafgesetzbuch fiir toui-
siana; IJallll(herischer und s:ichsischer Enl\YlIrf) weil
auch schon das baiel'ische S trafgcset'l.llllch \011 1Ht 3 die-
selbe Straffreiheit hat, und eine nachthelli;.;e Folge uoch
niemals wahrgenommen worJen ist; weil (;('r('chtisleit
und legislative Politik diese Straffreiheit fordern, um
das bereits angefangene Verbrechen noch 1.11 verhindern
und den Tkiter nicht auf die Spitze zn treiben, lieber,
wenn er doch noch eine Strafe leiden soll, delll Ange-
fangenen , in der HoflilUng, am EIHle unentdeckt zu
bleiben, den tauf zu lassen; weil enlllich - (w:ts auch
von allen folgenden, die thätige B.eue betreffenden Be-
stimmungen gilt) - die Einflihrung der mit dem Hechte
des Recurses versehenen Staats-Anwaltschaft gegen je-
den möglichen l\1ifsgriff der Gericllle die erforderliche
Controile herstellen 'wird und mufs.
Nur allein im Artikel 91. ist das eine Glied der im Art.
97. des Entwurfes von 1822 vorkommenden Alternative
"v 0 11 b r ach t wer den k 0 n nt e « weggelassen worden.
Durch diese Beschränkung ,verden diejenigen Beurtheiler zu-
frieden gestellt werden, 'welche in der zu grofsen Ern'eite-
rung der Straffreiheit etwas Bedenkliches oder GeCihrliches
zu finden geglaubt haben.
2. J?er _~rtikcl 92. handelt von derjenigen t]l:itigen Reue,
die Lei vollemleten, aber sogenannten f 0 I'me 11 e n Ve r-
hrechen eintritt.
Im Inbalte des Art. ist Llofs eine Berichtigung im Aus-
drucke des Art. 98. des Entwurfs von 1822 vorgenommen;
iibrigens aber ist der genannte Art. 98. vollkommen heibe-
halten ,,,'orden.
Dabei leiteten folgende Ansichten:
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Dafs der eingetretenen thätigen Heue hei formellen Yer-
brechen gar keine vvohlthätige vVirkung zu Gunsten des
H.euenden beigelegt werden solle, ist so llart, so ungerecht,
lind so unpolitisch, dafs es in der That von Niemand hellaup-
tet werden kann.
\\ elches aher die v'Virkungen und Folgen sC)'n sollen,
darüher kann die Gesetzgebung verschiedene Systeme befol-
gen. 1) Sie sieht die thiitige Heue nur als einen Grund zu
einem offiziellen Antrage auf Begnadigung an; 2) sie
giebt derselben rechtliche \Virkung,
a. indem sie die thätige Heue als einen allgemeinen
Ausrnessungs- oder Milderun gs'grund betrachtet;
b. indem sie dieselbe als generellen Grund der S traf-
los i g k e i t erklärt, einzelne Fälle ausgenommen;
c, indem sie die Miltelstrafse hält, und zwar dadurch,
daD; sie
aa. die thiiLige Reue im Allgemeinen zwar auch nur für
einen Milderung'sgrund ansieht, aber
LL. ausnahmsweise in gewissen Fiillen die Straffreiheit
dennoch, gänzlich oder theilweise durch Veränderung
der Strafe, nach Grad oder Gattllng, festsetzt.
Das erste dieser SJSteme, bei dem man auf die Gnade
rechnen zu miissen in die Nothwendigleit gesetzt \\ird,
ist ganz verwerflich. Das System 2 a. ist rein nur eine halbe
l\Iaafsregel, daher nicht anzurathen, und g-eeignet, den Zweck
der Almeu(lung der schiidlichenFolgen des Verbrechens ganz
zu vertehlen.
Vom Systeme zu 2 c. gilt eines Theils dasselbe, und
:mdern Theils Ufst sich nicht begreifen, warum g'erade bei
den schwersten besonders gefährlichen formellen VerbreclIen,
und nicht auch bei dcn minder schweren, die g;inzliche oder
theilweise Straffreiheit saH eintreten rniisscll. Man soHle glau-
ben, dafs dieses durch einen Schlu[s vom Grijfsern zum Klei-
nern bei den minder schweren noch weit mehr geschehen
sollte.
Nur das S,"slem 2 b., (I. h. das Syslem der gänzlichen
Straffreiheit wegen t!tätiger Heue bei fdrmellen Y~rbrechel1,
einzelne Fälle ausgenOlllmen, dem der Entwurf gefolgt ist,
~ann daher auch hier dasjenige seJn, welches der Legisla.
hon vorzugsweise anzurathen ist.
Nur dieses System ist der legislativen Politik gellüifs.
welche bezweckt, dem Verbrecher, der das Verbrechen be-
reits Vollendet hat, durch zu erwartende Straffreiheit noch
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jetzt Beweggründe zn geben, dars er selbst wenigstens die
schädlichen, noch nicht eingetretenen folgen seiner That
verhindere, d. h. das Geschehene so gut wie ungeschehen
mache. Dars dieses ohne Zusicherung gänzlicher Straffrei-
heit nicht erreicht werden könne, ist von selbst ziemlich ein-
leuchtend.
Kur dieses System ist zusammengehalten mit der Straf-
freiheit des Versuches wegen thätiger Reue consequent.
Denn wenn gleich der Formalität wegen ein vollendetes Ver-
brechen vorliegt, so steht dasselbe dennoch, in Absicht auf
seinen zu befürchtenden Erfolg, nur noch auf der Stufe des
Versuches, und in so weit mufs auch davon das l'Iämliche
gelten.
Irgend etwas Gefährliches ist von der Annahme dieses
Systemes nicht zu besorgen.
Denn man murs erwägen, dars solche Fiille tlliiliger
l~euc nicht lJei IWsewichten und geiibtcn Ycrbrechern von
Profession, sondern nur bei Gefallcncn lllltl Vf~rirrtcn, in
denen die Stimme des Gewissens, tier Sinn fiir Hechtlichkcit
und die Fmcht vor Schande und Strafe erwacht ist, vor-
kommen; man murs erwiigen, dars, wenn auch je ein nö-
sewicht die illaskc des J~ekehrten annehmen wollte, UIIl un-
ter dem Vorwande thätiger Reue der gerechten Strafe zu
entgehen, die Gerichte sehr leicht die \Vahrheit vom Truge
und den Schein von der \Virklickeit zu unterscheiden wissen
werden.
Irgend eine Gefahr ist um so weniger zu besorgen, wenu
man weiter erwägt, wie sehr unser Artikel 92. seine Dispo-
sitionen mit h ö c hs tel' Um sic h t beschränkt hat.
Der Verbrecher murs
1. sein vollendetes formelles Verbrechen durch eine andere
Handlung ga n z wirkungslos gemacht, oder SOlist auf
unzweideutige Art zu erkennen gegeben haben,
dars er seine verbrecherische Absicht ga n z aufgegeben
habe;
2. er murs dieses freiwillig;
J. aus eigenem Antriebe;
4. friiher als ein Erfolg eintreten k 0 n nt e oder eingetre-
ten ist;
.~. früher, als er dariiber bei einer OLri akeit - (also
nicht einmal bei einer Policeibehörde) a l~f ir g e 11 dei -
ne Art zur Hede gestellt worden ist, - gethan ha-
ben.
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Da alle diese Bedingungen cop u Ia t i v vorhanden SC} u
miissen, so kann doch, wenn unbefangene Erw;ignng Platz
greift, unserm Art. 92. eine gegründete Bedenklichkeit niellt
mehr im VVege stehen.
3. Im Artikel 93. endlich sind die vVirkungrn der thätigell
H.eue bei vollendeten m a t e ri elle n Ver L ree h eu her-
vorgehoben.
Geleisteter l':rsatz, Abwendung des Schadens von Be..
scllädigten ist schon im Allgemeinen ein Aus m e s s u n g s ..
(MiIJerungs-) Grund; weil, wenn dieses geschehen
ist, die vorhanden gewesene Verletzung entweder aufhiirt,
oder den höheren Grad, den sie erreicht hatte, wieder \er-
liert. (Art. 83. Nro. 2.)
Allein wenn der Ersatz oder die Entschädigung, d. h.
die Gutmachung der aus dem veriibten Verbrechen entstan-
denen nachtheiligen Folgen, ein Grund zur Erlöschung
der Strafbarkeit werden soll, so mufs der Ersatz auf
thätiger Reue beruhen, und zuglei c h murs das Gesetz bei
der in Frage stehenden Art strafbarer Handlungen diesen
Erlöschuugsgrund ausdrücklich anerkannt haben.
Mehr konnte hieri.iber im Allgemeinen hier nicht ycr-
fi.igt werden, und nur bei den einzelnen Arten der 'erbre-
chen wird davon die Rede seyn, ob der thätigen Reue "\Yir-
kung beizulegen sey, und welche?
IH.
ErlijschuJlg der StraJbarkeil durch
Ver j ~i h run g.
Art. 98. Die Strafbarkeit erlischt durch die Yerjährong,
wenn die im folgenden Art. 99. festgesetzten Zeiträume ver-
flossen sind, und der Thäter vy~ihrend ihres Laufes sich kei-
ner neuen in diesem Gesetzbuche Th1. 1. [iir strafbar erklär-
ten Handlung schuldig gemacht hat.
Auch verliert der ß.ückfall die Eigenschaft eines beson-
dern Erschwerungsgrundes , wenn vom Augenblicke der er-
standenen Strafe his zur Uegehung der uenen slrafbaren
That die für die bestrafte That bestimmte Yerjährllngszeit
268 AN IL~ ~ G.
abgelaufen ist; den Fall ausgenommen, wenn fiir den Riick-
fall im Gesetze eine eigene Strafe angeordnet ist.
Art. 99. Die Verjährungszeiträul11e sind:
1. bei den mit Todes- oder Kettenstrafe belegten Verbre-
chen, zwanzig Jahre;
2. bei andern Yerbrechen, zehn Jahre;
3. bei Vergehen, fiinf Jahre;
4. bei jenen Verbrechen und Vergehen, welche nur auf
Verlangen des Betheiligten zur Untersuchung gezogen
werden können, zwei Jahre;
5. bei schweren Übertretungen, ein Jahr.
Art. 100. Die Verjährung Hiuft, wenn keine einen
ueuen' Anfang derselben nothwendig machen(Ie Unterbre-
chung geschehen, vom Augenblicke der beg-angenen That
bis zum Anfanf)e des letzten Tages des gesetzlich bestimmten
Zeitraumes.
Sie wird unterlJrochen von dem Augenblicke an, wo
der Thiiter vom zustiindigen (;erichte \vcgen der vorgefalle-
nen strafbaren That bestimmt znl' I\ede gTsLdlt "orden ist.
Die Unterbrechung ist ohne Folge, und die Ycrj:ilmmg
wird als ununterbrochen forlgelaufen IJel.rachlrt, wen 11 IIach
der bestimmten Zuredestellung der Th:iLer aLs nicht schuldig
erkannt und von der Strafe freigesprochen, oder die gegen
ihn verhängt gewesene Untersuchung clefinitiv aufgehoben
worden ist.
In allen andern Fällen, es mag die Untersuchung nicht
fortgesetzt, oder die Entscheidung unterlassen, oder ein Ur-
theil z,var erlassen, der Thäter aber nicht ycrurtlleilt, oder
das verurtheilende Erkenntnifs nicht vollstreckt worden se)'n,
mufs die Verjährung nach ihrer Unterbrechung, vom Zeit-




Art, 156. \Ver, aus was immer für einer Ursache, Je-
manden zum Streite mit Waffen herausfodert, und wer auf
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eine solche Heransfoderung sich zum Streite stellt, der vvird
l,cstraCt ;
I. mit Ge fit n g n i [s, wenn dabei gar keine, oder eiue
geringere Ver w und u n g , als die in der folgenden
Nr. II. bestimmten sind, erfolgt ist;
JI. mit Arbeitshaus, wenn dabei ein Tbeil auf die im
Art. 220 Nr. 1. angegebene '\Veise oder sonst lehensge-
fährlich verwundet, oder ohne eine auf den Tod des
einen Theils getroffene Verabredung geWdtet worden ist;
111. mit Zuchthaus, wenn der Zvveikampfaufden Tod
eines Theils verabredet gewesen, und Lei demselben ein
Theil geWdtet worden ist.
Art. 157. Als Gehiilfen sind zu strafen:
1. diejenigen, welche beim Zweikampfe als Zeugen oder
Secundanten sich gestellt;
2. diejenigen, welche zu der Herausforderung oder zur
Annahme derselben auf irgend eine Art beigetragen;
3. Vorgesetzte, welche von einem bevorstehenden Zwei·.
kampfe '\iVissenschaft hatten, und dasjenige, wozu sie
kraft ihres Amtes verpflichtet waren, zu dessen Yerhin-
derung nicht gethan haben.
Art. 158. 1\1it Arrest nicht unter einem i\lonat
sind zu bestrafen;
1. diejenigen, welche zum Zweikampfe herausgefordert,
oder die Herausforderung angenommen haben, "'enn
anch derselbe nicht zu Stande gekommen ist;
') diejenigen, welche dem Herausgeforderten, welcher
den Zweikampf abgelehnt hat, Verachtung gedroht oder
hezeigt haben.
Art. 159. Gegen denjenigen, welcher den vom andern
Theile ihm angetragenen Hechtsweg zuriickgewiesen hat,
oder, nachdem dieser bereits betreten ge\\'esell, zum Z\\ei-
kampfe wieder znriickgekommen ist, soll dieser lJmstalld in
}'iillen des Al'l. 156. und des Art. 157. NI'. 2. als besondere,'
Erschwerungsgrund gelten.
Art.. 160. Zuchthaus - oder Arheilssl ra[" 11 , ",drIll' n;H:h
Art. 156. zuerkannl werden, sind auf einer F j'.' 10 n S 7."
vollziehen.
yVom Diebstahle und der UnlHscblagung.
Art. 261. 'Ver wissentlich ein fremdes bewegliches
Gut, selbst Geisteswerke nicht ausgenommen, ohne ]~inwil­
ligung des Berechtigten eigenmächtig in seinen Besitz nimmt,
um dasselbe rechtswidrig als Eigenthum zu haben, der ist
des Diebstahls schuldig.
Der Diebstahl ist vollendet, sobald der Dieb die Sache
von ihrer Stelle hinweg zu sich genommen, oder sonst in
seine Gewalt gebracht hat.
Art. 262. Der Diebstahl, welcher keine der in den
folgenden Art. 263. und 264. bestimmten ersclm'erenden Ei,
genschaften hat, wird mit G e Li n g ni fs bestraft.
Die Gerichte sind jedoch - den Fall eines durch
Öffnung von Gr;ibern an den darin hefindlichen
Sachen ausgenommen - erm;ichtiht, alsdann, wenn
der Werth oder Betrag des Entwenlleten die Summe von
zehn Gulden nicht iibersteigt und der Dich kein der iiffcnt-
ichen Sicherheit gefährlicher Mensch ist, auf Ar res t zu er-
kennen.
Diebstähle an Friichten oder anderen Erzeugnissen des
Bodens auf dem Felde, oder in Gärten, oder in 'Väldern,
sollen, in sofern sie den Betrag von zehn Gulden nicht über-
steigen, vorbehaltlich dessen, was in der Forstordnung be-
sonders verordnet ist, mit Ar res t bestraft werden. Die
Verübung eines solchen Diebstahls zur Nachtzeit gilt als be-
sonderer Erschwerungsgrund.
Art. 263. Der Diebstahl wird mit Ar bei t sh aus ge-
straft:
L wenn eine dem Gottesdienste gewidmete Sache aus ei-
nem dem Gottesdienste gewidmeten Orte entwendet
H'orden ist;
., wenn er auf öffentlichen Stralsen ent\veder an dem
Gepäcke der l\eisenden, oder an den von Fuhrleuten
oder noten oder durch die !>ost verfiihrten 'Vaarell,
mittelst Ahschneidung oder Erbrechung der Befesti-
gungs - oder Verwahruugsmittel der Koffer, Kisten,
Mantelsäcke u. d. gl., begangen worden ist;
3. wenn der Diebstahl in bewohnten Gebäuden mitte1st
271
äufsern oder innern Einbruchs, oder durch Einsteigen
von aufsen , oder mitte1st falscher Schliisscl, oder auch
mitte1st der rechten Schliissel, welche sich der Dieh
vor der That heimlich oder mit List, um sie zur Ent-
wendung 1.U I-;"ebrauchen, verschafft hat, geschehen ist.;
4. wenn sich der Dieb, aufser den zur Vollbringung des
Diebstahls mitgebrachten Werkzeugen, mit VVaffen
noch besonders versehen hat;
5. wenn der Diebstahl von einer Bande verübt wurde;
6. wenn ein den Betrag von zehn Gulden übersteigender
Diebstahl von einem Dieb veriibt worden ist, welcher
vorher schon zweimal wegen Diebstahls wenigstens mit
Gefängnifs bestraft war;
7. wenn wenigstens drei Diebstähle, von denen jeder mehr
als zehn Gulden beträgt, zugleich zu strafen sind;
8. wenn der Betrag des Diebstahls die Summe von zwei-
hundert Gulden iibersteigt.
Die Gerichte sind jedoch ermächtigt, in den Nr. 3. be-
nannten Fällen, wenn der Betrag des zugefügten Schadens
zehn Gulden nicht iibersteigt, der Thäter kein der öffentli-
chen Sicherheit gefährlicher Mensch, auch die diebische Hand-
lung seIbst von minderer Gefährlichkeit ist, auf die Strafe
des Ge f ä n g ni s ses, jed°eh 11 ich tun tel' sec h s lH o-
na ten, zu erkennen.
Art. 264. Der Diebstahl wird mit Zu c h t hau 5 be-
straft:
1 wenn der Dieb vorher schon zweimal "wegen Diebstahls
die Strafe des Zucht- oder Arbeitshauses erlitten, und
nun wieder einen wenigstens mit Gefängnifs strafba-
ren, zehn Gulden iibersteigenden Diebstahl begangen
hat;
2. "..-enn der Dieb, ohne sich vorher mit \Yaffen beson.
ders versehen zu haben, entweder erst ergriffene \Yaf.
fen oder die zur Verübung des Diebstahls mitgeLrach.
ten \Verkzeuge als "Vaffen am Schreckung oder )lifs~
handlung derjenigen Personen gebraucht haI, welche
die IIill\vegbrillgullg des entwendeten Gutes YCrhin-
dern wollten;
:i. wenn ,on einer Bande oder von '"aganten in Yerbill~
dung ein Diebstahl veriibt worden ist, welcher nach
Kr. 1. 2. 3. 4. und 8. des vorhergehenden Artikel~
mit Arbeitshaus 7.U strafen wäre;
4. wenn wenigstewt drei Diebstähle, \on denen jeder mit
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Arbeitshaus zu strafen "'1ire, an dem Dieb zugleich zu
strafen sind;
5. ,"enn ein, nach NI'. 1. 2. 3. 4. des vorhergehenden
Artikels, mit ArbeitshallS strafbarer Diebstahl die Sum-
me von fiinfhundert Gulden iibersteigt.
Art. 265. ,Yenn der Diebstahl verübt worden ist:
l. an Sachen, welche zum Eigenthume des Staates, des
Königs oder des königlichen Hauses, oder zum Yer-
mögen einer frommen Stiftung fiir Gottesdienst, Un-
terricht oder ,Yohlthätigkeit gehören, oder sonst zum
Nutzen oder Dienste des Publicums gewidmet, oder
unter obrigkeitlichem Schutze hinterlegt sind;
2. an Vieh auf der 'VVeide, im Pferche oder Triebe, an
den auf dem :Felde stehenden Ackerger;ilhschaften; all
Sch wemm - oder Flofsholz; an\Vild in Parken o<ler
Thiergärten; an Fischen in \Yeihcl'll und Fischtcichen;
am Tuche auf der Bleiche und andcl'll Sachen, wdche
nicht besonders verwahrt werden kiinncn;
". in iiffentlichen Gasthäusern;
4. bei Feuers - und ,Vassersnoth, in dringenden Kriegs-
gefahren, während eines Aufruhrs oder Lei andern der-
gleichen Ungliicksf1ilIen j
5. auf Jahr- oder \Vochenmärkten, oder im Gedränge
einer an öffentlichen Orten versammelten Volksmenge;
6. von Dienstboten, aufseI' dem Falle des Artikels 266.
NI'. 7.; von Gesellen oder Lehrjungen; von Taglilh-
nern oder solchen Personen, welche für Lohn oder
Kost Dienste leisten und deswegen im Hause aus - und
eingehen, an der Dienerschaft, dem Meister oder Haus-
herrn, oder an J e!lland, der sich mit diesen in dersel-
hen häuslichen Gemeinschaft befindet;
7. durch Einbruch oder Einsteigen in unbewohnte Ge-
bäude, oder durch Einsteigen in bewohnte, mitte1st
bc,onders veranstalteter Vorrichtungen oder hedlCige-
schafftel' Hiilfsmittcl:
so soll dieses als besondf'rer Enchwerllngsgrund
gelten.
Art. 266. Entwendungen, welchc
I.. zwischcn Ehegattcn oder von ,Vittwern und \ViUw('1l
am Nachlasse dcs verstorbenen Ehegatten;






.J.. zwischen Neffen und Oheimen oder Tanten, Grofs-
Oheimen oder Grors-Tanten;
5, zwischen andern in derseIhen Familiengemeinschaft le-
benden Verwandten;
6. z,vischen Verschwägerten bis zum zweiten Grade nach
civilrechtlicher Berechnung;
7. vom Gesinde an Efs- und Trinkwaaren aus Liisternheit
begangen werdcn, sollen, die im Art. 263. Nr. 4., Art. 264
Nr. 3. bezeichneten Fälle ausgenommen, nur auf Verlangen
und Anzeige des l~eschädiglen in Untersuclmng gezogen und
alsdann, wenn Zucht- oder Arbeitshaus eintreten wiirde, mit
Ge Li n g n irs, aufscrdem aher mit A rr es t bestraft werden.
Art. 267. \Yenn der Dieb, ehe derselbe iiber die Ent-
wendung auf irgend eine Art von der Obrigkeit oder vom
Gerichte zur Hede gestellt wurde, ohne rechtswidrigen Nach-
theil eines Dritten die Zuriickgabe oder den vollen Ersatz
lIes Entwendeten, oder die gänzliche Zufriedenstellung des
Jksch;ioigten bewirkt hat, so findet dieses Diebstahls wegen
Untersuchung und Bestrafung nicht Statt.
Ist der Ersatz oder die Zufriedenstellung nur zum Theile
geschehen, so wird dadurch die Strafharkeit nicht ganz auf.
gehoben, und so weit, als es bei Bestimmung und Zl1l11PS·
sung der Strafe auf eine Summe anZllkolJ1men hat, nnr die
jcnige Strafe zuerkannt, welche nach .\!Jrechll1lllg des Zn
riickerstatteten dem Geselze nach Stall finde!.
Art. 268. In allen F;il]eil eines DieLiSlallJs, ,,,"0 auf Ar
beitshaus erkannt "ird, ha n n, und S\',:cn wm zweilenmale
Hiickfiillige s oJ I die Stellung ,1cs SchUU!';"Cll unter die be-
sondere Policeianfsicht mit der Strare ycrllllllden werden.
Art. 260. Zu den bewohnlen Cebiilldell ,H'rden
~:'TecllJlet :
., 1. alle lLiuser und Ccb;illde, in \\dellen :\Iense]l('n wirk
lich ,,'olmen, wenn sie sich ;lllch Zll r I.eit des began
gl'nell llici,stahL darin niel,t auCgcldlen haben j .
der zn einem bc\nJlillLcn !lause ,~ehiirise geschlo,sen,
ll.or,'alll11 111\(1 die ill demselben steiiendeil (;clJ;imlc
1~;1I :,escldosscller 1I0l'raum isid'·i·icni;.;c, in wei
ehen hl;':J1 "HHi' durch FinJH'ccbcn oder Eln:;;ll~il,(,;l ::-;elangen
kann,
_.\rl -'>71~ /\;/; ern f·,in:.II"ilCll Li':~,ct.li cier_jenl~l'"
welcher sich, ::nf was immer flir eine gewaltsame A1'1 uurl
vV'eise, enlwe<lcr einen ,orher nicht \orhanden gc'y('.'enen
od"'r geschlossenen EilIgans erMfllel, oder eine \ orhandenr
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Öffnung zum Eindringen erweitert, oder sich sonst eine Öff.
nung verschafft, mille1st welcher er den ,orhandencn Ein-
gau; zum Eindringen sich öffnen oder auch ohne einzudrin-
gen die Entwendung im Innern vollbringen kann.
Art.271. Der innere Einbruch wird durch gewalt-
same Eröffnung von Thüren, Gemächern oder 'Indern Be-
hältnissen begangen.
Art. 272. Unter falschen Schlüsseln werden Sperr-
haken, Dietriche, Haupt - und nachgemachte Schlüssel lllld
andere Instrumente verstanden, womit SchWsser eröffnet
werden können.
Art. 273. "Ver eine fremde bewegliche Sache in lk
sitz oder Gewahrsam hat, und in der Absicht, sie dem Ei-
genthümer ohne Ersatz zu entziehen, dieseihe fiir sich bph~ilt,
gam. oder zum Theile verbraudlt, aus Eigl'lItbllm iihertra-
genden Titeln an Andere iiberläfst, (leI' madll sich dl'r U n -
tersehlagung schuldig.
Diese Absicht, zu entziehen, ist gegen denjenigen als
erwiesen anzunehmen, welcher
1. dem zur Zuriiekforderung Berechtigten den l\esitz 0111'1'
die Gewahrsam ableugnet; oder
2. ohne bereite Mittel zum Ersatze die Verbr.1ucllllng 0111'1'
Veräufserung vorgenommen und auf erfolßle I.uriick-
forderung die Herbeischaffung der Sache, olkr die
vollkommene ZufriedensteJlung des I~erechtigten nicht
sogleich bewirkt hat.
Nach den Bestimmungen über die Unterschlagung ist
auch derjenige zu strafen, welcher eine Sache findet, und
diese auf Anfrage ableugnet, oder der Obrigkeit den Fund
nicht bekannt macht, oder nicht wenigstens innerhalb 8 Ta-
gen, nachdem eine öffentliche Aufforderung des .Finders ge-
schehen ist, den :Fund der Obrigkeit anzeigt.
Art. 274. Die Unterschlagung, welche keine der in
den folgenden Art. 275. und 276. bestimmten erschweren-
den Eigenscllaften hat, 'wird mit Ge fä n g ni 1's bestraft.
Die Gerichte sind jedoch ermächtigt, alsdann, wenll
der vVerth des Unterschlagenen die Summe von zehn Gul-
den nicht iibersteigt, StaU des Ge fäll g n iss es auf Ar r (~.'i t
zu erkennen.
Art. 275. Die Unterschlagung wird mit Arbeits haus
gestraft:
t. wenn eine den Betrag von zehn Gulden iibersteigende
Unterschlagung von Jemand veriihl wordf'n ist. wel-
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eber vorher schon zweimal wegen UnterschJaoung we-
nigstens mit Gefängnifs bestraft worden war ~
') wenn wenigstens drei mit Gefängnifs strafbare Unter··
schlagungen , von welchen jede mehr als zehn Gulden
beträgt, an dem Thäter zugleich zu strafen sind;
3. wenn Handelsleute , welche den Commissions - oder
Speditionsl13l1del treiben, Fuhr- oder Schiffleute , (jf.
fentliche Boten, Inhaber öffentlicher Pfand- und Leih-
häuser, aufgestellte Lotto - Collecteurs, defsgleichen die
Lei solchen Geschäften oder Gewerben bestellten Per-
sonen, z. B. IIandelsbediente, Schreiber, Aufseher,
Fuhrknechte und dergleichen, sich an Sachen, die ih-
nen vermöge solcher Geschäfte oder Gewerbe am'er-
traut sind, einer Unterschlagung schuldig gemacht haben;
4. wenn Vormünder oder Curatorell am Vermiigen ihrer
Pflegebefohlenen , bei Concurs - oder Debilsachen ge-
richtlich bestellte oder }Jestätigte Illassecuratoren, Gü-
terpHeger oder Sequestrationsycrwaltcr an dem zur
Masse gehörigen Vermögen, Testamentsexecutoren an
der Erbmasse, Verwalter des Stiftungs - oder Comu-
nalvermägens, so weit diese nicht nur unter den Staats-
beamten und öffentlichen Dienern begriffen sind, am
Vermögen der Stiftungen oder Communell eine Ullter-
schlagung begehen; vorbehaltlich der nach Beschaffen-
heit der That allenfalls verwirkien hübcc'tl Bestrafung
5. wenn der Betrag des Unterschlasenen \lie Summe YOIl
zweihundert Gulden iiLersteigt.
Art. 276. HieUntcrschhgun!; wird mil ?uchthall'
gestraft:
1. wenn der Th;iter vorher schOll z\veimal \"egen '{inl{'!'
schlagunt; ,1ie Strate des Zucbt- o,lel' ArLcitsbauses er-
litten, llllQ nUll \"jeder eine weni;stens mit Gefiingnifs
strafhare lJnterscldagllng, deren Hetras zehn Gulden
liberstei;:;t, llcgalwcll hat;
'2. wenn ,,~cnigstens'~lrei cinzeln mit Arbeilshaus slrafharc
Unlerschlai,ll11gell an dem Th;i!er zugleich zn strafen
sin,] :
;~ wcnll dCI' HetTa;:; ('l!,('[' n;:ch (!"m yorher~ehend(,ll Art
1\ r. :\. 4. mit Arbeiisliaus strafbaren lJ uterschlagung
fiinfhnndert Gulden iihersleig1.
Art. 277. \Vas in dCIll Art. :':65. Nr. 1. 4. 6., dann in
den Art. 266. lind 267. iiber den Diebslahl verordnet ist,
kommt auch bei der Unterschlagung wr Anwcnllnng.
1~ •
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Art. 27S. \Ver Gelder oller geldeswerthe bewegliche
Sachen, 'welche ihm vermi;ge seines Amtes zur \ erwahrung,
Verwaltnng oder Ablieferung an eine andere Behiirlle oder
einen PrivatenüLergeLen sind, fii r sich bek;lt, ganz oder
zum Theile verbraucht, aus Eigentlmmiibertragenden Titeln
an Andere iiberläfst - Fälle des Art. 339. ausgenom-
me n - es seven die anvertrauten Gelder oder Sachen
Staats - oder Pri~ateigenthum, es sex dieses mit der Absicht
des Ersatzes und bei bereiten l'litteln zu demselben geschehen
oder nicht, wird mit Dienstentsetzung und GefänJg-
ni fs; wenn der Betrag oder ""\'\7erth des \eruntreuten z\vei-
hundert Gulden übersteigt, mit Arbeitshaus, und wenn
der Beamte, bei gleich grofsem Betrage, ZIlgleich die Flndlt
ergriffen hat, mit Z. u c h t hall s gestraft.
Art. 279. \Ver an Sachen, die ihm ZI\",1r im "mle
nicht anvertraut sind, die er a!)('r durch (;ellf'lIdlll:lcllllllg
seines Amles in seine (;c\\alt Z1I hrill,t;f'1I I-; ('\\" 11 [,t hai, cillf'
Unterschlagung bf'geltt, ist nach ,1('11 I:eslillllllllngf'n der Art.
274. bis 276. 1.U strafen, jedoch ist in J;;i1ICII, \\ 0 nllr :llIf
Gefangnifs Zll erkennen ist, mil dieser SI raff' dif~ I) i ('li s 1-
e n t la ssu n g zu vcrbintlell.
VI.
Vom Betruge
Art. 280. \Yer wissentlich falsche Thatsachen fiir wahr
ausgieLt, wahre Thatsachen unerlaubter "'Veise vorenth:i!t
oder unterdriickt, dcr,gleichen wer solche Handlungen eines
Andern wissentlich hermtzl: und Iladurch entwede~ Jemand
rechtswidrig bcschädi;t, oder sich einen unerlaubten Yor-
thcil verscharrt hat, der isl: des TI e I: I' 11 g r s scllllldi~ ..
DeI' ])ctrut; allfser Yertr:igell ist ;dlzeit, bei '\ ertdgen
abel' alsdann strafbar: '
1 wenn bei einem zweiseitigen, auf gC!jentheiligen Yor-
thcil f}"rrichl:clen Vertrase die Täuschung oder Be
nutzung des lrrthurns des Andern sich auf wesentliche
Stücke der Yerlragsarl: bezieht un(l in Folge (lersellJf~n
rechtswidriger Vortheil hezogen orler Schaden ~cslirtel
worden ist;
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2. wenn bei einseitigen Verträgen der Eine den Andern
durch Täuschung zu Eingehung des Vertrages verleitet
und dadurch in Schaden gebracht hat.
Art. 281. Der Betrug, welcher zu keinem der in den
folgenden Art. 282. 283. bestimmten Fälle gehört, wird mit
G-efängnifs gestraft.
'Venn jedoch die Grö[se des zugefiigten Schadens oder
des erlangten unerlaubten Vortheils zehn Gulden nicht über-
steigt und der Thäter kein der öffentlichen Sicherheit gefähr-
licher Mensch ist, können die Gerichte Statt des Ge fä n g-
niss es auf Arrest erkennen.
Art. 2W.!. Der Betrug ist mit Arbeitshaus zu stra-
fen:
1. wenn der Betrüger die Religion, eine religiöse Hand-
lung oder eine durch Heligion geheiligte Sache als
Mittel zur Ausiibung des Betruges gebraucht hat;
'.! _ wenn, mit Anwendung falscher Piisse oder Amtscerli-
ficate, Sammlungen oder Collecten angestellt worden
sind, unter dem falscheIl Yarg-eben, dafs es fiir Yer-
ungliickte, fiir Gefangene oder fiir wohltlüitige OdCl'
fromme Zwecke geschehe;
;~. wenn der lktrug in eigenniitziger Absicht, um Jcr"an(!
durch abergläubische oder IlinterJistige Yerblendungen,
z. B. angebliches Geistcrheschwi;ren, Scllalzgral"'II,
Zeichendeuten, Goldmachen 1I. dgl. w hintel'f-Jchcn, Ilf'
gangen vvorden ist;
4. wenn <leI' Betrug' von einer Ihndc oder von 'Yaganlell
in Verl)illdnug vcriiht wor(leu ist;
5. wenn bei offenen oder freien Gewerben verCiJ"chles
Mals oder Gewicht gebraucht ,,-ot'(len ist;
() wenn Personen, welche vermöge ihres Ge,,-erbes Gold,
Silbel' oder Edelsteine verkaufen, wissentlich \Yaaren ,on
unedlen oder geringllaltigen Metallen als probem~ifsig,
oder 111l;ichte Steine als Edelsteine ,erkaufen, oder die
ibneIl afl\ertr;l1Iten :\!ctalle lIlal Edelsteine gegen ge
ringhallige :\fetalle oder Steine 'ertauschen ;
7. wenn (li!' inl Art. 275, Ziffer 3. 4. genannlen Perso-
neil siclt in \ nsdlung der dort benannten Gegeu"tällJ,'
eines Betruges sdlllillig gemacht haben;
R. wenn ein zdlll Guldell iihersteigen<ler Betrug \Uu .11'
lIlaud \'eriiht wor<len ist, "'elehrr vorher schon zWl'i.
mal wegeIl Betruges wenigstens mit Gcfängnifs t:;estr;,f!
Wat·;
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\ Oll welcllell jeder
delll Thäter zugleich
9. wenn wenigstens drei lieh'i,;,'
mehr als zelJn Gulden bet6gt, a1l
zu strafen "inu;
10. wenn der I;etrug Jie Summe von zweihundert Gulden
übersteigt.
Die Gerichte "ind jedoch ermächtigt, in dem unter
Nummer 5. genannten falle wegen minderer Hedentenlleit
der Beschädigung auf die Strafe des (~e f ä n g ni s ses,j e-
doch nicht unter sechs :'tIonaten, zu erkennen.
Art. 283. Der Betrug wird mit Zuchthaus hestraft;
1. wenn der Betriiger vorher schon zweimal wegen Be-
truges die Strafe des Zucht- oder Arbeitshauses erlit
ten und nun "iede!' einen wenigstens mit Gefängnifs
strafbaren, den Iktr;lg von zeim (~ulden iibersteigen
den Betrug begangen bat;
2. wenn \ on einer Bande oder von Yaganlen in V('I'bin
dung ein Belrug 1)('1;an;.;ell \vof'(len i"l, \\ ('leller nach
dem vorllergehenclen Arti/.;e1 .i\c 1. :2. ;).1111,1 lO. mit
ArbeilslJaus zu slrafen wiire;
3. wenn welligslens drei au[,er eiller BalHle v.... ,ihle, l'ill-
zeIn mit Arbeitsbaus zu slrafelHle Belriige a, dem He-
triiger Zllgleich zu strafen sind;
4. wenn ein mit Arbeitshaus strafbare!' Betrug die Summe
von fiinfhundert Gulden iibersteigl.
Art. 284. Die Bestimmungen in dem Art. 265 . .i\ r. 1-
4. 6., dann in den Art. 266. wHl 267. kommen auch bei
dem Betruge zur Anwendung.
Art. 285. '\Ver den Staat um die demselben sdmldigen
Abgaben oder GeDille betrüglich verkiint hat, soll, neben
der durch die sonstigen Umstände der That YeI'wirkten Stra-
fe, nach Verhältni[5 der Gröfse des Betrages dieser Yerkür-
zung', an Geld gestraft \ve!'den.
\erkiirzunsen und Unlersddeife im Aulsehla;.;s-, 1\Iaul.-,
Zoll - und Stempehvcsen werden nach heu besol;dern hier.
iiLer erlassenen YI'rorduullScU heslraf!.
Art. 28G. \Yer Lei bevorstehendem oder ausgebroche-
nen Concursc dlll'ch Letl'iigerische IIandlulJSCu eimelue CI;ill.
Liser \01' andern IJcSiiustist, ode!' UIll seine GI:iuLiger zu
verkiirzen, Geld oder i)l'ldeswerthc Sacheu heimlicll zuriick-
behält oder auf die Seile schafft, A.ctivforderungen ver-
schweigt oJe!' aeren Bezahlung heimJicll annimmt,. oder er-
dichtete 1~J;iuLi;;er allbtelll, der soll, wenn er nicht als Han-
delsmann, VVecbler oder F;J1Jrikallt sich dadllrdl eines be
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lI'üglichen Bankerotts schuldig gemacht hat, nach den vor-
llergehenden Artikeln 281. und 282. NI'. 10. gestraft werden.
Art 287. Ein Bande1smann, Wechsler oder Fabrikant,
welcher in den Zustand der Zahlungsunfähigkeit gekommen
ist, soll des betrügerischen Bankerotts in folgenden
Fällen für schuldig erachtet werden:
1. wenn er seine Handelsbiicher auf die Seite geschafft
hat, oder wenn die vorgelegten Handelsbücher falsche
Eintriige enthalten;
2. wenn er Ausgaben oder einen erlittenen Verlust fälsch-
lich vorgegeben hat;
3. wenn er in den letzten sechs Monaten vor Einstellung
seiner Zahlungen beträchtliche Summen an Geld oder
\'Vaaren eingenommen hat, und deren Verwendung
nachzuweisen nicht im Stande ist;
4. wenn er irgend etwas an Geld, :10 geldeswerthen Sa·
chen oder Papieren, oder an Activforderungen ver·
heimlicht oder auf die Seite geschafft hat, oder wenn
er falsche Schulden, mit oder ohne Vorwissen des er·
(lichteten Gläubigers, angegeben;
5. wenn er seine Gläubiger durch falsche oder verkleidete
Geschäfte verkiirzt hat;
6. wenn er dasjenige, was er in Handelsgesellschaften an
Geld oder geldeswerthen Sachen oder Papieren in FoJse
eines bcsondern Auftrages oder eines Depositums VOll
einem Andern erhalten hat, zum Nachtheile des "Voll·
machtgebers oder Deponenten für sich verwendet hat;
7, wenn er noch zu der Zeit, wo er schon iiLerschnlrlel
war, Anlehen, welche sein Betriebscapital oder Ycr-
mögen um die lhlfte iibersteigen, aufgenommen, Oller
HandelswJaren oder Creditpapiere unter ihrem \Verthe
uder Curse verschleudert hat;
:'\. wenn er "Yechscl- oder andere in Handelscirkulatioll
kommende Crellitpapiere ausgestellt hat, "'elche nach
(leI' zur Zeit der Ausstellung bestehenden Bilanz ::,ein
Yermiisen um das Doppelteiibersteigen.
Delll I,etriigerischen Ballkerolt ist gleich zn achten, \Yl"" 1
ein HandeIsmaIlII, \Veeb::,lcr oder' Fabrikant in der AbsicLl.
seine Gbnbiger durch einpn Sacltla[svertrag- zn beschädige".
sich fälschlich fiir zahlullgsunfiiltig ausgeseben hat.
A.rl. 2H~. Des einfachen ßankerolts soll ein 1L'II
rlelsnlann. ',"rehsler oder Fabrikanl, ,,-elcher in «11'11 1.llsLtn,j
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der Zahlungsp.nCiltigkeit gekoIlllnen i.st III foL;endcn F;iHcn
schuldig geacl,tet werden:
1. wenn er oie zu seinem Gesch~inl' nach Geselzen oder
IIandelssitte erforderlichen Biicher gar nicht I.;cfiillrl,
oder ,,,enn in den gefiihrten Riic1tr:rn sich eine solche
Unordnung findet, dafs man daraus seinen ACliv - und
Passivstand nicht iiberschcn kann;
2. wenn er unmäfsigen Aufwand in seinem Hauswesen
gemacht, oder gro,(se Summen entweder im Spiele ver,
loren, oder durch Dppigkeit und Leichtsinn verscImen-
det hat;
;'L wenn er seine Unternehmungen so weit ijber sein Yer.
mögen getrieben, dafs Jerm J\lifslingen seinen Fall
hervorhringcn Lounte und daraus auch seine ZahluniOs-,
unfähigkeit enl.\tallflrn ist.
Art. 2:-;0. Der betriigerischc BanLf'I'ott sollllli'
Arbeilsllaus bestrafl lmd deI-I:!:lri;;.;!'r soll df'\ zum I:,·
truge milsDraucltlen Gewerbes imL rtheil!: fii I' \ erlu,,1 ig er
kUrt weroen.
Der einfache I:ankerot.t. ist. mit GeLitlgnil.s_
nicht unter sechs :\Ionaten, zu strafeI!.
Vl1.




Art.. 307_ 'Ver Bijcher, i'tlusikalien, Kupferstiche, Zeich-
llllllL;en, taIHlcllarten, ohue Ein"iIli!.;un{; des YerLs.\er.\, Yer-
ferti(.;,·rs, ypr]c;,crs, oder de.\;eui~;etl, ,,·elcher dercu Hechle
e"laugt hat, o,lel' ihrer Erben, durch YenielCiltigulIC; millelsl
Druchrs oder allf audere '\eise olme Verarlwitllllu zu f'iuc-
, , . h h
TIer l' 01'111 mllerhalL funfzellll .lallr!'ll VOll der Zeil ihrer Her-
aU.\S;iIJc, so fern nicht ein Unserer Zeitraum ,lurch ein er,
t!teiltes Privile(.;iullI re.\t~;e.\etzt ist, in Umlauf brint;'t., deI'
wird, ,velin nicht dieses Privilegirlm die Strafe besonders be-
st.immt. halo an Geld, !licht. unter hundert. Gulden,
~estrafl.
In jedem Faile j,t der limlauf auf Yerlanf:l'll des Ht'
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sc!liidiglen Jurch Beschlagnahme zu hemmen und diesem
nach eingetretener Rechtskraft des verurtheilenden Erkennt:
niss(·s, die Yerfiigung über die in Beschlag genommenen Ge-
:.;enstiilllle zu iiberlassen.
. Diese Bestimmungen finden auch zu Gunsten eines Aus-
liinders, selbst ohne ein eigenes PriviIegium in Baiern er-
\\orben zu lJaben, alsdann Statt, wenn in demjenigen Staate,
1.U welchem der Ausländer gehört, den haierisdlen Unter-
t ballen gleicher Schutz gev,vährt ist.
Dieselben Bestimmungen sind auf andere Erfindungen,
\\(Tle lind Erzeugnisse der \Vissenschaften oder Kijnste an-
\\f'ndhar, in so fern sie durch besondere inländische PriviIe
Siell gegen beschädigende Nachahmungen gesichert sind.
VIII.
\ oliVe rl c Lz u n g cl es Ja g cl- 11 n cl Fis c!J er ci
Re c h te s.
Art. 814. vVer in einem fremden .l:lgdbezirke olme
ErlaubniJs des Berechtigten die Jagd entweder ausgeiiLt hat,
oder mit Schiefsgewehr oder audern Jagd"erkzeugen lind
t:eriithschaften auf tlie Jagd ausgegangen ist, der soll wegen
Verletzung des Jagdrechtes nach den in den uachfol-
gendenArtikeln festgesetzten Bestimmungen gestraft werden.
\ on demjenigen, welcher auf einem fremden Jag,ILe-
,:;rhe mit Scllie[,ge\\chr oder mit andern Jagdwerkzeugen
ndiT (~eriithschaftcIl Letreten "'orden ist, soll, ,'elHl sich
nicht aus allen Umsütnden die Gewifsheil oder \\ ahrschein-
lichkeit des Cegentbeils ergiebt, allfjenammen werden 1 dafs
er auf die Jagd in diesem Bezirke ausgegangen se)' .
.\1'1. ;H :J. \Ver, jedoch ohne alle in den nachfolgelIlIen
Art. ;H G. ;;17. und ;110. an;efiihrle erschwerende Eigen
schaften .leI' ThaI., fremdes ,laßdrccht, auf was immer fiir
eine \Yeise, \erleizl., ist mit Ar l' e S t, und nach 7.\\ eima!
erlitteuer St rafe, im dritten FaHl', nie h tun tel' d r ci '10
na te Jl zu strafell.
Ar!. ;; Ui. \ \erll' lleJJI'ere in Yerbindilll~', Init :Schids-
gewehr versehen, iler \ erlelz,llllg fremden ,Ia'gdreehles sich
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~chuldig gemacht haben, so sollen sie mit Gefängnifs ge-
straft werden.
Art. 317. Mit Arbeitshaus sind die Thäter zu stra-
fen:
t. wenn sie sich zum vVildschiefsen in eine Bande \Cr-
einigt;
2. wenn sie sich vermummt oder auf andere vVeise un-
kenntlich zu machen gesucht haben.
Art. 518. Die Gerichte sind ermächtigt, gegen die
Thäter, wenn sich dieselben den Jägern, Forstbedienten oder
andern sie betretenden Personen sogleich ergeben, oder auf
Anrufen von der Flucht abstehen und sich gutwillig stellen,
in den Fällen des Art. 317. Statt des Arbeitshauses auf
Gefän gnifs, j edo eh nicht un tel' sec hs MOli a ten,
1.U erkennen, und in den Fiillen der Art. .'115. und 316. so-
wol die Arreststrafe in ihrer Dauer zu mindern, als auch die
Gefängnifsstrafe in Arrest zu veriindern.
Gleiche Strafminrlerungen soll e n denjenigen zu Theil
werden, welche zur Veriibung der That durch erliUene und
nicht vergütete vVildschäden gereizt worden sind.
Art. 319. Hat der Thäter gegen Jäger, Forstbediente
oder andere Personen, von welchen er bei der That betre-
ten wurde, Drohungen oder Gewalt angewendet, so ist der
selbe nach folgenden Bestimmungen zu strafen:
1. mit dem Tode, wenn eine solche Person getödlet
worden oder an der erlittenen Mifshandlung oder Ver-
wundung gestorben ist;
2. mit Kettenstrafe, wenn eine solche Person lebens-
gcfiihrlich verwundet, oder auf die sonst noch im Art.
220. Nummer I. bezeichnete Weise verletzt worden ist,
,~, mit Zuchthaus, wenn der Thäter eine solche Pet'-
son im geringeren Grade verwundet oder verletzt, oder
;l1If dieselbe, ohne sie zu verwunden, geschossen hat.
4 mil Arbeitshaus nicht unter fiinf Jahren,
wenn er eine solche Person auf Leib oder Leben be-
droht, oder sonst gegen sie Gewalt gebraucht hat.
Die (~erichte sind jedoch ermächtigt, alsdann, weun
det' Thäter besonders zum Zorne gereizt worden, Statt der
Tod es s t l' a fe auf K e 1t en s lr a f e, und insbesondere, welln
"ich allS allen Umständen ergiebt, dars derselbe die Absicht
zu tödlcn nicht gehabt habe, allfZucht.halls nicht UII ..
ler fUllfzehn Jahren; St.aLL der Kettenstrafe allf
'I. u c h t hall s; Statt der Zu c h t hau s s t r a fe auf Ar"
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beitshaus und im }'aJle Nummer 4. auf Arbeitshaus
bis zu fiinf Jahren zu erkennen.
Art. 320. Gewehre und andere J<tgdwerkzeuge und
Gerätllschaften werden in jedem Falle confiscirt. '
A.rt. 32 L Mit Ausnahme der in den Art. 3 t 7. und 319.
genannten Fälle wird wegen Verletzung des Jagdrechtes Un-
tersucllUng nur auf Anzeige des Jagdberechtigten verhiingt.
Art. 322. "Ver ohne Erlaubnifs des Berechtigten in
Fliissen, J3ächen und andern Gewässern, in welchen Jemand
die Fischereigerechtigkeit hat, fischt, krebst, angelt, Netze,
Garne oder Reusen steckt, Angeln legt u. dg!., der wird
auf Anzeige des Berechtigten mit Ar res t bis zu ein e m
l\1 0 n a te bestraft.
Hat der Thäter ToJlkörner gebraucht, Bäche ausgeleuch
tet oder äll!llic11e verderbliche Mittel angewendet, oder sind
die Thäter in Verbindung auf das Fischen oder Krebsen aus-
gegangen, so soll auf Arrest bis zu drei Monaten er-
kalUlt werden.






('Ille Kritik der jetzigen ßaicl'jsthen Straf
gesetzgebung,
von
F. K. von Strombeck.
In der Frankfurter Ober-Postamts-Zeitull b
vom 19. März 1829 (Nr.78.) befindet sich folgender Artikel:
»B.egensburg, vom 12. März.
Die R.evision unserer Strafgesetze wird ein Uiglich drin
genderes l~edlirfnifs. Im Laufe voriger Monate haLen sich
in unserer Umgegend wieder FiiIle ereignet, die nur zu deul-
lich sprechen, wohin uns der dermalige Zu,lanrl lIn,ere!'
Strafgesetzgebung' noch fiihren kann. Zu KiiJ'ering wlInIe
IJeim Tanz ein Mensch durch Stielle verwundet, ZII Hegell-
dorf einer auf dem Tanzplatz erstochen, ehenso zu Eichho·
fen, zu Sanding ein .l\Iädchen durch einen Schuf, durch das
Fenster der \Volmstube getödlet, zu RheinhauseIl ein junger
Mensch beim Tanz dnrch JHesserstiche ,er/etzl., in l~egen.
stauf eine Frau durch einen Burschen niedergestochen,' da-
hier eine Frau von ihrem Ehemanne durch einen Pislolcn-
schufs verwundet, und erst in diesen Tagen soll wieder an
einem hiesigen Magistratsbeamten , dem Nachfolger des un·
gliicklichen Eisberger, ein J\'Iordversuch veriibt worden SeVl1.
\Vie, bei solchen Erscheinungen und bei der täglich m~hr
um siell greifenden Unscheue vor Gesetz und Richteramt,
sich noch so viele zarte Seelen in weitläuftigen Erörterungen
iiber U IIsl.atthaftiglcit und Abschaffung der Todesstrafe 1'1'-
schiipfell lind die Frage giillzlich bei Seite sel.7,en kUnnen,
dllrch ~welchc!\Iiucl ~wird denn der tiiglich ziiselloscr wer-
dende gellleille\ olkshanfen ,on \" erhrechen abgehalten und
der \om Slaal c sclilllJigc Schutz des Lebens uud Eigcnthllßls
seiner Augehiirigell gewiihrt werden können, ist nur aus
deli modernen Perfectibilitäts - Triiumen so Mancher zu er-
kHiren. \Ver sich zu iiberzellgen und in die Sammelpliil.ze
des gemeinen Vol1,.~llallfells herallZusteigen nicht scheut, der
kann täglich die AufserllIlg hören: » "Vas mache ich mIr
denn ;l1lch aus ein Paar Jahren Zuchthaus! « «
\Venll gleich die ';Viderlegung von Zeilungsartikeln sich
wenig fiir wissentsdwftiiche \Verke eignet, so ersdlt'int hj".,
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doch eine Ausnahme nicht ullZweckmäfsig·, da der Eilldruek
von l1emerkungen der Art, als die mitgetheilten, oft fortdaurrt,
:venn der Artikel, der sie entl~ielt, selbst liingst vergessen
Ist, lllld so der guten Sache bel denen schadet, die wesent.
lieh hei derselben einzuwirken im Stande sind. Also mön-I'n
denn folgende Be m e r k u ngen hier Platz Jindeu. b
Ob die in obigem Artikel aufgefii!Lrten Verbrechen J<: r-
mordungen und Mordversuche, oder nur einfach ...
Todtschägc (Art. 151. des Baierischen Sl.-G.-H.) lind
Körperverletzungen gewesen, ist - bis auf die lelzte
i\nfiihrung - nicht angegeben. So fehlt jede fesleBegriin-
dung einer Beurtheilung. Da jedoch die Frage ii bel' die
Statthaftigkeit der Abschaffung de'r Todesstrafe
damit in Verbindung gebracht ist: so wollen wir zuviirder.sl
annehmen, dafs die Verbrechen Ermordungen und
Mordversuche gewesen, und untersuchen, welche Be-
sclmldigungen I)ier die Gesetzgebung in der Beziehung tref-
fen könne, dafs sie durch übermäfsige Milde jene Verbrechen
gcwissermaafsen herbeigeführt habe.
Das Strafgesetzbuch fiir Baiern verordnet Art. 146. 1);
» Ein Todtschliiger, welcher die von ihm verursachte
»Entleibung mit Vorbedacht beschlossen oder III i:
» Überlegung ausgeführt hat, soll als l\Iiirder mit dem
»Tode bestraft werden. '<
Ist hier also von 1\1 0 r d r n die n.rde, ;;0 ist der \ "mIsch
des Einsenders erfiillt: die :,\liiJ"l]I'r wenlen ]\ingcric!ltrl,
und eine Miltlc der Geselze l.ann das 'crbrecllen nicht 111'1'
beigeführt haben.
"\Varcn die Ver 1c t 7, 11 11 gen M ° r (I y crs 11 c h (', s(.
waren es nach Arl. GO. unstreitig 11 ii c hs t(~ \ (' r s 11 c h ('.
"eil
»die Vcr/Jrcc!Ler schon in (lcrjenigen 1land"lll;; 11('
»gTiffen waren, (lurch "delle das \crl'l"edlen ;;o;.;leidl
»lmrl IJ1lmiltelLar in \' irklichkeit gebracht \1l'l"dell
'. sollte.«
Es tdte mithin nach (]elll CeH'IZI' (.\11. GO.) Siall dei
Torlessl.rafe h.c i l e 11 s l ra fe, 0 d C" Z 11 C h {,,;\ 11 S sir a fe ;, 11 !
unbestimmte Zeit ein. ;'lit der Keu('Jls/":ll'e hall'"
die Bcwandnif, (Art. 7. lind 8.), dafs sie lIen hiil";.;crli,.hei:
Tod mit sich fiihrt, in den schwersten Arheiten in K('II,'n
286
besteht und von lebenslänglicher Dauer ist. Diese
Strafe ist also dem Tode mehr als ßleich zu achte!!.
ßci der Z u eh t. 1\ aus s t l' a fe auf unh es tim m t c
Z ei t (Art. 12.) kann der Verbrecher, bei llmerwerQichel\
Proben gebesserter Gemiithsart., na eh sec h zeh n S t ra f-
jah ren Begnadigung er ...v art e n. ~ Auch llier liegt also
eine Strafe vor, die der Todesstrafe sehr nahe kommt, lHld
das Gesetz ist gewifs nicht iibermäfsiger :l\Jilde zu beschul-
digen.
ßei der Verabscheuungswürdigkeit des Mordes wiirden
jedoch jene Vers u ehe - wenn nicht besondere, aus der
Jugend der Verbrecher oder andern Umständen herzuneh-
mende Milderungsgründe vorhanden se.vn sollten - gewirs
mit der lebenslänglichen Ketlenstrafe belegt werden: eine
Strafe, die so hoch ist, dafs wohl nirgend in Deutschland zu
jetziger Zeit eine höhere Strafe auf jene Versu ehe erfol·
gen dijrfte, und gewiCs auch nicht yon den hiesigen Ge-
richten. Dennoch aber sind Ermordungen und Mordversuchc
hier zu Lande so selten, dafs oft viele Jahre hingehen , ohnc
dafs Verbrechen der Art Statt haben.
So scheint mir, in lleziehung auf 1\1ord und J\Iordver-
such, die jetzige Baierische Gesetzgebung gegen den Vor-
wurf einer übermäfsigen Milde g~inzlich gerechtfertigt.
Aber vielleicht waren die 'Iödtungen nur ..e i n fa ehe
~rodtschläge (Art. 151.), d. i. sie waren ohne Uberlegung
ll1 aufwallender Hitze des Zorns geschehen, und die Ver-
lelzungen waren nur "K ö l' per ver let zu n g' e n ; « Exccssr
wie diese ahndet aber das Gesetz vielleicht mit zu geringer
Strafe?
Bei Tödtungen dieser Art wird jet.zt nicht leicht Je-
m:md behaupten, dafs von Tod e s s t l' a fe die l\ede se rn
kiinne, und der Seufzer in Beziehung auf die "z art e n S e'e-
I e n « ist also ohne Begriindung.
Es bestraft das Gesetz den einfachen 'Iodtschlag
mit Zu c h t hau s 5 t l' a f e auf u nb e s tim m t. e Z ci t - also
auf wenigstens sechzehn Jahre; die Kiirperverletzun-
ben aber können, unter Umständen, ebeu so hoch bestraft
werden (Art. 181). Also auch hiel' wärc das Gesetz von
(lern Vorwurfe übermäfsiger Milde freizusprechen.
Geschehen nun wirklich in Baiern jene g'erügten Ver-
brechen so häufig, als jener Artikel uns glauben machen
will, liegt nicht ein zufälliges Zusammentreffen hinsicht-
lich der Zeit \"01': so mur.~ der Grund in andern Umständen
A Nil." NG. 287
als in der peinlichen Gesetzgebung liegen, und wichtig wäre
es allerdings, jenen Ursachen nachzuforschen. In No r d-
deutschland, llamentlich in den Braunschweigi_
s ehe n La n den, finden bei den Tanzgelagen der Landleute
und Handwerker ebenfalls Schlägereien, doch nicht lläufig,
St~tt, von M es s crs ti c h e n hat abet:. bei solchen Gelegell-
Iwten Niemand etwas zu fürchten. Uberhaupt nehmen in
der hiesigen Gegend die Verbrechen (au[ser dem Diebstahle
und Betruge) bedeutend ab. Vom Strafsenraube ]lört man
nie, höchstseJ!en kommt ein Mord vor, eben so wenig Noth ..
zucht. Majestätsverbrechen, Hochverrath, und iiberhaupt
Verbrechen gegen die Sicherheit des Staates, sind wohl nie-
mahls vorgekommen. Wenn leider Diebstähle und Betrug
nur zu sehr jetzt die Gerichte bescJlältigen, so liegt dieses
offenhaI' in der vermehrten Bevölkerung und den gewerb-
losen Zeiten. Wohlhabende I"eute stehlen nicht leicht und
hetriigen selten. .Man setze auf jeden Diebstahl über 10 Rthlr.
den Tod, und die Diebstähle werden nicht vermindert wer-
den; aber man verschaffe dem Volke neue Erwerhsmittel,
und der Erfolg wird nicht ausbleiben. vVarum stiehlt man
in England , wo der Henker stets in Thätigkeit ist, so viel,
und in Nordamerika, bei milden Gesetzen, so wenig? -
,",Veil in England ein Viertel der Bevölkerung Hunger leidet
und in Amerika ein blühender vVohlstand in allen \olks-
klassen Gliick verbreitet.
Sind also in TI ai ern jene Verbrechen der Gewaltthä
ligkeit so häufig: so denke wall auf verbesserten U 11 tel'
richt und Beförderung der l\eligiosi Uit, nicht auf I\.iick.
schritte, auf Zurückdriickung jener Verbrechen dllrch (;a11.;1'1I
und Rad. - So wird man in dem Sinne \011 Baicl'ns I.u d
wig, dem Muster der Kiinigc, handeln, und in dil'!wlIl Sinnl'
ist auch der revidirte Entwurf des StrafS'c,'clzllllchcs \011 1H2'7
abgefafst. worden. - ,,\ 0 rw ä rts!" rllft in eincm herr);
ellen, wahrhaft königlichen Gedichte jelH'r e(lle ;\lollarell.
also nicht r ii c k w ä I' ts zur Englischeil SI raf~csI'l7;';P{l1Inl.;,
Schulen, um zu unterrichten, freier' erkch 1', Ulli
Zu ernähren, Z 1I C h t h ä u seI', um w hessenJ ur,,} w ,,11':1·
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Vergelmngen, Policei- " 4
VergewaJtigung 378
mon bcmfelbcn mcrfaffcr finb im mcdagc })on
%ti cbri cf) mi ewe g in ~raunfcf)rocig crfd)icllCa:
Breislack, Scipio, Lehrbuch der Geologie. Nach der 2ten
franz(isischen Ausgabe, mit best;indiger Zu ziehung der
ersten italienischen, übersetzt, und mit Anmerkungen
begleitet von F. K. v. Strombeck. 3 Bände, mit den
Kupfern des Originals. gr. 8. 9 Whlr.
Cicero, des 1\1. '1'., Abhandl. von der Freundschaft und vom
Alter, Paradoxien der Stoiker und Traum des Scipio,
übers. von F. K. v. Strombeck. gl'. 8. 1 Hlhlr.
~ormutare unb Unmerfungen 3u ber \J)roce~,Drbnung be6 J\:oni!1'
reid)5 )illeftpl)aten. 217 ~~eit. Weit einem IJoUjh\nbigen ffie!3i11er
uber beibe ~~eite, l.Jon ~. .!t. IJ. eitrombecf. gr. 8. 2 ~~(r.
~urftellfpiegel, beutfd)er, a. b.16ten 3a~rl)., ober ffie~3Cln Ocr ~Ik
fteml.Jei6~eit IJon bem .per3. 3l!tiu5 unb Ocr J~cr3o!Jin ffiege.ntin
&tifabetl) 3U iBraunfd)w. u. ~uncb. UU6 ungebrucften ard)iIJa'
lifd)en Urfunben ~erau5geg. IJon ~,se IJ. eitrombecf. 4. 1 ~!)(r.
®efd)id)te eine5 aUein bure!) bie ~atur !)erIJorgebrae!)ten animat. ~ag'
neti5mu5, unb ber bure!) benfetben bewirften ®enefung. ~it ei,
ner morrebe beG .pm. ®el)eimenrat~5 Dr. imarfarb. mon ~.
.!t. \). eitrombecf. gr.8. . 18 ®gr.
9tae!)trag 3u biefem !illerte. 9tebji bdlaufigen iBemerfungen u.
f. w. gr. 8. 2 ®gr.
Ovid's Heilmittel der Liebe, übers. von F. K. v. Strombeck.
Zweite, sehr veränderte Ausgabe. gr. 8. 16 Ggr.
Properz Elegieen, übers. u. erklärt von F. K. v. Strombeck.
Zweite sehr verm. u. verb. Ausg. gr.8. 1 '1'111'. 12 Gl$r.
ffiee!)t5wijfenfe!)aft be5 ®efe~bue!)5 9tapoleon5 unb ber ubrigen bur=
ger!. ®efe~e beG .!tonigr. )illeftp~alen, ober eiammlung l.Jon &nt,
fd)eibun!3en be5 .\tonig!. UppeUation5!)ofe5 3U @"eUe, unb Ubl)anb=
lungen uber bie entfd)iebenen unb anbercn ffied)t6fragen. mon
~. .\t. \). eitrombecf. gr.8. 3 .pefte, (a 1 ~~lr.) 3 ~!)lr.
eiammlung \)on etntfd)eibungen be6 e~ematigen UppeUation6~ofe5
3u @"eUe unb 1(b~anblungen ttber bie entfd)iebencn unb anberc
ffied)t5fragen. mon~ . .!t. \). eitrombecl'. gr. 8. 18 Glgr.
Tacitus, des Caj. Corn., s;immtl. iihriggehliel.ene \Verke,
ühers. VOll F. K. v. Strombeck. 3 Bde. gr. 8. 5 'fhIr.
Dasselbe vVerk auf geglättetem Velinp. 7 Hthll'. 12 Ggr.
Veliejus Paterculus, des Cajns, zwei Hiicher Hiimischer
Geschichten, so viel davon übrig geblichen, übersetzt
durch F. K. v. Stromheck. gr. 8. 1 Thlr. 4 Ggr.
~n bemfcl&en }BerCagc ift ferner erfd)iencn:
me ntu ci ni, Dr. cr., .panbbue!) ber 113aterliinbifcl)l'n GlefdJid)te fitr
aUe eitanbe ber iBraunfe!)wcig' Nrneburqifd)en l'anbe6bfltlo!)ner.
4 flatte iBanbe, bie iBraunfcl)ll.Jeigiid)e Glefd)il1)te bi6 3um .salll'C
1809 ent~altenb. gr. 8. l'obeuprei6 7 ~!)lr. 12 ®!Jr.
l)erabgeiqt auf 4 ~()[r.
Um biefn~ wert~IJoUe )illert aUgemeiner 3U tJrrbniten unb ('6 oud)
weniger bemittelten .\taufern 3ugiingiq 3U madlen, bat bie merraH'"
~anb:ung ben frt'i~ern sprei5 oon 7 :;r~lr. 12 ~)'lr. <luf 4 ;;rl)lr.
~erabgefe~t, unb glaubt babure!) ben @ebitbeten aUer 0tanbe I be,
nen .!tenntni9 ber \)aterlanbife!)en ®efe!) icl) tc iBeburfni~ fdn t1tU~,
einen nu§ti4)en llienft au erweifen.
~ 0 lH, !IB. :1. ~., O)?~gi!lrat~,!i)irwor !u Q3r<llmfcl)l1.leig, ~eiträ!1e !ur l};el
fcl)icl)te ~e~ S"er!ogt~um~ ~rallnfcl)tlleig. (!;r!ler ~eittag. !i)a~ lSrunn J
l\euer,tet>!lem ~eG S?et!ogt~umG lllraunfrtll1.leig, gefcl)id)tficl) ~erfolgt un~
erläutert. gr. 8. 16 (Bgr.
III lil OI1.l, (ij. '». ~on, 'Hb!lan~lungen über eil1!elne O)?llterien ~eG römifcl)w
bflrgerfiel)en Necl)tG. 2 'lllle. gr. 8. 2 Zhlr. 18 (ijgr.
- - 18eiträge !nr (Befcl)icl)te ~er lllrallnfcl)l1.leig, ~ünebllrJlifroen ~an~e, Iln~
!ur stenntnifi ihrer metfajfung un~ merl1.laltnng. 8. ge~. 20 (Bgr.
- - C!:rläutern~e lllemerfungen fiber llaG lllerfal)ren in €ittaffacben, nael)
l1.lefil'~iilifc~en (ijefer;en. ~in <Eommentar iiber bie brei etrafl'ro!efiorbnunl
gen ~eG .!tönigr. 1!Befil'l,alen. 3 'lIlie. gr 8. 4 itl)lr. 16 (ijgr.
- - ~ran!öfifltJeG <Eillilte!1)t in ffiedltHl'rücben, ,ur C!:tliiuterunJl ~e6 (Befe~I
buclJG :na\l0IeOn5, nad) ber Neihefolge ller 1!ttifel. gr. 8. 2 'llllr.
IJ te berH or f, ~. ~., Promtu.rillffi ~er !Sraunfcl)tlleig,~olfenbiittelfd)en
~an~e6,merorllnungen. 4.
mon lliefem \Illerfe finb nur nocl) llie nacl)!ler)en~tn 'll,eife Ilorriill)ig un~
fofien:
Ir \t~ell 1 ~{,Ir. 12 (l;gt.
4r 'll)eil 1 ~I)lt. 8 (ijgr.
6t 'll)eil 1 Ithlr. 16 (Bgr.
~efcbid)te ~eG .f?er!ogl. Q3rannfcl)l1.leigifcl)en 'Hrmee, <Eor\l~ in ~em ~e1~!nge
ber aUlirlen ID?äcl)te gegen IJ/apoleon !SlIonapatte im :Jabre 1815, Ilon ei,
nem D/fiiier ~eG (ijeneralfiaabG. gr. 8. ID?it 2 'lJliinen. gell. 16 (ijgr•
.f? aHe I un~ me ge, geOgrapl,ifcl)"lati!lifcl)e l5efcl)reibung ~er ~iir!lentl,iimer
mlolfenbiittel IIn~ !ßlallfenburg. 2 mlle. 8. 2 'llllr. 12 (ijgr.
J> ur leb u fd), m. ';5'. Dr., C!:rötterllllMn aUG ~em C!:i~il, un~ S\riminalre!1)te.
2 .f?efte. gr. 8. 1 'lOlr.
st r ii ger, <E • .f? 'lJ., ft>fiemQtifc!Je ~ar(1eUllng ~eG biirgerlicl)en lj)ro!ejfeG
im .~et!ogtllnm !ßraunfcIJl1.leig. gr. 8. geh. 20 (Ilgr.
~an~tagGabfel)ieb, etrid>tet !U l8raunfcl)l1.leig ben 9ten SJll'r. 1770. 12 <!Jgr.
~ ei fi e, s.? W., mepertorillm ber lEerorbnungen nnn Nefcripte, l1.lelcl)e in
o bem .f?er,ogthum l5raunfd)l1.leig in ben :Jallren 1750 - 1804 erll1ffen finb.
4. 2 'llllr. 8 (ijgr.
eie b l) aber, €. il). Il., C!:inleitung in ba6 !ßraunfCll\t1eig'~llneburgifcl)e ~an~,
rernt. 2 !ßbe. 8. 1 ;I:l)lr. 20 <!Jnt.
$ rau n, u., \'oUfiiinbi~e6 lBraunfcl)\t1eig, ~iineburl1ifrne6 teiegelfallinet, ()er,
aueg. mit 'Hnmerf. u. b. merf. ~ebenGlauf begleitet ~on :i. 21. Nemer.
gr. 8. 12 (!igr.
NI bben t r op, 'lJ. ~., meitriige ,ur stenntnifi ber merfajfung ~eil S.?er!og,
t~umG !ßraunfdjl1.leig, rüneburg, )ffiolfenbiittelfcben :tl)eilG. 1t meitrag. Es.
10 (ijgr.
bu mol, !i). S., rlteratur beG l5raunfcl)l1.leig, :molfenbflttelfd)en 0taatf:'
un~ 'lJrillatreel)te. 8. 20 <!igr.
m ö m er, Di".:i. l!., IS'rie~rid) ~llill,elm, S"er!og ~on lllraunfcll\t1eig, afG
O)?enfcl!, in muen Bügen auG feinem (l;emiil~e. gr. 8. 18 (Bgr.
\5in~ bie \5tellen eineG %flrfif. \WinifierG lIn~ eines \5cl)allraH)G im S,?er,og,
tbum Q3raunfc!)tlleill' mlolfenbiimr in einer 'lJerfon Ilereinbar ~ 8. 4 (Bgr,
merfuel) einet pragulluifrl)eh (';efCl)icl>te ~e5 j"~allfe5 !8tm1Ufc[)l~eig uub Elll1e'
burg (Ilon J\od»). gr. 8. 1 ZIlle.
!IB alb e cf , 'lJ. (1;. ~. :mo, <Eol1trouerfen, C!:ntfc!)eibllngm beil gemeinfdJaftli,
rb.n Dber, ~ppeUatioI1Ggericl)tf: ~ee S)er!ogtl)ums 181'allnfcl)tlleil! unll bet
tJürtlentl)ümer !!Balbed', '»I)tmont, ~lpl'e Unn 0r1)aumbut,g, l!il'lle, !l1
!!Bolfenhiittel. ,gr. 8. 1 :Z:l)lr. 12 (Bgt.
1\ Iff r (\ m, st. S. (B., uoUli~n~. @iammlung bel mrltunfd)l1.leig '~ilneb.
Sed)fel' merorbnungen, mit etliint, ~nmerP. gr. 8. 16

